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Die vorliegende Arbeit untersucht den Entwicklungsstand des polnischen 
Telekommunikationssektors, speziell des Festnetzes, im Hinblick auf den 
bevorstehenden Beitritt zur Europäischen Union. Der Beitritt erfordert 
von Polen sowohl die Übernahme des acquis communautaire als auch eine 
geeignete Vorbereitung des polnischen Telekommunikationsmarktes auf 
die EU-Wettbewerbsverhältnisse. Unter Berücksichtigung der verfügbaren 
Technologien, des Grades der bereits erfolgten rechtlichen Anpassung und auf 
Basis einer landesweiten Marktanalyse wird die im Sinne des Universaldienstziels 
definierte Unterversorgung mit Telefoninfrastruktur in ländlichen Regionen 
als das Kernproblem identifiziert und en detail diskutiert. Dabei werden die 
für Polen spezifischen Markt- und Regulierungsbedingungen untersucht 
sowie Politikempfehlungen formuliert, die speziell eine Verbesserung der 
Flächendeckung mit Telefonanschlüssen auf dem Land zum Ziel haben.
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wurde.

S C H R I F T E N  Z U R  W I R T S C H A F T S T H E O R I E  U N D 
W I R T S C H A F T S P O L I T I K

Małgorzata Stankiewicz

Die polnische Telekommunikation vor dem EU-
Beitritt



Die polnische Telekommunikation 
vor dem EU-Beitritt 



SCHRIFTEN ZUR 
WIRTSCHAFTSTHEORIE UND 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 
Herausgegeben von 

RolfHasse,Jörn Kruse, Wolf Schäfer, Thomas Straubhaar 
und Klaus W. Zimmermann 

Band 27 

~ 
PETER LANG 

Frankfurt am Main • Berlin • Bern • Bruxelles • New York • Oxford • Wien 



Matgorzata Stankiewicz 

Die polnische Telekommunikation 
vor dem EU-Beitritt 

PETER LANG 
EuropäischerVerlag der Wissenschaften 



Open Access: The online version of this publication is published 
on www.peterlang.com and www.econstor.eu under the interna-
tional Creative Commons License CC-BY 4.0. Learn more on how 
you can use and share this work: http://creativecommons.org/
licenses/by/4.0.

This book is available Open Access thanks to the kind support of 
ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft.

ISBN 978-3-631-75123-7 (eBook)

Bibliografische Information Der Deutschen Bibliothek 
Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der 
Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische 
Daten sind im Internet über <http://dnb.ddb.de> abrufbar. 

=t 

Zugl.: Hamburg, Univ. der Bundeswehr, Diss., 2002 

Gedruckt auf alterungsbeständigem, 
säurefreiem Papier. 

D705 
ISSN 1433-1519 

ISBN 3-631-50708-9 

© Peter Lang GmbH 
Europäischer Verlag der Wissenschaften 

Frankfurt am Main 2003 
Alle Rechte vorbehalten. 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich 
geschützt. Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des 

Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlages 
unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für 

Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die 
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen. 

Printed in Germany 1 2 3 4 5 7 

www.peterlang.de 



Najlepszym na swiecie: 
Rodzicom i Bratu 





Vorwort 
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wehr Hamburg. 

Der Erfolg hat bekanntlich viele Väter (und Mütter), und ich bedanke mich bei 
all' jenen für ihre unschätzbare Hilfe, die ihn mitbegründet und befördert haben. 
Zuallererst aber gebührt der Dank meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Jöm 
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Den weiteren Mitgliedern des Promotionsausschusses, Frau Prof. Dr. Claudia 
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Ganz besonderer Dank gilt meinen Kolleginnen Frau Dr. Silvia Rottenbiller und 
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Katrin Peemöller und Herrn Dr. Justus Haucap für ihre Freundlichkeit und ihren 
Humor in guten wie in schlechten Zeiten. 
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ich mit vielen lieben Menschen zusammenarbeiten durfte und neue Freunde 
dazu gewonnen habe. An dieser Stelle sei den Aktivisten der lehrstuhlübergrei-
fenden Integration für die immer gute Stimmung und die Hilfe bei der Bewälti-
gung von Schaffenskrisen herzlich gedankt: den Schäfers - Frau Dr. Sarah 
Schniewindt, Herrn Christoph Kimme! und Frau Babette Hagemann; den 
Zimmermännern - Herrn Dr. Tobias Just, einem Freund und guten Nachbarn 
sowie Herrn Eckhard Zirkmann; den Carlbergs - Herrn Alkis Otto und Herrn PD 
Michael Bräuninger - sowie Frau Susan Kurth und Herrn Alexander Venn. 
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Allen freundlichen Menschen an der Universität, die mir die Zeit so angenehm 
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0 Einleitung 

Der Telekommunikationssektor gehört in den letzten Jahren zu den dynamisch-
sten Wirtschaftsbereichen und nimmt eine immer bedeutendere Stellung in den 
entwickelten Volkswirtschaften sowie in der Weltwirtschaft ein. Die Entwick-
lung der Telekommunikation unterstützt dabei die Intensivierung der internatio-
nalen Wirtschaftsbeziehungen. Gleichzeitig trägt sie zum grenzübergreifenden 
sozialen und kulturellen Verständnis bei. Die fortschreitende Verschmelzung der 
Sektoren der Telekommunikation, der Informationstechnik, der Medien und der 
Elektronik resultiert wiederum in der Schaffung des konvergenten Wirtschafts-
bereichs TIME, 1 der die Kommunikation und die Informationsverarbeitung der 
Zukunft prägen wird. 

Die Innovationen im technischen Übertragungsbereich und die Liberalisierungs-
schritte, die in der Telekommunikation seit den 80er Jahren durchgeführt wur-
den und das bisherige fast ub.iquitäre Staatseigentum des Sektors reduzieren, be-
dingen sich gegenseitig und fördern gleichermaßen die Entstehung eines wettbe-
werblichen Telekommunikationsmarktes. Der ordnungspolitische Aspekt seiner 
Organisation stellt jedoch aufgrund der natürlichen Monopoleigenschaft eines 
wichtigen Netzteils - des Ortsnetzes - eine besondere Herausforderung dar. 

Weitreichende Liberalisierungsschritte der Telekommunikation sind bereits in 
der Europäischen Union erfolgt. Die EU-Beitrittskandidaten, darunter Polen, 
müssen sich auch in diesem Bereich an die Anforderungen der EU, darunter an 
den aquis communautaire sowie die gemeinschaftliche Funktionsweise des Te-
lekommunikationsmarktes, anpassen, um für die bevorstehende Zusammenarbeit 
und den Wettbewerb auf dem Unionsmarkt gewappnet zu sein. Dabei bedingt 
den Erfolg des polnischen Telekommunikationsmarktes in der EU weniger der 
notwendige Transfer des acquis, sondern hauptsächlich die Implementierung der 
gemeinschaftlichen Wettbewerbsregeln und -verhältnisse. Aus diesem Grund 
werden in den Kopenhagener Beitrittskriterien u.a. "( ... ) the existence of a 
functioning market economy as weil as the capacity to cope with competitive 
pressure and marketforces within the Union'a der Beitrittsländer vorausgesetzt. 
Die geforderte Anpassung und Übernahme des acquis kann als Preis für die EU-
Mitgliedschaft verstanden werden, stellt jedoch gleichzeitig eine Chance für Po-
len dar, unter dem Beitrittsdruck die bisherige Gestaltung der Telekommunika-
tionspolitik zu verändern und umzuarbeiten. 

Für das ehemalig sozialistische Polen stellt diese Umgestaltung eine besondere 
Herausforderung dar und erfordert eine neue Balance von Markt und Staat mit 

1 TIME steht fUr die Begriffe Telekommunikation, lnfonnationstechnik, Medien und Elek-
tronik. Vgl. Knetsch (1999), S.20. 

2 Europäischer Rat (1993). 
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dem Ziel der Einführung und Stärkung von Wettbewerb im Telekommunika-
tionsmarkt. Aufgrund des politisch-historischen Hintergrunds mit zentraler Steu-
erung und Verstaatlichung aller Wirtschaftsbereiche steht es vor der Aufgabe, 
den Telekommunikationsbereich von dem über Jahre hinweg wuchernden und 
nicht ziel- oder effizienzorientierten, sondern prinzipiell an politischen Interes-
sen ausgerichteten staatlichen Eingriff zu befreien und die Entwicklung von 
Marktstrukturen zuzulassen sowie zu unterstützen. 

Aufgrund dieser historischen Fakten und der ökonomischen und ordnungspoliti-
schen Charakteristika der Telekommunikation ist die Problematik des Verzich-
tes auf ausschließliches Eigentum und Kontrolle über den Telekommunikations-
sektor durch den Staat und seiner Beschränkung auf Kernkompetenzen beson-
ders wichtig und kompliziert. In diesem Sektor und beim derzeitigen Entwick-
lungsstand der polnischen Telekom ist dies nur über eine schrittweise Einschrän-
kung des staatlichen Eingriffs und die simultane Gestaltung der Grundlagen für 
die Entwicklung eines funktionsfähigen Wettbewerbs zu erreichen, wobei es das 
Ziel sein sollte, staatliche Eingriffe in Zukunft auf die absolut notwendigen zu 
beschränken. Dies heißt für Polen, dass die Formulierung und Implementierung 
der Telekommunikationspolitik sich in nächster Zeit vorrangig auf die Beseiti-
gung der entstandenen Entwicklungsrückstände im Vergleich zu entwickelteren 
Ländern konzentrieren sollte, bei denen nicht zu erwarten ist, dass sie vom Wett-
bewerb behoben werden können. 

Im Bereich der Telekommunikation wird von Polen eine besonders gute Perfor-
mance zu erbringen sein, die sich zunächst auf die Beseitigung von Altlasten 
wie niedrigen Penetrationsraten, schlechter Qualität der Netze bzw. langer War-
tezeiten auf einen Anschluss konzentrieren muss, wenn Polen auf dem EU-Tele-
kommunikationsmarkt sowie in allen anderen Wirtschaftsbereichen als Mitbe-
werber, aber auch als Partner eine Chance haben will. 

Vor dem bevorstehenden Beitritt Polens zur Europäischen Union ist dazu eine 
Analyse der bisherigen Entwicklung der Telekommunikation in Polen sowie die 
Beurteilung der in der letzten Dekade bereits erreichten Anpassungsfortschritte 
unerlässlich. 

Eingrenzung des Forschungsbereichs, Problemstellung und Zielsetzung 

Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf einen Teilbereich der Telekommu-
nikation und zwar den zielgerichteten Punkt-zu-Punkt-Austausch von Informa-
tionen - die Individualkommunikation3 -, welche die gezielte Anwahl einzelner 

3 Der Bereich der Individualkommunikation (weiterhin Telekommunikation) kann in drei 
Teilbereiche untergliedert werden: Netze, die die Verbindung zwischen den Endgerllten 
herstellen, Dienste, die jegliche Leistungen der Übermittlung von Informationen zwischen 
den an das Netz angeschlossenen Geräten bzw. Teilnehmern umfassen sowie Endgerllte 
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Anschlüsse mit Hilfe eines Vennittlungsnetzes ennöglicht.4 Es wird überwie-
gend der Bereich der Telekommunikationsnetze behandelt,5 welche die Basis 
der Nutzung der Dienste mit Hilfe der Endgeräte darstellen.6 Besondere Auf-
merksamkeit wird dabei den Ortsnetzen gewidmet, die als Verbindung zum 
Endkunden und unter subadditiven Kostenkurvenverläufen einen wichtigen 
Netzteil darstellen. 

Aufgrund der komplexen Telekommunikationsproblematik in einem postsozia-
listischen Land auf dem Sprung in die EU, die einer interdisziplinären Herange-
hensweise bedarf, wird unter Berücksichtigung der spezifischen Marktmerkmale 
- Hauptproblemfeld Ortsnetze - ebenfalls die Anpassung der rechtlichen Grund-
lagen Polens als Basis für eine erfolgreiche Marktentwicklung sowie EU-Inte-
gration untersucht. 

Im Zuge der Analyse der Entwicklung des polnischen Telekommunikations-
marktes kristallisiert sich als größtes Problem des polnischen Marktes die niedri-
ge Anschlusspenetration und darunter speziell die Unterentwicklung der Tele-
kommunikationsinfrastruktur in ländlichen Gebieten heraus. Es wird deshalb 
untersucht, aufweiche Weise und unter welchen Markt- und Regulierungsbedin-
gungen eine beschleunigte Entwicklung der ländlichen Ortsnetze zu erreichen 
ist. Dabei wird das nonnative Ziel der Flächendeckung mit Anschlüssen zugrun-
degelegt, das sowohl in Polen als auch in der Europäischen Union im Rahmen 
der sog. Universaldienstversorgung verfolgt wird. Aufgrund dessen und der 
wirtschaftlichen Bedeutung der Telekommunikation ist der gewählte Problem-
bereich nicht nur als Forschungsthema per se zu verstehen, sondern vielmehr 
auch als komplexe Bedingung zur Behebung struktureller Nachteile Polens im 
Hinblick auf den EU-Markt, für die Attraktivität Polens im Standortwettbewerb 
sowie für die Teilnahme am Entstehen der Infonnationsgesellschaft und damit 
für eine grundlegende Voraussetzung für nationales und regionales Wirtschafts-
wachstum. 

als Einrichtungen zur Kodierung von Telekommunikationssignalen beim Sender und De-
kodieren beim Empfllnger (z.B.: Telefon, Fax). Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.185. 

4 Außerhalb des Forschungsbereiches liegt die Problematik der Massenkommunikation 
(Verteilnetz), die im Gegenteil zur Individualkommunikation nicht interaktiv ist, da eine 
Information von einem Sender gleichzeitig an mehrere Empfllnger weitergegeben wird 
(z.B.: Rundfunk, Kabelfernsehen etc.). 

5 Das Telekommunikationsnetz kann allgemein in drei Ebenen unterteilt werden: das inter-
nationale Netz, das Fernnetz und das Ortsnetz. Aufgrund der besonderen Bedeutung des 
Ortsnetzes als Zugang zum Endkunden und als Grundlage fllr den Maßstab der Penetra-
tion mit Anschlüssen in einem Land wird hier auf die Ortnetzebene fokussiert. Die darü-
ber liegenden Netzebenen werden lediglich fllr das allgemeine Verstllndnis diskutiert. 

6 Telekommunikationsdienste werden nur eingeschränkt berücksichtigt, sofern sie als Erlös-
quelle zur Quersubventionierung der unter gegebenen Bedingungen beim Aufbau von 
Ortsnetzen entstehenden Defizite dienen oder dienen könnten. 
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Vorgehensweise 

Um eine klare Darstellung der komplexen Problematik zu ermöglichen, wurde 
die Arbeit in sechs Kapitel unterteilt, die jeweils mit einem kurzen Resümee der 
Erkenntnisse schließen. 

In Kapitel 1 wird die Rolle der Telekommunikation als eines bedeutenden Wirt-
schaftsfaktors, dem standortbildende Kraft zugesprochen wird und der als 
Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung von Regionen, darunter insbeson-
dere peripher gelegenen angesehen wird, umrissen. Die kurze technische Dar-
stellung des Netzes ist aufgrund des starken Einflusses, den die Telekommuni-
kationstechnik auf die ökonomischen Besonderheiten des Netzes ausübt, für die 
weitere Analyse von Relevanz. Aufgrund der besonderen Bedeutung von Orts-
netzen werden auch technologische Substitutionsmöglichkeiten der traditionel-
len Kupferkabel-TeilnehmeranschlOsse diskutiert. 

Basierend auf der Netz-Charakteristik werden in Kapitel 2 die wesentlichen 
ökonomischen Merkmale von Netzen zunächst erörtert und darauffolgend mit 
dem jeweiligen verursachenden Technikelement (u.a. technologischer Fort-
schritt, technische Verbundenheit der Netze, Langlebigkeit der Einrichtungen) 
zusammengeführt. Dabei werden auch Skalen- und Verbundvorteile in Ortsnet-
zen diskutiert sowie das Telekommunikationsnetz auf die natürliche Monopol-
eigenschaft hin untersucht. Darüber hinaus wird auf die Bedeutung der Irreversi-
bilität von Netzinvestitionen eingegangen, die zur Resistenz des Ortsnetzmono-
pols beiträgt und eine zusätzliche Markteintrittsbarriere darstellt. Untersucht 
wird des weiteren der Einfluss einer Netzerweiterung bzw. eines Netzzusam-
menschlusses auf den Nutzen des Netzes sowie das Problem von Bedarfsfluk-
tuationen und Kapazitätsbeschränkungen. 

Im Hinblick auf die jahrelange Verstaatlichung des Telekommunikationssektors 
in den meisten Ländern, die mit unterstellten Marktversagen begründet wurde, 
und die sich seit den 80er und 90er Jahren ausweitende Liberalisierungswelle 
schließt das Kapitel mit Überlegungen zu möglichem Markt- und Staatsversagen 
in der Telekommunikation ab. 

Kapitel 3 widmet sich der Darstellung des polnischen Telekommunikations-
marktes. Im ersten von drei Schritten wird der Entwicklungsstand der polni-
schen Telekommunikation skizziert, indem polnische Marktkennzahlen interna-
tionalen Daten gegenübergestellt werden. Vergleichend analysiert werden insge-
samt acht Länder, darunter drei weitere EU-Beitrittsanwärter. Zusätzlich wird 
die dynamische Entwicklung des Mobilfunksektors in Polen behandelt.7 

7 Stand der Daten ist Oktober 2001. Jegliche Veränderungen der Angaben nach diesem 
Zeitpunkt konnten nicht berücksichtigt werden. 
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Im zweiten Schritt erfolgt die Darstellung des nationalen Marktes auf regionaler 
Ebene. Zunächst werden die Entwicklungsunterschiede zwischen den verschie-
denen Landesteilen verdeutlicht. Da eine Aufgliederung der Regionen in städti-
sche und ländliche Gebiete aufgrund ihrer gänzlich unterschiedlichen Kosten-
und Erlösstrukturen im Bereich der Anschlussnetze geboten ist, werden dann als 
weitere bedeutende Diskrepanzen Versorgungsunterschiede zwischen städ-
tischen und ländlichen Regionen herausgearbeitet, welche die Grundlage für die 
Identifikation des in Kapitel S behandelten Hauptproblems der polnischen Tele-
kommunikation - der Unterentwicklung der Telekommunikationsinfrastruktur in 
ländlichen Gebieten - bilden. 

Im dritten Teil des Kapitels wird die polnische Betreiberlandschaft skizziert. Es 
werden sowohl der ehemals staatliche Monopolist sowie auch die wichtigsten 
privaten Festnetzbetreiber und deren Entwicklung dargestellt, wodurch die für 
Polen spezifische frühe Ortsnetzliberalisierung und ihre Auswirkungen auf Be-
treiber und Anschlusszahlen sichtbar werden. Das Bild der Betreiberlandschaft 
wird sodann durch die Aspekte der Öffnung des Fernnetzmarktes sowie der Ak-, 
teure und die Struktur des polnischen Mobilfunkmarktes vervollständigt. 

In Kapitel 4 wird auf das rechtliche Umfeld der Telekommunikation einge-
gangen, um die Komplexität des Problemfeldes der Telekommunikationslibera-
lisierung zu verdeutlichen.• Zunächst werden der rechtliche bzw. vertragliche 
Ursprung der Notwendigkeit der Anpassung polnischer Vorschriften an den 
acquis communautaire sowie die in Polen für Telekommunikation zuständigen 
staatlichen Institutionen und das geltende Telekommunikationsgesetz diskutiert. 
Auf diesem Hintergrund werden die Unionsregelungen in den als "wesentlich" 
definierten Bereichen der Telekommunikation präsentiert und der Grad derbe-
reits erfolgten Anpassung der polnischen Vorschriften sowie möglicher weiterer 
Handlungsbedarf untersucht. 

Dabei nehmen die Regelungen im Bereich des Universaldienstes9, als normative 
Vorgabe der Versorgung, Einfluss auf den weiteren Gang der Arbeit. Sie stellen 
für die Definition und die Analyse von Lösungsansätzen des Hauptproblems der 
polnischen Telekom - der Unterentwicklung von ländlichen Telekommunika-
tionsinfrastrukturen-, die in Kapitel S erfolgen, die Grundlage dar. Diese Ana-
lyse baut auf den zuvor vorgestellten technischen und ökonomischen Merkma-
len von Telekommunikationsnetzen (Kapitel 1 und 2) sowie den rechtlichen 
Vorgaben und Einschränkungen (Kapitel 4) auf. Als methodologische Basis 

8 Stand der Untersuchung der Vorschriften der Europäischen Union und Polens ist der 
1.08.2002. Spätere Rechtsakte konnten nicht berücksichtigt werden. 

9 Die normative Vorgabe der Bereitstellung von Telefonanschlüssen fllr alle Einwohner so-
wie die Bedingungen dieser Versorgungsvorgabe sind direkt in den Universaldienstvor-
schriften verankert. 
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wird zunächst der Kostenansatz der langfristigen lnkrementalkosten vorgestellt, 
der von der Europäischen Union als Grundlage zur Berechnung der Universal-
dienstkosten vorgeschlagen wird. Aufgrund der getroffenen Annahmen wird 
jedoch die Untersuchung des zu behandelnden Problems im weiteren auf die 
übliche Kategorie der langfristigen Durchschnittskosten gestützt, die dem Unter-
nehmen in einem Markt mit subadditiven Kostenverläufen Eigenwirtschaftlich-
keit gewährleistet. Auf dieser Grundlage werden im weiteren verschiedene 
Marktformen und unterschiedliche Regulierungsmaßnahmen bzw. -umfiinge im 
Hinblick auf ihren Einfluss auf die Anschlussmengenmaximierung ländlicher 
Anschlüsse untersucht. Die Analyse dieser verschiedenen Szenarien erlaubt eine 
Aussage bzgl. desjenigen Markt- und Regulierungsmodells, welches das Errei-
chen der flächendeckenden Anschlussversorgung auf dem Land am ehesten ge-
währleisten würde. 

In Kapitel 6 werden aufgrund der von Polen gewählten Zwei-Betreiber-Lösung 
in Ortsnetzen zunächst die für Polen spezifischen Anfänge der Ortsnetzliberali-
sierung vorgestellt. Untersucht werden auch die zusätzlichen Bedingungen die-
ses Liberalisierungsschritts unter den Aspekten der Zielführung dieser Maßnah-
men sowie der angewandten Politik sowie die bereits erfolgten Formen der För-
derung der Anschlussverbreitung auf dem Land. Im Anschluss daran wird die in 
Polen institutionell unterstellte und mit der Zwei-Betreiber-Lösung gleichgesetz-
te Dyopolisierung der Ortsnetze im Hinblick auf ihren Bestand, ihre ökonomi-
schen Auswirkungen sowie die Auswirkungen auf die Anschlusspenetration 
(insbesondere auf dem Land) und den nationalen Telekommunikationsmarkt 
untersucht. Darüber hinaus wird kritisch betrachtet, welche Förderungsmaßnah-
men der ländlichen Anschlussversorgung in den nächsten Jahren staatlicherseits 
geplant sind. Abschließend werden die Vor- und Nachteile des in Polen gewähl-
ten und des zuvor in Kapitel 5 ermittelten, für ländliche Regionen anschlussför-
demdsten Modells einander gegenübergestellt und vergleichend beurteilt. 

Die Arbeit schließt in Kapitel 7 mit einer Schlussbetrachtung der wichtigsten 
Ergebnisse ab. 
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1 Die Telekommunikation, ihre Bedeutung und Eigen-
schaften und der technologische Fortschritt 

Der Telekommunikationssektor unterliegt seit einigen Jahren einem bedeuten-
den technologischen und in der Folge auch ordnungspolitischen Wandel. Nach 
vielen Jahren, in denen sich dieser Sektor langsam entwickelte, haben sich in 
den 80er und 90er Jahren "erhebliche technologische und strukturelle Verände-
rungen ergeben'\ die eine Transformationsphase der Telekommunikation von 
nationalen Monopolen zum nationalen und internationalen Wettbewerb ausge-
löst haben. Der Anstoß dazu lag sowohl in einer beschleunigten technologischen 
Entwicklung auf dem Telekommunikationsmarkt und der wachsenden Bedeu-
tung der Information an sich, wie auch einem Umdenken und einer Neuabgren-
zung von Markt und Staat, die in vielen Ländern der Welt zu Deregulierungs-
und Liberalisierungsschritten geführt haben und führen werden.2 

In den letzten Jahren ist die Telekommunikation und ihre Regulierung zu einem 
wichtigen Thema von ökonomischen Debatten geworden. Der seit den 80er 
Jahren zu beobachtende weltweite Liberalisierungstrend führt in die Richtung 
der Einführung von Wettbewerb auf Telekommunikationsmärkten. Das Ziel die-
ser Liberalisierung war und ist, durch die Zulassung privater Netzbetreiber und 
Diensteanbieter das bereits bestehende hohe Niveau des Angebotes an Telekom-
munikationsdiensten weiter zu verbessern und technische Neuerungen schneller 
dem Nutzer zugänglich zu machen. Die Erfahrungen von Ländern wie den USA 
und Großbritannien, die als erste eine Privatisierung des Telekommunikations-
sektors vollzogen haben, zeigen, dass der Telekommunikationsmarkt in der heu-
tigen Zeit in der Lage ist, unter wettbewerblichen Bedingungen zu funktionie-
ren. 3 Er bedarf somit keiner staatlichen Sonderbehandlung mehr. 

Der Übergang zur sog. "Informationsgesellschaft"4 mit effizienter Informations-
vermittlung setzt das fehlerfreie und wettbewerbsgerechte Funktionieren der 
Telekommunikation5 voraus, einer der wichtigsten Übertragungstechniken für 

1 Graack (1997), S.V. 
2 Vgl. Busch, Klös (1995), S.6 sowie Dornisch (2001), S.385. 
3 Zur Telekommunikationsliberalisierung in diesen beiden Ländern siehe z.B. Wieland 

(1985), S.99ff; Heuermann, Neumann (1985), S.98ff oder Welfens, Graack (1996), S.97ff. 
4 Der Begriff der Informationsgesellschaft stellt die heutige Gesellschaft der Industrie- und 

Agrargesellschaft gegenüber und weist auf die steigende Bedeutung der Information und 
der damit verbundenen Kommunikationstechnologien hin. Wissen und Information stellen 
die Kernelemente der Informationsgesellschaft dar. 

5 Die Telekommunikation dient der raumüberwindenden, immateriellen und interaktiven In-
formationsübermittlung mit Hilfe nachrichtentechnischer Übertragungsverfahren. Vgl. 
Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.185 und Hess (1988), S.12. 
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Informationen.6 Fortschritte und Innovationen bei den Übertragungstechnologi-
en nehmen eine Schlüsselposition im Telekommunikationssektor ein und bedin-
gen seine Entwicklung, solange neu entstehende Dienstleistungen an die Leis-
tungsfähigkeit des Netzes und der Endgeräte wachsende Anforderungen stellen. 

In dieser neuen Gesellschaft stellen die Informationen zentrale ökonomische 
Güter dar und werden als das Kernelement zukünftiger Wirtschaftsstrukturen 
angesehen. 7 

Der bisherige Informationssektor, der sämtliche Tätigkeiten umfasst, die sich 
mit "Erfassung, Bearbeitung, Speicherung und Weiterleitung von Informatio-
nen'" beschäftigen, wächst mit dem Telekommunikationssektor zusammen, der 
für die Weiterleitung von Informationen von entscheidender Wichtigkeit ist. Als 
Resultat dieser Konvergenz entsteht der neue Informationssektor, der als "vierter 
Sektor" der Wirtschaft bezeichnet wird.9 

Volkswirtschaften oder Regionen, die mit der Entwicklung des Informations-
und Telekommunikationssektors nicht Schritt halten können, sind ihren ent-
wickelteren Konkurrenten gegenüber im Nachteil und haben geringere Chancen, 
im nationalen und internationalen Wettbewerb zu bestehen. 

Für Länder mit einer ausreichend ausgebauten Telekommunikationsinfrastruktur 
gilt es nun, "Grundlagenfor ein breites Spektrum neuer Kommunikationsdienste 
zur schnellen Übermittlung, Verarbeitung und Speicherung von Informationen 
(. .. ) " 10 zu legen, die zu einem "(. .. ) zentralen, im wachsenden Umfang wettbe-
werbsbestimmenden Produktionsfaktor geworden sind. "11 

1.1 Die Telekommunikation als Netzinfrastruktur 

1.1.1 Grundlagen des lnfrastrukturbegriffs 

Eine der Besonderheiten der Telekommunikation ist ihr infrastruktureller Cha-
rakter. Als für den deutschen Raum grundlegende Definition der Infrastruktur12 

wird die von Reimut Jochimsen angesehen: 

''Infrastruktur ist die Gesamtheit der materiellen, institutionellen und per-
sonellen Einrichtungen und Gegebenheiten, die der arbeitsteiligen Wirt-

6 Vgl. Laffont, Tirole (2001), S.97. 
7 Vgl.Voeth(l996),S.28. 
1 Graack (1997), S.3. 
9 Vgl. Graack (1997), S.3. 
10 Jahn-Thielicke (1994), S.7. 
11 Jahn-Thielicke (1994), S.7. 
12 Zu einer ausführlicheren Studie über die Abgrenzung des Inhalts und Umfangs des Infra-

strukturbegriffes siehe z.B. Wolter (1997), S.25ff. 
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schaft zur Verfiigung stehen und dazu beitragen, dass gleiche Faktorentgel-
te fiir gleiche Faktorleistungen (vollständige Integration) bei zweckmäßiger 
Allokation der Ressourcen (höchstmögliches Niveau der Wirtschaftstätig-
keit) gezahlt werden. Mit Infrastruktur werden somit die wachstums-, inte-
grations-, und versorgungsnotwendigen Basisfunktionen einer Gesamtwirt-
schaft umschrieben. "13 

Nowotny (1996) fasst den Begriff der Infrastruktur als den Teil einer Volkswirt-
schaft, der "(. .. ) die Grundlage und Voraussetzung fiir weitere wirtschaftliche 
Aktivitäten bildet." 14 Zimmennann, Henke (1994) attestieren der Infrastruktur 
einen überwiegend öffentlichen Charakter;•s Woll (1987) definiert Infrastruktur 
als "Ausstattung einer Volkswirtschaft(. .. ) mit Einrichtungen (. .. ), die Entwick-
lungsstand und Produktionsniveau eines Landes bestimmen. "16 Sowohl bei 
Jochimsen wie auch bei Woll wird auf die hohe Kapitalintensität bei geringer 
Kapitalproduktivität hingewiesen, was als Grund für staatliche Bereitstellung 
genannt wird.17 

Es wird zwischen personeller, institutioneller und materieller (technischer und 
sozialer) Infrastruktur unterschieden. 11 Letztere fällt unter den von A.O. Hirsch-
man geprägten Begriff des social overhead capital. 19 Die Telekommunikations-
infrastruktur kann als materielle technische Infrastruktur definiert werden,20 die 
von Jochimsen präzisiert wird als "die Gesamtheit aller Anlagen, Ausrüstungen 
und Betriebsmittel in einer Gesamtwirtschaft, die zur Energieversorgung, Ver-
kehrsbedienung, Telekommunikation und zur Konservierung der natürlichen 
Ressourcen und Verkehrswege dienen. '121 

13 Jochimsen, Gustafsson (1977), S.38. 
14 Nowotny (1996), S.195. 
is Vgl. Zimmermann, Henke (1994), S.472. Bach et al. (1994), S.80ffbeschäftigt sich mit 

der Frage der privaten bzw. öffentlichen Bereitstellung der Infrastruktur, den Unterneh-
mensformen, den Umfllngen staatlicher Einflussnahme sowie den Auswirkungen auf Effi-
zienz der Bereitstellung. 

16 Woll (1987), S.263. 
17 Vgl. Woll (1987), S.263 und Jochimsen, Gustafsson (1977), S.40. 
18 Zur personellen Infrastruktur gehören die geistigen, unternehmerischen und handwerkli-

chen Fähigkeiten der am Wirtschaftsprozess beteiligten Personen - hierfür wird auch der 
Begriff Humankapital verwendet. Zur institutionellen Infrastruktur gehören gesellschaft-
liche Normen, Einrichtungen und Verfahrensweisen. Siehe z.B. Woll (1987), S.263. 

19 Dieser Begriff wurde 1958 von A.0. Hirschmann eingeführt. Vgl. Hirschman (1967). 
20 Die materielle soziale Infrastruktur umfasst Einrichtungen wie Kindergärten, Schulen, 

Sport- und Erholungsanlagen, Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime sowie kulturelle 
Einrichtungen. 

21 Jochimsen, Gustafsson (1977), S.39. 
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Physisch kann Infrastruktur in Form von Punkt- und Netzinfrastruktur auftre-
ten.22 Punktinfrastruktur setzt sich aus einzelnen Einrichtungen zusammen, 
die nicht untereinander mit physischen Leitungen verbunden sind.23 

Zur Netzinfrastruktur zählt man alle Arten von Vermittlungs- und Versor-
gungsnetzen wie die Telekommunikation, das Straßennetz, das Eisenbahnnetz, 
das Wasserversorgungsnetz, das Abwassernetz u.ä., also Leitungen, die zur Ent-
und Versorgung sowie Vermittlung dienen. 

Eine Netzstruktur besteht aus der ''Anordnung und Verknüpfung der Netzeinrich-
tungen über physikalische oder logische Verbindungen bzw. Kanäle'44 und kann 
verschiedene Formen annehmen. Zu den wesentlichen gehören das Maschennetz 
(voll- und teilvermascht), das Sternnetz, das Busnetz, das Ringnetz, das 
Baumnetz u.a. In der Praxis sind in einem Netz oft verschiedene dieser Formen 
gleichzeitig anzutreffen und stellen eine gekoppelte Struktur dar. Die unter-
schiedlichen Strukturen sind meist hierarchisch angeordnet und bilden mehrere 
Netzebenen. 25 

In der Literatur werden Netze als "raumübergreifende, komplex verzweigte 
Transport- und Logistiksysteme fiir Güter, Personen oder lnformation'46 be-
schrieben, die die Distanzüberwindung rationalisieren sollen und einen ''Aspekt 
der Raumdimension des Wirtschaftens'41 darstellen. 

1.1.2 Das feste öffentliche Telekommunikationsnetz 

Das Telekommunikationsnetz gehört zu den Vermittlungsnetzen, die sich durch 
Bidirektionalität des Flusses auszeichnen.21 Im Fall des Telekommunikationsnet-
zes werden Informationen bzw. Daten statt physischer Güter transportiert. 

Bis vor kurzem wurde die Netzstruktur noch durch den dominanten bereitzustel-
lenden Dienst geprägt, indem separate Netze filr u.a. Telephonie, Datenkommu-

22 Vgl. Hofman (1996), S.4. 
23 Dazu gehören z.B. Schulen, Flughäfen, Parks etc. 
24 Jung, Warnecke (1998), S.1-89. Die Netzinfrastruktur kann begrifflich nicht ganz von der 

Punktinfrastruktur getrennt werden, da Netze nicht nur aus Leitungen, sondern auch aus 
Einrichtungen in Form von Vermittlungsstellen bestehen. Diese Einrichtungen bilden 
innerhalb der Netze sog. Netzknoten. 

25 Hierarchische Strukturen werden dadurch gekennzeichnet, dass zur Kommunikation zwi-
schen zwei Knoten der gleichen Ebene höhere Ebenen involviert werden. Diese Prozedur 
kann nur dann umgangen werden, wenn zwischen den jeweiligen Knoten Direktwege 
(Querwege) bestehen. Vgl. Jung, Warnecke (1998), S.1-89 bis 1-91. 

26 Weizsäcker (1997), S.572ff. 
27 Weizsäcker (1997), S.572ff. 
21 Im Gegensatz dazu steht das Versorgungsnetz (z.B. Wasserversorgung, Energieversor-

gung u.ä.), in dem der Fluss jeweils nur in eine Richtung erfolgt. 
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nikation, Rundfunk u.ä. errichtet wurden. Konvergenztendenzen der Übertra-
gungssektoren gehen in die Richtung eines dienstneutralen Netzes zum Anbieten 
eines integrierten Dienstangebots. Die bestehenden Netze treffen aus diesem 
Grund auf technische Schwierigkeiten, die bereits zu beschleunigter Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet der Übermittlungs- und Vermittlungstechnik 
geführt haben und weiterhin führen werden. 29 Auf der anderen Seite entsteht in 
manchen Netzbereichen die Notwendigkeit der Kapazitätsaufrilstung, um dem 
angestiegenen Bedarf wie auch dem Angebot an Diensten gerecht zu werden. 
Die folgende kurze Charakteristik des Fest- und Mobilfunknetzes soll einen 
Überblick über die Veränderungen im Bereich der Netzstrukturen und-charakte-
ristiken geben, die durch die weltweite Entwicklung in der Telekommunikation 
forciert werden. 

Das öffentliche Telekommunikationsfestnetz (PS1N)30 wird im allgemeinen in 
drei Bereiche - die sog. Netzebenen - unterteilt: das Ortsnetz, das Fernnetz und 
den internationalen Bereich. Diese Netzebenen unterscheiden sich sowohl auf-
grund ihrer technischen als auch ihrer ökonomischen Merkmale. Der Einsatz 
verschiedener Übertragungsmedien und -verfahren und die unterschiedliche 
Netztopologie sowie das unterschiedliche Verkehrsaufkommen auf den Ebenen 
implizieren verschiedene Kostenstrukturen. Diese Netzebenen sollen nun kurz 
charakterisiert und ihre Kosteneigenschaften, die durch die technischen Gege-
benheiten bedingt sind, umrissen werden. 

Das Ortsnetz (Anschlussnetz, Zugangsnetz) 

Das Ortsnetz wird allgemein durch eine Sternstruktur gekennzeichnet; es gibt 
nur einen Netzknoten (die Ortsvermittlungsstelle - OVSt), an den alle Teilneh-
mer angeschlossen sind. Der Anschluss des Teilnehmers an die OVSt besteht 
logisch aus einer Leitung, die jeweils nur von ihm genutzt wird. Physisch ist der 
Teilnehmer in seltensten Fällen mit einer individuellen Leitung direkt an die 
Vermittlungsstelle angebunden. Vielmehr werden mehrere Anschlüsse in größt-
möglicher Entfernung zur OVSt, d.h. im Optimalfall direkt an der Hausabzwei-
gung, durch Konzentratoren zusammengefasst und mittels Leitungen mit höhe-
rer Kapazität als das Kupferkabel gemeinsam zur OVSt geführt, was zu Kosten-
senkungen bei der Leitungsverlegung führt.31 Dies resultiert in einer Vermi-
schung der Sternstruktur mit einem Busnetz. Vereinfacht wird dieser Aufbau des 
Ortsnetzes in Abb. 1-1 dargestellt, wobei im linken Teil der Busnetz-Abschnitt 
mit gemeinsamer Kabelführung zu sehen ist. 

29 Siehe auch Kapitel 1.1.4. 
30 PSTN - Pub/ic Switched Telephone Network. 
31 Die einzelnen Kabel können auch über die Strecke von der Vermittlung bis zur Hausab-

zweigung in einem gemeinsamen Schacht geführt werden, ohne dass auf dieser Strecke 
der Wechsel zwischen verschiedenen Leitungstypen stattfindet. 
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Das Ortsnetz gehört zu den im Aufbau und in der Nutzung kostenintensivsten 
Netzteilen, da lediglich Dichtevorteile in der Aufbauphase realisiert werden kön-
nen. 32 Die feste physische Zuordnung der Leitungen zu den einzelnen Anschlüs-
sen schließt die Möglichkeit der gemeinsamen Übermittlung von verschiedenen 
Teilnehmerverbindungen über dieselben Kabel aus. Dies lässt keine Kostenvor-
teile der Übermittlung auf dieser Netzebene zu. 

Ortsnetz 

Eigene Darstellung. 
Abb. 1-1: Struktur des Ortsnetzes, vereinfachte Darstellung 

Bezilglich der physischen Übertragungsmedien bestehen Ortsnetze traditionell 
und größtenteils aus verdrillten Kupferdoppelader-Leitungen (twisted copper 
pair). Bei bestimmten Kunden (z.B. Unternehmen), die hohe Übertragungskapa-
zitäten für breitbandige Anwendungen benötigen, können alternativ zum Kup-
ferkabel Glasfaserleitungen verlegt werden.33 Kupferkabel sind durch geringe 
Materialkosten charakterisiert, bieten allerdings nur sehr begrenzte Übertra-
gungsraten (Bandbreiten)34 und sind störempfindlich, was das Dienstespektrum 
und die Dienstequalität einschränkt. Diese Einschränkungen können teilweise 
durch Entwicklungen bei den Übertragungsverfahren aufgehoben werden.35 

Andere Möglichkeiten für den Ortsnetzbereich bieten alternative Zugangstech-
nologien, die in Kapitel 1.1.5 vorgestellt werden. 

32 Vgl. Trink! (1999), S.3. Zu Dichtevorteilen im Ortsnetz siehe Kapitel 2.1.l. 
33 Glasfaserleitungen (Lichtwellenleiter) bestehen aus einem Glasfaserkern und einer ab-

schinnenden Ummantelung. Über Glasfaser werden Infonnationen als optische Signale 
übennittelt. Bei Glasfaserverbindungen, die bis zum Endnutzer führen, spricht man von 
F1TH (jiber to the home). Vgl. Proebster (1998), S.68ff oder Siegmund (1999), S.100S. 

34 Verdrillte Kupferkabel haben Übertragungsraten von bis zu 16 Mbit/s im Kilometerbe-
reich und bis 100 Mbit/s im Meterbereich. Vgl. Proebster (1998), S.66 und 7S. 

35 Zur Steigerung der Übertragungskapazitäten des Kupferkabels siehe Kapitel 1.1.4. 
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Das Fernnetz 

Das Fernnetz stellt eine hierarchische, teilvermaschte Netzstruktur dar; die ein-
zelnen Knotenpunkte (Vermittlungsstellen) sind miteinander verbunden, doch 
nicht jeder Knoten hat direkte Verbindung mit jedem anderen (vollvermaschtes 
Netz). Die Knoten sind hierarchisch angeordnet und bilden verschiedene Teil-
ebenen innerhalb des Fernnetzes. Die Vorteile dieser Netztopologie sind in ge-
ringeren Aufbaukosten als bei einer Vollvermaschung (weniger Leitungen) und 
gleichzeitig hoher Ausfallsicherheit (Alternativrouten) zu sehen. 

Die unterste Ebene der Fernnetzhierarchie36 stellen die Ortsvermittlungsstellen 
(OVSt) dar. In einem Ort können abhängig von seiner Größe eine oder mehrere 
OVSt's vorhanden sein; davon hat eine der OVSt's (bzw. die einzige) gleichzei-
tig die Funktion einer Endvermittlungsstelle (EVSt), die den gesamten ein- und 
ausgehenden Fernverbindungsverkehr dieses Ortes vermittelt. Die EVSt ist mit 
der nächsthöheren Ebene verbunden, der Knotenvermittlungsstelle (KVSt), die-
se mit der Regionalvermittlungsstelle (RVSt) und die wiederum mit der höchs-
ten Ebene, der Weiterverkehrsvermittlungsstelle (WVSt). 

Das gesamte nationale Telefonnetz ist regional in Weiterverkehrsvermittlungs-
bereiche eingeteilt. In einem Land können mehrere WVSt's vorhanden sein, die 
alle untereinander vollvermascht sind.37 Neben den regulären Verbindungen 
zwischen den Vermittlungsstellen ist es auch möglich, dass sie mit anderen, sich 
nicht nur auf ihrer Ebene befindlichen Stellen direkten Anschluss (Querleitung) 
haben.31 Dies wird jedoch aufgrund der hohen Leitungsverlegungskosten nur 
dann angewendet, wenn es als wirtschaftlich sinnvoll erachtet wird.39 

Abb. 1-2 präsentiert eine vereinfachte Darstellung der Fernnetzstruktur.40 

Zur Übertragung im Fernnetz werden verschiedene Übertragungsmedien einge-
setzt. Traditionell werden auch hier Kupferleitungen sowie Koaxialkabel ver-
wendet. Seit einigen Jahren kommen Glasfaserleitungen verstärkt zum Einsatz, 
da der Bedarf nach Kapazität (Bandbreite) steigt und für viele der Multimedia-

36 Die hier vorgestellte Netzhierarchie und die Benennungen basieren auflnformationen über 
das deutsche digitale Telefonnetz. 

37 Vgl. Haaß (1997), S.526ff. 
31 Unter regulär werden Leitungsverbindungen verstanden, welche die jeweilige VSt an die 

ihr unter- und übergeordneten VSt's derselben Region anbinden. 
39 Der wirtschaftliche Sinn wird nach dem Verkehrsaufkommen auf der jeweiligen Strecke 

und den alternativen Möglichkeiten des Verbindungsaufbaus sowie den nötigen Investi-
tionskosten des Ausbaus beurteilt. 

40 Im Zuge der Digitalisierung (vgl. Kapitel 1.1.4) des Systems hat sich die Tendenz heraus-
kristallisiert, die Anzahl der Vermittlungsstellen einzuschränken. Dadurch wurde ihr Zu-
ständigkeitsbereich erweitert, was auch durch Fortschritt im Bereich der Vermittlungs-
technik ermöglicht worden ist. Vgl. Haaß (1997), S.526ff. 
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Anwendungen hohe Übertragungsraten erforderlich sind.41 Als nicht-physisches 
Übertragungsmedium wird im Fernnetz auch Richtfunk42 und in besonderen 
Fällen Satellitenfunk eingesetzt. 

B 

OrtA 

• * EVSt 

Ortsnetz Fernnetz 

Eigene Darstellung in Anlehnung an Haaß (1997), S.526ff. 
Abb. 1-2: Das (digitale) Fernnetz, vereinfachte Darstellung 

Da Fernnetzleitungen die Vermittlungsstellen miteinander verbinden und nicht 
einzelne Kunden, können auf dieser Netzebene Signale gebündelt über dieselben 
· Leitungen übermittelt werden. Aufgrund dieser Möglichkeit der Verkehrsbünde-
lung und der damit verbundenen Kostendegression bestehen im Fernnetz Anrei-
ze sowohl für die Aufrüstung als auch für die Neuverlegung von Leitungen. 
Fernleitungen sind in diesem Sinne leichter duplizierbar und wettbewerbsfähiger 
als Ortsnetzleitungen. Der Wettbewerb wird zusätzlich durch die Vermittlungs-
und Übertragungstechnik unterstützt, die eine flexible Leitweglenkung (u.a. 
durch Digitalisierung) ermöglicht-43 

41 Glasfaserleitungen können Übertragungsraten bis in den zweistelligen Gbit/s-Bereich bie-
ten. Über Basisband-Koaxialkabel (bidirektional) können bis 60 Mbit/s und über Breit-
band-Koax bis zu 600 Mbit/s übertragen werden. Vgl. Proebster (1998), S.75. 

42 Richtfunk ist eine Punkt-zu-Punkt-Funkübertragung zwischen Bodenstationen mit direkter 
Sichtverbindung oder durch Reflexion an atmosphärischen Schichten. Vgl. Bergmann, 
Gerhardt (1999), S.141. 

43 Damit können z.B. zu teuer angebotene Strecken gemieden werden. 
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Das internationale Netz 

Die oberste Ebene des Telekommunikationsnetzes - das internationale Netz -
wird in das interkontinentale und das kontinentale Netz aufgegliedert. Im inter-
kontinentalen Bereich gibt es fünf Vermittlungsstellen in der ganzen Welt,44 die 
den Verkehr zwischen den Kontinenten bedienen. In diesem Bereich werden als 
Übertragungsmedien entweder Glasfaserleitungen (Seekabel) oder Funkverbin-
dungen (Satellitenkommunikation45) eingesetzt. Das kontinentale Fernnetz46 

besteht zum Großteil aus hochkapazitären Glasfaserleitungen und verbindet die 
nationalen Auslandsvermittlungsstellen (A VSt) untereinander, die für die Ab-
wicklung des internationalen Verkehrs zuständig sind. Die AVSt's können mit 
den WVSt's identisch sein47 und haben jeweils Anbindung an die A VSt's der 
Nachbarländer. 

1.1.3 Das Mobilfunknetz 

Im Mobilfunk41 muss bezüglich der Übertragungsart zwischen dem analogen 
und dem digitalen System unterschieden werden. Das analoge System wird hier 
nicht näher betrachtet, da es zusehends vom digitalen Mobilfunk (GSM49) ver-
drängt wird. Laut Siemens waren im Jahr 1999 über 96% aller westeuropäischen 

44 Diese befinden sich in New York, London, Sydney, Moskau und Tokio. Vgl. Bergmann, 
Gerhardt (1999), S.320. 

45 Satellitenkommunikation wird meist erst bei großen zu überbrllckenden Entfernungen ein-
gesetzt, wo sie trotz sehr hoher Investitionskosten mit leitungsgebundener Infrastruktur 
konkurrieren kann. 

46 Das kontinentale Fernnetz besteht aus acht Bereichen, die von der ITU (International 
Telecommunication Union) festgelegt worden sind und eigene Kennziffern besitzen: 1 -
Nordamerika, 2 - Afrika, 3 und 4 - Europa, 5 - Südamerika, 6 - Australien und Ozeanien, 7 
- Russische Föderation, 8 - Asien (außer Russland), 9 - Indien und arabischer Raum. Vgl. 
Bergmann, Gerhardt (1999), S.320 und Siegmund (1999), S.257f. 

47 Dies triffi auf Deutschland zu, wo sich die A VSt's in Hamburg, Hannover, Berlin, Düssel-
dorf, Frankfurt, Stuttgart, Nürnberg und München befinden. Vgl. Siegmund (1999), 
S.255f. 

48 Diese Betrachtung konzentriert sich lediglich auf die bidirektionale Telephonie, für die 
umgangssprachlich der Begriff „Mobilfunk" verwendet wird. Breit gefasst umschließt 
Mobilfunk auch Systeme wie den unidirektionalen Funkruf, Bündelfunk, Flugfunk sowie 
die Satellitenkommunikation. Vgl. Jung, Warnecke (1998), S.4-123f oder Siegmund 
(1999), S.653ff. 

49 GSM steht für Global System for Mobile Communication bzw. für Graupe Speciale 
Mobile, die diesen Standard entwickelt hat. Vgl. Arnold (1989), S.O5. Der GSM-Standard 
nutzt das 900 MHz-Frequenzband. Prinzipiell mit dem gleichen Standard, aber unter Nut-
zung eines anderen Frequenzbereiches ( 1800 MHz) arbeiten die DCS 1800-(Digital Cord-
less Systems)-Systeme in Europa und die PCN/PCS 1900 (1900 MHz) in den USA. Die 
DCS 1800-Systeme werden in zunehmendem Maße als GSM 1800 bezeichnet. Vgl. Jung, 
Warnecke (1998), S.4-128. 
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und über 89% aller osteuropäischen Mobilfunkteilnehmer GSM-Nutzer und dies 
mit steigender Tendenz.50 

Der analoge Mobilfunk wurde und wird durch eine hohe Inhomogenität der Sys-
teme gekennzeichnet, die die Marktdurchdringung erschwert hat. Aufgrund des-
sen hat sich der analoge Mobilfunk nie auf dem Massenmarkt etablieren können 
und blieb speziellen und begrenzten Kundenkreisen (z.B. Geschäftskunden) vor-
behalten.51 Die Einführung des digitalen Mobilfunkstandards GSM schaffie den 
Übergang zum Massenmarkt, was unter anderem an der akzeptierten Standardi-
sierung52 dieses Systems in Europa liegt. Dies eröffhete größere Märkte, bot 
Möglichkeiten der Massenproduktion und machte diesen Standard für den Mas-
senmarkt erschwinglich.53 

Den Mobilfunk zeichnet ähnlich wie das Festnetz eine hierarchische Netzstruk-
tur aus. Der Teilnehmer verbindet sich mit seinem Endgerät - der sog. Mobilsta-
tion - über Funk mit der nächstgelegenen Basisstation (Base Transceiver Sta-
tion ),54 die wiederum über einen Controller (Base Station Controller) an ein 
Vermittlungszentrum (Mobile Switching Center) angeschlossen ist, über das der 
Übergang zu anderen Netzen erfolgt. In der Regel wird an diesem Punkt die 
Verbindung ins Festnetz geleitet. Sollte der Angerufene ein Mobilfunkteilneh-
mer sein, so wird zunächst sein Aufenthaltsort durch die Zentrale bestimmt und 
die Verbindung über die unmittelbar nächste Basisstation wieder über Funk zu 
seinem Endgerät übertragen. ss 

Der GSM-Standard gehört zu den Mobilfunksystemen der zweiten Generation 
(2G) und basiert auf dem Zell-Prinzip. Zellularer Mobilfunk erlaubt eine bessere 
Nutzung der knappen Frequenzressourcen und infolge dessen den Anschluss 
bzw. die Bedienung einer größeren Anzahl von Teilnehmern. 

so Vgl. Siemens (2000), S.6 und S.22ff fl1r die Einteilung in die Lllndergruppen West- und 
Osteuropa. Im Jahr 1997 waren über 82% der westeuropäischen und über 71% der osteu-
ropäischen Mobilfunkteilnehmer GSM-Nutzer. Vgl. Siemens (1998), S.6. 

51 Vgl. Jung, Warnecke (1998), S.4-123. 
52 Die Standardisierung umschloss unter anderem solche Bereiche wie Übertragungsproto-

kolle sowie Aufbau und Funktionsweise von Netzelementen und Schnittstellen. Vgl. Jung, 
Warnecke (1998), S.4-123. 

53 Die fortschreitende Entwicklung im Bereich der Mikroprozessorentechnik hat zudem eine 
weitgehende Miniaturisierung der Endgeräte ermöglicht. Vgl. Jung, Warnecke (1998), 
S.4-123. 

54 Unter nächstgelegen wird jene Basisstation verstanden, die geographisch nah ist, voraus-
gesetzt, sie ist nicht ausgelastet, ihr Signal ist nicht gestört bzw. aus anderen Gründen zu 
schwach. 

ss Zu Details der Mobilfunknetz-Struktur siehe Jung, Warnecke (1998), S.4- l 28ff oder Sieg-
mund (1999), S.65Sff. 
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Das Zell-Prinzip besteht aus der Einrichtung von Funkzellen, die aneinander 
grenzen und sich in manchen Bereichen überlappen, wodurch ein flächen-
deckendes Netz gebildet wird.56 Die faktische Zelleinteilung ist von den Stand-
orten der Basisstationen (Sender- und Empfängereinrichtungen) abhängig, die 
entweder in der Zellmitte oder an Zellknotenpunkten platziert werden. In jeder 
Zelle steht eine begrenzte Anzahl an Kommunikationskanälen zur Verfügung, 
die von den Teilnehmern genutzt werden können. Steigt der Bedarf nach Kanä-
len in einem geographischen Bereich, können die Zellen verkleinert und die 
Senderleistung eingeschränkt werden. Dadurch wird eine Mehrfachnutzung der-
selben Frequenzbereiche in mehreren kleineren Zellen auf dieser Fläche ermög-
licht. 57 

Eine Kapazitätserweiterung kann ebenfalls durch das Anbieten von mehreren 
verschiedenen Trägerfrequenzen in dem geographischen Bereich einer Zelle er-
reicht werden. Im GSM-Standard werden zusätzlich weitere Maßnahmen ergrif-
fen, um die Wiederverwendbarkeit der Trägerfrequenzen zu erhöhen.ss 

Der digitale GSM-Standard bedeutet eine wesentliche technologische Verbesse-
rung zum eingeschränkten Mobilfunk der ersten Generation und analogem Mo-
bilfunk der zweiten Generation. Er bietet dem Endnutzer Mobilität (Geh- und 
Fahrtempo), (eingeschränkt) Datenübermittlung, miniaturisierte Endgeräte, 
Roaming (national und international)59, Handover60 sowie relativ hohe Dienste-
qualität u.a.61 Einschränkungen gibt es bei der Übertragungsbandbreite und 
davon abhängig der Dienstevielfalt. Probleme treten ebenfalls bei der Gebäude-
durchdringung auf, so dass der GSM-Standard insgesamt nicht als "'.Ollwertiges 
technisches Substitut zum Festnetzanschluss angesehen werden kann.62 

56 Die Größe der Funkzellen ist von dem jeweiligen System abhängig. Bei GSM kann der 
Radius zwischen 350 m bis 35 km betragen; üblicherweise sind es 6-8 km. In theoreti-
schen Überlegungen werden die Zellen als Sechsecke und das Netz als Wabenstruktur dar-
gestellt. Vgl. Siegmund (1999), S.655 und Bergmann, Gerhardt (1999), S.381f. 

57 Zellen, die dieselbe Trägerfrequenz verwenden, können nicht direkt benachbart sein. Vgl. 
Siegmund (1999), S.653ff. 

58 Für Einzelheiten siehe Siegmund (1999), S.655f. 
59 Roaming stammt vom Englischen "wandern, streunen" und bezeichnet die Möglichkeiten 

des Anrufe Empfangens und Tätigens im Ausland. Der Teilnehmer ist im Netz des Reise-
landes unter seiner gewohnten Rufnummer erreichbar. Roaming wird in fast allen europäi-
schen Ländern gewährleistet, die ebenfalls mit GSM-Systemen arbeiten. Voraussetzung 
dafilr sind entsprechende Kooperationsverträge zwischen den nationalen Mobilnetzbetrei-
bern. Vgl. Mobilinfo (2002). 

60 Handover (Übergabe) bedeutet das unterbrechungsfreie Weiterreichen der Verbindung bei 
Bewegung des Teilnehmers durch verschiedene Funkzellen. Vgl. Siegmund (1999), 
S.690ff. 

61 Vgl. Bergmann, Gerhardt (1999), S.381. 
62 Vgl. Burr (1995), S.111. 
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In Abb. 1-3 werden die möglichen, durch verschiedene Übertragungstechnolo-
gien zu erreichenden Bandbreiten (Übertragungsraten in Mbit/s) sowie die Mo-
bilitätsmerkmale von festen und mobilen Systemen einander gegenübergestellt. 

In einer fortgeschrittenen Entwicklungsphase befindet sich das als europaweiter, 
zukünftiger Mobilfunkstandard angesehene System der dritten Generation (JG) -
das UMTS.63 Dieser Standard soll die dem GSM fehlenden Merkmale der erwei-
terten Bandbreite und hohen Übertragungsgeschwindigkeit besitzen, womit er 
die Bereiche Heim-, Büro- und Outdoor-Anwendungen (Abb. 1-3) umschließen 
würde. Die Standardisierung von UMTS soll in den weltweiten IMT 2000 Mo-
bilfunkstandard münden.64 
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Quelle: Siegmund (1999), S.652. 
Abb. 1-3: Mobilitlltsniveau und Übertragungsraten verschiedener Mobilfunk-

systeme im Vergleich zum Festnetz 

Sollte UMTS tatsächlich die Leistungsmerkmale von Mobilfunk und Festnetzan-
schluss in sich vereinen, würde es künftig auch als Substitut des festen An-
schlusses eingesetzt werden können. Ob jedoch die tatsächlichen Merkmale des 
Systems vollständige technische Substituierbarkeit und die damit verbundenen 

63 UMTS steht fllr Universal Mobile Telecommunication System. 
64 IMT 2000 steht fllr International Mobile Telecommunications. Vgl. Bergmann, Gerhardt 

(1999), S.381. 
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Kostenstrukturen volle ökonomische Substituierbarkeit zum Festnetz gewähr-
leisten werden, bleibt abzuwarten. 

1.1.4 Digitalisierung und Datenkomprimierung bei der Vermittlung und 
Übertragung 

In den meisten Ländern vollzieht sich seit Jahren der Prozess der Digitalisierung 
der bis dato analogen Telefonnetze. Viele der weniger entwickelten Länder ha-
ben bis heute ein ausschließlich oder größtenteils analoges Telefonnetz. 

Sowohl die Digitalisierung als auch die Datenkomprimierung stellen eine Modi-
fikation der Übertragungsart der Signale im Netz dar.65 Datenkomprimierung be-
deutet, dass die zu übermittelnden Signale "gepackt" und gefiltert66 werden und 
so weniger Netzkapazität zu ihrer Übermittlung verwendet wird. Der Kompri-
mierung kommt besonders große Bedeutung bei der Übermittlung von großen 
Datenmengen (z.B. Bilddaten) zu. 

Die digitale (binäre) Darstellung des zu übermittelnden Signals ist einfacher als 
die analoge Wellenform und beansprucht deshalb weniger Leitungskapazität, 
was einer Kapazitätssteigerung des bestehenden Netzes gleichkommt. Durch die 
Digitalisierung der Übertragung verschwindet (bis auf die Datenmengen) der 
Unterschied zwischen Sprach-, Daten-, Video- und Audioübertragung, was die 
Nutzung eines Netzes für alle Dienste ermöglicht. Digitalisierung in Verbindung 
mit Datenkomprimierung bewirkt, dass die Kapazitäten des vorhandenen Netzes 
ohne zusätzliche Leitungsverlegung erweitert werden können, was zu einer 
Kostenreduzierung der Übertragung führt. 

Die Digitalisierung der Vermittlung und Übertragung von Daten hat Verände-
rungen in der Größe der Vermittlungsbereiche, ihrer Kostenstrukturen67 sowie in 
der zur Verfügung stehenden Kapazität der Netze und der Übertragungsqualität 
(geringere Störempfindlichkeit der Signale) zur Folge.68 Die Digitalisierung der 

65 In einem digital übertragenden Netz wird das analoge (wellenfürmige) Ausgangssignal 
durch einen Digital/Analog-Wandler in die digitale Form (als Ziffernfolge im Binärcode) 
umgewandelt, digital übermittelt und beim Empfänger wieder zurilckgewandelt. Das Ver-
fahren der Umwandlung wird Pulsecodemodulation (PCM) genannt. Bei älteren Netzen 
kann es der Fall sein, dass die Übertragung zwar digital erfolgt, die Vermittlungsstellen je-
doch noch analog arbeiten und das Signal während der End-zu-End Übertragung mehr-
mals (an den VSt) umgewandelt d.h. dekodiert und kodiert wird. Vgl. Merkt (1998), S.33. 

66 Die Filterung beruht auf dem Herausgreifen der Daten und Signale vor dem Senden, die 
bei einer bestimmten Dienstequalität überflüssig sind. Vgl. Merkt (1998), S.33. 

67 Die Kostenstruktur der Vermittlung wird auch von der Integration der Dienste in einem 
Netz und von der voranschreitenden Zusammenfllhrung von Vermittlungs- und Übertra-
gungsfunktionen beeinflusst. 

61 Vgl. Merkt (1998), S.3lff. Heutzutage sind 70% der Vermittlungskosten der Entwicklung 
von Software zuzurechnen. Personal-, Wartungs- und Gerätekosten sind verglichen mit 
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Vermittlungstechnik bewirkt eine Flexibilisierung der Netze, wodurch der 
Zwang des hierarchischen Verbindungsaufbaus entfällt69 und eine netzstatusbe-
zogene Leitweglenkung (Routing) ermöglicht wird. Auf diese Weise kann für 
jede Verbindung der kürzeste und wirtschaftlichste Verbindungsweg gewählt 
werden. 

Allgemein kann man zwischen zwei Arten der Übermittlungstechnik, der Lei-
tungs- und der Paketübertragung unterscheiden. 7° Der Asynchronous Transfer 
Mode ist eine der eingesetzten Übertragungstechnologien und vereint die Prinzi-
pien beider Übermittlungsarten sowie der Multiplextechnik.71 ATM wurde im 
Hinblick auf den Einsatz in ISDN72-Netzen entwickelt und soll die Ansprüche 
breitbandiger Übertragung erfüllen. Im ATM werden die übertragenen Informa-
tionen in Pakete mit konstanter Länge geteilt und mit Steuerungsinformationen 
versehen.73 Dank dieser Technologie können Netzkapazitäten besser genutzt 
werden, da eine Zuweisung von Bandbreite an den Teilnehmer nach Bedarf er-
folgt.1• 

Durch den Übergang von elektromagnetischer zu elektronischer Vermittlung 
und Übertragung {Innovationen der Mikroprozessortechnik) können Computer 
bei der Steuerung und Durchführung der Vermittlung und bei der Verarbeitung 
der Signale vermehrt eingesetzt werden; dies ermöglicht bedeutende Kostensen-
kungen in diesem Bereich. 

den Zeiten der Handvennittlung und der Strowger- und Matrixschalter (elektromechani-
sche Vennittlung) stark gefallen. Zum Strowger-Einsatz in Polen siehe Schenk et al. 
(1996), S.42. 

69 Das bedeutet, dass in den Aufbau einer Verbindung zu einem anderen Weiterverkehrsver-
mittlungsbereich die jeweilige WVSt nicht immer involviert sein muss, sondern nur dann, 
wenn von der Aufbau-KVSt keine direkte Verbindung zur Ziel-WVSt oder Ziel-KVSt 
vorhanden ist. Vgl. Haaß (1997), S.526ffund siehe auch Abb. 1-2. 

70 Bei der Leitungsvennittlung wird während der ganzen Dauer der Übennittlung eine Lei-
tung belegt. Die Paketvermittlung teilt die übennittelten lnfonnationen in kleine Datenpa-
kete, versieht sie mit Steuerungsinfonnationen und schickt sie unabhllngig voneinander ins 
Netz. Vgl. Merkt (1998), S.34. 

71 Multiplexen wird zur Mehrfachausnutzung von Übertragungswegen in Kommunikations-
netzen verwendet und erlaubt die gleichzeitige Übertragung mehrerer Signale auf einem 
physikalischen Übertragungsweg. Zu den Arten des Multiplexens siehe Jung, Warnecke 
(1998), S. l-38f. 

72 ISDN - Jntegrated Services Digital Network. 
73 Diese Pakete werden ATM-Zellen genannt und haben immer eine Länge von 53 Byte. Die 

Steuerungsinformationen befinden sich in den Zellköpfen (Header). Vgl. Merkt (1998), 
S.35. 

74 Vgl. z.B. Merkt (1998), S.37 und Jung, Warnecke (1999), S.1-47. 
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ISDN 

Das ISDN ist ein "diensteintegrierendes digitales Telekommunikationsnetz für 
die öffentliche Massenkommunikation und lokale Anwendungen, mit einer Viel-
zahl von Telekommunikationsdiensten mit vielfältigen Leistungsmerkmalen. ,ns 
Man kann zwischen zwei ISDN-Varianten unterscheiden, dem Schmalband-
ISDN (Basisanschluss) und dem Breitband-ISDN (Primärrnultiplexanschluss).76 

Das ISDN-Netz bietet dem Teilnehmer zahlreiche Vorteile wie hohe Über-
tragungsraten, die Integration vieler Dienste in einem Netz und über eine 
Schnittstelle sowie die gleichzeitige Mehrfachnutzung eines Anschlusses. ISDN-
Netze werden hauptsächlich aus Glasfaserleitungen gebaut; möglich sind auch 
hybride Formen mit Koaxialkabeln im Anschlussbereich. 

Langfristig wird erwartet, dass integrierte Breitbandnetze Kostenvorteile durch 
die Bündelung vieler Verkehre und durch die bessere Nutzung der Glasfaserka-
pazitäten bringen. Zu erwarten sind Verbundvorteile, die aus der gemeinsamen 
Lieferung verschiedener Dienste (Sprache, Daten, Verteildienste u.a.) über das-
selbe Netz herrühren. 

xDSL77-Zugangstechnologien 

Die xDSL -Zugangstechnologien sind übertragungstechnische Verfahren zur 
breitbandigen Nutzung verdrillter Kupferleitungen im Anschlussbereich. Das 
Aufrüsten der traditionellen Ortsnetze in xDSL-fähige Netze besteht im wesent-
lichen aus dem Anschluss eines xDSL-Modems an beiden Enden der Kupfer-
anschlussleitung, sowohl an der Vermittlungsstelle als auch beim Teilnehmer. 
xDSL trägt dazu bei, die bestehenden Ortsnetze "zukunftsfähig" zu machen, d.h. 
die bisher sehr eingeschränkten Kapazitäten der Kupferleitungen zu erweitern. 
Die übertragenen digitalen Signale werden mittels xDSL komprimiert, was eine 
Netz-Nutzung fiir den Telefondienst und Dienste mit breitbandigen Übertra-
gungsanforderungen ermöglicht. Die am weitesten verbreitete xDSL-Technolo-
gie ist ADSL (Asymmetrical Digital Subscriber Line).18 Durch den Einsatz der 

75 Bergmann, Gerhardt (1999), S.178. 
76 Der Basisanschluss stellt zwei Nutzkanäle Ge 64 kbit/s) und einen Signalisierungskanal 

(16 kbit/s) zur Verftlgung. Der Breitband-ISDN-Anschluss verftlgt über 30 Nutzkanäle Ge 
64 kbit/s) und einem Signalisierungskanal (64kbit/s). Vgl. z.B. Bergmann, Gerhardt 
(1999), s. 179. 

77 xDSL steht fllr verschiedene (x) Verfahren im Rahmen der DSL- (Digital Subscriber 
Line) Technologie. Vgl. Bergmann, Gerhard (1999), S.148. 

71 Über diese am häufigsten eingesetzte DSL-Technologie können breitbandige Dienste an-
geboten werden, da sie im Downstream Übertragungsraten zwischen 128 Kbit/s und 8-9 
Mbit/sauf einer maximalen Distanz von 3 km und im Upstream (vom Kunden zum Ver-
mittlungsknoten als Steuer- bzw. Rückkanal) bis zu 640-768 Kbit/s realisieren kann. Vgl. 
Trink! (1999), S.l; Schneider-Akkurt (1999), S.13 und Bergmann, Gerhard (1999), 
S.148f. 
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xDSL-Übertragungsverfahren kann der im Extremfall wegen Anstiegs des Ka-
pazitätsbedarfs notwendige Austausch von Leitungen vermieden werden. 

1.1.S Möglichkeiten des technischen Substitutionswettbewerbs im Ortsnetz 

In der Telekommunikation stellt das Ortsnetz die einzige Anbindung an den 
Kunden dar, ohne die kein Anbieter von Telekommunikationsdiensten bestehen 
kann. In den meisten Staaten war oder ist diese "letzte Meile" im Besitz des ehe-
maligen oder des weiterhin rechtlich geschützten, staatlichen Monopolisten. 79 

Da das Ausrollen von leitungsgebundenen Ortsnetzen den kostenintensivsten 
Teil des Netzaufbaus darstellt (auf das Ortsnetz entfallen über 70% der Investi-
tionskosten der Netze),8° existieren Ortsnetze meist nur einmal und ihre Dupli-
zierung wird als wirtschaftlich nicht sinnvoll angesehen. 11 Aufgrund dessen sind 
alle auf dem Markt tätigen Diensteanbieter, die nicht selber Ortsnetze betreiben, 
auf die Mitnutzung des existierenden Ortsnetzes angewiesen. 

Die Teilnehmeranschlussleitungen {TAL) im Ortsnetz werden als "wesentliche" 
Einrichtung12 angesehen. Trotz entsprechender Verordnungen, die die Ortsnetz-
Betreiber dazu verpflichten, ihre Infrastruktur gegen ein entsprechendes Entgelt 
(Mietgebühr der TAL) anderen Unternehmen bereitzustellen,83 kann im Falle 
von Ortsnetzdiensten nicht von einem wettbewerblich strukturierten Markt ge-
sprochen werden. Seit der vollständigen Liberalisierung der Telekommunikation 
in der Europäischen Union zum 1.01.1998 haben neue Telefongesellschaften le-
diglich unter 1 % des Marktes der Ortsgespräche gewinnen können.14 Es besteht 
also im Anschlussbereich großer Nachholbedarf sowohl bzgl. der Erweiterung 

79 Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1995), S.142. Zu Maßnahmen, die den Machtmissbrauch durch 
den Monopolisten verhindern sollen, siehe Kapitel 4, insbesondere 4.4.4. 

10 Vgl. Trink! (1999), S.3. Schenk et al. (1996) geben sogar einen Ortsnetz-Kostenanteil von 
90% an und berufen sich auf Angaben des polnischen Kommunikationsministeriums. Vgl. 
Schenk et al. (1996), S.129. 

11 Diese wirtschaftliche Problematik des Aufbaus von weiteren Ortsnetzen wird sowohl mit 
der hohen Kapitalintensität, mit der oftmals vorhandenen physikalischen Unmöglichkeit 
der Verlegung von weiteren Leitungen (Raumgründe) sowie dem Zeitaspekt der Durch-
fllhrung begründet. 

12 Zur Einstufung einer Einrichtung als "wesentlich" (Essential faci/ity) siehe ausfllhrlicher 
Kapitel 4.4.4. Zu den wichtigsten Kriterien zählen: die Einrichtung wird durch ein Mono-
polunternehmen kontrolliert; als Teil des vorgelagerten Marktes stellt sie die einzige Mög-
lichkeit der Erbringung von Diensten auf dem nachgelagerten Markt dar; sie ist nicht du-
plizierbar (physisch, politisch oder ökonomisch); der Zugang zu dieser Einrichtung wird 
durch das Monopolunternehmen verweigert, wäre aber sowohl physisch als auch ökono-
misch praktikabel. Vgl. WIK, EAC (1994), S.53. 

13 Zur sog. Entbündelung der Teilnehmeranschlussleitungen siehe Kapitel 4.4.4. 
14 Vgl.Jäger(l999),S.S9. 

44 



bestehender Netze, wie auch der evtl. Schaffung von alternativen Netzen zur 
Beseitigung der Monopolstellungen der ehemaligen staatlichen Monopolbetrei-
ber. 

Mit der Entwicklung des Telekommunikationsdienstemarktes verändern sich die 
Bedarfsstruktur nach Übertragungskapazitäten (Bandbreite), nach Übertragungs-
qualität und ggf. auch nach Mobilität. Daraus resultiert das Problem der Kapa-
zitätsbeschränkungen des vorhandenen Ortsnetzes, das zum Großteil aus ver-
drillten Kupferleitungen besteht, die nur ein eingeschränktes Durchleitungsver-
mögen besitzen. Die Umrüstung des bestehenden Ortsnetzes zielt darauf, das 
Durchleitungsvermögen (Kapazität) des traditionell in diesem Bereich einge-
setzten Kupferkabels zu steigern, um einen kostenintensiven Austausch von Lei-
tungen durch Koaxialkabel bzw. Glasfaser zu vermeiden und das Ortsnetz zu-
kunftsfähig zu machen. Zu den technologischen Möglichkeiten zählen z.B. die 
xDSL-Technologien, die die möglichen in den Kupferleitungen zu übertragen-
den Datenmengen stark erweitern.85 

Um den wachsenden Ansprüchen gerecht zu werden, könnten zum einen weni-
ger kostenintensive Technologien als das leitungsgebundene Festnetz zum Ein-
satz kommen; zum anderen könnten bereits bestehende Infrastrukturen technisch 
umgerüstet und zu Telekommunikationszwecken genutzt werden. Zu den poten-
tiell nutzbaren Netzen gehören das Kabel-TV-Netz und das Stromnetz (Power-
/ine).s6 

Eine andere Möglichkeit bietet die Umgehung des Engpasses (bottlenecks) in 
Gestalt des bestehenden Ortsnetzes durch den Einsatz von Funktechnologien: 
die Schaffung des Wireless Local Loop - WLL ( oder Radio In The Loop -
RITL). 

Im folgenden wird auf die drei erwähnten Möglichkeiten von alternativen Net-
zen eingegangen, die das höchste Substitutionspotential zum traditionellen Orts-
netz aufweisen und mit ihm in Konkurrenz treten könnten. 

Die Möglichkeit des Einsatzes von Satelliten87 zur stationären Telekommunika-
tionsversorgung mit ausreichenden Bandbreiten wird nicht behandelt, da diese 

85 Zu xDSL sowie kapazitätssteigemder Datenkomprimierung und Digitalisierung siehe Ka-
pitel 1.1.4. 

86 Als Alternativen zum vorhandenen öffentlichen Telekommunikationsnetz werden auch 
Netze von Eisenbahngesellschaften oder Gasversorgungsunternehmen in Betracht gezo-
gen. Auf diese Möglichkeiten soll jedoch nicht näher eingegangen werden, da sie nicht auf 
der Entwicklung/dem Einsatz von neuen Technologien basieren und weniger ftlr den Orts-
netzbereich in Frage kommen. 

87 Als Alternative ftlr Ortsnetze kämen hauptsächlich MEO-(middle earth orbit) Satelliten in 
Frage, die auf einer Höhe von ca. 5000-15000 km über der Erdoberfläche in der Umlauf-
bahn positioniert werden. Diese Systeme leiden allerdings (wie auch GEO-Systeme) unter 
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Alternative wegen der beträchtlichen Einstiegs-, Geräte- und Nutzungskosten 
für Endnutzer zu teuer und deshalb nicht massenmarktfähig ist.11 

Die im folgenden angeführten Kosten der Umrilstung und des Neubaus von al-
ternativen Netzen werden in verschiedenen Quellen89 unterschiedlich hoch bezif-
fert. Dies kann zum einen damit zusammenhängen, dass es sich hierbei um neue 
Technologien handelt, die noch nicht weit verbeitet sind, bei denen also noch 
keine oder nur wenige Erfahrungswerte vorliegen. Zum anderen können sich die 
Kosten in unterschiedlichen Ländern aufgrund der großen Differenzen bei der 
Arbeitslohnhöhe unterscheiden. 90 

Telekommunikation ftber Stromkabel - Powerline Communication (PLC) 

Der Begriff Powerline Communication umschreibt die ''Mitnutzung von Ener-
gieleitungen der Niederspannungsebene als Netzzugang".91 Die Niederspan-
nungsebene erstreckt sich zwischen der Transformatorstation (Trafo) und der 
Hausinstallation, dient also dem Zuführen des bereits umgewandelten Stroms zu 
den Häusern. 

Die Transformatorstation soll bei PLC zusätzlich die Telekommunikationsver-
mittlungsanlagen beherbergen und würde die Funktion des Filters übernehmen, 
der den ausgehenden Datenstrom abgreift und auf andere Übertragungsmedien 
verteilt. Gleichzeitig würde sie den eingehenden Datenfluss auf die Stromfre-
quenz als zusätzliche Frequenz aufmodulieren.92 Am Übergang der Stromleitung 
in die Hausinstallation müsste ein zusätzliches Gerät - die sog. Conditioned Unit 
( eine Art Decoder) - installiert werden, das die Funktion der Trennung von Tele-

gewissen Verzögerungen bei der Übertragung. Die erdnahen LEO- (low earth orbit) Satel-
liten (wenige Hundert Kilometer über der Erdoberfläche) zeichnen sich durch kürzere Üb-
ertragungswege aus, haben aber gleichzeitig wesentlich kleinere Ausleuchtungszonen, d.h. 
es wird eine größere Anz.ab! dieser Satelliten benötigt. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.43f. 
Zum Satelliteneinsatz in der Telekommunikation siehe auch Pelton (1998), S.62-67. 

88 Die Kosten fllr GSM-kompatible Endgeräte fllr das Iridium-Netz liegen bei ca. 3000 USO, 
eine Gesprächsminute kostet etwa 3 USO. Satellitenbasierte Mobilkommunikation wird 
hauptsächlich in Ausnahmesituationen (Krieg, Naturkatastrophen, Massenveranstaltungen 
u.ä.) eingesetzt. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.44. 

19 Vgl. z.B. Wiehert-Nick (1999), S.31ff; Little (1997), S.122f; OECD (1996), S.lOff. 
90 Gemäß der OECD kann der wesentliche Unterschied der Kostenangaben bei Technolo-

gien, die mit Tiefbauarbeiten verbunden sind, mit dem Lohnniveau im jeweiligen Land 
zusammenhängen. Es bleibt auch unklar, ob die angegebene Höhe der Kosten in jedem der 
Fälle dieselben Kostenpunkte (Netzteile) umschließt. Vgl. OECD (1996), S.17. 

91 Bergmann, Gerhardt (1999), S.167. Diese Stromnetz-Ebene entspricht dem Ortsnetz in der 
Telekommunikation. 

92 Die zusätzlichen Frequenzen werden auf die Stromfrequenz von SO Hz aufmoduliert. Die-
ses Verfahren wird Frequenzumtastung (Frequency Shift Keying - FSK) genannt. Vgl. 
Bergmann, Gerhard (1999), S.168. 
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kommunikationsübertragung und Strom übernehmen würde. Die vorhandenen 
parallelgeschalteten Energiezähler, die als Mengenzähler funktionieren, müssten 
zu intelligenten Kommunikationsanlagen umgerüstet oder durch solche ersetzt 
werden, die eine Bereitstellung von Zugriffs- und Adressierungsverfahren er-
möglichen würden. Darüber hinaus müssten die Schnittstellen im Hausbereich 
angepasst werden, um eine Weiternutzung der vorhandenen Telekommunika-
tionsgeräte zu gewährleisten.93 Es wäre also eine Umrüstung des Energienetzes 
sowohl an der Trafo als auch im Hausbereich notwendig, um PLC marktfähig zu 
machen. Der Telekommunikationsverkehr zwischen dem öffentlichen Telekom-
munikationsnetz und der Trafo könnte über die eigenen Glasfaserkabel der Ener-
gieversorgungsunternehmen (EVU) erfolgen, die sie bisher für eigene Kommu-
nikationszwecke genutzt haben.94 

Da Energienetze zu Transport- und Verteilnetzen gehören, müsste die verfügba-
re Bandbreite allerdings von allen an eine Trafostation Angeschlossenen ge-
meinsam genutzt werden, was zu Kapazitätsengpässen, Überlastung bzw. "Stau" 
bei der Übertragung führen könnte.95 Zusätzlich verursacht die fehlende Ab-
schirmung der Energieleitungen Ein- und Abstrahlungen, die negativen Einfluss 
auf die Nachrichtenübertragung haben könnten.96 

Der wesentliche Vorteil dieses Netzzugangs, der als wirtschaftliche Alternative 
zu anderen Ortsnetztechnologien angesehen wird und besonders als Hochge-
schwindigkeitszugang zum Internet geeignet wäre, liegt in der hohen Flächen-
deckung, d.h. der Präsenz in fast allen Gebäuden. Darüber hinaus sind durch die 
gleichzeitige Stromversorgung und Lieferung von Telekommunikationsdiensten 
Verbundvorteile zu erwarten. 

Die Kostenstrukturen von PLC dürften dank der bestehenden flächendeckenden 
Netz-Versorgung relativ günstig sein und sich hauptsächlich auf die Kosten der 
Umrüstung der Energienetze beziehen. Zu konkreten Kostenhöhen gibt es aber 
nur wenige Angaben, was seine Ursache darin hat, dass sich diese Technologie 
noch im Probestadium befindet.97 

93 Einer der Vorteile fllr Endnutzer besteht im Zugang zwn Stromnetz - potentiell auch zwn 
PLC-Netz - in jedem Raum ohne die Notwendigkeit der Schaffung von neuen Anschluss-
stellen. 

94 Vgl. Bergmann, Gerhard (1999), S.168. 
95 Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.44ff. 
96 Einstrahlung bewirkt eine Verschlechterung der Übertragungsqualität, Abstrahlung führt 

zum Erhöhen der Dämpfung bei steigender Frequenz, was Reichweitenreduzierung zur 
Folge hat. Diese Probleme treten vor allem bei Telephonie über das Stromnetz auf. Vgl. 
Bergmann, Gerhard (1999), S.169 und Wiehert-Nick (1999), S.45. 

97 Einen Nachweis der erfolgreichen technischen Umsetzung von PLC liefert ein gemeinsam 
durch die RWE und das Schweizer Unternehmen Ascom durchgeführtes Projekt. Vgl. 
Dersch, Liu (1999). Wiehert-Nick (1999) spricht von ca. 600-800 DM pro Anschluss bei 
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Neben den technischen Aufgaben der Umrüstung des Energienetzes stellt auch 
die Regulierungsebene ein Problem dar. Zur Zeit ist die Nutzung der Stromlei-
tungen durch Dritte nur in einem unzureichenden Frequenzbereich zugelassen.91 

Das Kabelrundfunknetz (Kabel-TV) 

Die Benutzung des Kabelrundfunknetzes (Kabel-TV-Netz) als Netzzugang zum 
öffentlichen Telekommunikationsnetz ist eine weitere Möglichkeit der Umge-
hung des existierenden Ortsnetzes.99 

Das Zuführen von Telekommunikationssignalen sollte über die Kabelrundfunk-
zugangstechnik - die Kabelkopfstation (Ortsverteilung - Netzebene 3)100- erfol-
gen. Der Verteilpunkt, der das gemeinsame Versorgungskabel in Hausanschlüs-
se aufsplittet (Gebäudeverteilung - Netzebene 4), würde die Funktion der Tren-
nung von Kabelrundfunk- und Telekommunikationssignalen übernehmen. 

Da das TV-Kabelnetz ebenfalls zu den Verteilnetzen gehört, die Übertragung 
der Daten also nur in eine Richtung - zum Kunden hin - erfolgt, wäre eine Um-
rüstung zur gleichzeitigen Telekommunikationsnutzung notwendig. Um die Bi-
direktionalität des Netzes zu schaffen, könnte ein Rückkanal als zusätzliche 
Komponente im Frequenzband des Kabels eingefügt werden, der die Dialog-
fähigkeit des Systems gewähren würde. Zusätzlich müsste das Frequenzspek-
trum erhöht werden. 101 

Neubau des PLC-Netzes. Dies dürfte jedoch eher auf eine Umrüstung zutreffen, da von 
einem flächendeckend existierenden Stromnetz ausgegangen wird. 

91 Um Lösungen sowohl für die technischen (unter anderem Standarisierungsfragen) als auch 
für die regulatorischen Probleme zu finden, haben sich 1997 in Deutschland sowohl Her-
steller als auch Netzbetreiber zum Power/ine Telecommunications Forum zusammenge-
schlossen. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.45 und Internet-Seiten des Forums unter: 
http://www.ptf.de/eng/index.html, Stand 11.2000. 

99 Die „Kabelrichtlinie" der Europäischen Union hebt Nutzungsbeschrllnkungen von Fern-
sehkabelnetzen für liberalisierte Telekommunikationsdienste (mit Ausnahme der Sprach-
telephonie) auf und fordert die Mitgliedstaaten auf, alle Beschrllnkungen bzgl. der Zusam-
menschaltung von Kabelfernsehnetzen untereinander und mit dem öffentlichen Telekom-
munikationsnetz (insbesondere Mietleitungen) aufzuheben. Vgl. Europäische Kommission 
(1995), Art.l und 2. 

100 In der Kabelkopfstation wird das Rundfunksignal in die Kabelnetze eingespeist. Vgl. 
Bergmann, Gerhard (1999), S.169. 

101 Diese AufrUstung besteht aus dem Einsatz besonderer Übertragungstechniken, die eine 
gleichzeitige Übertragung von Sprache und Bildern über verschiedene Frequenzen des be-
stehenden Koaxialkabels erlauben, und würde vor allem an den Übergabe- bzw. Kopfstel-
len erfolgen. Diese Möglichkeit wird auch telephony-over-coax genannt, da die Kabel-
rundfunknetze im Ortsbereich hauptsächlich aus Koaxialkabeln bestehen. 
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Ein breitbandiger Kanal würde die Schaffung eines Fu/1 Service Network (FSN) 
ermöglichen, das breitbandige Datenzugänge erlaubt.102 Zu diesem Zweck müss-
ten die Kabelkopfstationen um entsprechende Telekommunikationsvermitt-
lungsanlagen aufgerüstet werden und die Netzebene 3 (Ortsverteilung) umge-
staltet werden, um kleinere, durch Glasfaser verbundene Netzeinheiten zu schaf-
fen.103 Auch auf der Netzebene 4 (Gebäudeverteilung) müssten Voraussetzungen 
für die Trennung von Telekommunikations- und Kabelrundfunksignalen erfüllt 
werden.104 Eine andere Möglichkeit, um die Bidirektionalität des Rundfunkka-
bels zu gewährleisten, besteht in der Verlegung von Telefonleitungen parallel zu 
den bestehenden Kabelnetzen.105 

Bereits heute wird eine auf Kabel-Modems basierende Technologie in Kabelnet-
zen eingesetzt. Die Kabel-Modems werden nur auf der Nutzerseite installiert 
und erlauben einen schnellen und kostengünstigen Internetzugang.106 

Die Kosten einer Aufrüstung der bestehenden Kabelnetze sollen ca. 70% unter 
den Kosten des Neubaus von hybriden Kabelnetzen liegen. Die Aufrüstungskos-
ten werden anhand von Investitionsdaten aus den USA auf ca. 460-610 USD pro 
Teilnehmer beziffert, wobei die Höhe dieser Kosten auch von der Anzahl der 
aufzurüstenden Anschlüsse abhängt. 107 

Der Neubau eines Hybridnetzes wiederum würde Zusatzkosten in Höhe von 20-
30% im Vergleich zu einem traditionellen Kabelnetz verursachen. Die Kosten 
für die Neueinrichtung eines Kabelanschlusses werden auf 650-9000 DM ( ca. 

102 Vorgesehen sind Rückwegbandbreiten von S-30 und langfristig bis zu 6S MHz. Vgl. 
Bergmann, Gerhard (1999), S.169. 

103 Diese Strukturen, die sich bis zum Übergabepunkt aus Glasfaser und in der Hausvertei-
lung aus den kostengünstigeren Koaxial- und Kupferkabeln zusammensetzen, werden 
Hybrid-Fiber-Coax - Netze (HFC) genannt. Die hybriden Netze werden als leistungsfllhi-
ge und kostengünstigere Alternative zu komplett aus Glasfaser bestehenden Anschluss-
Netzen (FITH - fibre to the home) gebaut, die für normale Ortsnetze im Aufbau zu teuer 
wären und lediglich bei Großkunden eingesetzt werden. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.3S 
und Bergmann, Gerhardt (1999), S.169. 

104 Vgl. Bergmann, Gerhard (1999), S.169f. 
105 Dies wäre nur dann vorteilhaft, wenn die bereits vorhandenen Kabelschächte genutzt wer-

den könnten. Eine andere Möglichkeit böte das Einsetzen sog. "siamesischer Kabel" in die 
vorhandenen Schächte, die Koaxial- und Kupferkabel in einer Hülle vereinen. Diese bei-
den Möglichkeiten werden als Overlay-Netz bezeichnet. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.34. 

106 Die Übertragungsgeschwindigkeiten betragen im Downstream bis zu 30 Mbit/s und im 
Upstream bis zu 4 Mbit/s. Einer der Vorteile der Nutzung von TV-Kabeln als Zugang zum 
Internet besteht in der zeitlich unlimitierten Nutzung des Dienstes ohne zusätzliche Tele-
fonkosten. Vgl. Trink! (1999), S.2. 

107 Die Zahlen beziehen sich auf die Aufrüstung der Kabelnetze des amerikanischen Kabel-
netzbetreibers TCI bei einem Aufrüstungsvolumen von 33 Mio. Kabelanschlüssen. Vgl. 
Wiehert-Nick (1999), S.36. 
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330-4600 EUR; abhängig von der Bevölkerungsdichte) geschätzt. 101 Auf der an-
deren Seite wären jedoch zusätzliche Erlöse durch die Leistung zusätzlicher 
Dienste und Verbundvorteile der gemeinsamen Lieferung dieser Dienste zu er-
warten.109 

Damit die Alternative Kabelrundfunknetz den Wettbewerb im Ortsnetz fördern 
könnte, müssten zusätzlich zu den technischen Veränderungen die Kabelnetzbe-
treiber allerdings unternehmerisch von den Telekommunikationsorganisationen 
mit wesentlicher Marktmacht getrennt werden bzw. getrennt bleiben. 110 

Wireless Local Loop (WLL)-Systeme111 

Eine weitere Möglichkeit für den Anschlussbereich bieten funkgestützte Tele-
kommunikationstechnologien, die den physischen Draht zwischen dem Teil-
nehmer und der Ortsvermittlungsstelle ersetzen und über einen Koppelpunkt mit 
dem öffentlichen Fernmeldenetz verbunden sind. 

Die Funktion der Funksende- und -empfangsstation übt in diesem Fall die Basis-
station aus, die mittels einer Leitung über den Controller mit der traditionellen 
Ortsvermittlungsstelle verbunden ist. Die Verbindung wird von der Basisstation 
zum Teilnehmer in Form von Radiowellen hergestellt, die von seinem Teilneh-
mergerät (Radiotermination) bzw. einer Sammelantenne am Hausdach empfan-
gen werden. Es besteht also zwischen Basisstation und Teilnehmergerät keine 
physische Verbindung. 112 

101 Da jedoch die Kosten sowohl für die Aufrüstung als auch für den Neubau abhängig von 
der Quelle sehr unterschiedlich angegeben werden, erscheinen sie wenig verlässlich und 
sollten nicht unkritisch betrachtet werden. Vgl. z.B. Wiehert-Nick ( 1999), S.36 und OECD 
(1996), S.17. 

109 Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.36. 
110 In Deutschland hat die Deutsche Telekom einerseits die Position des ehemaligen Monopo-

listen inne und hat gleichzeitig zu den größten Kabelnetzbetreibern in Deutschland gehört. 
111 Die eigentlichen WLL-Systeme gehören zu den Funksystemen mit festem Anschluss 

(fixed access) im Gegensatz zu Systemen mit niedriger Mobilität (low mobility) und regio-
nal begrenzter Flächendeckung (Cordless-Telephony-Systeme wie DECT und PHS) und 
Systemen mit hoher Mobilität (high mobility) und mit landes- bzw. weltweiter Flächenab-
deckung (GSM u.a.). Umgangssprachlich werden jedoch auch CT (Cordless-Telephony)-
Systeme als WLL-Systeme bezeichnet und im Anschlussbereich eingesetzt. Vgl. Berg-
mann, Gerhard (1999), S.152f. 

112 In das Teilnehmerendgerät wären standardisierte Schnittstellen zu integrieren, um eine 
Weiternutzung der vorhandenen Telekommunikationsendgeräte zu ermöglichen. Vgl. 
Bergmann, Gerhard (1999), S.155. 
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Im Bereich der funkgestiltzten Anschlusstechnologien muss zwischen festem 
Anschluss (fvced wireless, Radio In The Loop -RITL, Fixed Radio Access -
FRA) und Mobilanschluss (zellular, mikro-zellular) unterschieden werden. 113 

Die zahlreichen Funksysteme weisen verschiedene Reichweiten auf und erfor-
dern deswegen eine unterschiedliche Dichte der Basisstationen. Aus diesem 
Grund eigenen sich manche von ihnen besser für dünn besiedelte und andere für 
dichtbesiedelte Regionen. 

Zellulare digitale Systeme (GSM oder DCS 1800) bieten eine relativ große 
Reichweite, eignen sich also zum Ortsnetzeinsatz in geringer besiedelten Regio-
nen. Da jedoch ihr Schwerpunkt auf Mobilität und nicht auf hohen Übertra-
gungsraten liegt, zeichnet sie eine relativ eingeschränkte Bandbreite aus, 114 die 
zwar den Schmalband-ISDN-Standard erfüllt, jedoch oft eine schlechtere Über-
tragungsqualität als das Festnetz bietet. 

Mikro-zellulare Systeme (schmalbandiges DECT115 und PHS116) werden eben-
falls als funkgestützte Festanschlüsse im Ortsnetz eingesetzt. Sie haben eine ge-
ringere Reichweite als zellulare Systeme, da sie in kleineren Zellen und auf hö-
heren Frequenzen arbeiten und eigenen sich am besten für dicht besiedelte Re-
gionen. Sie erlauben nur eingeschränkte Mobilität (bis 20 km/h), bieten dafür 
aber eine höhere Bandbreite, was im Ortsnetzeinsatz ein wichtiges Merkmal dar-
stellt (Vgl. Abb. 1-3). 

Bei Zugangssystemen, die auf mobilem Anschluss basieren, muss berücksichtigt 
werden, dass sie wesentlich höhere Aufbaukosten verursachen als fest installier-
te Funkanschlüsse, da die Mobilität komplexere und aufwendigere Strukturen 
des Systems erfordert und die Anzahl der notwendigen Basisstationen aus die-
sem Grund steigt. 117 

113 Der Unterschied liegt physisch gesehen in der Art des Anschlusses der Teilnehmereinrich-
tung. Beifixed access wird eine Sende- und Empfangsantenne am Haus des Teilnehmers 
montiert und mit seinem Endgerät verbunden. Bei mobilem Anschluss übernimmt das 
Endgerät selbst die Sende- und Empfangsfunktionen und kann auch außerhalb des Haus-
bereichs verwendet werden. Trotz dieser Abgrenzung gibt es Überschneidungen, denn die 
meisten im Ortsnetz eingesetzten Funktechnologien basieren auf zellularen und mikro-
zellularen Systemen. Vgl. Merkt (1998), S.44ffund OECD (1996), S.12ff. 

114 Diese Bandbreite liegt im Normalfall bei ca. 32 kbit/s. Vgl. OECD (1996), S.12. 
115 DECT steht fllr Digital Enhanced Cordless Te/ecommunications. Mit diesem System kann 

ein Ortsnetz mit ISDN-Qualität im Umkreis von etwa 3-5 km errichtet werden. Die Reich-
weite der Mobiltelefone beträgt ca. 300 m von dem eigentlichen Endgerät, der Sende- und 
Empfangsanlage beim Kunden. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.41 und Trink! (1999), S.3. 

116 PHS steht für den japanischen Standard Personal Handyphone System. Sowohl DECT als 
auch PHS arbeiten im 1900 MHz-Bereich. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.41. 

117 Vgl. Merkt (1998), S.45 und 54. 
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Zu den Vorteilen der WLL-Systeme gehört die Möglichkeit des schnellen Netz-
ausbaus, da sich die Installationszeiträume im Falle von Funktechnologien im 
Vergleich zu leitungsgebundener Infrastruktur drastisch verringern lassen. Der 
Aufbau eines WLL-Ortsnetzes ist ebenfalls mit wesentlich niedrigeren Investi-
tionskosten verbunden als der Aufbau von klassischen, leitungsgebundenen 
Ortsnetzen. Ein weiterer Vorteil sind die relativ geringen Anfangsinvestitionen, 
die für Funknetze charakteristisch sind, sowie der niedrige Anteil irreversibler 
Investitionen. Damit ist die Markteintrittsbarriere niedriger als im Festnetzbe-
reich. Diese Merkmale stehen im Einklang mit der Entwicklung auf dem Tele-
kommunikationsmarkt, auf dem sich die Struktur der Investitionskosten verän-
dert hat und die Notwendigkeit einer schnellen Amortisation der Investitionen 
immer deutlicher wird. 111 

Die Kosten eines Mobilfunkanschlusses werden mit ca. 870-2200 DM (ca. 445-
1125 EUR) angegeben; die Neuanschlusskosten für DECT sollen laut Wiehert-
Nick (1999) bei etwa 500 bis über 5000 DM (ca. 256-2556 EUR) liegen und 
sind abhängig von der Teilnehmerdichte in der Region. 119 Little (1997) spricht 
hingegen von Kosten in Höhe von ca. 1000 USD pro Anschluss bei Einsatz von 
DECT und ca. 800 USD bei Einsatz von Mobilfunk (GSM 900/DCS 1800) im 
Ortsbereich. 120 Die OECD ( 1996) beziffert die Kosten des funkgestützten Teil-
nehmeranschlusses121 nach Daten der Yankee Group122 auf ca. 500 USD oder 
weniger pro Anschluss. Bei einer regionalen Bevölkerungsdichte von weniger 
als 200-400 Teilnehmer/km2 soll laut der OECD ein funkgestützter Teilnehmer-
anschluss kostengünstiger sein als ein fester Kupferkabelanschluss.123 

Funkgestützte Systeme für Ortsnetze können oft auch die einzige Alternative zur 
Kabeltechnik sein, da sie unabhängig sind von schwierigen geographischen, 
geomorphologischen oder klimatischen Bedingungen, also auch dort eingesetzt 
werden können, wo die Verlegung von Leitungen überdurchschnittlich kosten-
intensiv oder sogar unmöglich wäre. 

Die vorgestellten Technologien bedürfen allerdings noch weiterer Verbesserun-
gen, um seitens der Leistungsmerkmale für den Teilnehmer die gleichen Eigen-
schaften aufweisen zu können wie ein kabelgebundener Anschluss. 

111 Vgl. Bergmann, Gerhard (1999), S.153. 
119 Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.39ffund S.46. 
120 Diese Kostengrößen werden unter der Voraussetzung eines Produktionsvolumens von 

mindestens einer Million Anschlüsse angegeben. Vgl. Little (1997), S.123. 
121 Es wird nicht präzisiert, um welches System es sich bei diesen Kostenangaben handelt. 
122 Die Yankee Group ist ein Forschungs- und Beratungsunternehmen, das hauptsächlich im 

Bereich der Technologieforschung für die Internet-Wirtschaft tätig ist. Vgl. Internet-Quel-
le: http://www.yankeegroup.com/, Stand 01.2000. 

123 Die OECD beruft sich auf Angaben der EBRD (European Bank for Reconstruction and 
Development). Vgl. OECD (1996), S.14. 
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Eine Erweiterung der Leistungsmerkmale in bezug auf Mobilität und Übertra-
gungsparameter von Funksystemen, die auch im Ortsnetz eingesetzt werden 
könnten, könnte der Mobilfunk der dritten Generation (3G) mit dem UMTS-
Standard bringen (Vgl. Abb. 1-3). Dieser soll sich durch relativ hohe Bandbrei-
ten sowie eine effiziente Frequenzspaltung und -zuteilung nach Bedarf auszeich-
nen und erlaubt dadurch eine höhere Teilnehmeranzahl pro Zelle. 124 

Beurteilung der alternativen Netzzugangsmöglichkeiten 

Die Entwicklung auf dem Markt der alternativen Ortsnetztechnologien wird von 
der Regulierung im Bereich der Entbündelung (unbundling)125 beeinflusst. Die 
Entbündelung der Ortsnetze des ehemaligen Monopolisten könnte Dienste-Wett-
bewerb im Ortsnetz ohne die Notwendigkeit des Aufbaus alternativer Netze er-
möglichen. 

Neben dem Bedarf nach mehr Kapazität in Ortsnetzen motivieren aber auch die 
Höhe der Gebühren für die Miete der Teilnehmeranschlussleitungen (TAL), für 
die Netzzusammenschaltung und andere Konditionen des entbündelten Zugangs 
die Newcomer, Alternativen zu entwickeln. Veränderungen bei der Festsetzung 
der Höhe dieser Gebühren können die Innovations- und Investitionsanreize in 
diesem Bereich fördern oder hemmen. 126 Sollte Entbündelung stattfinden und die 
Mietgebühr niedrig angesetzt werden, wären die Anreize zum Aufbau alternati-
ver Netze für die Konkurrenten der ehemaligen Monopolisten deutlich kleiner, 
da sie mit verhältnismäßig geringen (reversiblen) Kosten die bestehenden Netze 
entsprechend ihres Bedarfs mieten/nutzen könnten. Sollte dies nicht der Fall 
sein, könnte sich mittel- bis langfristig ein "Wettbewerb der Infrastrukturen" 
einstellen, in dem (abhängig vom Stand der Entwicklung) funkgestützte Ortsnet-
ze, Powerline und TV-Kabel-Kommunikation gegeneinander und gegen das tra-
ditionelle Kupferkabel-Ortsnetz antreten würden. Das Infrastruktur-Wettbe-
werbspotential im Ortsnetz hängt jedoch im wesentlichen von den Kostenstruk-
turen der alternativen Zugangstechnologien ab. 127 

Sollten das Angebot und die Qualität der Telekommunikationsdienste in den 
konkurrierenden Netzen vergleichbar sowie die Nummernportabilität gewähr-
leistet sein und sollte der Kunde die Wahl zwischen verschiedenen Infrastruktur-
möglichkeiten haben, dürften für die Wahl des Anbieters die ihn Kostenkriterien 

124 Vgl. OECD (1996), S.13. Bandbreiten von bis zu 2 Mbit/s pro Teilnehmer- stationär. 
125 Der Begriff Entbßndelung umschließt eine logische Teilung des Netz.es in seine Kompo-

nenten, die von den Interessierten einzeln und nicht mehr als ganzes gemietet werden kön-
nen. Auf die Entbündelungsproblematik wird näher in Kapitel 4.4.4 eingegangen. 

126 Vgl. Laffont, Tirole (2001), S.99 und S.127ff. Der Einfluss der TAL-Mietgebühr und der 
Zusammenschaltungsgebühren auf Investitionsanreize wird ausführlicher in Kapitel 5.5.3 
diskutiert. 

127 Vgl. Merkt(1998), S.53. 
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entscheidend sein.121 Mit dem Infrastrukturwettbewerb kannjedoch aufgrund be-
stehender technischer Unvollkommenheiten der alternativen Technologien und 
der notwendigen Aufbau- bzw. Umrilstungszeiten nicht kurzfristig gerechnet 
werden. 

Betrachtet man die Vor- und Nachteile der vorgestellten Technologien, so kön-
nen gewisse Parallelen zwischen den einzelnen Systemen erkannt werden. Die 
leitungsgebundenen Ortsnetze (Kupferkabel, TV-Kabel und Power/ine) sind im 
Falle einer Neuverlegung/eines Neubaus durch ähnliche Kostenstrukturen ge-
kennzeichnet. 129 Der klare Vorteil von Power/ine liegt dabei in der bereits be-
stehenden (fast) vollständigen Flächenabdeckung und der Möglichkeit für End-
nutzer, ihre Kommunikationsgeräte in allen Räumen der Wohnung/des Hauses 
anzuschließen. 

Die Abdeckung mit Kabelrundfunknetzen variiert stark zwischen Regionen bzw. 
zwischen Ländern. Sowohl Strom- als auch Kabel-TV-Netze sind auch nicht 
ohne weiteres kommunikationstauglich und müssen entsprechend aufgerüstet 
werden. Die Technologien der Aufrüstung dieser Netze sind jedoch noch in der 
Entwicklungsphase, wodurch die genaue Bestimmung der Höhe der Aufrüs-
tungskosten und ein Vergleich mit den Neubaukosten eines Telekommunika-
tionsnetzes nicht verlässlich möglich ist. 130 

Sowohl Power/ine als auch TV-Kabel-Telekommunikation würden jedoch star-
ke Verbundvorteile bei gleichzeitiger Lieferung verschiedener Produkte (Tele-
kommunikation und Strom bzw. Rundfunk) mit sich bringen. 

Die funkgestiltzten Technologien zeichnen sich im Gegensatz zur leitungsge-
bundenen Infrastruktur durch einen geringeren Investitionsaufwand aus. Die 
Investitionen sind ebenfalls mit einem geringerem Risiko verbunden und können 
flexibler als bei physischen Netzen ausgeweitet werden, da die Netze bei An-
stieg der Nachfrage ausgebaut werden können. Funknetze sind schneller und 
einfacher aufzubauen, da "lediglich" Funkbasisstationen aufgestellt/eingerichtet 
und Teilnehmerendeinrichtungen angeschlossen werden müssen. 131 Die heute 

121 Dazu zählen sowohl die Anbieterwechselkosten inklusive der eventuell entstehenden Kos-
ten für neue Endgeräte als auch die jeweiligen Nutzungskosten. 

129 Zu den ökonomischen und technischen Merkmalen leitungsgebundener Infrastrukturen 
siehe Kapitel 2. 

130 Bei der Notwendigkeit des Neubaus müssen die lange Planungs- und Aufbauzeit, die lei-
tungsgebundene Infrastrukturen auszeichnet, sowie das Problem der Wegerechte zur Ver-
legung von Leitungen bzw. die potentielle physische Unmöglichkeit der Verlegung von 
Leitungen in dichtbebauten Gebieten berücksichtigt werden. 

131 Im Gegensatz dazu fallen bei leitungsgebundenen Netzen u.a. umfangreiche und kostenin-
tensive Tiefbauarbeiten an und es besteht das Problem der Wegerechte. Es ist aber auch 
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verfügbaren Funksysteme bieten allerdings schlechtere Übertragungsmerkmale 
(Bandbreite, Übertragungsqualität) als leitungsgebundene Systeme, so dass sie 
nicht als vollwertiges technisches Substitut angesehen werden können. 132 

Zusammenfassend ist es zur Zeit schwer zu beurteilen, welche der vorgestellten 
Technologien den Durchbruch auf dem Ortsnetz-Massenmarkt schaffen könn-
ten, da sie alle noch, wenn auch in verschiedener Hinsicht, Entwicklungsmängel 
aufweisen und auch die vorläufigen Angaben zu ihren Kostenstrukturen mit 
großer Unsicherheit behaftet sind. 133 Jede der Technologien wird durch spezifi-
sche Vor- und Nachteile gekennzeichnet, die in verschiedenen Ländern unter-
schiedlich gewichtet werden können. 134 

Funkbasierte Systeme könnten als Chance für die Regionen angesehen werden, 
die bislang über keinen Netzzugang verfügen und dadurch die Möglichkeit be-
kommen, relativ schnell an das Telekommunikationsnetz angeschlossen zu wer-
den. Vor allem in ländlichen Gebieten oder in Regionen mit schwierigen geo-
morphologischen Bedingungen, wo die Verlegung von Leitungen entweder zu 
teuer oder physisch unmöglich wäre, könnten sich Funktechnologien durchset-
zen. 

Abzuwarten bleibt, ob der vielversprechende 3G-Mobilfunk (UMTS) den an ihn 
gestellten Anforderungen bzgl. der Übertragungsmerkmale und der Kostenstruk-
turen gerecht wird; sollte dies der Fall sein, wäre die technische und ökonomi-
sche Substitutionsmöglichkeit zum Festnetzanschluss gegeben. 

1.2 Die wirtschaftliche Bedeutung der Telekommunikation als 
Infrastruktur 

Das beschleunigte Wachstum des Telekommunikationsmarktes ist mit der stei-
genden Bedeutung der Information verbunden, die mittlerweile als wichtiger 
Produktionsfaktor angesehen wird. Termini wie die Informationsgesellschaft, 
Information-Highways u.ä. sind bezeichnend für die Veränderung des Stellen-
wertes der Information als Gut. Der immer schnellere Zutritt zur Information, 

zwischen den verschiedenen Funksystemen zu differenzieren, die sich in Abhängigkeit 
von der Bevölkerungsdichte der Regionen in den Aufbaukosten unterscheiden. 

132 Die funkbasierten Systeme können lediglich im Hinblick auf Sprachübertragung, nicht je-
doch ftlr die volle Festnetzdienst-Palette als technisches Substitut angesehen werden. 

133 Den Versuch einer Kosteneinschätzung für die neuen Zugangstechnologien unternimmt 
Cave (1995), S.3. Etwas erweitert wird diese Zusammenstellung von Merkt (1998), S.53 
und Wiehert-Nick (1999), S.46. 

134 Gemeint sind damit der länderspezifische Grad an Flächendeckung bei den Kabelrund-
funknetzen, die Qualität der verlegten Stromleitungen, Regulierung im Bereich der Wege-
rechte, geomorphologische Beschaffenheit des Gebietes sowie Unterschiede in der Lohn-
höhe im Hinblick auf Tiefbauarbeiten u.ä. 
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der ihre Beschaffungskosten und somit die Transaktionskosten filr die Markt-
akteure wesentlich reduziert, hat die Telekommunikationsinfrastruktur zu einer 
der wichtigsten Infrastrukturen werden lassen und ihren dynamischen Innova-
tionsprozess begünstigt.135 

Der Telekommunikationssektor, der auch als "Zukunftssektor" oder "Schlüssel-
branche" bezeichnet wird, hat einen zunehmenden Anteil am Bruttosozialpro-
dukt industrialisierter Länder und gehört zu den lnfrastrukturbereichen, die filr 
eine wettbewerbsfähige Volkswirtschaft als grundlegend angesehen werden.136 

Der Trend zur Internationalisierung des Wettbewerbs macht eine innovative und 
leistungsstarke Telekommunikationsinfrastruktur in Verbindung mit einem brei-
ten Angebot an Telekommunikationsdiensten zu einer wichtigen Voraussetzung 
filr die internationale Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Ländern. 137 

Von dem Zugang zu Telekommunikationsnetzen und -anwendungen hängt ab, 
wie sich Regionen und Volkswirtschaften im Standortwettbewerb behaupten, 
denn "(. .. ) zurückzufallen in der Telekommunikation bedeutet zurückzufallen auf 
nahezu jedem anderen Gebiet." 131 Die Telekommunikationsinfrastruktur ist als 
Basiseinrichtung filr Regionen und Volkswirtschaften überlebensnotwendig 
geworden und entscheidet über die Attraktivität von Ländern und Kräftezentren. 

Gesamtwirtschaftlich wird Infrastruktur allgemein als Grundlage für jegliche 
wirtschaftliche Aktivitäten auch umschrieben als das, "(. .. ) was gegeben sein 
muss, damit der primäre, der sekundäre und der tertiäre Sektor möglichst rasch 
expandieren können, die Wirtschaft also kräftig wachsen kann und Arbeitsplätze 
entstehen. "139 

Öffentliche Infrastrukturinvestitionen 140 wirken sich gesamtwirtschaftlich und 
regional positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung (private Investitionstätig-
keit, Wirtschaftswachstum, Beschäftigung) aus.141 Auf der Nachfrageseite be-
wirken sie in der Aufbauphase Einkommens- und Beschäftigungseffekte. Die 

135 Vgl. Domisch (2001), S.385. Zum Einfluss der Telekommunikation auf die Reduzierung 
der Transaktionskosten siehe z.B. Norton (1992), S. l 7Sff. 

136 Vgl. Domisch (2001), S.382. 
137 Vgl. Voeth (1996), S.27; Graack (1997), S.V oder Dornisch (2001), S.381. 
131 Jahn-Thielicke (1994), S.7. 
139 Schatz(l996), S.126. 
140 Als Grundeinrichtung eines Raumes, die fllr die Entwicklung des privaten Sektors und der 

gesamten Wirtschaft als unabdingbar angesehen wurde, wurden Infrastrukturen meistens 
vom Staat bereitgestellt. 

141 Im Falle von gut entwickelten Regionen stellt die Infrastruktur eine Ubiquität dar. Wenn 
ein bestimmter Schwellenwert an Infrastrukturausstattung erreicht worden ist, hat ein wei-
terer Ausbau einen viel geringeren Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung als dies in 
unterentwickelten Regionen der Fall ist. Vgl. Hofman (1996), S.106f oder Dornisch 
(2001), S.381. 
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angebotswirksamen Effekte bestehen in der Erhöhung des Produktionspotentials 
des Raumes. 142 

Die gute Infrastrukturausstattung einer Volkswirtschaft oder einer Region stellt 
eine Voraussetzung und notwendige Bedingung für den wirtschaftlichen Ent-
wicklungsprozess dar. 143 Regionen mit unzureichend ausgebauter Infrastruktur 
müssen Nachteile beim Standortwettbewerb hinnehmen. 144 Von den wichtigsten 
Standort-Faktoren 

• regionale wirtschaftlich-geographische Lage, 
• regionaler Agglomerationsgrad und Siedlungsstruktur, 
• sektorale Wirtschaftsstruktur, 
• regionale Infrastruktur 
stellt letztere das einzige Element dar, das mit Investitionsausgaben direkt ge-
staltet werden kann. 145 

Im Fall von Regionen, die Nachteile bei den übrigen drei Potentialfaktoren auf-
weisen, könnte die (Telekommunikations-)Infrastruktur diese Mängel abmil-
dern, indem sie deren periphere Lage kompensiert. In Regionen, wo keine Flä-
chendeckung des Telekommunikationsnetzes gegeben ist, kommt dem Ausbau 
dieses Netzes eine große Bedeutung für die Entwicklung der Region zu.146 

Das Vorhandensein einer gut ausgebauten Telekommunikationsinfrastruktur und 
die Möglichkeit der Nutzung der sich erweiternden Telekommunikationsdienste 
kann in diesem Sinne helfen, "(. .. ) die Bedeutung von Raum und Zeit als be-
schränkende Faktoren von Kommunikations- und Austauschbeziehungen zu re-
duzieren. "147 In besonderem Maße geeignet, Raum und Zeit als constraints von 

142 Oftmals wird Komplementarität der (öffentlichen) Infrastruktur und des privaten Kapital-
stocks unterstellt. Sie besteht aus dem Eingehen des öffentlichen Infrastrukturkapital-
stocks als Vorleistung in den privaten Produktionsprozess. Vgl. Busch, Klös (1995), S.8, 
S. l 3ff und S.21 ff oder Jochimsen, Gustafsson (1977), S.38f. 

143 Vgl. Busch, Klös (1995), S.5. 
144 Die Ausstattung mit Telekommunikationsinfrastruktur ist eine der wichtigsten Entschei-

dungsdeterminanten bei der Standortwahl von Unternehmen. Unabhängig vom Tätigkeits-
feld (Produktion, Distribution, Headquarters/Marketing/Sales, Forschung und Entwick-
lung) platzieren Unternehmen aus vier von sechs Industriezweigen die Ausstattung mit 
Telekommunikation in der Rangliste an erster oder zweiter Stelle. Vgl. Busch, Klös 
(1995), S.24, S.4 l und zu Studien über die neuen Bundesländer S.11. 

145 Vgl. Busch, Klös (1995), S.15fsowie Jochimsen, Gustafsson (1977), S.40. 
146 Vergleichende Untersuchungen, die international über den Zusammenhang von wirtschaft-

lichem Wachstum und Investitionen im Telekommunikations- und Verkehrswesen erstellt 
wurden, haben eine hohe positive Korrelation dieser zwei Faktoren bestätigt. Vgl. Busch, 
Klös (1995), S.13 und Easterly, Rebelo (1994), S.13. 

147 Rangosch-du Moulin (1998), S.203. 
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Kommunikations- und Austauschbeziehungen zu überwinden, ist Multimedia-
kommunikation 148 und dabei insbesondere das Internet, die seit einiger Zeit 
neben der klassischen Sprachübertragung und als Folge von Konvergenzprozes-
sen ihren Platz auf dem Telekommunikationsmarkt einnimmt. Zu den zur Multi-
mediakommunikation gehörenden zeitabhängigen und -unabhängigen Kommu-
nikationsformen (Medien) gehören Audio (Sprache, Musik), Video (TV, Film, 
Fernsehtelefon), Text, Festbild (Fax, Foto, Röntgen u.ä.) sowie Graphik (Da-
ten).149 

Um diese Kommunikations-Integration zu ermöglichen, bedarf es einer gemein-
samen technischen Basisplattform, die einerseits durch die Digitalisierung und 
Komprimierung und andererseits durch weltweite Standardisierungsaktivitäten 
bzgl. der Übertragungsverfahren (Kompatibilität) gewährleistet werden soll. iso 

Verschiedene Übertragungssektoren wie die Telekommunikation, die Computer-
technik und der Mediensektor wachsen zu einem neuen Wirtschaftssektor 
zusammen und eröffnen neue Dimensionen für Information und Kommunikation 
in allen Lebensbereichen.151 

''Der Telekommunikationsmarkt der Zukunft entsteht durch die Zusammen-
führung von bisher getrennt regulierten Marktbereichen: dem Markt für 
Datenverarbeitungs- und Unterhaltungsgeräteindustrie, dem Bereich der 
Telekommunikationsausrüstungen und Endgeräte, dem Markt für Telekom-
munikationsnetze und -dienste und dem Mediensektor einschließlich Rund-
funk, Fernsehen, Musik, Film, Zeitungs- und Buchverlagen. "152 

Dieser Konvergenzprozess findet außerhalb des Infrastrukturbereichs (Richt-
funksender, Satellitenfunk, TV-Kabel, Festnetze) und der Informationstechnolo-
gie (Speicherung und Bearbeitung von Informationen) ebenfalls auf der Ebene 
der Inhalte (Telekommunikation, Rundfunkindustrie, Verlagswesen) und der 
Verbraucher und Benutzer statt. 153 

141 Multimedia umschreibt die digitale Integration von mindestens drei verschiedenen Medien 
(z.B. Sprache, Daten, Bilder) und bedeutet die gemeinsame Nutzung dieser Basiskommu-
nikationsformen. Vgl. Hooffacker (1995), S.121. 

149 Vgl. Jung, Warnecke (1998), S.3-132. 
150 Die Konvergenz der Übertragungssektoren und darauf aufbauend die Erweiterung der An-

wendungsbereiche basiert auf der technischen Entwicklung der Übertragungsnetze, u.a. 
ihrer Digitalisierung, die es erlaubt mittels breitbandiger Übertragungstechniken die ver-
schiedenen Kommunikationsformen zeitgleich (in einem Kommunikationsvorgang) zu 
nutzen. 

151 Vgl. Hoppe, Lennardt (1995), S.1. 
152 Fromm (1997), S.9. 
tSJ Vgl. Jung, Warnecke (1998), S.6-32. 
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Multimediadienste154 erweitern die Möglichkeiten der Kommunikation im Ver-
gleich zu traditionellen Kommunikationsdiensten und werden zum Großteil über 
eine gemeinsame Plattform angeboten - über das Internet als globales Netz und 
Informations- und Transaktionsplatz. Das Internet übernimmt zunehmend die 
Abwicklung vieler interaktiver ( eingeschränkt bidirektionaler) Informations-
abrufdienste sowie einen Teil der (bidirektionalen) Individualkommunikation 
( exk.l. traditionelle Sprach- und Faxübertragung). Zu den neuen Diensten, die 
dem Prinzip der Telematik155 entspringen und unter dem Begriff Teledienste156 

zusammengefasst werden, gehören u.a. die Telearbeit, die Telemedizin,' 57 das 
Telelearning (E-Learning), der Telecommerce (E-commerce, Teleshopping), das 
Telebanking (Online-Banking), Telekonferenzen (Telemeeting, Chat-rooms), 
Teleinfo, 158 E-Mail (Electronic Mail) sowie viele andere. 159 

Die neuen Multimediaanwendungen werden sowohl im privaten als auch im ge-
schäftlichen Bereich eingesetzt. Der Verbraucher kann mittels Internet aus 
einem weltweiten Handelsangebot wählen, was den Zugang zu Diensten und 
Produkten erweitert und es ihm erlaubt, gemäß seinen Präferenzen zu handeln. 
Als Endprodukt erhöht der Zugang zur Telekommunikation den Lebensstandard, 
sorgt für mehr Sicherheit und trägt zu wesentlichen Zeitersparnissen bei.160 

Im Geschäftsleben ermöglicht der Einsatz von modernen Telekommunikations-
techniken höhere Produktivität durch bessere Verwaltung und die Entwicklung 
von immer komplexeren und dezentralisierten Organisationen (Unternehmens-

154 Multimediaanwendungen können entweder nach der Art der Nutzung oder auch in bezug 
auf die Kommunikationsart unterschieden werden. Die Art der Nutzung wird als privat 
oder geschäftlich definiert. Bei der Kommunikationsart kann unterschieden werden zwi-
schen den Verteildiensten (unidirektional), den interaktiven Informationsabrufdiensten 
(bidirektional mit eingeschränktem Rückkanal) und der Individualkommunikation (bidi-
rektional). Die genannten Formen sind oft gemischt anzutreffen. Vgl. Jung, Warnecke 
(1998), S.6-13. 

155 Telematik entstand aus der Verbindung von Datenfernübertragung und Rechentechnik 
(Telekommunikation und Informatik) Vgl. Hooffacker (1995), S.167. 

156 Teledienste (Teleservices) umfassen die mediengestUtzte dislozierte Erbringung von 
Dienstleistungen. Zu Telediensten siehe z.B. Bergmann, Gerhardt (1999), S.497ff; Jung, 
Warnecke (1998), S.3-28, S.3-86ff, S.3-137ff und S.6-7lff; Welfens, Graack (1996a), 
S.39ff. 

157 Austausch von Informationen zwischen Kliniken und Arztzentren; Beobachtung nach der 
Behandlung durch Geräte, die über das Netz Informationen vom Haus des Patienten an 
den Arzt weiterleiten; Notfall-Detektion bei Risikopatienten u.ä. 

158 Online-Zugriff auf Informationsdatenbanken zu verschiedenen Bereichen wie z.B. Stadt-
oder Hotelinformationen, Tourismus, Info- und Buchungssysteme u.v.a. 

159 Vgl. z.B. Jung, Warnecke (1998), S.3-136; S.3-86ffund zu einer detaillierten Aufstellung 
S.6-82ff. 

160 Vgl. Eurostat (1997), S.19. 

59 



strukturen). Durch die Unterstützung von zusammenhängenden Arbeitsabläufen 
trägt das Internet ebenfalls zur Aufhebung des räumlichen Verbundes von 
Arbeitsplätzen bei. Darilber hinaus erweitert die Nutzung des Internets die filr 
Unternehmen erreichbare Kundengruppe und trägt zu wesentlichen Kosten-
ersparnissen (Transaktionskosten) bei.161 Das Internet hebt die zeitlichen und 
räumlichen Handelsbegrenzungen auf und globalisiert das Wirtschaftsgesche-
hen, indem es allen Nutzern in der Welt den gleichen Zugang zu weltweiten An-
geboten eröffhet. 162 Gesellschaftlich tragen neue Kommunikationsformen dazu 
bei, die politische, kulturelle, ökonomische und soziale Integration zu fördern. 163 

Um die Nutzung und Weiterentwicklung der Dienstepalette zu ermöglichen, be-
darf es einer ausgebauten, modernen Telekommunikationsinfrastruktur, deren 
Funktionalität und Effektivität "eine Voraussetzung jur ein marktgerechtes An-
gebot künftiger Multimediaanwendungen"164 sein wird. Die Entwicklung und 
steigende Nutzung der internetbasierten Dienste schlägt sich wiederum u.a. in 
einer steigenden Nachfrage nach Telekommunikationsübertragung (als Bitüber-
tragung) nieder. 16s 

161 Durch neue Telekommunikationsdienste können andere Kommunikationsformen (z.B. 
Post, Personenverkehr) weitgehend reduziert oder ihr Einsatz optimiert werden. Vgl. dazu 
z.B. Ernst, Walpuski (1993), S.99ff; Köhler (1994), S.20Sff oder Saunders et al. (1994), 
S.16. 

162 Das Internet eröffuet fllr Unternehmen weltweite Absatzmärkte. Den Platz der Standortbe-
deutung nimmt zunehmend der „Internetstandort" ein, d.h. die Erreichbarkeit im Internet 
durch die Aufnahme in Datenbanken und Suchmaschinen. Die Rolle der Ladenlokale mit 
deren Ausstattung übernehmen oftmals Internet-Seiten. 

163 Vgl. Saunders et al. (1994), S.18ff. 
164 Jung, Warnecke (1998), S.4-3. Eine große Bedeutung kommt auch der ständigen Verbes-

serung der Übermittlungssicherheit von Daten über das Netz zu. 
16s Der Großteil der privaten Nutzer benutzt den Internetzugang per Telefon (Modem). Siehe 

hierzu auch Kapitel 2.2.1. 
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2 Ordnungspolitische Grundlagen der Telekommunika-
tion 

2.1 Besondere Merkmale der Telekommunikation als 
lnfrastrukturbereich 

Leitungsgebundene Infrastrukturbereiche sind durch eine Reihe von besonderen 
Merkmalen gekennzeichnet, die von ihrer physischen Struktur verursacht wer-
den. Bezogen auf Infrastrukturen generell wird in der Literatur nach techni-
schen, ökonomischen und institutionellen Infrastrukturmerkmalen differenziert, 
die in verschiedenen Konstellationen auf die einzelnen Infrastrukturen zutreffen 
können.• 

Zu den möglichen technischen Charakteristiken der Infrastruktur werden ge-
zählt:2 

• die Unteilbarkeit wesentlicher Teilsysteme der Infrastruktur, 
• Standortgebundenheit von Leistungserstellung und Leistungsverzehr, 
• lange Planungszeiten und lange Lebensdauer der Systeme, 
• die technische Verbundenheit zwischen Elementen und Teilsystemen der 

Infrastruktur, 
• starker Einfluss von technologischem Fortschritt (Innovation), 
• Kapazitätsbeschränkungen (capacity constraints).3 

Die möglichen ökonomischen Eigenschaften umfassen: 

• Skaleneffekte (economies of sca/e) der Netze durch größere Anzahl bzw. 
größere Dichte der Anschlüsse (economies of density - Dichteeffekte), Kos-
tendegression (auch Distanzkostendegression), 

• Verbundvorteile (economies of scope) der netzbasierten Erstellung von Pro-
dukten oder Dienstleistungen, 

• Subadditivität der Kosten (natürliches Monopol, Unteilbarkeiten), 
• einen hohen Kapitalkoeffizienten, 
• nicht rückholbare Investitionskosten (Irreversibilität, sunk costs), 
• externe Effekte (Netzwerkextemalitäten - network externalities ), 

1 Vgl. Wolter (1997), S.32ff; Chmielewicz, Jasinski (1997), S.84ffund Eichhorn (1989). 
Bei manchen Charakteristiken kann, abhängig von der Fragestellung und Sichtweise, so-
wohl eine Zuordnung zum technischen als auch zum ökonomischen Bereich erfolgen. 

2 Vgl. Wolter (1997), S.32ff; Chmielewicz, Eichhorn (1989) und Jasinski (1997), S.84ff. 
Zur technischen Struktur des Telekommunikationsnetzes siehe Kapitel 1.1.2. 

3 Dieses Argument kann außerhalb der technischen Ebene auch als ökonomisches Knapp-
heitsproblem verstanden werden. 
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• Veränderungen des Bedarfs mit der Zeit (z.B.: Tageszeit), Auftreten von zu-
fälligen Fluktuationen. 

Die institutionellen Merkmale können auf staatlich oder unter staatlicher Kon-
trolle bereitgestellte, verwaltete oder betriebene Infrastrukturen zutreffen und 
sind aufgrund dessen durch öffentliche Eingriffe und Normen bedingt: 

• Fehlen von Marktpreisen der Leistungen; 
• defizitäre Betriebsführung (der Ausgleich der Defizite erfolgt durch Mittel 

aus öffentlicher Hand), 

• staatliche Planung, Organisation, Leitung und Kontrolle.5 

Die staatliche Bereitstellung hat als Ziel, allen Bürgern gleichen Zugang zu In-
frastrukturen zu ermöglichen, gleichwertige Lebensbedingungen für die Bevöl-
kerung und gute Standortbedingungen (allgemeine Infrastrukturvoraussetzun-
gen) für Unternehmen zu schaffen.6 Aus diesen Gründen wurde die Infrastruktur 
oft als öffentliches Gut (Kollektivgut)7 angesehen, obwohl nicht auf alle Infra-
strukturbereiche die Kriterien eines öffentlichen Gutes zutreffen. 

Die staatliche Bereitstellung einiger Infrastrukturen und Dienste begründete 
schon Adam Smith im 18. Jh. als: 

"( ... ) the duty of erecting and maintaining certain publick works and cer-
tain publick institutions, which it can never be in the interest of any indivi-
dual, or sma/1 number of individua/s, to erect and maintain; because the 
pro.fit could never repay the expence to any individual or sma/1 number of 

4 Der Staat gibt den Leistungsumfang und/oder -preis vor, so dass der Marktmechanismus 
außer Kraft gesetzt wird. Vgl. Wolter (1997), S.38. 

5 Die Einrichtungen befinden sich meistens im Eigentum oder in der direkten oder indirek-
ten Kontrolle der öffentlichen Hand, insbesondere in bezug auf Preis- und Innovationspo-
litik. 

6 Vgl. Jänicke (1986). 
7 Die Unterteilung in Kollektivgüter (öffentliche Güter) und Individualgüter (private Güter) 

erfolgt nach den Merkmalen der Rivalität im Konsum sowie des technischen, ökonomi-
schen oder normativen Ausschlusses. Liegt Rivalität vor und besteht Ausschlussmöglich-
keit, so liegt ein privates Gut vor, dessen Nachfrage auf Märkten befriedigt werden kann. 
Die notwendige Bedingung fllr ein öffentliches Gut ist dann die Nicht-Rivalität, also der 
gemeinsame Konsum eines Gutes. Kommt als hinreichende Bedingung die Nichtgeltung 
des Ausschlussprinzips (aus technischen, ökonomischen oder normativen Gründen) hinzu, 
so handelt es sich um ein reines öffentliches Gut, und eine Marktlösung ist ausgeschlos-
sen. Von Interesse hier ist jedoch auch die Kombination der Ausschlussmöglichkeit mit 
Nicht-Rivalität oder eingeschränkter Rivalität, wes auf typische Clubgüter (mit und ohne 
Überfüllung) hinweist. Nach Woll (1987), S.231; Hofman (1996), S.7f und Weimann 
(1996), S.127ffund S.377ff. 
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individuals, though it may frequently do much more than repay it to a great 
society.'18 

Trotz der häufig vorzufindenden Gleichbehandlung aller Infrastrukturen kann 
die Telekommunikationsinfrastruktur nicht wie manche andere als Kollektivgut 
(öffentliches Gut) klassifiziert werden. Im Falle der Telekommunikation ist das 
Prinzip der Ausschließbarkeit und eingeschränkt der Rivalität anwendbar.9 Die 
Rivalität besteht weiterhin in bezug auf schmalbandige Telefonanschlüsse und 
kann ebenfalls durch Kapazitätsüberlastung auftreten. 10 Dieses Merkmal dürfte 
jedoch innerhalb der nächsten Jahre durch technologische Entwicklungen - Ka-
pazitätserweiterung (z.B. bereits verfügbares ISDN) bzw. bessere Nutzung der 
vorhandenen Ressourcen (xDSL, ATM u.ä.) - obsolet werden. 

Technisch gesehen ist die Telekommunikationsinfrastruktur ein unteilbares Sys-
tem, bestehend aus Orts- und Fernnetzen, die durch technische Verbundenheit 
gekennzeichnet sind. Wie alle netzbasierten Infrastrukturleistungen ist auch die 
Telekommunikation standortgebunden, was bedeutet, dass die Inanspruchnahme 
der Leistungen räumlich an den Telefonanschluss gebunden ist. Die Telekom-
munikationsinfrastruktur ist zudem durch eine lange Lebensdauer gekennzeich-
net, was die Prognose der zukünftig benötigten Kapazitäten aufgrund des antizi-
pierten Zukunftsbedarfs erschwert und das Risiko von Fehlentscheidungen er-
höht.11 

ökonomisch gesehen ist die Telekommunikationsinfrastruktur ein Bereich, der 
durch erhebliche irreversible Kosten gekennzeichnet ist. Beim Zusammenschal-
ten von Netzen und beim Ausbau der Netze entstehen Produktivitätsvorteile in 
Form von positiven externen Effekten. Während des Auf- und Ausbaus der 
Infrastruktur, hauptsächlich der Ortsnetze, treten bedeutende Dichtevorteile auf. 
Wie andere Infrastrukturbereiche unterliegt auch die Telekommunikation Fluk-
tuationen und Bedarfsveränderungen, die z.B. mit der Tageszeit zusammenhän-
gen können und in der Kapazitätsplanung berücksichtigt werden müssen. 12 

8 Vgl. Smith (1976), S.687 (IV.ix.51 ). 
9 Der Ausschluss eines Individuums von der Netznutzung kann auf einfache Weise entwe-

der über eine Nichtverlegung der Leitung (Verweigerung des Anschlusses an das Netz), 
oder über die betriebliche Trennung und Nichtbedienung des vorhandenen (bereits verleg-
ten) Anschlusses erfolgen. 

10 Vgl. z.B. Burr (1995), S.44f. Schmalbandige Teilnehmeranschlüsse können zur gleichen 
Zeit nur von einem Teilnehmer benutzt werden (nur eine Verbindung). Rivalität durch Ka-
pazitätsüberlastung tritt auf, wenn die maximale Kapazität (N) des Netzes durch n Teil-
nehmer beansprucht wird und der (n+l)te Teilnehmer aus dem Grund das Netz zu dieser 
Zeit nicht nutzen kann. 

11 Vgl. Schatz ( 1996), S.131. 
12 Die Diensteebene der Telekommunikation ist zusätzlich durch Verbundvorteile gekenn-

zeichnet, die auf den verschiedenartigen Nutzungsmöglichkeiten des Netzes basieren. 
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Im folgenden werden die wichtigsten ökonomischen Kategorien näher behan-
delt, die für die Telekommunikationsinfrastruktur von Relevanz sind, um dann 
auf den Einfluss der technischen Merkmale auf die Netzökonomik und die 
Zusammenhänge der ökonomischen Merkmale untereinander einzugehen. 13 

2.1.1 Skaleneffekte - insbesondere Verbundvorteile und Dichtevorteile 

Im Fall von Netzen treten Skaleneffekte (Größenvorteile, economies of scale) in 
Form von Dichtevorteilen (economies of density), horizontalen economies of 
scale als auch Verbundvorteilen ( economies of scope) auf. 14 Größenvorteile sind 
Stückkostenvorteile, d.h. mit steigender Ausbringungsmenge sinken die Stück-
kosten. 

Dichtevorteile, als eine Art von Größenvorteilen, sind "Stückkostenvorteile, die 
mit zunehmender Produktions- bzw. Liefermenge in einem bestimmten Gebiet 
(pro km2) oder pro Streckenkilometer etc. entstehen bzw. mit zunehmender 
Nachfragemenge auf einer bestimmten Relation". 15 Dichtevorteile sind beson-
ders beim Auf- und Ausbau leitungsgebundener Infrastruktur ausgeprägt vor-
handen, bei der die irreversiblen Kosten den Großteil der anfallenden Kosten 
darstellen und die variablen Kosten verhältnismäßig gering sind. Somit werden 
die irreversiblen Kosten durch eine ansteigende Nachfragedichte auf eine größe-
re Menge Einheiten verteilt, was zu geringeren Stückkosten führt. Die langfristi-
ge Durchschnittskostenkurve (LDK) hat also einen fallenden Verlauf. Filr das 
Telekommunikationsnetz bedeutet das, dass es geringerer Aufwendungen be-
darf, um neue Teilnehmer in einem dichtbesiedelten Gebiet anzuschließen als in 
ländlichen, gering besiedelten Regionen. Diese Interpretation von Dichtevor-
teilen im Telekommunikationsnetz wird in Abb. 2-1 veranschaulicht. 

In der Abbildung fallt die regionale langfristige Durchschnittskostenkurve 
(RLDK) mit zunehmender regionaler Nachfragedichte nach Telefonanschlüssen 
(RND). Die Nachfragedichte hängt dabei stark mit der Besiedlungsdichte der 
Regionen zusammen. Geringer besiedelte Gebiete ("Land" - RNDL) weisen hö-
here Durchschnittskosten bei geringerer Nachfragedichte auf als dichter besie-
delte Regionen. Bei geringerer Nachfrage(Besiedlungs-)dichte des Gebietes 

13 Auf Veränderungen des Bedarfs, ihre möglichen Ursachen und Auswirkungen wird in Ka-
pitel 2.2.S eingegangen. Sie werden unter Kapitel 2.1 nicht als gesonderte ökonomische 
Kategorie behandelt und in den Kapiteln 2.1.1 bis 2.1.4 diskutiert. 

14 Vgl. Ernst, Walpuski (1997), S.16ff oder Distelkamp (1999), S.9f. Zu den einzelnen Arten 
der Skaleneffekte siehe Kruse, Berger ( 1996), S.214. 

15 Kruse, Berger (1996), S.216. 
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(RNDL <RNDs) können also nur geringere Dichtevorteile realisiert werden 
(DKL>DKs), 16 

RLDK 

' i 

Land 
! 
! Stadt 

RNDg 

Eigene Darstellung anhand von Kruse, Berger (1996), S.217. 

RLDK 

RND 
Regionale 

Nachfragedichte 

Abb. 2-1: Dichtevorteile in der Telekommunikation - Anschlusskosten 

Auf der Diensteebene treten Dichtevorteile hauptsächlich in Fernnetzen auf. Sie 
beruhen auf der gebündelten Durchleitung des Verkehrs, was die Stilckkosten 
der Verbindungen senkt. Es gilt, dass je höher die Netzebene ist,17 desto mehr 
Verkehr in ihr durchgeleitet wird. 18 

Dichtevorteile können als eine Art von Skalenvorteilen im Extremfall zum Ent-
stehen eines natürlichen Monopols führen. Die Problematik des natürlichen Mo-
nopols wird in Kapitel 2.1.2 behandelt. 

16 Gemäß WIK, Cullen (2001a), S.33 können die Anschlusskosten zwischen städtischen und 
ländlichen Gebieten um bis zu 500% variieren. 

17 Für nähere Erläuterungen der Netzebenen siehe Kapitel 1.1.2. 
18 Man spricht auch von Distanzkostendegression bei Verbindungen. Die Abhängigkeit der 

Verbindungskosten von der Distanz stellt eine logarithmische Funktion dar. Laut Weiz-
säcker (1997) erhöht die Verzehnfachung der Distanz des Gesprächs die Kosten unterpro-
portional, z.B. um 10 Pfennig. Nimmt man also an, dass ein Ortsgespräch über 10 km 30 
Pfennig kostet, so wird ein Gespräch über 100 km nur 10 Pfennig mehr, also 40 Pfennig 
kosten und ein Gespräch über 1000 km nur 50 Pfennig. Vgl. Weizsäcker (1997), S.573. 
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In der Telekommunikation treten auch horizontale economies of scale auf, da es 
geringerer Aufwendungen bedarf, ein existierendes Netz geographisch zu erwei-
tern, als für diese Gebiete gänzlich neue Netze zu erschaffen. 19 

Von Verbundvorteilen ( economies of scope) spricht man, wenn die gemeinsame 
Produktion von zwei oder mehreren verschiedenen Produkten zu geringeren 
Stilckkosten möglich ist als die getrennte Produktion. Hinsichtlich der Totalkos-
ten TK sind bei zwei unterschiedlichen Produkten X und Y dann Verbundvortei-
le gegeben, wenn TK(X, Y) < TK(X) + TK(Y) gilt. 20 

Verbundvorteile treten in der Telekommunikation hauptsächlich auf der Diens-
teebene auf. Sie können als spezifische Vorteile durch die gemeinsame Nutzung 
eines Netzes für verschiedene Verbindungsarten verstanden werden (Bünde-
lungsvorteile). Dazu gehören Orts-, Fern- bzw. Auslandsverbindungen oder die 
Sprach- und Datenkommunikation über dasselbe Netz. Verbundvorteile in der 
Telekommunikation werden sich verstärken, wenn die Palette an Diensten, die 
über dasselbe Netz angebotenen werden, erweitert würde (z.B. Telekommunika-
tion + Strom + Kabel-TV). 

Auf der lnfrastrukturebene können Verbundvorteile auftreten, wenn das Tele-
kommunikationsnetz zusammen mit einer anderen Netzinfrastruktur verlegt 
wird (z.B. gemeinsamen Schächte mit Kabel-TV). 

2.1.2 Subadditivitilt - Natnrliches Monopol - Unteilbarkeiten 

Die Theorie des natürlichen Monopols (Subadditivität als notwendige und hin-
reichende Bedingung) beruht auf der Erkenntnis, dass die am Markt nachgefrag-
te Güter- bzw. Dienstleistungsmenge am effizientesten und kostengünstigsten 
von einem einzigen Unternehmen erbracht werden kann.21 Das Vorliegen eines 
natürlichen Monopols zeichnet sich dadurch aus, dass "die Kosten jeder im rele-
vanten Bereich liegenden Leistungserstellung dann minimiert werden, wenn das 
Leistungsangebot in der Hand eines Unternehmens konzentriert wird•.22 Dabei 

19 Im Fall von horizontalen Skaleneffekten sinken die Durchschnittskosten bei der regiona-
len Ausdehnung des Versorgungsgebietes. Vgl. Kruse, Berger ( 1996), S.2 l 7f. 

20 Vgl. Ernst, Walpuski (1997), S.16ff. 
21 Wettbewerb auf einem natürlichen Monopolmarkt wird als nicht sinnvoll angesehen, da er 

zur Verschwendung von Ressourcen führt, bis sich auf dem Markt ein Anbieter durch-
gesetzt hätte. Es wird also angenommen, dass sich dieses Monopol auf „natürliche" Weise 
durch einen Verdrängungswettbewerb einstellen würde. Vgl. Fuest ( 1992), S.l Off; Müller 
(1995), S.4 lff oder Weimann (1996), S.324ff. 

22 Knieps (1985), S.25f. 
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können Größenvorteile eine hinreichende, aber nicht notwendige Bedingung 
sein.23 

Die Subadditivität der Kostenfunktion für eine Einprodukt-Produktion tritt auf, 
wenn bei jeder denkbaren Aufteilung der Gesamtproduktion für die Totalkosten 
(TK) gilt: 

TK(x1 + ... + Xn) < TK(x1) + ... + TK(xn), bzw. TK(X) < TK(x1) + ... + TK(xn)24, 
wobei 

X die gesamte Produktionsmenge und 

x1 die Produktionsmenge des i-ten Betriebes (i=l, ... , n) darstellt und 

X= XJ + ... + Xj + ... + Xn gilt. 

Im Mehrprodukt-Fall mit den Produkten A, B, ... , Z und den Einzelmengen 

A= a1 + ... +an, B =b1 + ... +bn, ... , Z=z1 + ... +zn 

besteht Subadditivität, wenn für jede denkbare Aufteilung der Gesamtproduk-
tion TK(A, B, ... , Z) auf zwei oder mehrere Betriebe gilt: 

TK(A, B, ... , Z) < TK(a1. b1, ... , z1) + ... + TK(an, bn, ... , Zn)25 • 

Im Mehrprodukt-Fall sind die Bedingungen für Subadditivität wesentlich kom-
plexer als im Einprodukt-Fall. Hinreichende Bedingungen für Subadditivität 
sind dann gegeben, wenn gleichzeitig die Durchschnittskostenkurven aller (zwei 
oder mehr) Produkte einen fallenden Verlauf haben (Transstrahlenkonvexität -
trans ray convexity der Totalkostenkurven) und Verbundvorteile in dieser kom-
binierten Produktion auftreten.26 

Kruse und Berger stellen fest, dass zum heutigen Zeitpunkt in der Telekommu-
nikation nur noch private Anschlüsse im Ortsnetzbereich Subadditivität aufwei-
sen.27 Subadditivität im Bereich des Ortsnetzes beruht auf starken Dichtevortei-
len beim Ausrollen des Netzes und während des Betriebs auf Skalenvorteilen 
der Vermittlung.28 Im Fall von anderen Telekommunikationsebenen sind subad-

23 Subadditivität ist immer dann gegeben (im Einprodukt-Fall), wenn bis zum relevanten 
Marktumfang (Menge) Größenvorteile gegeben sind, d.h. die langfristige Durchschnitts-
kostenkurve einen durchgängig fallenden Verlauf bis zu diesem Punkt hat. Subadditivität 
kann aber auch gegeben sein, ohne dass bei der fraglichen Menge noch cconomies o/ scale 
vorhanden sind. Vgl. hierzu Kruse, Berger (1996), S. 221 foder Weimann (1996), S.323ff. 

24 Vgl. Kruse, Bcrger (1996), S.219. 
25 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.2 l 9f. 
26 Für Einzelheiten siehe Baumol et al. ( 1988), S. l 72ff oder Burr (1995), S.58ff. 
27 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.224. 
28 Vgl. z.B. Graack (1997), S.25f. 
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ditive Kostenverläufe durch technologischen Fortschritt bereits aufgehoben wor-
den bzw. haben niemals existiert. 

2.1.3 lrreversibilität - Investitionsaufwand - Investitionsrisiko 

Das Telekommunikationsnetz ist, wie auch andere leitungsgebundene Infra-
strukturen, von einer sehr hohen Kapitalintensität (hoher Kapitalkoeffizient29) 
gekennzeichnet. Den Großteil der Investitionskosten bilden die Kosten der Lei-
tungsverlegung. Abhängig von der Art der Leitungsführung variiert die Höhe 
der Verlegungskosten sowie ihr Anteil an der gesamten Investition. Im Fall von 
unterirdischer Leitungsführung müssen z.B. Wegerechte erworben und Tiefbau-
arbeiten für das Graben von Schächten zur Leitungsverlegung durchgeführt wer-
den. Beim oberirdischen Ausrollen von Netzen müssen u.a. Masten aufgestellt 
werden. Diese Aufbaukosten sind durch Irreversibilität gekennzeichnet (sunk 
costs). Im Fall eines Marktaustritts sind sie nicht rückholbar, da sie "for eine be-
stimmte Verwendung spezifisch sind und ihre Mobilität in alternative Verwen-
dungen ökonomisch eingeschränkt oder ausgeschlossen ist".30 Die Irreversibili-
tät beruht beim Telekommunikationsnetz auf der Ortsgebundenheit (Immobili-
tät) und darauf, dass die Netze nur für den Zweck der individuellen Daten- bzw. 
Gesprächsübermittlung zu nutzen sind. Sollte ein Marktaustritt erfolgen, ist der 
Liquidationswert (Wiederverkaufswert) des Netzes sehr begrenzt.31 Dieses 
Merkmal soll durch Abb. 2-2 verdeutlicht werden, in welcher der Wertverfall 
von einer reversiblen (Beispiel Auto) und einer irreversiblen Investition (Tele-
fonnetz) aufgezeigt wird. 

Angenommen, der Anschaffungswert für ein Auto (AwA) und ein Telefonnetz 
(AWN) lägen auf den Niveaus wie in Abb. 2-2. Die Liquidationswerte für beide 
Investitionen werden mit LWiA (Auto) und LWiN (Netz) als Kurve für fünf 
Perioden (i=l, ... ,5) dargestellt. Die Zeitspanne Po kennzeichnet den Wertverlust, 
den die Investition im Augenblick ihrer Tätigung erleidet.32 

29 Infrastrukturbereiche sind sehr kapitalintensiv. Der Kapitalkoeffizient (capital-output ra-
tio) gibt die aufgewendeten Kapitaleinheiten pro Outputeinheit an, d.h. um das wievielfa-
che das eingesetzte Kapital die mit seiner Hilfe erzeugte Gütermenge übersteigt. Je höher 
dieser Koeffizient ist, desto größer ist der eingesetzte Kapitalstock und/oder desto geringer 
ist die Gütermenge, die mit seiner Hilfe erzeugt wurde. Der Kapitalkoeffizient ist reziprok 
zur Kapitalproduktivität. Vgl. Woll (1987), S.289. 

30 Kruse (1985), S.41. 
31 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.244. Eine etwas weniger eingeschränkte Liquidationsmög-

lichkeit und Mobilität zeichnet die Vermittlungstechnik aus. In der Abb. 2-2 stellt LwoN 
den Nettoerlös bei der Liquidation eines Telefonnetzes zu einem beliebigen Zeitpunkt dar. 

32 Po stellt so den Zeitraum der Anschaffung, also von der Entscheidung bis zur Fertigstel-
lung dar. 
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Quelle: Kruse, Berger (1996), S.243. 
Abb. 2-2: Liquidationswert bei hoher und geringer lrreversibilitlit 

Wie zu erkennen ist, erleidet das Telefonnetz im Augenblick der Investition (Po) 
einen erheblichen Wertverlust, der als irreversibler Investitionsteil (I1 = AWN-
LwoN, bei LwoN=LwsN) aufgefasst werden muss.33 Dies bedeutet, dass allein 
aufgrund der Tätigung der Investition der Liquidationswert bereits kurz nach 
ihrer Realisation enorm sinkt. 

Im Gegensatz dazu erfolgt der anfängliche und periodische Wertverlust der 
Investition in ein Auto in kleineren Schritten. Dies hängt damit zusammen, dass 
das Netz im Gegensatz zum Automobil eben immobil und stark anwendungsbe-
zogen ist. So gesehen existiert für Telekommunikationsnetze kein "Gebraucht-
markt" bzw. hängt die Anzahl der potentiellen Käufer des Netzes von der Nach-
frage nach Telekommunikationsdienstleitungen in dem jeweiligen Gebiet ab.34 

Es kann also z.B. davon ausgegangen werden, dass am Kauf eines bestehenden 
Netzes in einer belebten Region (Großstadt) mit vielen aktiven Teilnehmern 

33 Laut der Annahme in der Abb. 2-2 gilt LwoN= ... =LwsN• 
34 WeM frühestens zum Zeitpunkt der Investitionstätigung die ursprUngliche Verwendung 

des Netzes entfllllt und keine Möglichkeit besteht, das Netz in einer anderen Verwendung 
einzusetzen, so kaM die Demontage des Netzes gewählt werden, um den reversiblen In-
vestitionsteil (IR) zurllckzugewiMen. Der Liquidationswert LwiN bildet dabei den sog. 
Nettoerlös der Demontage des Netzes und stellt den Verkaufserlös der demontierten Lei-
tungen abzüglich der Demontage- und Rekultivierungskosten dar. Vgl. Kruse, Berger 
(1996), S.244. In diesem SiMe muss im Telekommunikationsnetz zwischen den einzelnen 
Teilen/Ebenen des Netzes unterschieden werden. Die höchste Irreversibilität zeichnet die 
Teilnehmeranschlussleitungen im Ortsnetz aus. Als geringer kaM das lrreversibilitätsni-
veau der Ortsnetz-Vermittlungseinrichtungen (höhere Mobilität) eingestuft werden. 

69 



mehrere oder viele Unternehmen interessiert sein werden, das Interesse am Kauf 
eines fertigen Netzes in einem bevölkerungsarmen Gebiet (Dorf) aber gering 
sein wird. 

Es kann weiterhin zwischen drei ökonomischen Kategorien von Irreversibilität 
unterschieden werden:35 der Industrie-, Markt- und Transaktions-Irreversibilität. 
Die Industrie-Irreversibilität ist durch hohe Wertunterschiede zwischen bran-
chen-internen und branchen-externen Verwendungen gekennzeichnet. Telekom-
munikationsleitungen und -vermittlungseinrichtungen sind also im Hinblick auf 
die Übertragungstechnik irreversibel; außerhalb der Telekommunikationsbran-
che sind sie nicht verwendbar. Markt-Irreversibilität bedeutet, dass alle werter-
haltenden Verwendungen innerhalb des betrachteten Marktes liegen. Im Fall der 
Telekommunikation bedeutet dies, dass die Netze irreversibel sind, was den 
Anschluss einer konkreten Region an das Telefonnetz angeht.36 Transaktions-
Irreversibilität tritt auf, wenn die werterhaltende Verwendung nur in der Trans-
aktion mit einem bestimmten Partner den höchsten Wert aufweist und hängt mit 
Investitionen zusammen, die der abhängige Partner zwecks dieser konkreten Zu-
sammenarbeit getätigt hat. Im Fall der Telekommunikationsortsnetze könnte 
man den Betreiber als abhängigen Partner darstellen, der individuelle Anschlüs-
se (zu Wohnungen) verlegt. Diese verlegten Anschlüsse zu konkreten Teilneh-
mern - als Transaktionspartnern - treten als höchst irreversible Investitionen auf, 
da sie nur von diesen Personen (Standorten) genutzt werden können. So kann 
die Leitung (der Anschluss) zur Wohnung A nicht einer Person in Wohnung B 
verkauft werden, falls Mieter/Bewohner A auf die Anschlussnutzung verzichtet. 

Im Fall der Fernnetze und Auslandsnetze stellen Irreversibilitäten zwar ebenfalls 
Marktein- und -austrittsbarrieren dar, bewirken jedoch keine Resistenz der Be-
treiber. Bei diesen übergeordneten Netzebenen und der teilvermaschten Netz-
struktur37 können sie zumindest als Kapazitäten für Umwegleitung bei Störungs-
fällen anderer Netzabschnitte eingesetzt werden. 

2.1.4 Externe Effekte in Netzwerken - Netzwerkexternalitäten 

Externe Effekte - Netzwerkexternalitäten - treten auf, "wenn die Handlung eines 
Wirtschaftssubjektes direkte Nutzen oder Schäden/ur andere Wirtschaftssubjek-

35 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.248f oder Distelkamp (1999), S.9. 
36 Das Telefonortsnetz (exkl. Vermittlungsanlagen) des regionalen Marktes Aist Markt-irre-

versibel, da es lediglich für die Versorgung dieses Marktes eingesetzt werden kann. Es 
kann nicht zur Versorgung der Region B verwendet werden. 

37 Das Ortsnetz dagegen zeichnet eine Sternstruktur (mit Busnetz-Abschnitten) aus. Einfach 
ausgedrückt, stellen die aus der Ortsvermittlungsstelle zu den Teilnehmern ausgehenden 
Leitungen die Netzenden dar. Zu Einzelheiten der Netz-Infrastrukturen siehe Kapitel 1.1. 
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te bewirkt, die nicht in adäquater Weise in das Entscheidungskalkül (Kosten-
oder Nutzenfunktion) des Verursachers eingehen. '61 

Externe Effekte können positiv (externe Nutzen) oder negativ (externe Kosten) 
sein, abhängig davon, welchen Einfluss sie auf Dritte ausüben. Von positiven 
externen Effekten kann gesprochen werden, wenn die Handlungen eines Indivi-
duums bei Dritten Vorteile hervorrufen. Negative externe Effekte treten auf, 
wenn Dritte durch die Handlungen eines Individuums Schaden erleiden.39 Exter-
ne Effekte werden nicht in der marktlichen Preisbildung berücksichtigt. Es kann 
kein Preis für den Nutzen der positiven Effekte verlangt werden, und es wird 
keine Entschädigung für das Verursachen von negativen Externalitäten geboten. 
Es kann auch niemand vom Nutzen ausgeschlossen werden oder sich negativen 
Externalitäten entziehen. Es gibt keine Property-Rights40 bezüglich Schaden und 
Nutzen.41 

Das Auftreten von externen Effekten kann allgemein als Situation definiert wer-
den, in der die "Produktions- bzw. Nutzenfunktion eines l'!dividuums A (U A) 
außer dessen eigenen Aktionsparametern (Xi, x/, ... , XA') mindestens eine 
Variable (Y) enthalten, die nicht (vollständig) von A kontrolliert wird":42 

1 2 i 
U A = U A (XA , XA , ... , XA , Y). 

Man unterscheidet generell zwischen pekuniären, psychologischen und techno-
logischen Externalitäten.43 .Technologische Externalitäten können sowohl durch 
Produktions- als auch durch Konsumaktivitäten entstehen und sowohl den Pro-
duktions- als auch den Konsumbereich betreffen. Bei dieser Art von Externalitä-
ten besteht ein physischer Zusammenhang zwischen den Produktions- sowie 
Nutzenfunktionen mehrerer Akteure, der nicht durch den Marktmechanismus er-
fasst und ausgeglichen wird.44 Diese Form von externen Effekten kann einen der 
Hauptfaktoren für Marktversagen darstellen. Sowohl bei Kosten wie bei Nutzen, 

38 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.181. 
39 Bei negativen Netzwerkexternalitäten spricht man auch von Stauexternalitäten. 
40 Property-rights sind Handlungs- und Verfügungsrechte. Sie begrenz.en den Handlungs-

und Verfügungsbereich des einz.elnen hinsichtlich der Nutzung seiner Fähigkeiten und 
Güter gegenüber anderen Personen. Property-rights werden als Möglichkeit aufgefasst, 
andere Personen von der Nutzung knapper Güter auszuschließen. Vgl. Woll (1987), S.564. 

41 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.181. 
42 Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.74. 
43 Pekuniäre externe Effekte beschreiben Preisverllnderungen auf Güter- und Faktormärkten, 

wodurch die Veränderung der Knappheitsrelationen angezeigt und die Ressourcenalloka-
tion über den Markt gesteuert wird. Psychologische externe Effekte entstehen, wenn das 
Nutzenniveau eines Individuums durch das Konsum- oder Nutzenniveau von Dritten be-
einflusst wird, ohne dass ein physischer Zusammenhang vorliegt oder eine entsprechende 
Marktbeziehung besteht (z.B. Neid, Mitleid u.ä.). 

44 Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.77. 
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die durch technologische externe Effekte entstehen, kann das Ausschlussprinzip 
nicht auf alle Kosten bzw. Nutzen angewendet werden. 

Für den Telekommunikationsnetz-Bereich sind allerdings lediglich die technolo-
gischen externen Effekte von Relevanz. Positive Netzexternalitäten treten auf, 
wenn das eigene Netz ausgebaut wird oder ein anderes Netz an das vorhandene 
angeschlossen wird.45 Im letzteren Fall ist die technische Verbundenheit des 
Systems (Kompatibilität) eine Vorraussetzung für das Auftreten von positiven 
externen Effekten. Durch die Möglichkeit, mehr Personen erreichen zu können, 
steigt zum einen die Nachfrage nach dem netzbasierten Gut (Übertragung).46 

Zum anderen erhöht sich aufgrund dessen der Netznutzen für jeden Teilnehmer 
sowie der Wert seines Anschlusses. 

Negative Netzwerkexternalitäten (Stauexternalitäten) können auftreten, wenn 
die Kapazität des Netzes überschritten wird, d.h. der Nutzen des Netzes mit zu-
nehmender Zahl der Nutzer sinkt. 

2.2 Die ökonomischen Merkmale der leitungsgebundenen Tele-
kommunikationsinfrastruktur und ihre Abhängigkeit von der 
technischen Ebene 

Im Fall von leitungsgebundener Infrastruktur (Netz) besteht eine starke Bindung 
zwischen der technischen und ökonomischen lnfrastrukturebene. Dabei sind die 
ökonomischen Merkmale dieser Form von Infrastruktur sehr stark technikabhän-
gig. In Abb. 2-3 wird versucht, den Einfluss der Netztechnik auf die Netzöko-
nomie zu veranschaulichen. Es werden gleichzeitig die Bindungen bzw. Einflüs-
se innerhalb der beiden Kategorien angedeutet. 

Im folgenden werden die Einflüsse der technischen Netzmerkmale auf die öko-
nomischen Besonderheiten von Telekommunikationsnetzen näher untersucht. Es 
wird ebenfalls auf die wesentlichen Beziehungen innerhalb der ökonomischen 
Charakteristika eingegangen.47 Der Einfachheit halber werden die in Abb. 2-3 
dargestellten Verbindungen als Pfeile 1-13 nummeriert. Diese Nummerierung 
wird bei der Darstellung der Problematik durchgehend beibehalten. 

45 Dies gilt ebenfalls für den Anschluss g11117.er Ortsnetze, die an das öffentliche Telekommu-
nikationsnetz angebunden werden. Gleichermaßen kann es sich um den Zusammenschluss 
von Fest- und Mobilfunknetz handeln. 

46 Siehe dazu auch Kapitel 2.2.1 und 2.2.4. 
47 Auf die in Abb. 2-3 dargestellten Einflüsse zwischen den technischen Merkmalen wird 

nicht gesondert eingegangen, da sie entweder für die hier präsentierten Überlegungen 
nicht von Bedeutung sind, oder bereits zusammen mit den ökonomischen Merkmalen er-
läutert wurden. 
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Eigene Darstellung. 
Abb. 2-3: Die Beziehungen zwischen den technischen und ökonomischen Infra-

strukturmerkmalen beim Telekommunikationsnetz 

2.2.1 Einflüsse auf/von Skaleneffekte/n 

Technologischer Fortschritt (Pfeil 1) kann Einfluss auf vorhandene Skalen-
effekte haben. Durch ihn können Dichtevorteile entstehen, sich verstärken oder 
aufgehoben werden. Dies soll anhand von Abb. 2-4 deutlich gemacht werden. 

Technologischer Fortschritt kann zum einen zur Senkung der Aufbau- oder 
Übertragungskosten durch neue Übertragungstechnologien (Glasfaser, Breit-
bandübertragung, xDSL, Powerline, Richtfunk u.ä. - Prozessinnovation) und 
zum anderen zu einer Erweiterung der Nutzungsmöglichkeiten vorhandener In-
frastrukturen (auf der Diensteebene - Produktinnovation) flihren.48 

Der erste Effekt, die Senkung der Aufbau- bzw. Übertragungskosten, wird in 
Abb. 2-4 durch die Verschiebung der langfristigen Durchschnittskostenkurve 
von LDKA auf das niedrigere Niveau von LDK8 demonstriert. Nimmt man eine 
Senkung der Infrastruktur-Aufbaukosten an, so stehen die beiden Kurven z.B. 
für die LDK der Anschlussverlegung. Die Nachfragefunktionen (N1, N2, N3) 
werden im diesem Fall als Nachfrage nach Anschlüssen interpretiert. Wird eine 
Senkung der Übertragungskosten (Diensteebene) angenommen, so illustrieren 

48 Zu den bei dynamischer Betrachtung möglichen Prozess- und Produktinnovationen siehe 
z.B. Kruse, Berger (1996), S.6ffund S.13. 
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N1, N2 und N3 (in Abb. 2-4) die Nachfrage nach Bitübertragung.49 Die LDK-
Kurven stellen in dem Fall die Bitübertragungskosten dar. 

LDK 
DK 

DK1A•·· ...................................... . 
DKA .. •" ......................................... · ... ;;;:: .... ,,,. .. ...:.,...---------11---- LDKA 

DKs--........................ :::, .... ::,,, .. ~ 8~-+-1-4---+-.L-------4-----+---X- LDKs 

Xs X1 A X1ß] X2A 
xA X2s 

Eigene Darstellung in Anlehnung an Kruse, Berger (1996), S. 223. 

XaAX3B Menge 
(Anschlüsse, 

Verbindungen) 

Abb. 2-4: Einfluss von technologischer Entwicklung aufDichtevorteile und Kos-
tensubadditivitit in der Telekommunikation 

Bei N1 und LDKA wird die Menge XIA an Anschlüssen/Bitilbertragung nachge-
fragt. Bei dieser Menge treten Dichtevorteile auf, da die LDKA in diesem Punkt 
(DKIA) einen fallenden Verlauf hat. Sinken nun aufgrund von technologischem 
Fortschritt die Anschluss-/Übertragungskosten auf LDKe, so erweitert sich die 
nachgefragte Menge bei gleicher Nachfragefunktion N1 auf Xrn und der Preis 
sinkt auf DKe. Die neue, bereitzustellende Menge Xrn weist bei gegebenen 
LDK keine Dichtevorteile mehr auf, da der Schnittpunkt der Nachfragekurve N 1 
und der LDKe rechts von der mindestoptimalen Betriebsgröße (MOS, Punkt B) 
liegt.so Die Kostensenkung aufgrund der neuen Technologie (Prozessinnovation) 
hat auf diese Weise Dichtevorteile bei der Produktion aufgehoben. 

49 Verschiedene Verbindungs- bzw. Anwendungsarten können mit der gemeinsamen, techni-
schen Größe der BitUbertragung auf einen Nenner gebracht werden. Bits stellen die klein-
ste Einheit an Daten (Datenmenge) dar, in deren Form sowohl Sprache als auch Daten im 
digitalen Netz übermittelt werden. 

so Die mindestoptimale Betriebsgröße (MOS) stellt diejenige Betriebskapazität dar, von der 
ab keine weiteren Skaleneffekte mehr realisierbar sind. Vgl. Kruse, Berger ( 1996), S.216. 
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Einen anderen Fall stellt die technologisch bedingte Ausweitung der Palette an 
angebotenen, netzbasierten Dienstleistungen (Produktinnovation) dar. Die Er-
weiterung der Nutzungsmöglichkeiten kann zu einem Anstieg der Nachfrage 
nach Bitübertragung führen. 51 Eine Ausweitung der Nachfrage bei gleichem Ein-
kommen kann mit der Substitution anderer Kommunikationsformen durch Tele-
kommunikation begründet werden. Die Verschiebung der ursprünglichen Nach-
frage Nt zu N2 oder N3 und ihrer Schnittpunkte mit der LDKA bewirkt, dass im 
relevanten Marktumfang (X2A bzw. X3A) die Dichtevorteile ausgeschöpft sind. 
Die Schnittpunkte der N2 und der N3 mit der LDKA liegen jenseits der mindest-
optimalen Betriebsgröße (Punkt A). Eine Ausschöpfung der Dichtevorteile bei 
Ausdehnung der Nachfrage Nt (bei LDKA) wäre möglich, wenn diese die 
LDKA vor oder im MOS-Punkt (Punkt A) schneiden würde.52 

Neben der technologisch bedingten Ausweitung der Nachfrage, können auch 
Netzexternalitäten (Pfeil 2) auf die Ausdehnung der Nachfrage und damit auf 
Skaleneffekte Einfluss nehmen. Auf der Netzebene kann von positiven Netz-
werkextemalitäten gesprochen werden, wenn das eigene Netz ausgebaut wird 
oder ein anderes Netz an das vorhandene angeschlossen wird. Dadurch können 
alle Teilnehmer mehr Personen (Anschlüsse) erreichen, was im Regelfall zu 
einer Ausdehnung der Nachfrage führen wird. 53 Dieser Effekt wird in Abb. 2-4 
durch die Verschiebung der Nachfragekurve von Nt zu N2 bzw. N3 dargestellt. 
Netzwerkextemalitäten üben auf diese Weise einen ähnlichen Einfluss auf die 
Nachfrage wie technologischer Fortschritt aus. 

Auf Netzwerkextemalitäten in der Telekommunikation wird im weiteren Ver-
lauf des Kapitels ausführlicher eingegangen. 

51 Ein Beispiel dafllr könnte das Angebot des Internetzugangs über Modem sein, das die bis-
herigen Nutzungsmöglichkeiten der Telefonleitung ausweitet und somit die Nachfrage 
nach Übertragung steigert. 

52 Die Darstellung in Abb. 2-4 unterstellt, dass sich die mindestoptimale Betriebsgröße 
(MOS) durch gesunkene Kosten (LDKe) im Vergleich zur LDKA verkleinert (Xe<XA), 
Abhängig vom Verlauf (Krümmung) der neuen Kostenkurve kann es zur Vergrößerung 
der möglichen Dichteeffekte kommen, wenn durch die neue Technologie die MOS-Menge 
erweitert wird. 

53 Dies kann sich zum einen auf eine Ausweitung der Nachfrage nach Anschlüssen beziehen, 
die mit der gestiegenen Attraktivität (Wert) des Netzes zusammenhängt. Zum anderen 
wird eine größere Menge an (Bit-) Übertragung nachgefragt. 
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2.2.2 Einflüsse auf/von Subadditivität 

Skaleneffekte (Pfeil 3), z.B. in Form von Dichtevorteilen, können zu Kosten-
subadditivität, also zum Entstehen eines natürlichen Monopols filhren.54 Abb. 
2-4 verdeutlicht, dass bei der Menge XtA, der Nachfragekurve Nt und der 
LDKA Dichtevorteile auftreten. Die Produktion ist in dem relevanten Umfang 
(X1A) subadditiv. Bei der Ausdehnung der Nachfrage zu N2 (bei LDKA) treten 
keine Dichtevorteile mehr auf, jedoch ist die Menge X2A weiterhin von 
Subadditivität der Kosten gekennzeichnet. 

Bei N3 wäre sowohl unter LDKA, als auch LDKB-Verläufen keine Subadditivi-
tät mehr gegeben. Wird auf dem Markt die Menge X3A (bei N3 und LDKA) 
nachgefragt, so könnte sie bereits von zwei Unternehmen bereitgestellt werden, 
da bei diesem Produktionsumfang und dem gegebenen Kostenkurvenverlauf kei-
ne Subadditivität mehr auftritt (X3A > 2 • XA)-

Die Bereiche des Telekommunikationsnetzes, die Dichtevorteile aufweisen, sind 
also auch durch Kostensubadditivität gekennzeichnet. Studien zufolge handelt es 
sich lediglich um Ortsnetze im privaten Bereich. Andere Bereiche, wie der Fern-
bereich oder die internationalen Netze, die früher als subadditiv galten oder so 
dargestellt wurden, weisen keine Subadditivität (mehr) auf.55 

Subadditivität kann kein immerwährendes Merkmal der entsprechenden Märkte 
sein und bezieht sich auf eine bestimmte Konstellation von Kosten- und Nach-
fragefunktionen. Durch Veränderungen dieser beiden Funktionen kann Kosten-
subadditivität aufgehoben oder ausgeweitet werden. Hier ist besonders techno-
logischer Fortschritt (Pfeil 4) von großer Bedeutung, da er einerseits eine Ver-
änderung der Aufbau- und/oder Übertragungskosten und andererseits einen An-
stieg der Nachfrage verursachen kann. 

Diese beiden Situationen sind in Abb. 2-4 dargestellt und können zur Erosion 
des natürlichen Monopols führen. Im ersten Fall wird bei der Nachfrage Nt die 
Menge XtA nachgefragt, deren Produktion subadditiv ist. Bedingt technologi-
scher Fortschritt (z.B. durch neue Nutzungsmöglichkeiten) eine Ausdehnung der 
Nachfrage bis N3, so ist der Produktionsumfang überschritten, bis zu dem Sub-
additivität vorlag.56 

54 Skalenvorteile sind dabei eine hinreichende, aber nicht notwendige Bedingung fUr das Be-
stehen von Subadditivität. 

55 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.224. 
56 Die subadditiv zu produzierende Menge ergibt sich, bei den in Abb. 2-4 gegebenen Kos-

tenkurvenverlllufen, aus der doppelten Menge der mindestoptimalen Betriebsgröße (bei 
LDKA 2 • Menge XA), da erst ab dieser Menge die Verteilung der Produktion auf zwei 
Unternehmen zu den gleichen Kosten möglich ist wie bei einem Unternehmen. Das zweite 
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Verursacht technologischer Fortschritt eine Senkung der Kosten von LDKA auf 
LDKe, so verringert sich dadurch auch die subadditiv zu produzierende Menge, 
da die MOS-Menge eingeschränkt wird (Xe<XA), Bei dem gegebenen Verlauf 
der LDKe würde sie den doppelten Umfang der mindestoptimalen Betriebs-
größe (MOS, Punkt B), also 2 • Xe umfassen. Bei Bestehen der ursprünglichen 
Nachfrage N 1 würde der Produzent auch bei einer Kostensenkung zu LDKe und 
der dadurch bedingten Ausweitung der Menge auf XIB weiterhin subadditiv 
produzieren, da Xrn < 2 • Xe. Geht jedoch mit den Kostensenkungen eine Aus-
weitung der Nachfrage bis z.B. N2 einher, so könnte diese bereits von zwei An-
bietern zur Verfügung gestellt werden, da bei X2e (in Abb. 2-4) keine Subaddi-
tivität mehr vorliegt. 

In diesem Fall hätte technologischer Fortschritt das natürliche Monopol (Subad-
ditivität) erodiert. Die Darstellung in Abb. 2-4 unterstellt, dass sich die mindest-
optimale Betriebsgröße (MOS) durch gesunkene Kosten im Vergleich zur 
LDKA verkleinert (Xe<XA),57 

Technische Verbundenheit (Pfeil 5) zwischen Elementen und Teilsystemen 
der Telekommunikationsinfrastruktur und die technische Unteilbarkeit wesentli-
cher Systemelemente haben ihre Auswirkungen auf die Marktstruktur in dem je-
weiligen Sektor. Märkte, die davon betroffen sind, weisen ein hohes Maß an 
Konzentration auf der Anbieterseite auf, die im Extremfall zum Entstehen eines 
natürlichen Monopols (Subadditivität) führen kann. ökonomische Unteilbar-
keiten können von technischen Unteilbarkeiten und von Skalenvorteilen verur-
sacht werden. Zu diesen Faktoren gehören:58 

• Dichteeffekte: Die Verbindung einer dichtbebauten Siedlung mit dem Tele-
kommunikationsnetz ist mit wesentlich geringeren Kosten (Tiefbau- und 
Materialkosten, da gemeinsame Schächte) verbunden, als die Versorgung 
weit entlegener einzelner Bauernhöfe; 

• Mindesteinsatzmengen der Produktionsfaktoren: Um ein Telefonnetz zu er-
richten bedarf es eines gewissen minimalen Umfangs an Leitungen, Vermitt-
lungseinrichtungen u.ä. Bei Erhöhung des Auslastungsgrades des Netzes als 
Ganzes kommt es zur Fixkosten-Degression; 

• Zwei-Drittel-Regel: Bei der Vergrößerung der Netzkapazität gilt die Regel, 
dass die Erhöhung der Kapazität um eine Einheit (z.B. ein zusätzlicher 

Unternehmen muss ebenfalls mindestens die MOS-Menge produzieren, um das Kostenmi-
nimum zu erreichen. 

57 Abhängig vom Verlauf (Krilmmung) der neuen Kostenkurve, kann sich die MOS-Menge 
jedoch auch erweitern, was zu einer Ausdehnung der Kostensubadditivitllt fUhren würde. 

51 Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.143fund Weizsäcker (1997), S.573f. 
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Anschluss) eine Erhöhung der Materialkosten (Leitungen) nur um ca. zwei 
Drittel mit sich bringt;59 

• Stochastische Größenersparnisse: Mit ansteigender Betriebsgröße ist es 
leichter, zufallsbedingte Ereignisse wie z.B. Fluktuationen zu kalkulieren. Im 
Bereich der Vermittlungstechnik bedeutet das, dass der proportionale Anteil 
der vorzuhaltenden Reservekapazität umso geringer sein kann, je größer das 
Netz ist, weil sich zufällige Schwankungen der Verbindungsmenge bei einer 
höheren Anzahl von Teilnehmern besser ausgleichen; 

• Prinzip des kleinsten gemeinsamen Vielfachen: Die optimale Gesamtkapazi-
tät ergibt sich, bei aufeinander aufbauenden "Fertigungsstufen" mit verschie-
denen mindestoptimalen Kapazitäten, beim kleinsten gemeinsamen Vielfa-
chen. Im Telekommunikationsnetz können als Fertigungsstufen die Netzteile 
Ortsnetz, Fernnetz und internationales Netz (Leitungen und Vermittlungs-
stellen) angesehen werden; 

• Lernkurveneffekte: Das Fertigungs-Know-How wird durch die bereits pro-
duzierte Menge bestimmt. Die Stückkosten fallen um so niedriger aus, je 
größer die Menge des produzierten Gutes bisher war; das Unternehmen lernt 
aufgrund seiner Erfahrungen, den Produktionsprozess effizienter zu gestal-
ten. 60 

Diese Argumente führen in der Regel dazu, dass die kostengünstigste Marktver-
sorgung von einem einzigen Anbieter gewährleistet wird. Die Bereitstellung der 
ganzen Netzinfrastruktur von einem Anbieter kann auch die Gefahr von techni-
schen Inkompatibilitäten innerhalb des gesamten Systems (z.B. zwischen Netz-
ebenen oder Ortsnetzen) vermindern. 

2.2.3 Einflüsse auf/von Irreversibilität 

Hohe Irreversibilität der Investitionen schaffi hohe strukturelle Markteintritts-
barrieren für potentielle Newcomer. Gleichzeitig stellt sie eine hohe Marktaus-
trittsbarriere für den im Markt tätigen Betreiber dar. Auf diese Weise verstärkt 
Investitions-Irreversibilität (Pfeil 6) die Monopolresistenz eines Marktes, auf 
dem Kostensubadditivität herrscht. Der Markt (z.B. Ortsnetzmarkt) ist struktu-
rell eintrittsgeschützt. 61 

In Abb. 2-5 wird angenommen, dass der Monopolist die Kapazität des Ortsnet-
zes im Umfang Y 1 installiert hat. Damit kann er maximal die Menge X1 an 

59 Diese Regel wird "die ingenieurwissenschaftliche Zwei-Drittel-Regel" genannt, wobei die 
Größenordnung 2/3 als erfahrungsgemäße Proportionsangabe bezogen auf das Input-Out-
put-Verhältnis zu sehen ist. Vgl. z.B. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.143. 

60 Vgl. Schmidt (1996), S.83. 
61 Zur Monopolisierung des Ortsnetzes aufgrund seiner technischen und ökonomischen 

Merkmale siehe auch Kapitel 2.1.2 und 5.2.2. 
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(z.B.) Anschlüssen anbieten und seine Kapazitätsgrenze stellt gleichzeitig die 
völlig unelastische Angebotsfunktion KA1 dar. Die kurzfristigen Grenzkosten 
nehmen aufgrund der Kapazitätsbeschränkung den VerlaufvFKGK an. Die Ka-
pazität Y 1 (X1) entspricht der mindestoptimalen Betriebsgröße (Punkt G), bei 
der die Stückkosten minimiert werden. Bei technisch effizienter Produktion und 
vorhandener Kapazitätsgrenze (KA1) würde er zum Preis in Höhe der Grenzkos-
ten (bei MOS = DKE, subadditiv) anbieten. Es wird angenommen, dass er tat-
sächlich Kosten in Höhe von DKM zu tragen hat, da er technisch ineffizient pro-
duziert. Die technische Ineffizienz wird durch die Fläche X1 • (DKM-DKE) dar-
gestellt. Sein Preis wird auf ein höheres Niveau als DKM und zwar auf PM 
(Schnittpunkt KA1 und N1) gesetzt, womit er zusätzlich eine Rente (X1 • (PM-
DKM)) erwirtschaften kann.62 

Preis 
DK 

0 

Quelle: Kruse, Berger (1996), S.256. 

Xe X1 XE Xo 
Y1 

Abb. 2-5: Irrevenibilit!it und natürliches Monopol 
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X2 Menge 
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Ein Newcomer-Eintritt ist jedoch trotz Ineffizienz des etablierten Betreibers we-
nig wahrscheinlich. Der potentielle Newcomer wird diese Vorgehensweise des 
Monopolisten antizipieren können. Aufgrund der vor ihm liegenden Investitio-

62 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.256f. 
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neo und der Gefahr, möglicherweise nicht einmal seine laufenden Bereitstel-
lungskosten zu decken (wenn Preis< Pv), wird er nicht in den Markt eintreten.63 

Auf diese Weise bewirkt hohe Irreversibilität eine Verstärkung der Monopolpo-
sition des etablierten Unternehmers, d.h. führt zur Resistenz des Monopols.64 

Ist also auf dem Ortsnetzmarkt ein einziger Telekommunikationsbetreiber tätig, 
so ist ohne regulierende Eingriffe und rechtliche Beschränkungen nicht anzu-
nehmen, dass Newcomer auf den Markt kommen und in den Aufbau eigener 
Netze investieren werden. 

Der schnelle technologische Fortschritt (Pfeil 7) im Bereich der Übertragungs-
techniken und -Anwendungen hat einen risikosteigernden Einfluss auf die von 
Irreversibilität geprägten Netzinvestitionsentscheidungen. Zum einen aus dem 
Grund, weil es vorherzusagen gilt, wie sich die künftige Nachfrage entwickeln 
wird, um die Kapazitäten des Netzes planen zu können. Zum anderen nimmt im 
Fall des Festnetzes die Planung und der Aufbau wegen der Komplexität des Sys-
tems viel Zeit in Anspruch.65 Aufgrund der Höhe und Irreversibilität (Pfeil 8) 
der Investitionen sowie der technologisch bedingten langen Lebensdauer der 
Anlagen und Leitungen_ werden die Investitionsdeckungsbeiträge ebenfalls auf 
einen längeren Zeitraum verteilt. Die Prognosen erstrecken sich so über vieljäh-
rige Zeitabschnitte bei gleichzeitiger dynamischer Entwicklung der Technologi-
en. Es besteht das Risiko, dass bereits kurze Zeit nach Tätigung der Investition 
die eingesetzte Technik veraltet sein wird und den veränderten Anforderungen 
nicht mehr genügen wird. Im Extremfall müsste sie von einer neueren Techno-
logie ersetzt oder zumindest aufgerüstet werden. Dies zöge weitere Kosten nach 
sich und würde die Deckung der bereits getätigten Investitionen verhindern, 
bzw. verzögern. Ein Wiederverkauf der bereits obsoleten technischen Einrich-
tungen ist aufgrund der hohen lrreversibilität nur mit erheblichem Wertverlust 
möglich. 

Diese Faktoren sind schwer zu antizipieren und können der natürlichen Unsi-
cherheit bei wirtschaftlichen Transaktionen zugeordnet werden. Sie stellen je-
doch bei der nötigen Höhe der Investitionsmittel einen wesentlichen Risiko- und 

63 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.256. 
64 Vgl. Burr(l995), S.79f. 
65 An dieser Stelle muss zwischen verschiedenen Techniken unterschieden werden, unter de-

ren Verwendung Telekommunikationsnetze errichtet werden können. Im Gegensatz zum 
Festnetz erfordert der Aufbau von z.B. Richtfunkstrecken kürzere Zeiten und geringeren 
Aufwand, da "lediglich" Richtfunkmasten aufgestellt werden müssen. In diesem Fall ent-
fallen auch der Erwerb oder die Sicherung der Wegerechte, Tiefbauarbeiten u.ä. 
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Hemmfaktor dar. Gleichzeitig beziehen sie sich jedoch hauptsächlich auf Ver-
mittlungseinrichtungen und in geringerem Maße aufLeitungen.66 

Mit den beiden vorhergehenden Einflussfaktoren ist auch das Problem der Ein-
schätzung der zukünftig notwendigen Kapazität des Netzes verbunden. Auf-
grund der Höhe und der Irreversibilität (Pfeil 9) der Investitionen muss in der 
Planungsphase das Volumen des Netzes festgelegt werden. Bei der Prognose der 
Kapazitätsgrenzen (Kapazitätsbeschränkung Yp in Abb. 2-6) wird versucht, 
diese optimal zu der antizipierten Nachfrage Np zu planen.67 

p 
KGK 

Eigene Darstellung. 

KGK 
KA1 

Xp 
Yp 

Abb. 2-6: Kapazitlltsengpass oder -unterauslastung 

Menge 

Unerwartete technologische Entwicklungen und neue Anwendungsbereiche kön-
nen jedoch die Nachfrage, wie in Abb. 2-6 dargestellt, von der prognostizierten 
Nachfragefunktion Np aufN1 ausweiten, so dass die Nachfrage die vorhandene 
Kapazität des Netzes (Yp) übersteigt. Kurzfristig kann in einer solchen Situation 
der Preis auf P1 erhöht werden, bevor eine Kapazitätsausweitung vorgenommen 

66 Seit Jahren werden bei Privatanschlüssen meistens die konventionellen Kupferdoppelader-
Leitungen eingesetzt. 

67 Die Planung des Nachfrageumfangs ist sehr unsicher und schwer durchfllhrbar. Es wird 
trotzdem angenommen, dass in den dargestellten Nachfragefunktionen nicht nur der anti-
zipierte Bedarf an Anschlüssen/Übertragungseinheiten einbezogen wird, sondern in der 
Planung sogar erhöht wird, um eventuellen Nachfrage-Schwankungen (Spitzenlast) ge-
recht zu werden. 
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(also das Netz ausgebaut) werden kann. Dies führt zu einer kurzfristig unbefrie-
digten Nachfrage im Umfang X1-Xp mit einem Wohlfahrtsverlust CDE, da die 
nachgefragte Menge X1 beträgt. Wird die nötige Kapazität zu hoch eingeplant, 
d.h. entspricht die tatsächliche Nachfrage der Kurve N2 in Abb. 2-6, so entsteht 
eine Unterauslastung der vorhandenen Kapazität (Überkapazität) in der Menge 
Xp-X2 (Abschnitt BC). Da die Investitionen jedoch irreversibel sind, kann der 
überschüssige Kapazitätsteil nicht abgestoßen (wiederverkauft) werden. 

2.2.4 Einflüsse auf/von Netzwerkexternalitiiten 

Im Netzbereich der Telekommunikation kann sowohl von positiven als auch von 
negativen Netzexternalitäten gesprochen werden, die mit der technischen Ver-
bundenheit (Pfeil 10) des Systems "Telekommunikationsnetz" zusammenhän-
gen. Positive Netwerkexternalitäten treten im Fall des Netzauf- und -ausbaus 
sowie des Netzzusammenschlusses zweier oder mehrerer Netze auf und resultie-
ren in einem Anstieg des Netznutzens ftlr alle Teilnehmer. 

Es soll nun die Situation des Zusammenschlusses zweier Netze näher betrachtet 
werden. In Abb. 2-7 wird angenommen, dass der Gesamtnutzen des Netzes (Ut) 
zum Zeitpunkt t abhängig ist von der Menge an Anschlüssen zu diesem Zeit-
punkt: Ut=Ut(X(t)). Die Menge an Anschlüssen wächst mit einer konstanten Ra-
te in der Zeit (X(t)). 

Beim stetigen Erweitern des Netzes steigt der Gesamtnutzen des Netzes für alle 
Teilnehmer degressiv (unterproportional), was in Abb. 2-7 durch den Verlauf 
der Kurve Ut(X(t)) illustriert wird. 

Es wird nun unterstellt, dass durch einen Zusammenschluss zweier kompatibler 
Netze der Netznutzern ftlr einen (repräsentativen) Nutzer sprunghaft ansteigt. 
Anders ausgedrückt erreicht der Nutzen des Netzes auf diese Weise schneller 
ein höheres Niveau, dargestellt als Sprung von Ur=l aufUt=2 im Zeitpunkt des 
Netzzusammenschlusses tNz. Beim stetigen Erweitern des Netzes wäre das 
Nutzenniveau Ut=2 erst zum Zeitpunkt t2 erreicht worden. Das höhere Niveau 
wird aufgrund der Zusammenschlusses "in einem Moment" (tNz) erreicht, da die 
Teilnehmer beider Netze zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit bekommen, mit 
einer enormen Anzahl an zusätzlichen Teilnehmern zu kommunizieren. 

In Abb. 2-7 wird angenommen, dass zwei gleich große Netze zusammenge-
schlossen werden, sich die Zahl der Anschlüsse mithin verdoppelt. Kommt es al-
so im Zeitpunkt !Nz zu einer sprunghaften Vergrößerung des Netzes, so springt 
auch der Nutzen in diesem Moment auf ein höheres Niveau: Ut(XK(t)).61 Der 

61 Der Gesamtnutzen ist vor dem Zeitpunkt tNz U1(X(t))=l und springt um den Faktor K=l 
auf das Niveau von U1(XK(t))=2 durch die Verdoppelung der Anschlusszahl beim Zusam-
menschluss zweier gleich großer Netze. 
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Verlauf der relevanten Nutzenkurve in Abb. 2-7 wird demnach Ut(X(t)) sein bis 
zum Zeitpunkt tNz, jedoch Ut(XK(t)) ab dem Zeitpunkt tNz (entsprechend der 
durchgezogenen Linie). 

Nutzen 
U (X) 

Grenznutzen 
MU (X) 
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3 

2 

.. ······ 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Eigene Darstellung. 

········· ······ 

X(t) 

Abb. 2-7: Veränderung des Netz-Nutzens beim Zusammenschalten zweier Netze 
- Netzwerkexternalitiiten 

Die Nutzenfunktion Ut(XK(t)) wurde durch eine Parallelverschiebung von 
Ut(X(t)) nach oben erzeugt, ist also eine additive Erweiterung der Nutzenfunk-
tion. Aus diesem Grund illustriert sie lediglich den quantitativen Nutzenzu-
wachs, der durch die gestiegene Anzahl der zu erreichenden Teilnehmer ent-
steht. Die dazugehörige Grenznutzenfunktion MUt(X(t)) fällt kontinuierlich und 
ist gleich der Grenznutzenfunktion nach dem Netzzusammenschluss: 
MUt(XK(t)). 

Es ist vorstellbar, dass mit der Vergrößerung des Netzes auch eine Erhöhung der 
Grenznutzenfunktion einher geht. Dies wäre der Fall, wenn z.B. nach dem Netz-
zusammenschluss das Angebot an Netzdienstleistungen ausgeweitet werden 
würde.69 In diesem Fall könnte man annehmen, dass die zusätzliche Möglichkeit 

69 Es wird angenommen, dass diese zusätzlichen Leistungen nicht angeboten werden wür-
den, wenn sich die Anz.ahl der potentiellen Kunden nicht durch den Netzzusammenschluss 
verdoppelt hätte. Führt das größere Netz wegen Größenvorteilen zu Kostensenkungen, so 
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der Inanspruchnahme der neuen Dienste den Grenznutzen des Nutzers ebenfalls 
auf ein neues Niveau hebt. In Abb. 2-7 wird die veränderte Grenznutzenfunktion 
durch Mllt(X(t)) bis zum Zeitpunkt tNz und MU/(XK(t)) nach tNz dargestellt. 
Dies illustriert eine zusätzliche qualitative Veränderung des Nutzenniveaus 
durch die Netzvergrößerung. Diese qualitative Veränderung des Nutzens des 
Netzes bewirkt auch eine Veränderung der Neigung der Gesamtnutzenfunktion 
(ab tNz), in Abb. 2-7 dargestellt durch U/(XK(t)).70 Durch die Verbundenheit 
des Systems können alle Teilnehmer von neuen Anwendungen, die auf der Tele-
kommunikationsübertragungstechnik basieren, profitieren, soweit sie über die 
speziellen Endgeräte verfügen. 

Zu den negativen externen Effekten, deren Grundlage die technische Verbun-
denheit ist, zählen z.B. eventuelle Störungen im Netz. Diese können als Ursache 
die Benutzung von nicht zugelassenen oder defekten Endgeräten, veraltete Ver-
mittlungstechnik, schlecht ausgeführte Wartungsarbeiten oder mangelnden 
Schutz der Telekommunikationsleitungen haben. Der negative externe Effekt in 
Form einer Netzstörung wirkt sich, aufgrund der Verbundenheit des Systems, 
zumeist auf größere Gruppen von Teilnehmern und nicht nur auf den Verur-
sacher aus. 

Sollte infolge eines Netzzusammenschlusses die Nachfrage nach Verbindungen 
(Übertragung) unerwartet stark ansteigen, kann es zu einem Kapazitätsengpass 
kommen, da die Kapazitätsbeschränkung Yp (in Abb. 2-6) erreicht wird. Der 
Anstieg der Nachfrage ist in der Abbildung als die Verschiebung von Np (pro-
gnostizierte Nachfrage) zu Nt zu sehen. Aufgrund dessen kann die positive 
Netzexternalität (Pfeil 11) der Netzerweiterung durch Zusammenschluss zu 
einer Kapazitätsüberlastung (Stau im Netz, Stauexternalität) führen und letzt-
endlich eine negative Netzexternalität verursachen. Diese kann hauptsächlich im 
Bereich der Vermittlungseinrichtungen auftreten. Betrachtet man die in Abb. 2-6 
dargestellten Nachfragekurven als Nachfrage nach Übertragung, so würde der 
Anstieg von Np auf N 1 durch den gestiegenen Nutzen (Erweiterung der Nut-
zungsmöglichkeiten) des Anschlusses in jedem einzelnen Netz induziert sein. In 
diesem Fall käme es kurzfristig (bis die Kapazität erweitert werden kann) zu 

könnte es sich fllr den Netzbetreiber lohnen, Dienste im Netz anzubieten, deren Bereitstel-
lung bisher aus KostengrUnden nicht möglich war. Siehe z.B. Tirole (1999), S.907f. 

70 Der Sprung der Nutzenfunktion weiter nach oben als bei der quantitativen Veränderung 
hängt damit zusammen, dass man es hier mit einer multiplikativen Erweiterung der Funk-
tion zu tun hat. Der Sprung setzt sich aus zwei Effekten zusammen: der quantitativen Ver-
änderung um K und dem qualitativen Effekt. 
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einer Preiserhöhung auf P1, einer unbefriedigten Nachfrage im Umfang X1-Xp 
und einem Wohlfahrtsverlust CDE. 

2.2.5 Einflüsse auf/von Bedarfsveränderungen 

Im Fall leitungsgebundener Infrastrukturen stellen Fluktuationen (schwankende 
Nachfrage) oder Nachfrageveränderungen schon in der Phase der Netzplanung 
einen wichtigen Faktor dar, der bei der Kapazitätsplanung des Netzes soweit 
möglich berücksichtigt werden muss, da eine kurzfristige Erweiterung der Kapa-
zitäten nicht möglich ist. 

Fluktuationen des Bedarfs (Pfeil 12) können in der Telekommunikation wie 
bei vielen anderen Dienstleistungen z.B. mit der Jahreszeit, mit dem Wochentag, 
der Uhrzeit oder besonderen Ereignissen zusammenhängen.71 Sind die Schwan-
kungen oder die Nachfrageausweitung stärker als bei der vorzuhaltenden Reser-
vekapazität eingeplant wurde, so werden die Kapazitätsgrenzen erreicht. Dies 
kann in der Abb. 2-8 als Abschnitt der Nachfragefunktion NI in der Zeit zwi-
schen T1 bis T2 gesehen werden, der über der Kapazitätsgrenzei liegt. Eine Pla-
nung der Systemkapazitäten, die alle Verkehrsspitzen berücksichtigen würde, ist 
aber zumeist aus Gründen der Ressourcenallokation nicht sinnvoll. 

Handelt es sich jedoch um eine dauerhafte Veränderung (Anstieg) des Bedarfs, 
so müssen die vorhandenen Kapazitäten erweitert werden. Dies kann zum einen 
durch den physischen Ausbau des Netzes (Leitungen und/oder Vermittlungsein-
richtungen) geschehen. Die Erweiterung des Netzes stellt in der Abb. 2-8 die 
Verschiebung der Kapazitätsgrenzei zur Kapazitätsgrenze2 dar. 

Zum anderen kann es durch technologischen Fortschritt (Innovationen) ermög-
licht werden, dass diese Verschiebung der Kapazitätsgrenze ohne physischen 
Ausbau des Netzes erfolgt und auf diese Weise den Bedarfsveränderungen 
(Pfeil 13) entsprochen werden kann. Dabei handelt es sich hauptsächlich um 
Neuerungen im Bereich der Übertragungs- und Vermittlungstechnik, aufgrund 
derer bestehende Ressourcen besser genutzt werden können.72 Solche innovati-
ven Kapazitätserweiterungen sind in der Regel auch mit geringeren Kosten als 
ein Ausbau des Netzes (z.B. Leitungsverlegung) verbunden und können in kür-
zeren Zeiträumen durchgeführt werden. 

71 Als Beispiel kann hier der überdurchschnittlich hohe Verbindungsverkehr am Silvester-
abend angeführt werden. Bei besonderen Ereignissen kann es sich z.B. um Naturkatastro-
phen (Sturm, Überschwemmung u.ä.) handeln, die zu einem Anstieg der Verbindungszahl 
führen, da von vielen Teilnehmern zur gleichen Zeit versucht wird, Freunde oder Angehö-
rige zu erreichen. Diese extremen Schwankungen der Nachfrage werden jedoch aufgrund 
ihrer weitgehenden Unvorhersehbarkeit im weiteren nicht näher berücksichtigt. 

72 Dies kann z.B. auf Datenkomprimierung und Digitalisierung basieren. Vgl. Kapitel 1.1.4. 
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Abb. 2-8: Mögliche Lösung des Kapazitltsßberlastungsproblems 

Tx Tageszeit 

Im Fall von kurzfristigen Engpässen (z.B. während der Kapazitätserweiterung) 
können Kapazitätsprobleme durch Preisstrategien (Preisdifferenzierung - Peak-
Load Pricing) gelöst werden.73 Die geplante Wirkung dieser Preisstrategien wird 
allgemein in Abb. 2-8 dargestellt. Die Kurve N 1 illustriert die Verteilung der 
Nachfrage nach Kapazität abhängig von der Tageszeit vor der kurzfristigen Lö-
sung des Kapazitätsproblems. Die nachgefragte Kapazität, die in der Zeit zwi-
schen T1 und T2 (gestreifte Fläche)74 höher ist als die vorhandene Kapazität (Ka-
pazitätsgrenze1), kann mittels Preisdifferenzierung auf die Nebenzeiten {0T1 und 
T2Tx - gepunktete Flächen) verteilt werden, was eine Verflachung der Nach-
fragekurve (dargestellt durch N2) zur Folge hat. Der dargestellte Preismechanis-
mus kann auch dauerhaft angewendet werden, womit eine bessere Auslastung 
des Netzes zu allen Tageszeiten bewirkt wird. 

73 Vgl. z.B. Kruse, Berger (1996), S.318ff. Der Einsatz von Preismechanismen erlaubt eine 
gleichmllßigere Verteilung des Verkehrs im Netz. 

74 Zur Vereinfachung wurde eine Normalverteilung angenommen. WeM OTx den 24-Tages-
stunden entspricht, kann die Zeitspanne TI bis T 2, als ein Drittel davon, den acht Ge-
schäftsstunden (Arbeitszeit, z.B. 9-l 7h) zugeordnet werden, was eine erhöhte Nachfrage 
nach Kapazität erklären würde. 
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2.3 Ein Risiko des Markt- oder Staatsversagens aufgrund der 
Merkmale von Telekommunikationsnetzen? 

Die in den vorhergehenden Abschnitten dargestellten besonderen Merkmale von 
(Telekommunikations-) Netzen gehören überwiegend zu den Hauptursachen für 
ein mögliches Marktversagen. Aufgrund dessen wurde die Telekommunikation 
traditionell als ein Bereich definiert, in dem der Wettbewerb nicht funktions-
fähig sein könne und der als wettbewerbspolitischer Ausnahmebereich ange-
sehen werden müsse. Der Wettbewerb würde nach dieser Vorstellung in diesem 
Bereich versagen, weil es sich bei der Telekommunikation um ein natürliches 
Monopol handele.75 Aufgrund dieser Eigenschaften gäbe es keine ökonomische 
Rechtfertigung für die Existenz von mehr als einem Telefonkabelnetz und mehr 
als einem Telefonunternehmen. 76 Mit dieser Begründung und unter der Zielset-
zung, das Gemeinwohl zu erhöhen, übernahm in den meisten Ländern der Staat 
die Kontrolle über den gesamten Sektor. 

Es entwickelten sich zwei Modelle des Telekommunikationsmonopols: als öf-
fentliches Unternehmen (Europa) und als privates Monopolunternehmen, das 
unter staatlicher Aufsicht stand (USA).77 Diese Verstaatlichung sollte dazu die-
nen, allen Menschen gleichermaßen die Nutzung der Telekommunikation zu er-
möglichen, die Netzinfrastruktur auszubauen und das Telefonnetz auch in weit 
entfernte (defizitäre) Gebiete auszudehnen. Die staatliche Monopolisierung 
wurde mit antizipiertem Marktversagen begründet, das aufgrund der besonderen 
Infrastruktureigenschaften auftreten sollte. 

Die Theorie des Marktversagens stellt eine der häufigsten Begründungen für 
staatliche Interventionen (Regulierungseingriffe) dar. Zu den Ursachen von 
Marktversagen, die zum Teil in den vorhergehenden Absätzen für die Telekom-
munikation festgestellt wurden, gehören: 

• Externe Effekte, 
• Natürliches Monopol (Subadditivität, Unteilbarkeiten), 
• Informationsmängel und 
• Anpassungsmängel. 
Marktversagen wird dabei häufig als Versagen der Preisbildung auf einem 
Markt bei bestimmten Gütern (Kollektivgütern, meritorischen Gütern78) defi-

7s Vgl. Knieps et al. (1981), S.75ff. 
76 Eine ähnliche Situation entstand unter anderem auch beim Elektrizitätsnetz und der Was-

serversorgung. Vgl. z.B. Spelthahn (1994), S.42ff. 
77 Vgl. Hudson (1997) oder Weizsäcker (1997), S.574. 
78 Meritorische Güter sind solche, deren Konsum bei freier Preisbildung zu gering ausfallen 

würde, weil die Individuen deren Nutzen nicht richtig einzuschätzen in der Lage seien. 
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niert. Die Kollektivguteigenschaft der Telekommunikation wurde aber bereits 
im ersten Teil dieses Kapitels verneint. Die Behandlung von Telefonanschlüssen 
und -diensten als meritorisches Gut könnte mit dem verfolgten, normativen Ziel 
der flächendeckenden Versorgung einhergehen, die aus sozial- und regionalpoli-
tischen sowie gesamtwirtschaftlichen Gründen umgesetzt werden sollte. Es wur-
de angenommen, dass nur ein staatlicher Eingriff eine effiziente Allokation der 
Ressourcen (generell und speziell im Raum) herstellen könne.79 

Wie vorhergehend diskutiert wurde, treten externe Effekte und Subadditivität 
der Kosten in der Telekommunikation auf. Das natürliche Monopol beschränkt 
sich jedoch auf die Ortsnetzebene und triffi auf die anderen Bereiche der Infra-
struktur bzw. der Dienste nicht (mehr) zu.10 

Die Netzwerkexternalitäten, ihre Ursachen und Auswirkungen wurden gleich-
falls zuvor erörtert, rechtfertigen oder erfordern jedoch ebenfalls keinen staatli-
chen Eingriff bzw. keine staatliche Übernahme des gesamten Sektors. Manche 
von ihnen, z.B. die negativen externen Netzeffekte, die auf evtl. Inkompatibilitä-
ten von verschiedenen zusammengeschalteten Netzen beruhen könnten, dürften 
von den betroffenen Betreibern im eigenen Interesse schnellstmöglich behoben 
werden. 11 Betrachtet man andere, nicht notwendigerweise infrastrukturgebunde-
ne Märkte, so würde man bei den meisten ebenfalls Anzeichen für Externalitäten 
finden, die aber nicht zwangsläufig zum Versagen der Märkte führen müssen. 

Im Falle von negativen Externalitäten wird die instrumentelle Rolle der Wirt-
schaftspolitik darin gesehen, dem Verursacher für ein gesamtwirtschaftlich er-
wünschtes Verhalten (Forderung nach Internalisierung externer Kosten) Anreize 
zu bieten bzw. ihn dazu zu zu zwingen. Bei positiven externen Effekten läge das 
Ziel der Wirtschaftspolitik darin, die Erzeuger mit entsprechenden Mitteln zu 
unterstützen, wenn diese keine hinreichende Methode finden, um das Aus-
schlussprinzip durchzusetzen.12 

Eine Verfolgung dieser Ziele mit Hilfe eines staatlichen Angebots ist problema-
tisch und als Begründung für eine staatliche Monopolisierung ebenfalls nicht 
ausreichend. Externalitäten treten in Verbindung mit dem Netzcharakter auf und 
sind unabhängig davon, ob das Angebot aus staatlicher oder privater Hand er-
folgt. Vielmehr ist eine genaue Prüfung der auftretenden Probleme und der 
Identifikation der betroffenen Teilbereiche erforderlich. Angemessen wären ge-

Dies ist der Fall bei z.B. Hochschulbildung von Arbeiterkindern, Schluckimpfungen, The-
aterbesuchen. Vgl. Woll (1987), S.3 l 7f. 

79 Vgl. Wir! (1991), S.24. 
80 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.224. 
81 Es kann ihnen ebenfalls durch allgemeine rechtliche Rahmenbedingungen bzgl. Standari-

sierung und Normen entgegengewirkt werden. 
82 Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.77 und S.86ff. 
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zielte regulatorische Eingriffe, um Schäden oder Verluste aufgrund von negati-
ven externen Effekten zu mindern bzw. auszugleichen/zu kompensieren. 

Die beiden Ubrigen aufgeführten Ursachen von Marktversagen, Informations-
mängel und Anpassungsmängel, treten in der Telekommunikation nur sehr ein-
geschränkt auf. Zu den Informationsmängeln könnte die Nutzenunkenntnis ge-
zählt werden, die bereits als Begrilndung für die Meritorisierung des Gutes "Te-
lefonanschluss" genannt wurde. So könnte man die staatliche Vorgabe, alle mit 
einem Telefonanschluss zu versorgen, darauf stiltzen, dass ein Teil der Bevöl-
kerung sich der sozial- und regionalpolitischen Auswirkungen des Ausschlusses 
vom Telekommunikationsnetz nicht bewusst sei. Aufgrund der erforderlichen, 
hohen und irreversiblen Investitionen beim Netzausrollen wurde jahrelang das 
Erschwinglichkeitsprinzip des Preises für Basisdienste der Telekommunikation 
angewendet.83 Es wurde angenommen, dass ein kostenbasierter Preis die Menge 
der Teilnehmer sehr einschränken wilrde und Bevölkerungsgruppen mit relativ 
niedriger Zahlungsbereitschaft gänzlich vom Netz ausgeschlossen hätte.14 

Als ein Anpassungsmangel wird ebenfalls das Fehlen eines Marktgleichgewich-
tes genannt. Dieser Fall tritt dann ein, wenn Nachfrager und Anbieter keinen ge-
meinsamen Transaktionspreis resp. keine gemeinsame Transaktionsmenge fin-
den können, also die Nachfrage- und Angebotskurve sich nicht schneiden. Dies 
ist der Fall, wenn die Angebotskurve im gesamten Bereich oberhalb der Nach-
fragekurve verläuft, wenn also der niedrigste angebotene Preis höher ist als der 
höchste Preis, den die Nachfrager zu zahlen bereit sind.85 Das Auftreten einer 
solchen Situation bedeutet jedoch nicht zwangsläufig ein Marktversagen. Wohl-
fahrtstheoretisch ist in dieser Situation ein Nichtzustandekommen von Transak-
tionen erwUnscht; eine Senkung des Preises wilrde in diesem Fall zu Verlusten 
fllhren.16 

Da es jedoch im Fall der Telekommunikation nur um bestimmte Einwohner-
gruppen und nicht um ein Phänomen auf dem gesamten Markt geht, ist die Zu-
ordnung dieses Problems zu den Marktversagen verursachenden Anpassungs-
mängeln nicht vorbehaltlos zu akzeptieren. Vielmehr stellt diese Interpretation 
eine Konsequenz der staatlichen Vorgabe einer Grundversorgung dar, basierend 

13 Dazu gehörten die Anschlussgebühr, die Grundgebühr und Ortsgespräche. Zur Erschwing-
lichkeit des Preises siehe Kapitel 4.4.5. 

14 Der durch die hohen Investitionskosten und die relativ niedrige Zahlungsbereitschaft be-
dingte, antizipierte Ausschluss dieser Bevölkerungsgruppen (ländliche Nutzer, Geringver-
diener, Sozialhilfeempflinger) vom Telekommunikationsnetz wurde möglicherweise als 
Anpassungsmangel verstanden. 

85 Zum Problem des nicht vorhandenen Marktgleichgewichtes siehe auch Kapitel 5.2.1, ins-
besondere Abb. 5-6 (Teil b). 

86 Vgl. Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.241. 
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auf der Zuordnung der Telekommunikation zu den Basisinfrastrukturen, die je-
dem zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Da der Staat zum Zwecke der Erfüllung der Versorgungsaufgabe eine wohl-
fahrtsökonomisch unerwünschte, nicht-kostendeckende, aber "erschwingliche" 
Preissetzung verlangte, konnte er dieses Ziel am einfachsten aus eigener Hand 
erfüllen. Mit der Monopolisierung des gesamten Sektors (Infrastruktur und 
Dienste) sollte das Betreiberunternehmen die durch die nichtkostendeckende 
Preissetzung bei den "Basis"-Gebühren entstehenden Defizite aus Monopolge-
winnen in anderen Bereichen quersubventionieren können. Das Problem der re-
gulatorisch erzwungenen Verluste sollte auf diese Weise unternehmensintern ge-
löst werden. In dieser Situation hätte die Einführung von Wettbewerb auf den 
nicht-defizitären Ebenen (z.B. Fern- und Auslandsdienste) dem mit der Versor-
gungsaufgabe belasteten Unternehmen die Mittelquelle zur Deckung der Defizi-
te entzogen. 

Trotzdem ist diese Begründung für die Verstaatlichung eines gesamten Sektors 
nicht überzeugend. Wären auf der Ebene der Dienste andere Unternehmen zuge-
lassen worden, so hätten Mechanismen der Beteiligung dieser Unternehmen an 
Anschlussdefiziten geschaffen werden können87 - dies umso mehr, wenn diese 
Unternehmen selber z.B. als Diensteanbieter keiner Versorgungsverpflichtung 
unterlägen, doch vom Vorhandensein aller Anschlüsse profitierten. Mit solchen 
möglichen Maßnahmen wird das Argument, die Telekommunikation müsste 
aufgrund ihrer verteilungspolitischen Aufgaben vom Staat betrieben werden, da 
sonst diese Aufgaben nicht erfüllt werden würden, gegenstandslos. 

Trotz der langwährenden Verstaatlichung des Telekommunikationssektors wur-
de jedoch nicht in allen Ländern das erklärte Ziel der flächendeckenden Versor-
gung erreicht.18 Somit ist die Begründung für die Verstaatlichung des Angebotes 
hinflillig. Einern Versagen der Marktkräfte kann in diesem Fall das Versagen des 
Staates beim Erfüllen von Aufgaben entgegengestellt werden, aufgrund dessen 
und des antizipierten Marktversagens die Verstaatlichung stattfand. In diesem 
Fall spricht man zu Recht von Staatsversagen. Anders ausgedrückt, tritt ein 
Versagen des Staates immer dann auf, wenn "die Träger der Wirtschaftspolitik 
das Wohlstandsziel nicht erreichen, obwohl sie über die dazu erforderlichen 
wirtschaftspolitischen Instrumente verfugen und ihre Handhabungs- und Wir-
kungsweise kennen", 19 

87 Zu den möglichen Mechanismen siehe Kapitel 4.4.5 und Kapitel 5.3.2 (Abschnitt "Externe 
Subventionierung") sowie Fritsch, Wein, Ewers (1996), S.192ff. 

11 Siehe dazu die Entwicklungsrückstände in der Telekommunikation z.B. der Länder Polen, 
Tschechien und Ungarn in Kapitel 3.1. Die besondere Situation Polens wird ausfilhrlich in 
Kapitel 3.2 erläutert. 

89 Luckenbach (1991), S.225. 
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Die Gründe für Staatsversagen können denen für Marktversagen sehr ähnlich 
sein. Auch hier können die Entscheidungsmechanismen zu gesamtgesellschaft-
lich unerwünschten Resultaten führen.90 

Es kann zwischen drei Stufen des Staatsversagens unterschieden werden:91 

• politischem Staatsversagen - verursacht durch den Verzicht auf politische 
Gestaltung und vorsorgliche Intervention; 

• ökonomischem Staatsversagen - verursacht von der Unwirtschaftlichkeit des 
zu hohen Preises der staatlichen Produktion von öffentlichen Gütern; 

• funktionellem Staatsversagen - das öffentliche Gut weist im Hinblick auf den 
erhoffien Nutzen in der Regel strukturelle Unzulänglichkeiten (Qualitäts-
mängel) auf. 

Im Falle der Telekommunikation kann in manchen Ländern (z.B. Polen) von 
ökonomischem und funktionellem Staatsversagen gesprochen werden. Mit dem 
ökonomischen Staatsversagen befasst sich die Theorie der öffentlichen Ver-
schwendung, die die bei öffentlichen Monopolen auftretenden Probleme disku-
tiert.92 Dieser Theorie nach zeigt das öffentliche Unternehmen als Monopolist 
eine dezidierte Neigung zur Verschwendung von Mitteln. Verbunden damit sind 
die Theorien der X- und der R-Ineffizienz. 

Der von Leibenstein 1966 eingeführte Begriff der X-Ineffizienz bedeutet eine 
Abweichung vom Zustand effizienter Produktion, z.B. von der Minimalkosten-
produktion.93 Ein X-ineffizientes Unternehmen lässt die Kosten über das mini-
male Niveau ansteigen, da es nicht dem Druck des Wettbewerbs ausgesetzt ist. 
Es muss sich nicht darauf konzentrieren, zu möglichst niedrigen Kosten zu pro-
duzieren. In großen Unternehmen tritt auch das Problem der Bürokratisierung 
auf, das zu lange Entscheidungswege und Inflexibilität zur Folge hat.94 Ursache 
dafür sind die nicht vollständig am Unternehmensziel orientierten, ineffizient ar-
beitenden Angestellten eines Betriebes oder der nicht effizient organisierte Pro-
duktionsprozess. Durch diese Inflexibilität wird unter anderem der Einsatz tech-
nischer Innovationen und strukturelle Anpassungen verzögert.95 

90 Vgl. Br0mmerhof(l987), S.192ff. 
91 Vgl. Jllnicke (1986), S.55f. 
92 Diese Theorie versucht die vielfältigen Ursachen möglicher Verschwendung oder Ineffi-

zienz im öffentlichen Sektor zu ordnen und in einen funktionalen Zusammenhang zu brin-
gen. Ursachen für die Unwirtschaftlichkeit köMen z.B. in der Natur des Menschen und in 
der politischen und bürokratischen Organisation des Angebots, der Verwaltung und der 
Finanzierung liegen. Vgl. Grüske, Recktenwald (1995), S.453ff. 

93 Vgl. Leibenstein (1978), S.17ffoderNg (1983). 
94 Vgl. Woll (1987), S.646. 
95 Vgl. Br0mmerhof(l987), S.195 und WeimaM (1996), S.270ff. 
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Die R-Ineffizienz ist ein verwandter Begriff und stammt aus der Theorie der 
Wohlfahrtsverluste. Der Staat, als monopolistischer Unternehmer mit bürokrati-
scher Verwaltung öffentlicher Güter, produziert, finanziert, verwaltet und bietet 
Dienste zu überhöhten Kosten an. Dieser verschwenderische Kostenüberhang 
wird dadurch verursacht, dass weder Wettbewerber, Innovatoren, Vermögens-
eigner noch Nutzer wirtschaftliches Verhalten der Politiker und Bürokraten er-
zwingen. Das Eigeninteresse letzterer ist darauf gerichtet, die eigene Position 
und den Einflussbereich zu erweitern, die öffentlichen Ausgaben und damit die 
Kosten auszuweiten. Allokationspolitisch führt das dazu, dass der Staat auch 
Güter anbietet, bei denen kein Marktversagen vorliegt.96 

Durch das kostenlose oder verbilligte staatliche Angebot bekommt der Nachfra-
ger eine verzerrte Information, dem Anbieter fehlt die Information über die 
Wertschätzung dieses Gutes durch die Nutzer. Da es keinen disziplinierenden 
Marktmechanismus gibt, fehlt die Außenkontrolle mangels Output-Indikatoren. 
Ein weiteres Problem stellt die fehlende Möglichkeit der Kontrolle der Quantität 
und der Qualität staatlicher Leistungen dar. Im Extremfall kann es dazu kom-
men, dass die durch Staatsversagen erzeugten Nachteile größer sind als die alter-
nativ durch Marktversagen verursachten, welche ursprünglich mit Staatseingrif-
fen beseitigt werden sollten.97 

Die auf vielen Märkten am häufigsten auftretende Situation stellt ein Gemisch 
aus Markt- und Staatsproblemen dar, für die es gilt, eine optimale Kombination 
aus Wettbewerb und staatlichem Eingreifen zu finden. Das Problem dieses Ver-
hältnisses zwischen Marktkräften und Staatseingriffen ist laut Brümmerhoff: 

"(. .. ) dass es letztlich eine Frage der exakten - nicht nur allokativen - Ziel-
setzungen unter genauen Rahmenbedingungen ist, aus denen heraus ein 
unterschiedlicher Umfang staatlicher Aktivität zu rechtfertigen ist. '91 

Staatsaktivitäten, die über diese optimale und auf das jeweilige, konkrete Prob-
lem begrenzte Regulierung des Staates hinausgehen, führen nach Friedman gera-
dezu zwangsläufig zu ineffizienter Ressourcennutzung, zu gehemmtem Wirt-
schaftswachstum und sogar reduzierter politischer Freiheit. 

"Es käme also sozusagen zu einer Art Staatsversagen, die bedeuten soll, 
dass das Allokationsergebnis des Staates immer gegenüber einer Marktlö-
sung zweitrangig ist. '99 

Die Verstaatlichung des gesamten Telekommunikationssektors war ein gewagter 
Schritt, der mit den besonderen Merkmalen von Infrastrukturen gerechtfertigt 

96 Vgl. Luckenbach (1991), S.228 und Grllske, Recktenwald (1995), S.453. 
97 Vgl. Luckenbach (1991), S.229. 
91 BrUmmerhof (l 987), S.195. 
99 Friedman, Friedman (1981). 
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wurde. Es wurde davon ausgegangen, das der Markt keinen geeigneten Alloka-
tionsmechanismus bei Infrastruktureinrichtungen darstellt. 100 

Vom politökonomischen Standpunkt lässt sich erklären, wieso die Problembe-
reiche auf dem Telekommunikationsmarkt nicht gezielt mit staatlicher Regulie-
rung oder Eingriffen angegangen wurden. Stattdessen wurde die Extremlösung 
gewählt, ohne in denjenigen Teilbereichen des Sektors den Markt walten zu 
lassen, die keiner besonderer Behandlung bedurften. 

Die natilrliche Monopoleigenschaft der Ortsnetze wurde so auf sämtliche Infra-
strukturebenen ausgedehnt, womit die Monopolisierung des gesamten Marktes 
begründet wurde. Unberücksichtigt blieb zumeist, dass ein natilrliches Monopol 
im Ortsnetz zwar allokationsoptimierend einen Betreiber verlangte, sich jedoch 
auf ein Unternehmen pro Ortsnetz bezog. Damit hätten unterschiedliche Unter-
nehmen in verschiedenen Ortsnetzen ebenfalls zu einem allokationsoptimalen 
Ergebnis führen können. 101 Es musste nicht zwangsläufig ein Betreiber alle 
nationalen Ortsnetze aufbauen. Um die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Ortsnetz-Betreiber zugunsten der Nutzer und der Interoperabilität des nationalen 
Telekommunikationsnetzes zu gewährleisten, hätte es nur rechtlicher Rahmen-
bedingungen im Bereich der Netzzusammenschaltung bedurft. 102 Diese hätten 
sowohl die Zusammenarbeit der Netzbetreiber untereinander, wie auch den Zu-
tritt von Diensteanbietern zu den Netzen regeln können. 

100 Vgl. Jochimsen, Gustafsson ( 1977), S.4 l. 
101 Es wird hierbei jedoch nicht berücksichtigt, dass die entstehenden Gebietsmonopole eben-

falls monopolistische Ineffizienzen der Produktion aufweisen könnten. 
102 Einen Überblick über die Regelungen der Netzzusammenschaltung in der EU und in Polen 

gibt Kapitel 4.4.2. 
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3 Die Telekommunikation in Polen 

3.1 Die polnische Telekommunikation im internationalen 
Vergleich 

Eine gut entwickelte Telekommunikationsinfrastruktur wird für fortwährende 
Stabilität und Wirtschaftswachstum als unabdingbar angesehen.• Die immer be-
deutender werdende Position der Telekommunikation für alle Lebensbereiche 
moderner Volkswirtschaften macht den Stand ihrer Entwicklung zu einer 
conditio sine qua non für Länder und Standorte, die sich im internationalen 
Wettbewerb behaupten wollen.2 Im folgenden soll das Entwicklungsniveau die-
ses Sektors in Polen und drei weiteren Mittel- und Osteuropäischen Staaten 
(MOB-Staaten) dokumentiert werden, um die spezifischen Entwicklungsmerk-
male der polnischen Telekommunikation sowohl vor dem Hintergrund anderer 
EU-Beitrittskandidaten, wie auch ausgewählter Industrieländer vergleichend he-
rauszuarbeiten. 

Die Bedeutung der Telekommunikation für die Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
EU-Markt ist den Beitrittskandidaten mittlerweile durchaus bewusst und hat zu 
einer Fokussierung der Entwicklungsbemühungen ebenfalls auf den Telekom-
munikationssektor geführt. Das Tempo der Entwicklung der Telekommunika-
tion ist dabei ebenso hoch wie der Nachholbedarf dieser Länder;3 im Jahr 1999 
haben sie deshalb immer noch große Rückstände zum Entwicklungsstand der 
westeuropäischen Staaten, Japans und der USA. 

Im folgenden wird zunächst das Fest- und das Mobilfunknetz im Hinblick auf 
den Zuwachs an Teilnehmern diskutiert.4 Es wird ferner auf Kenngrößen einge-

1 Vgl. EITO (2001), S.146. Zur empirischen Bestätigung des Einflusses der Entwicklung 
der Telekommunikationsinfrastruktur auf das Wirtschaftswachstum siehe Röller, Waver-
man (2001), S.919ff. Röller, Waverman (2001) kommen nicht nur zum Ergebnis, dass die 
Telekommunikationsinfrastruktur Einfluss auf wirtschaftliches Wachstum der Regionen 
(Länder) hat, sondern auch, dass die Bedeutung dieses Einflusses beim Überschreiten ei-
nes Schwellenwertes, der als hohe Penetration definiert wird (in der Studie 40%-ige Pene-
tration), stark zunimmt. 

2 Vgl. Domisch (2001), S.382. 
3 Um die Fortschritte der polnischen Telekommunikation in den Jahren seit der politischen 

Wende (1989) aufzeigen zu können, wird je nach Verfügbarkeit der Daten der Zeitraum ab 
1989 vorgestellt. 

4 Im weiteren wird die Bezeichnung "Telefonanschluss" im Hinblick auf einen Festnetz-
Hauptanschluss (main line) behandelt. Ein Hauptanschluss wird durch die ITU als die 
Verbindung zwischen öffentlichem Festnetz und einem Endgerät definiert, der ein eigener 
"Platz" in der Vermittlungseinrichtung zugewiesen ist. Damit ist dieser Terminus nicht 
gleichzusetzen mit einem Abonnenten oder einem Zugang zum öffentlichen Netz. Vgl. 
ITU (1999b), Abschnitt 2, Punkt 1. 
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gangen, die die Entwicklung des Netzes beschreiben und es erlauben, Polens 
Telekommunikationsentwicklung im Hinblick auf die Erfolge und den Stand der 
Telekommunikationssektoren anderer Länder zu beurteilen; zu diesen Kenngrö-
ßen gehören auch die Erlöse und Investitionen im Telekommunikationssektor 
sowie der ausgehende, internationale Telefonverkehr. Des weiteren wird auf 
ausgewählte Merkmale des Telekommunikationsnetzes eingegangen, an denen 
die Netzqualität gemessen werden kann. Den Abschluss bildet eine vergleichen-
de Zusammenstellung der Telekommunikationstarife und der wichtigsten Er-
kenntnisse bzgl. Polens Position im internationalen Ländervergleich. 

3.1.1 Generelle Länderdaten 

Um den Stand der polnischen Telekommunikation auf internationaler Ebene 
darzustellen, wurden acht Länder für den Vergleich ausgewählt. Neben Polen 
werden drei weitere EU-Beitrittskandidaten berücksichtigt: Tschechien (CZ), die 
Slowakei (SK) und Ungarn (H).5 Auf europäischer Ebene werden Deutschland 
(D), Norwegen (N), Spanien (E) und Großbritannien (GB) zum Vergleich heran-
gezogen. Diese Länder wurden aufgrund besonderer Charakteristika wie Zeit-
punkt der Liberalisierung des Telekommunikationssektors, spezifische Entwick-
lung des Telekommunikationsmarktes, Fläche, Einwohnerzahl (und andere) aus-
gewählt. Als außereuropäische Vergleichsländer dienen die USA und Japan. 

Aufgrund der Infrastrukturgebundenheit der Telekommunikation nimmt die 
Größe der zu versorgenden Region, aber auch die Bevölkerungszahl und -dichte 
einen entscheidenden Einfluss auf die Infrastrukturkosten und die damit verbun-
denen Fortschritte bei der Anschlussversorgung. In Tab. 3-1 erfolgt eine Zusam-
menstellung der beiden Größen Bevölkerung und Bevölkerungsdichte für die 
ausgewählten Länder. Die präsentierten Daten lassen auf nationale Besonderhei-
ten in bezug auf Bevölkerungsverteilung und evtl. auftretende Versorgungs-
hürden bei der Telekommunikation schließen. 

Polen liegt mit einer Einwohnerzahl von knapp unter 40 Millionen und einer Be-
völkerungsdichte von 124 Personen/km2 unter den Ländern mit relativ niedriger 
Dichte. Die übrigen MOB-Länder weisen ähnliche Bevölkerungsdichten auf, lie-
gen jedoch bei der Bevölkerungszahl weit unter Polen, was auf die im Vergleich 
zu Polen kleinere Landesfläche zurückzuführen ist. 

Die Parameter Landesfläche, Bevölkerungszahl und -dichte gehören zu den 
maßgebenden Faktoren bei der Bestimmung der Versorgungsaufgabe für die Te-
lekommunikationsbetreiber, die eine flächendeckende Telekommunikations-
infrastruktur aufbauen wollen. Eine große Landesfläche und geringe Bevölke-

5 Zu einer Beschreibung der Entwicklung der Telekommunikationssektoren in den übrigen 
drei MOE-Ländem siehe z.B. Kulisiewicz (2000). 
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rungszahlen lassen zusammen mit der Verteilung der Einwohner im Land auf 
relativ hohe Kosten der flächendeckei:iden Versorgung mit Telefonanschlüssen 
schließen. 

PL0 cz SK H D N E GB USA J 

Bevölkerung 38,7 10,3 5,4 10 82,2 4,5 39,4 59,5 272,7 126,5 (in Mio.) 

Bevölk.-Dichte 124 130 110 108 230 14 80 243 29 335 (Elnwohner/km2) 

Quelle: ITU (2001), S.6-7. 

Tab. 3-1: Bevölkerung und Bevölkerungsdichte in den ausgewählten Ländern, 
1999 
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Quelle: ITU (1999), S.51/f und ITU (2001), S.6/. 

Abb. 3-1: Das BIP pro Kopf in USD, 1990 und 19997 

6 Aus Darstellungsgründen werden in den folgenden Tabellen anstatt der kompletten Län-
dernamen die internationalen Kürzel verwendet: PL (Polen), CZ (Tschechien), SK (Slo-
wakei), H (Ungarn), D (Deutschland), N (Norwegen), E (Spanien), GB (Grossbritannien), 
USA (Vereinigte Staaten von Amerika), J (Japan). 
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Als Spiegel der Entwicklung einer Wirtschaft gilt das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP), das die Produktionsleistung einer Volkswirtschaft erfasst. Um die Unter-
schiede in der Größe der Volkswirtschaften und der Länder zu relativieren, wird 
als Vergleichsgröße das BIP pro Kopf(BIP p.K.) herangezogen.' Die absoluten 
BIP p.K.-Werte der ausgewählten Länder werden in Abb. 3-1 (in USD) einander 
gegenübergestellt. 

In dem dargestellten Zeitraum zeigen die Volkswirtschaften der vier ausgewähl-
ten MOB-Länder einen relativ hohen Zuwachs des BIP p.K. Beim Zuwachs von 
1990 bis 1999 liegt Polen mit einer Steigerung um 166% an der Spitze dieser 
vier Länder. Die zweithöchste Zuwachsrate erreicht Tschechien (77%), gefolgt 
von Ungarn (46%) und der Slowakei (9%). Der Zuwachs des BIP p.K. der zum 
Vergleich herangezogenen Industrieländer variiert zwischen 17% (Spanien) und 
41 % (USA). Trotz dieser dynamischen Zuwächse weist Polen jedoch das zweit-
niedrigste absolute Niveau des BIP pro Kopf unter den vier MOB-Ländern auf, 
die allesamt immer noch weit unter dem Niveau der Industrieländer liegen 
(siehe Abb. 3-1). 

3.1.2 Ausbau des Festnetzes 

Verursacht durch eine ineffiziente Telekommunikationspolitik des Staates und 
eine Fehlleitung der knappen Finanzmittel (z.B. Quersubventionierung der Post) 
wurde der Ausbau der Festnetze in den mittel- und osteuropäischen Ländern bis 
zur Wende (1989) stark vemachlässigt.9 Die Diskrepanz zwischen dem Flächen-
deckungsgrad der Anschlüsse dieser vier Länder und der ausgewählten, gut ent-
wickelten Industrieländer im Zeitraum 1990-1999 zeigt die Tab. 3-2. 

Anfang der 90er Jahre waren die MOB-Länder in bezug auf die Penetration der 
Festnetzanschlüsse stark im Rückstand. 10 Wie in der Tab. 3-2 zu sehen ist, lagen 
Polen und Ungarn mit unter 10 Anschlüssen pro 100 Einwohner (1990) weit 
hinter dem am schlechtesten entwickelten Industrieland Spanien. 

Während der dargestellten Jahre investierten die vier MOB-Länder massiv in 
den Ausbau der Festnetzinfrastruktur und steigerten den Grad der Anschlussver-
sorgung.11 Bis 1999 hatte Polen die Anzahl der Anschlüsse pro 100 Einw. (zum 

7 Die Werte in USD fllr 1990 wurden anhand von Daten in Nationalwllhrungen, dividiert 
durch den durchschnittlichen jllhrlichen Wechselkurs, errechnet. Vgl. ITU ( 1999), S.51 ff. 

1 Im weiteren werden einige der vorgestellten ökonomischen Kategorien auf die Einwoh-
nerzahl bezogen, um eine gemeinsame Vergleichsbasis fllr die Länder zu schaffen. 

9 Vgl. Schenk et al. (1996), S.41. 
10 Als Vergleich kann auch der schlechte Entwicklungsstand der ostdeutschen Telekommu-

nikation herange:zogen werden, die aus den gleichen Grllnden vernachlässigt worden war, 
wie in den ausgewählten MOE-Staaten. Vgl. Bach et al. (1994), S.48. 

11 Vgl. dazu Kapitel 3.1.S. 
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Stand 1990) mehr als verdreifacht, belegte jedoch innerhalb der MOE-Länder 
immer noch den letzten Platz. Trotz der ähnlichen Ausgangssituation (1990) Po-
lens und Ungarns, hat Ungarn in der Zeit bis 1999 die Anschlusszahl/100 Einw. 
sogar fast vervierfacht. Der europäische Mittelwert lag 1999 bei 37,73 12 An-
schlüssen/100 Einw., womit Ungarn und Tschechien ihn fast erreicht hatten, für 
Polen jedoch noch großer Aufholbedarf vorhanden war. 

PL cz SK H D N E GB USA J 

1990 8,62 15,76 13,51 9,59 44,08 50,29 32,41 44,07 54,46 44,11 

1991 9,31 16,57 14,36 10,89 43,85 51,60 34,12 44,82 55,18 45,37 

1992 10,25 17,63 15,49 12,49 43,75 52,87 35,36 45,71 56,13 46,35 

1993 11,47 19,09 16,72 14,53 45,49 54,18 36,46 46,97 57,39 47,15 

1994 12,98 21,06 18,73 17,26 47,58 55,32 37,51 48,56 58,88 47,88 

1995 14,84 23,64 20,82 21,04 51,33 56,79 38,50 50,25 60,73 48,66 

1996 16,91 27,30 23,17 26,07 53,77 59,11 39,25 52,19 62,18 48,96 

1997 19,43 31,84 25,83 30,43 54,98 62,16 40,32 54,00 64,40 47,86 

1998 22,79 36,40 28,61 33,59 56,68 65,96 41,37 55,64 66,13 50,26 

1999 26,27 37,09 30,67 37,09 59,03 70,92 40,99 56,72 67,30 55,75 

Zuwachs der Anschlüsse pro 100 Einwohner -1999 zu 1990 (1990=100%) 
'99-'90 205% 135% 127% 287% 34% 41% 27% 29% 24% 26% 

Eigene Darstellung anhand von /TU (1997), S.43/f; /TU (1998), S.A-5ff; /TU(/ 999), S.5 lff; 
/TU (1999a), S.A-7/fund /TU (2001), S.10/ 
Tab. 3-2: Anzahl der Festnetzanschlüsse pro 100 Einwohner und Zuwachs der 

Anschlüsse, 1990-1999 

Im Jahr 1999 wies Polen den höchsten jährlichen Anschlusszuwachs unter den 
dargestellten Ländern auf. Tab. 3-3 stellt die Zuwachswerte der ITU13 den Pro-
gnosen von Siemens14 gegenüber. Der enorme Jahreszuwachs für Polen (1999) 
täuscht jedoch nicht über das relativ niedrige Entwicklungsniveau der polni-
schen Anschlussversorgung hinweg. 

Laut der EITO15 verlangsamt sich das Ausbautempo im Jahr 2000 bereits stark 
sowohl in Polen, als auch in Tschechien und Ungarn. Das polnische Statistische 

12 Vgl. Siemens (2000), S.29. 
13 ITU - International Te/ecommunication Union. Auf den Daten dieser Organisation basie-

ren viele der vorgestellten Abbildungen und Tabellen. 
14 Siemens (2000). 
15 Vgl. EITO (2001)- European Information Technology Observatory. 
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Hauptamt (GUS)16 stellt fest, dass der Zuwachs in diesem Jahr mit über 770 Tsd. 
Anschlüssen deutlich unter der Menge der Vorjahre liegt. Im Jahr 1999 wurden 
ca. 1,37 Mio. und 1998 fast 1,2 Mio. Anschlüsse hinzugefUgt.17 Im Jahr 2001 
setzt sich dieser abnehmende Trend fort (siehe auch Kapitel 3.3). 

PL cz SK H D N E GB USA J Europa 
!Siemens 10,2% 3,2% 9,7% 6,6% 3,1% 1,5% 5,8% 3,1% 4,5% 2,5% 3,7% 

1 ITU 15,3o/e 1,9% 7,2% 10,4% 4,1% 7,5% -1% 1,9% 1,8% 10,9 k.A. 

Quelle: Siemens (2000), S.28.ff; /TU (1999a), S.A-7ffund /TU (2001), S.10/ 
Tab. 3-3: Zuwachs der Festnetzanschlftsse im Jahr 1999 - Siemens-Prognose 

und ITU-Werte 

Bei den jährlichen Zuwächsen an Anschlüssen 1989-1999 liegen die vier ausge-
wählten MOE-Länder weit über dem Durchschnitt der Siemens-Ländergruppe 
"Osteuropa",11 der in diesem Zeitraum 5,7% beträgt. Die vier ausgewählten Län-
der, die zweifelsohne zu den besser entwickelten dieser Gruppe gehören, weisen 
weitaus höhere durchschnittliche, jährliche Zuwächse auf. Polens Telekommuni-
kationsnetz wuchs in dieser Zeit gemessen an der Anschlusszahl (durchschnitt-
lich) um mehr als 20% jährlich, Ungarns um fast 29%, Tschechiens um 15,5% 
und der Slowakei um 14%, Die westeuropäischen Festnetze wuchsen in dieser 
Zeit im Durchschnitt jährlich um 3,8%.19 

Trotz der dynamischen Entwicklung der Festnetze in den MOE-Ländem (und 
vor allem in Polen) liegen neben den Anschlusszahlen/100 Einw. auch die Para-
meter Wartezeit und Grad der Befriedigung der Nachfrage (Vgl. Tab. 3-4) im-
mer noch stark unter dem europäischen Niveau.20 Der bis 1989 entstandene 
Nachfrageüberschuss nach Anschlüssen stellt zusammen mit dem zusätzlichen 
Anstieg der Nachfrage nach Telefonanschlüssen, der mit der wirtschaftlichen 

16 GUS - Glöwny Ul'Z!ld Statystycmy. Siehe Internet-Seite unter: http://www.stat.gov.pl, 
Stand 09.2001. 

17 Vgl. EITO (2001), S.159 und zu den Anschluss7.llblen in Polen: GUS (2001), GUS 
(2000a), GUS (1999a). . 

11 Die von Siemens gebildete Ländergruppe "Osteuropa" umfasst insgesamt 22 Länder, wo-
mit diese Zuwachsrate nicht repräsentativ ist fUr die vier ausgewählten Länder. Vgl. Sie-
mens (2000), S.6 und S.25f. 

19 Vgl. Siemens (2000), S.37. 
20 Die übrigen Länder, die im Ländervergleich mit aufgeführt werden, werden in Tab. 3-4 

nicht vorgestellt, da in all diesen Ländern die Nachfrage zu 100% befriedigt ist und keine 
Wartezeiten auf einen Festnetzanschluss in Kauf genommen werden müssen. Vgl. ITU 
(1998), S. A-15 und CA 1B (2001), S.2. 
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Belebung der Länder seit 1990 verbunden ist, vor allem für den polnischen Tele-
kommunikationssektor eine große Belastung dar. 

PL cz SK H 
1996 1999 1996 1999 1996 1999 1996 1999 

Befriedigte Nachfrage (In %) 73,7 85,0 83 98,1 89,6 96,0 91,4 98,0 
Wartezeit (In Jahren) 3,3 1,5 2 0,2 1,2 1,2 0,6 0,2 

Wartende Anschlussanträge 2.361 1.801 309,5 74 109,4 69,3 607 77 · (In Tsd.) 

Quelle: ITU (1998), S.A-13; ITU (1999a), S.A-15 und ITU (2001), S.Uf 

Tab. 3-4: Telefonanschlüsse: Wartezeit, Warteliste und befriedigte Nachfrage -
Festnetze der vier MOE-Linder, 1996 und 199921 

Trotz der zweithöchsten Zuwachsrate an Anschlüssen bildet Polen das Schluss-
licht in dieser Ländergruppe. Die Wartezeit auf einen Festnetzanschluss, die 
1996 3,3 Jahre betrug und bis 1999 auf "nur" 1,5 Jahre reduziert werden konnte, 
bleibt Europa-untauglich hoch.22 Auch die nur zu 85% (1999) befriedigte Nach-
frage liegt weit unter dem Stand der übrigen MOE-Länder. Ungarns und Tsche-
chiens massiver Festnetzausbau seit 1990, der in Tab. 3-2 besonders gut zu 
sehen ist, war von Erfolg gekrönt, da sowohl die Wartezeit beträchtlich reduziert 
werden konnte, als auch der Grad der Befriedigung der Nachfrage sich mit 96-
98, 1 % an das europäische Niveau ( 100%) bedeutend angenähert hat. 

3.1.3 Das Mobilfunknetz 

Die schlechte Festnetzsituation in Polen hat dazu beigetragen, den Mobilfunk 
(vor allem im privaten Gebrauch) als Substitut des fehlenden Festnetzanschlus-
ses einzusetzen. Bis zum Jahr 2000 konnte Polen, im Verhältnis zum Stand von 
1994,23 die zweithöchste Zuwachsrate an Mobilfunkteilnehmern unter den aus-
gewählten Ländern verzeichnen.24 

21 Die in Tab. 3-4 angegebenen Zahlen schließen die möglichen hidden waiters nicht mit ein, 
also die Personen, die zwar einen Anschluss nachfragen würden, jedoch wegen der be-
kannt langen Wartezeiten noch keinen Antrag gestellt haben. Aus dem Grund kann in Po-
lens Fall davon ausgegangen werden, dass die Nachfrage nach Anschlüssen höher ist, als 
die Warteliste impliziert. Vgl. WIK, Cullen (2001), S.200. 

22 Domisch (2001) gibt für 1989 eine Wartezeit von fast 14 Jahren an, fllr 1994 von ca. 4 
Jahren, ftlr 1999 im Gegensatz zur in der Tab. 3-4 zitierten Quelle, von 2 ¾ Jahren an. 
Vgl. Domisch (2001), S.383. 

23 Das Basisjahr 1994 wurde anhand der Daten von Fintech und der OECD gewählt. Es be-
stehen jedoch Unterschiede dieser Werte zu den ITU Daten, die Angaben bzgl. der Mobil-
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Quelle: Fintech (1994-), Eurostat (2001), S.l. 

Abb. 3-2: Mobilfunkteilnehmer pro 100 Einwohner, 1994 und 200025 

Die hohen Zuwachsraten des Mobilfunks in Polen, aber auch in Tschechien und 
der Slowakei sind jedoch hauptsächlich auf die sehr geringen Ausgangswerte 
dieser Länder im Basisjahr (1994) zurilckzufllhren (siehe Abb. 3-2). Unumstrit-
ten ist jedoch, dass der Zuwachs der Mobilfunkteilnehmer in den MOE-Ländem 
in dieser Zeit sehr dynamisch verlief. Laut den Daten der Siemens AG wiesen 
die osteuropäischen Mobilfunknetze (gemessen an der Teilnehmerzahl) in den 
Jahren 1994 bis 1999 einen mittleren, jährlichen Zuwachs von 115% auf. Die 
westeuropäischen Mobilfunknetze wuchsen in dieser Zeit im Durchschnitt nur 
um 62%jährlich.26 

In den vorgestellten Industrieländern war der (analoge) Mobilfunk bereits 1994 
weit verbreiteter als in den MOE-Staaten, was aus Abb. 3-2 ersichtlich ist. Zu-
sätzlich waren die Festnetze der Industrieländer schon zum Basiszeitpunkt des 

funkpenetration ab 1992 enthalten. Trotzdem werden diese beiden Quellen verwendet, da 
die Werte aktueller sind. 

24 Vgl. Fintech ( 1994-), Eurostat (2001 ), S. l. 
25 Die Zahlen fUr die USA und fUr Japan fUr das Jahr 2000 stammen aus einer gesonderten 

Quelle (Eurostat), da diese Daten von Fintech nicht zur Verfügung standen. Aus dem 
Grund kann eine absolute Vergleichbarkeit dieser Daten mit den übrigen fUr 2000 nicht 
garantiert werden. Zur genannten Quelle vgl. Eurostat (2001 ), S.1. 

26 Vgl. Siemens (2000), S.55. 
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Vergleichs sehr gut ausgebaut, so dass die Verbreitung des Mobilfunks nicht 
durch eine unterentwickelte Festnetz-(Ortsnetz-) Infrastruktur begünstigt wurde. 
Der Mobilfunk kam als zusätzlicher Anschluss mit dem zusätzlichen Vorteil der 
Mobilität zum Einsatz. 

Betrachtet man die absoluten Penetrationswerte in Abb. 3-2, so wird Polens dy-
namischer Teilnehmerzuwachs relativiert und fällt (allein im Vergleich mit den 
drei MOE-Ländem) mit 15,3 Mobilfunkteilnehmern pro 100 Einwohner (2000) 
gering aus. Im Vergleich dazu betrug die durchschnittliche Mobilfunkpenetra-
tion in den OECD-Ländern bereits im Juni 1999 26,8 Mobilfunkteilnehmer/100 
Einw. 

3.1.4 Erlöse des Telekommunikationssektors 

Zu einer weiteren Kategorie, mit der die Entwicklung eines Sektors gemessen 
werden kann, gehören die Erlöse, die dieser Sektor generiert. Aufgrund der un-
terschiedlichen Größe der Telekommunikationsmärkte (Länder) wird eine Rela-
tivierung des Markterlöses auf die Anzahl der Anschlüsse/feilnehmer, auf die 
Einwohnerzahl oder auf das BIP vorgenommen. Die Erlöse des Telekommuni-
kationssektors umfassen dabei in der Regel die Erlöse bei Telekommunikations-
dienstleistungen im Festnetz und Mobilfunk.27 

In Tab. 3-5 folgt eine Zusammenstellung der erlösbezogenen Indikatoren. Dabei 
werden der Vollständigkeit halber zwei Datenquellen präsentiert, die in gleichen 
Kategorien unterschiedliche Werte angeben.21 Es handelt sich bei den Quellen 
zum einen um die OECD und zum anderen um die ITU.29 

Es empfiehlt sich allerdings, bei sehr großen Differenzen die ITU-Daten (falls 
verfügbar) als Basis für die Interpretation der Entwicklung zu verwenden; dies 
ist deshalb plausibel, weil die ITU als Telekommunikationsorganisation über 
vollständigere und besser kategorisierte Marktdaten verfügen dürfte als die 
OECD, in der die Telekommunikation lediglich eines der Forschungsgebiete 
darstellt. Bemüht um eine Vereinfachung der Darstellung, werden Länderwerte 
der ITU in fetter Schrift, die der OECD in Normalschrift vorgestellt. 

27 Die Einzelheiten der Klassifizierung können in den Ländern variieren. Vgl. ITU (1997), 
S.4f. 

28 Die Differenzen können durch ungleiche Kategorieninhalte bzw. unterschiedliche nationa-
le Datenquellen verursacht worden sein. 

29 Siehe auch die Internet-Seiten der beiden Organisationen unter: http://www.oecd.org und 
http://www.itu.int, Stand 09.2001. Die sichtbaren Unterschiede in den absoluten Größen 
der Sektorerlöse spiegeln sich weiterhin in den Unterschieden der damit berechneten 
Indikatoren wider. Beide Quellen können aber im Grunde als seriös und vertrauenswürdig 
betrachtet werden. 
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PL cz SK H D N 
Daten ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD 
von 

Erlös des Telekommunikationssektors (gesamt) Mio. USO 

1990 520 >< 355 >< 233 

X 
359 ~ 27.544 25.117 2.336 2.360 

1997 3.113 2.594 1.598 1.452 454 1.388 2.109 46.243 43.596 3.852 3.608 
1998 2.939 3.625 2.014 1.833 468 1.388 1.726 50.009 49.100 4.031 5.021 
1999 5.886 4.595 2.225 2.110 446 2.295 2.020 51.902 52.021 4.910 4.911 

Veränderung der Sektorerlöse, Erlöse im Jahr 1999 in % der Werte 
für 1990 bzw. 1997 

'99-
1132% lX 627% X 191% X 638% X 188•/4 207% 210°/4 208% 

'90 
'99-

189% 177% 139% 145% 98% 165% 96% 112% 119% 127% 136% 
'97 

Erlös des Telekommunikationssektors per capita in USO 

1990 14 >< 35 C>< 44 

~ 
35 >< 381 397 551 604 

1997 81 67 155 123 84 136 211 562 530 875 827 
1998 76 94 196 178 87 136 171 610 599 906 1.133 
1999 152 119 217 205 83 229 201 632 634 1.096 1.101 
Sektorerlös pro Teilnehmer (Festnetz- und Mobilfunkteilnehmer) 
in USO 

1990 158 >< 219 :>< 328 

~ 
360 :>< 856 838 1.003 1201 

1997 372 312 420 382 285 365 540 866 817 873 818 
1998 274 348 428 386 234 309 381 828 812 799 996 
1999 417 342 387 364 173 429 348 721 725 829 834 

Anteil der Erlöse im Telekommunikationssektor am BIP 

1990 0,9% >< 1,5% 1,9% 1,6% 

X 
1,1% >< 1,8% 1,7% 2% 2% 

1997 2,3% 1,9% 3,1% 2,4% 2,3% 3,1% 4,8% 2,2% 2,1% 2,5% 2,4% 
1998 3,3% 2,3% 3,6% 3,3% 2,3% 4,3% 3,7% 2,3% 2,3% 3,4% 3,4% 
1999 .>< 2,9% >< 4% .;><. :>< 4,2% >< 2,5% :>< 3,2% 

Anmerkung: Angaben in kursiv beziehen sich jeweils auf das Jahr 1991, da Daten für 1990 
nicht zur Verfügung standen. 

Quelle: /TU (1999), S.5lff; /TU (2001), S.54.ff; OECD (1993), S.22.ff; OECD (2001), S.56ff 
Tab. 3-5: Erlöse des Telekommunikationssektors in ausgewählten Jahren, 1990 

und 1997-1999, OECD- und ITU-Daten 
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E GB USA J 

Daten OECD 
ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD von 

Erlös des Telekommunikationssektors (gesamt) Mio. USD 

1990 8.364 8.363 23.489 23.364 133.840 173.961 43.623 43.622 173.961 
1997 10.963 13.822 32.395 35.733 220.780 256.801 86.503 109.957 621.055 
1998 11.061 12.579 36.991 44.715 246.392 272.801 84.027 105.890 669.021 
1999 16.155 13.183 50.807 50.806 268.505 301.648 113.768 130.075 756.311 
Veränderung der Sektorerlöse, Erlöse im Jahr 1999 in % der Werte 
für 1990 bzw. 1997 

'99-
193% 158% 216% 218% 201% 173% 261% 298% 206% 

'90 
'99-

147% 95% 157% 142% 122% 118% 132% 118% 122% 
'97 

Erlös des Telekommunikationssektors per capita in USD 

1990 215 215 408 407 535 692 353 353 439 
1997 279 348 549 614 824 945 686 875 570 
1998 281 319 627 755 911 1.009 664 837 557 
1999 402 334 854 854 985 1.105 899 1.027 619 
Sektorerlös pro Teilnehmer (Festnetz- und Mobilfunkteilnehmer) 
inUSD 

1990 661 664 887 920 947 1526 787 812 1030 
1997 543 670 794 898 969 1121 877 1063 886 
1998 474 528 776 981 993 1093 758 928 843 
1999 561 404 834 884 996 1091 893 1032 810 

Anteil der Erlöse im Telekommunikationssektor am BIP 

1990 1,7% 1,8% 2,4% 2,6% 2,3% 2,6% 1,5% 1,6% 2,1% 
1997 2,1% 2,6% 2,5% 2,7% 2,7% 3,2% 2,1% 2,6% 2,7% 
1998 2,7°/4 2,2% 3,2% 3,2% 2,8% 3,1% 2,3% 2,8% 2,9% 
1999 >< 2,2% >< 3,5% >< 3,3% >< 3,0% 3,1% 
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Da eine Behandlung der Sektorerlöse als absolute Werte keinen Vergleich zwi-
schen den Ländern erlaubt, wird auf deren Veränderung abgestellt.30 

In der Betrachtung von 1990 zu 1999 (ITU) weist Polen den höchsten Zuwachs 
der Erlöse auf(Faktor 11,3), Ungarn und Tschechien den zweithöchsten Geweils 
Faktor 6,4 und 6,3). Laut ITU-Daten wuchs der Sektorerlös der Industrieländer 
in dieser Zeit weitaus langsamer, und zwar um den Faktor 1,9 (Deutschland) bis 
3 (Japan). In den OECD-Ländern stiegen die Sektorerlöse in dieser Zeit (1990-
1999) durchschnittlich um den Faktor 4,35. In der Betrachtung des Zeitraums 
von 1997 bis 1999 weist Polen sowohl laut ITU, als auch laut OECD den höchs-
ten Zuwachs (ca. 89% bzw. 77%) auf. Der Durchschnitt aller OECD-Länder 
liegt in dieser Zeit bei 22%. 

Bei einer relativ stabilen Bevölkerungszahl spiegelt sich die Tendenz der Verän-
derung der Erlöse auch in den Werten pro Kopf wider. Trotz der Unterschiede in 
den absoluten Werten der Erlöshöhen und somit auch dieser Faktorhöhe zeigen 
beide Quellen ähnliche Entwicklungstrends. Nach OECD-Daten liegt das Ni-
veau der MOB-Länder bei einem Drittel des OECD-Durchschnitts und erreicht 
im Jahr 1999 nicht einmal die Werte der Industrieländer von 1990. 

Bei der Umrechnung der Sektorerlöse auf die Anschlüsseffeilnehmer, was in 
Abb. 3-3 grafisch dargestellt wird, weichen sowohl die Werte als auch teilweise 
die Trends der beiden Quellen voneinander ab. Jedoch liegen auch in dieser Ka-
tegorie die vier MOB-Länder unter dem "entwickelten" Niveau. Der von der 
ITU angegebene allgemeine Abwärtstrend (1990 bis 1999) kann anhand der we-
nigen Jahresdaten nicht überzeugend bestätigt werden. 

Eine Abwärtstendenz der Erlöse pro Anschluss ist jedoch aufgrund der Entwick-
lung der Telekommunikationsmärkte mit Liberalisierung, Preisveränderungen 
(rebalancing tariffs) und gleichzeitiger Vermehrung der Anschlüsse nachvoll-
ziehbar. Differenzen sind zwischen den zwei Quellen auch beim zuletzt aufge-
führten Indikator, dem Anteil der Sektorerlöse am Bruttoinlandprodukt, zu 
sehen. 

Der Anteil der Sektorerlöse am BIP zeigt den Stellenwert (und dessen Verände-
rung) der Telekommunikation in einer Volkswirtschaft. In dieser Kategorie zei-
gen Polen und Tschechien einen ungebremsten Anstieg der Bedeutung der Tele-
kommunikation für die nationale Wirtschaft. Trotz der bedeutenden Verände-

30 Da Polen und Ungarn erst 1996 und Tschechien im Jahr 1995 der OECD beigetreten sind, 
können fllr diese Länder keine Werte fllr 1990 angezeigt werden. Für dieses Jahr kann 
man sich im Falle der drei Länder lediglich auf den ITU-Daten stützen. Um die Präsenta-
tion der Daten zu vereinfachen, beschränkt sich die Darstellung auf vier Jahre. In kursiv 
werden die Werte fllr 1990 präsentiert, um einen Überblick Ober die Ausgangssituation der 
MOB-Länder nach der Öffuung der Märkte im Jahr 1989 zu geben. Die drei nachfolgen-
den Zeilen enthalten die Werte fllr die Jahre 1997-1999. 
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rung dieses Indikators für Polen liegt er im Jahr 1999 jedoch noch unter dem 
Durchschnittsniveau der OECD-Länder. 
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Quelle: OECD (2001), S.56-61. 
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Abb. 3-3: Erlöse des Telekommunikationssektors entfallend auf einen Teilneh-
mer bzw. Anschluss, 1999,31 OECD 

Eine weitere Darstellung der Entwicklung der Erlöse in der Telekommunikation 
und ihrer Struktur präsentiert eine Aufgliederung der Erlöse nach ihren Ur-
sprungsbereichen Festnetz und Mobilfunk in Abb. 3-3, die anhand der OECD-
Daten für 1999 erfolgt. Die gesamten Erlöse des Mobilfunkmarktes werden auf 
die Anzahl der Mobilfunkteilnehmer und die Erlöse des Festnetzmarktes auf die 
Anzahl der Festnetzanschlüsse umgerechnet.32 

31 Da die Slowakei erst im Dezember 2000 der OECD beigetreten ist, sind für den dargestell-
ten Zeitpunkt noch keine OECD-Daten vorhanden. Vgl. OECD (2001), S.11. 

32 Die so entstehenden Werte sollten nicht mit den durchschnittlichen Einnahmen pro Kunde 
verwechselt werden, die als ARPU (average revenue per user - Mobilfunk) oder ARPL 
(average revenue per line - Festnetz) dargestellt werden und die durchschnittlichen Rech-
nungshöhen der Teilnehmer betreffen. 
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Wie in Abb. 3-3 zu sehen ist, liegen die Werte fllr Polen, Tschechien und Un-
garn sowohl bei der generellen Sektorumrechnung, als auch im Festnetz weiter-
hin bedeutend unter dem durchschnittlichen OECD-Niveau. Lediglich Spanien 
weist hier Indikatorhöhen auf, die denen der MOE-Länder nahe kommen. 

Die Veränderung der Werte fllr Festnetz und Mobilfunk bis zu dem in Abb. 3-3 
verzeichneten Zeitpunkt kann aus Tab. 3-6 ersehen werden und umfasst die 
Jahre 1997 bis 1999.33 
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Anteil der Festnetzerlöse an dem gesamten Umsatz des Telekommunikationssektors 

1997 85,8% 74,7% 63,6% 84,7% 77% 77% 81,2% 87,2% 60,3% 79,9% 
1998 81,5% 67,4% 58,8% 74,6% 74,7% 67% 82,6% 86,5% 56,8% 77,9% 
1999 69,2% 59,7% 62,2% 68,5% 72,5% 55,2% 81,5% 83,9% 54,7% 74% 

Festnetzerlös pro Festnetzanschluss (in USD) 

1997 296 330 419 817 1.016 652 923 1.289 1.018 935 
1998 348 327 293 787 1.277 502 1.133 1.308 901 949 
1999 333 327 301 738 1.132 410 1.233 1.329 1.027 975 

Anteil der Mobilfunkerlöse an dem Umsatz des gesamten Telekommunikationssektors 

1997 14,2% 25,3% 36,4% 15,3% 23% 23% 18,8% 12,8% 39,7% 20,3% 
1998 18,5% 32,6% 41,3% 25,4% 25,4% 33,0% 17,4% 13,5% 43,2% 23,1% 
1999 30,8% 40,3% 37,8% 31,5% 27,5% 44,8% 18,5% 16,1% 45,3% 28,7% 
Mobilfunkerlös pro Mobilfunkteilnehmer (in USD) 

1997 454 705 1090 816 495 735 806 596 1140 708 
1998 347 618 665 897 604 589 599 531 966 604 
1999 363 437 470 699 492 397 393 564 1038 548 

Quelle: OECD (2001), S.56-61. 
Tab. 3-6: Verteilung der Erlöse der Mobilfunk- und Festnetzsparte auf die An-

zahl der Teilnehmer bzw. Anschllisse, OECD, 1997-1999 

Bei dieser Betrachtung des gesamten Sektorerlöses (auf alle Anschl./feiln.) 
sind in fast allen dargestellten Ländern die Veränderungen minimal (siehe auch 
Tab. 3-5). In der OECD-Ländergruppe dominiert der Abwärtstrend, der im 
OECD-Durchschnitt in diesem Zeitraum (1997 bis 1999) bei -9% liegt. Unter 
den ausgewählten Ländern zeigen lediglich Polen (von 312 auf 342 USD pro 
Anschl.ffeiln.) und Norwegen (von 818 auf834 USD pro Anschl./feiln.) einen 

33 Aufgrund der fehlenden Aufgliederung der Sektorumsätz.e bei der ITU können die in Tab. 
3-6 präsentierten Werte nur mit den OECD-Werten aus Tabelle Tab. 3.5 verglichen werden. 
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leichten Anstieg. Im Fall von Ungarn und Spanien ist der Erlös pro An-
schl.ffeiln. 1997-1999 verhältnismäßig stark gesunken (um mehr als 35%). 

Betrachtet man die Festnetzerlöse umgelegt auf die Anzahl der Festnetzan-
schlüsse, so sieht man erhebliche Unterschiede nicht nur zwischen den zwei 
Ländergruppen, sondern auch innerhalb der Gruppe der ausgewählten Industrie-
länder (siehe auch Tab. 3-6). In dieser Kategorie gehen die Ländertrends in 
unterschiedliche Richtungen. Der OECD-Durchschnitt steigt zwischen 1997 und 
1999 leicht an (von 935 auf975 USD pro Anschl.ffeiln.). Auch in Polen steigt 
der Festnetzerlös pro Anschluss in diesem Zeitraum insgesamt leicht, iteriert je-
doch. Die drei MOE-Länder liegen mit ihren Werten bei ca. einem Drittel des 
OECD-Durchschnitts. 

Im Mobilfunkbereich sind bei dem Indikator Mobilfunkerlöse pro Mobilfunk-
teilnehmer zwischen 1997 und 1999 viel bedeutendere Bewegungen zu ver-
zeichnen (siehe Tab. 3-6). 

Alle dargestellten Länder weisen in dieser Kategorie einen starken Abwärtstrend 
auf, was mit den schnell ansteigenden Teilnehmerzahlen und sinkenden Mobil-
funkpreisen sowie der schnellen Verbreitung des Pre-paid-Mobilfunks (low-
budget Kunden) verbunden sein dürfte. In den OECD-Ländern sinkt 1997-1999 
der auf einen Teilnehmer entfallende Mobilfunkerlös um 22%, in Großbritan-
nien um 51 %, in Spanien um 46% und in Ungarn um 57%. Auch in dieser Kate-
gorie liegen die MOE-Länder 1999 mit Werten zwischen 363 und 470 USD/ 
Teiln. (Polen und Ungarn) unter dem OECD-Durchschnitt (548 USD/feiln.). 

Der wachsende Anteil der Erlöse des Mobilfunks am gesamten Sektorerlös zeigt 
den Anstieg der Bedeutung dieses Teilsektors. Im Durchschnitt steigt dieser An-
teil in den OECD-Ländern bis 1999 auf fast 29%. Die drei ausgewählten MOE-
Länder zeigen 1999 bereits einen höheren Anteil als die OECD im Durchschnitt 
(siehe Tab. 3-6). Dieser starke Anstieg in kurzer Zeit ist bezeichnend für diese 
Länder und wird unterstützt durch die im OECD-Vergleich schlecht ausgebau-
ten Festnetze. Wie in Abb. 3-10 (Mobilfunktarife) gesehen werden kann, hängt 
der hohe Anteil der Mobilfunkerlöse am Sektorerlös in den MOE-Ländern zu-
gleich mit den relativ hohen Tarifstrukturen des Mobilfunks in diesen Ländern 
zusammen. Bevorstehende, kostenorientierte Tarifanpassungen im Mobilfunk 
dieser Länder sollten zu einem Rückgang dieses relativ hohen Anteils in den 
kommenden Jahren führen. 

3.1.5 Investitionen im Telekommunikationssektor 

Wie bereits anhand der Festnetzpenetration gesehen werden konnte (Tab. 3-2), 
besteht in den MOE-Ländern enormer Nachholbedarf beim Ausbau der Festnet-
ze. Seit der politischen Wende im Jahr 1989 investieren die MOE-Länder, in de-
nen die Erweiterung der Flächendeckung des Telefonnetzes in den Jahren vor 
1989 vernachlässigt worden war, intensiv in den Ausbau der Netze. 
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Um den Investitionsumfang bzw. die Investitionsintensität der Länder verglei-
chen zu können, wird auf Indikatoren zurllckgegriffen wie Veränderung der 
Sektorinvestitionen, Anteil der Investitionen an den Sektorerlösen, Telekommu-
nikationsinvestitionen als Anteil an den nationalen Bruttoinvestitionen sowie In-
vestitionen pro Kopf und pro Anschluss. Bei der Kategorie der Investitionen 
taucht dasselbe Datenproblem auf wie bei den Sektorerlösen. Aus diesem Grund 
werden in Tab. 3-7 wieder die Werte aus beiden Quellen (ITU und OECD) ein-
ander gegenübergestellt. 

Beim Vergleich der Investitions-Zuwächse liegt Polen 1999 im Vergleich zu 
1990 (ITU) mit einem über 8,5-fachen Zuwachs hinter Tschechien, dessen In-
vestitionen sich in diesen Jahren mehr als 9,5-fach vergrößert haben. Zur Relati-
vierung dieser hohen Zuwachswerte, die unter anderem durch die niedrigen ab-
soluten Investitionswerte dieser drei Länder im Jahr 1990 entstehen, muss auf 
das Niveau der übrigen vorgestellten Indikatoren hingewiesen werden. Diese 
zeigen, dass zwar national gesehen Investitionen in diesen Ländern vermehrt 
wurden, die als Vergleichsgrundlage dienenden Parameter des Marktes jedoch 
größtenteils weiterhin unter dem entwickelten Niveau liegen. Eine Ausnahme 
unter den MOB-Ländern bildet Ungarn, das bereits 1990 für die MOE-Gruppe 
verhältnismäßig hohe Werte der Indikatoren vorweisen konnte (vgl. Tab. 3-7). 

Der Zeitraum 1990 bis 1999 impliziert für die industrialisierten Länder eine be-
reits relativ gut ausgebaute Festnetzinfrastruktur. Die Investitionsmittel dürften 
in diesen Ländern vor allem in den Auf- und Ausbau der Mobilfunknetze (be-
sonders GSM-Mobilfunk) und eine Modernisierung der existierenden Festnetze 
geflossen sein. In den MOB-Ländern wurden in dieser Zeit sowohl erhebliche 
Mittel in den Ausbau der unterentwickelten Festnetzinfrastruktur und gleichzei-
tig in den Auf- und Ausbau der Mobilfunknetze investiert. In dieser Hinsicht 
waren die MOE-Länder in dieser Zeit doppelt belastet. 

Der Zuwachs der Investitionen in den Jahren 1997-1999 liegt in den OECD-
Ländern bei durchschnittlich 33%. Polen hat in diesen Jahren einen Zuwachs des 
Investitionsumfangs um 85% (OECD) zu verzeichnen. In Tschechien und Un-
garn ist in diesem Zeitraum bereits eine Investitionseinschränkung zu sehen. Im 
Jahr 1999 hatten diese beiden Länder jedoch bereits wesentlich besser ausgebau-
te Festnetze als Polen (vgl. Tab. 3-2). 

Laut der ITU sank der Anteil der Sektorinvestitionen gemessen am Sektorerlös 
in der Zeit 1997-1999 in Polen von 41,6% auf 24,5%. Dies deutet auf einen 
schnelleren Anstieg der Sektorerlöse gegenüber den Investitionen hin. Ein ande-
res Bild bieten die OECD-Daten, die diesen Anteil in diesem Zeitraum als in 
etwa konstant, auf einem Niveau von 38-40%, für Polen angeben. Der OECD-
Durchschnitt steigt zwischen 1997 und 1999 von 24,4% auf 26,6%. Ein Sinken 
dieses Indikators ab 1997 ist laut beiden Quellen in Tschechien und Ungarn zu 
beobachten. 
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Ein weiterer Indikator, der Anteil der Telekommunikationsinvestitionen an den 
nationalen Bruttoinvestitionen,34 zeigt den Stellenwert der Telekommunikations-
investitionen in der Volkswirtschaft. Im Jahr 1990 haben die Telekommunika-
tionsinvestitionen der vier MOE-Länder einen relativ geringen Anteil (ITU) an 
den gesamten nationalen Investitionen (unter 1,5%), was auch auf die geringe 
Penetrationsrate mit Festnetzanschlüssen hinweist. Der Indikator steigt in den 
MOB-Ländern bis 1999 bedeutend an, was auf einen verstärkten Einsatz von In-
vestitionsmitteln in der Telekommunikation und einen Anstieg der Bedeutung 
der Telekommunikation für die Volkswirtschaft schließen lässt. 

Im Jahr 1998, dem letzten Jahr, für das !TU-Angaben zur Verfügung stehen, sin-
ken die Werte dieses Indikators für die MOE-Länder langsam wieder ab und zei-
gen eine Investitionsverlangsamung an. 

Ein Vergleich der ITU- und der OECD-Werte ist schon allein aufgrund der feh-
lenden zeitlichen Kongruenz der Daten nicht möglich. Die OECD listet zudem 
(unter anderem für Polen) für die Jahre 1997-1998 gänzlich unterschiedliche 
Werte als die ITU auf und weist auf einen wiederholten Anstieg des Anteils der 
Investitionen im Jahr 1999 hin. Im Durchschnitt steigt dieser Indikator in den 
OECD-Ländern in den Jahren 1990-1999 von 2,6% auf3,5%. Das hohe Niveau 
des OECD-Indikators im Jahr 1999 verglichen mit 1990 kann auf solche Fakto-
ren zurückgeführt werden wie die Wachstumsphase des Mobilfunks, den Beitritt 
von MOB-Ländern, die ihre Festnetze verstärkt ausbauten, sowie die Moderni-
sierung der Festnetze, um sie für den steigenden Bedarf an breitbandiger Über-
tragung fähig zu machen. 

Laut der ITU steigt der Indikator für Polen von 1990 bis 1993 auf5,1% und hält 
sich bis 1997 auf einem Niveau von 4-4,6%. Der Anteil der Telekommunika-
tionsinvestitionen in Tschechien und Ungarn im Zeitraum 1993-1998 bestätigt 
den konsequenten und fortwährenden Ausbau der Infrastruktur, was bereits an-
hand der steigenden Penetrationsraten in Tab. 3-2 und der Reduzierung der War-
tezeit (Tab. 3-4) gesehen werden konnte. 

Die Veränderungen des Investitionsvolumens der Länder spiegeln sich ebenfalls 
in den Werten pro Kopf wider, da von einer verhältnismäßig konstanten Bevöl-
kerungszahl ausgegangen werden kann. Auch in dieser Kategorie weisen die 
vier MOB-Länder relativ niedrige Werte auf. Trotz der teilweise erheblichen 
Unterschiede der beiden Quellen stimmen jedoch in den meisten Fällen die Ten-
denzen des Anstiegs bzw. des Sinkens der Werte im Zeitablauf überein. Für alle 
vier MOE-Länder gilt in den Jahren 1990 bis 1999 eine Vervielfachung der In-
vestitionswerte pro Kopf. 

34 Die englische Kategorie ist GFCF (Gross Fixed Capital Formation) und umfasst die ge-
samten Investitionen einer Volkswirtschaft. Vgl. ITU (1999b), S.7. 
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Daten ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD 
von 

Investitionen im Telekommunikationssektor In Mio. USD 

1990 169 >< 88 ::>< 39 

X 
211 ::>< 11.886 10.458 439 385 

1997 1.296 1.007 1.421 1.031 319 507 1.090 8.960 11.942 787 787 
1998 1.171 1.366 1.164 1.253 268 507 542 8.808 10.852 787 1.350 
1999 1.440 1.863 849 816 119 538 538 10.870 11.229 1.827 1.020 

Veränderung der Sektorinvestitionen, Investitionen im Jahr 1999 In % der Werte für 
1990 bzw. 1997 

'99- 854°/4 C>< 961'¼ [X 303'¼ X 255% X 91% 107% 416% 265% 
'90 
'99-

111°/4 185% 60% 79% 37% 106% 49% 121 1/4 94% 232% 130% 
'97 

Investitionen im Telekommunikationssektor als Anteil an den Sektoreinnahmen 

1990 32,4% >< 24,9'¼ ::>< 25,2% 

X 
58,7% >< 43,2% 41,6% 18,8% 16,5% 

1997 41,6% 38,8% 88,9% 71% 70,3% 36,6% 51,7% 19,4% 27,4% 20,4% 21,8% 
1998 39,8% 37,7% 57,8% 68,4% 57,2% 36,6% 31,4% 17,6°/4 22,1% 19,5% 26,9% 
1999 24,5% 40,5% 38,2% 38,7% 26,7% 23,5% 26,7% 20,9% 21,6% 37,2% 20,8% 

Investitionen im Telekommunikationssektor als Anteil an den nationalen 
Bruttoinvestitionen (GFCF - Gross Fixed Capital Formation) 

1990 1,4°/4 >< 1,2'¼ X 1,5'¼ 

X 
3,3% >< 3,8% 3,3% 1,8°/4 1,9% 

1997 4,6% 3,8% 8,9% 6,5% 4,2% 5,3'¼ 10,7% 2,1% 2,8% 2,2% 2,2% 

1998 2,9% 3,4% 7,4% 8,0% 3,2% 4,9% 4,9% 1,9% 2,4% 4,0% 3,7% 
1999 ::>< 4,6% ><. 5,8% >< >< 4,7% >< 2,5% >< 3,0% 

Investitionen im Telekommunikationssektor per capita in USD 

1990 4,4 ::>< 8,6 ::>< 7,4 20,3 ::>< 164,3 165 103,5 91 
1997 33,5 26 137,9 101 59,1 49,9 109 109 145 178,9 180 

1998 30,3 35 113,2 122 49,8 49,8 54 107,4 132 176,8 305 
1999 ::>< 48 >< 79 .>< >< 53 >< 137 >< 229 

Investitionen im Telekommunikationssektor pro Anschluss!Teilnehmer (alle Anschl0s-
se!Tellnehmer = Mobilfunk+ Festnetz) in USD 

1990 51,2 >< 51,7 >< 51,6 211,2 >< 369,8 349 188,4 181 

1997 164,9 81 373,3 180 200,2 133,5 214 167,9 171 178,4 139 

1998 109 131 247,2 264 133,5 112,9 120 145,8 180 156 268 

1999 101,9 139 147,7 141 46,2 100,6 93 151 156 308,6 173 

Anmerkung: Angaben in kursiv beziehen sich jeweils auf das Jahr 1991, da Daten für 1990 
nicht zur Verfügung standen. 

Quelle: ITU (1999), S.51.fJ; ITU (2001), S.54.fJ; OECD (1993), S.41.fJ; OECD (2001), S.91/J 

Tab. 3-7: Investitionen im Telekommunikationssektor, 1990 und 1997-1999, 
OECD- und ITU-Daten 
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Daten 
OECD 

ITU OECD ITU OECD ITU OECD ITU OECD 
von 

Investitionen im Telekommunikationssektor in Mio. USD 

1990 7.076 6.790 4.925 4.899 20.600 22.450 15.653 14404 89545 
1997 2.405 2.654 7.464 9.957 23.230 54.224 35.400 32.812 151.478 
1998 1.983 2.959 7.454 8.930 24.218 65.829 35.403 32.867 167.785 
1999 2.333 3.506 16.287 12.840 26.304 88.434 30.829 32.925 201.318 
Veränderung der Sektorinvestitionen, Investitionen Im Jahr 1999 In% der Werte für 
1990 bzw. 1997 

'99-
33% 52% 310% 262% 128% 394% 197°/4 229% 225% '90 

'99-
97% 132% 205% 129% 113% 163% 87% 100% 133% 

'97 

Investitionen im Telekommunikationssektor als Anteil an den Sektoreinnahmen 

1990 84,6% 81,2% 21,0% 21% 15,4% 12,9% 35,9% 33% 24,4% 
1997 21,9% 26,4% 23,0% 27,9% 10,6% 21,1% 40,9% 29,8% 24,4% 
1998 17,9% 23,5% 20,2% 20% 9,8% 24,1% 42,1% 31% 25,1°/4 
1999 14,4% 26,6% 30,1% 25,3% 9,8% 29,3% 27,1% 25,3% 26,6% 
Investitionen im Telekommunikationssektor als Anteil an den nationalen 
Bruttoinvestitionen (GFCF - Gross Flxed Capital Formation) 

1990 5,9% 5,6% 2,6% 2,6% 2,2% 2,6% 1,7% 1,5% 2,6% 
1997 2,2% 3,3% 3,8°/4 5% 1,7% 3,8% 3,0% 2,8% 3,3% 
1998 1,5% 2,2% 5,3% 3,6% 1,7% 3,9% 2,9% 3,2% 3,3% 
1999 >< 2,4% >< 5% >< 4,8% >< 2,9% 3,5% 

Investitionen Im Telekommunikationssektor per capita in USD 

1990 182 174 85,6 85 82,4 89 126,6 117 107 
1997 61,2 92 126,4 171 86,7 200 280,6 261 138 
1998 50,4 75 126,4 151 89,6 244 279,9 260 152 
1999 >< 89 >< 216 >< 324 >< 260 181 
Investitionen im Telekommunikationssektor pro Anschluss/Teilnehmer (alle 
Anschlüsse/Teilnehmer= Mobilfunk+ Festnetz) in USD 

1990 559,1 539 186 193 145,7 197 282,6 268 251 
1997 119,1 115 182,9 176 102 203 358,9 265 167 
1998 85 124 156,3 196 97,6 264 319,3 288 211 
1999 81,1 107 250,9 223 97,6 320 242 261 216 
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Trotz der investitionsintensiven Phasen (Festnetz und Mobilfunk) der MOE-
Länder liegen sie jedoch meist unter den Werten der industrialisierten Länder. 
Polens Investitionen pro Kopf zeigen seit 1990 einen langsamen aber stetigen 
Anstieg, sind jedoch weiterhin niedriger als in Tschechien und Ungarn sowie 
den Industrieländern und der OECD. 

Die Umrechnung der Investitionen auf die Anzahl der Anschlüsse ist eine weite-
re Methode der Beurteilung der Entwicklung des Telekommunikationsnetzes. 
Wird ein Telekommunikationsmarkt untersucht, der bereits flächendeckend aus-
gebaut ist, so gibt dieser Indikator den Wert an, der pro Anschluss für Modemi-
sierungs- bzw. Erweiterungsarbeiten verwendet wird. Handelt es sich wie im 
Falle der MOE-Länder um einen stetig wachsenden Anschlussmarkt, so kann 
man im Zeitablauf anhand dieses Indikators sehen, in welchem Umfang die ge-
tätigten Investitionen neue Anschlüsse geschaffen haben.35 

Der Indikator sinkt, wenn die Investitionen bei konstanter Anschlusszahl einge-
schränkt werden oder wenn die Anschlusszahlen um einen höheren Faktor stei-
gen als das Investitionsvolumen, d.h. wenn weniger Investitionen mehr An-
schlüsse generieren als in dem Zeitabschnitt davor. Im Fall der MOE-Länder 
kann das in Tab. 3-7 (ITU) dargestellte Ansteigen des Indikators (1990-1997) 
als anfängliche Investitionen in den Ausbau höherer Netzebenen verstanden 
werden, womit das Netz auf die Vermehrung der Anschlüsse (des Verkehrs) 
vorbereitet wird. Das in der Tabelle seit 1997 zu beobachtende Sinken dieses 
Wertes {ITU) kann auf eine Anschlussvermehrung hindeuten, die im Verhältnis 
zu den Investitionen kräftiger ausfällt als in den Vorjahren. Auch in diesem 
Punkt differieren die OECD- und ITU-Werte in bezug auf die Höhe und im Fall 
Polens in bezug auf die Tendenz. Die OECD zeigt einen ansteigenden Wert der 
Investitionen pro Anschluss (1997-1999). Der ITU nach sinken die Investitionen 
pro Anschluss in diesem Zeitraum in Polen. 

3.1.6 Internationaler Gesprächsverkehr 

Der in den letzten Jahren zu beobachtende, schnelle Aufschwung des Telekom-
munikationsmarktes betrifft sowohl die Entwicklung der Übertragungstechnolo-
gien und der Anwendungsmöglichkeiten, wie auch den zum Teil dadurch verur-
sachten Anstieg der Nachfrage nach Verbindungen. Der Zuwachs der Telekom-
munikationserlöse kann sowohl in den MOE-Ländem, als auch in den übrigen 
Staaten mit einer Intensivierung von internationalen Handelsbeziehungen und 
mit der Tendenz zur Globalisierung des Wettbewerbs zusammenhängen. 

35 In diesem Fall bedeutet ein Anstieg des Wertes, dass der Zuwachs des Investitionsvolu-
mens um einen höheren Faktor erfolgte als der Zuwachs der Anschlusszahlen et vice 
versa. 

114 



In Tab. 3-8 wird die als Vergleichsmaßstab dienende Größe der ausgehenden in-
ternationalen Verbindungen (in Minuten pro Anschluss) vorgestellt. Im Zeit-
raum 1990 bis 1997 stieg diese Größe in Polen stetig an ( auf 72,2 Min./ An-
schluss ),36 um in den Jahren 1998 und 1999 wieder zu sinken. Auch Ungarn und 
die Slowakei verzeichneten einen Rückgang in diesem Zeitraum, was auf wirt-
schaftlich bedingte Schwankungen hinweist. 

PL cz SK H D N E GB USA J 

l 1990 24,66 51,18 19,13 122,31 98,85 131,88 48,48 99,73 58,99 17,18 

l 1999 61,35 95,64 98,28 61,33 152,27 178,46 117,38 179,73 154,55 27,74 

Quelle: ITU (1999), S.51/fund ITU (2001), S.46f. 

Tab. 3-8: Ausgebender internationaler Telefonverkehr in Minuten pro An-
schluss, 1990 und 1999 

Vor allem im Fall der MOE-Länder ist zu berücksichtigen, dass internationale 
Handelsbeziehungen bis zur politischen Wende (1989) eingeschränkt waren. 
Erst ab diesem Zeitpunkt wurde der Entwicklungsprozess der Marktwirtschaft 
und der damit zusammenhängenden internationalen Handelskontakte sowie 
Auslandsinvestitionen ermöglicht. 

Dies kann der Grund für den starken Anstieg der Menge an ausgehenden inter-
nationalen Gesprächen sein (1990 zu 1999). Der im Verhältnis zu den meisten 
industrialisierten Ländern relativ niedrige polnische Wert für 1999 kann eben-
falls mit der noch nicht kostenorientierten Tarifstruktur und dem Auslandsver-
bindungsmonopol des nationalen, ehemals staatlichen Betreibers zusammenhän-
gen (vgl. Kapitel 3.3.1). Es wird unterstellt, dass bevorstehende Preissenkungen 
im Bereich der Auslandsverbindungen die Menge auf ein "europäisches" Niveau 
ausweiten könnten. 

3.1.7 Weitere Merkmale der Netze 

Unter dieser Kategorie sollen einige zusätzliche, ausgewählte Merkmale der 
Festnetze diskutiert werden. Zu dieser Auswahl gehört eines der gängigsten 
Qualitätsmerkmale des Netzes - die Anzahl der gemeldeten Störungen pro Jahr 
und Anschluss. Weiterhin wird ein Ländervergleich bzgl. des Anteils von digita-
len und automatischen Leitungen/Einrichtungen präsentiert. Als Produktivitäts-
maßstab der nationalen Betreiberfirmen soll die Zahl der Anschlüsse, umgerech-
net auf die Anzahl der Angestellten, dargestellt und interpretiert werden. Und 
letztlich werden der Versorgungsfaktor mit Anschlüssen und der Stand der Ka-

36 Vgl. ITU (1999a), S.A-6ff. 
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pazitätsreserven bei den Ortsvermittlungseinrichtungen in den einzelnen Län-
dern vorgestellt.37 

NetDtörungen 

Unter dem Begriff Telephone main /ine faults versteht die ITU die Summe aller 
gemeldeten und vom Betreiber zu verantwortenden Störungen von Telefonlei-
tungen innerhalb eines Jahres. Eingeschränkt durch die Verfügbarkeit der Daten 
für die zum Vergleich stehenden Länder wird in Tab. 3-9 die Anzahl der gemel-
deten Störungen pro 100 Anschlüsse fUr das Jahr 1998 vorgestellt.31 

Die Kategorie der Störungen von Leitungen ist auf Mängel der Qualität oder der 
Bedienung der Telekommunikationsanlagen, -leitungen und -einrichtungen zu-
rückzuführen. Die Ursachen für hohe Werte in diesem Bereich können in veral-
terter Technik, mangelhafter Isolierung der Leitungen oder evtl. Naturkatastro-
phen (Überschwemmungen, Blitzeinschläge, Sturm) zu suchen sein.39 

Es ist anzunehmen, dass Länder, die erst in den letzten Jahren mit einem massi-
ven Ausbau der Festnetzinfrastruktur begonnen haben, ihre Netze in einer ver-
gleichsweise hohen und den heutigen Übermittlungsbedürfnissen entsprechen-
den Qualität bereitstellen können. Gleichzeitig leiden die existierenden Netze 
der MOE-Betreiber jedoch unter Altlasten wie ungenügenden Übermittlungska-
pazitäten, veralteter Vermittlungstechnik und alten, störungsanfälligen Leitun-
gen.40 Damit stellt der Ausbau der Netze die Betreiber gleichzeitig vor die Not-
wendigkeit, die bereits bestehenden Netze zu modernisieren. 

PL cz SK H D N E GB USA J 

26 32,4 27,3 16,B 8,7 14 1,2 3,7 13,4 1,7 

Quelle: /TU (1999b), Punkt 2.17. 

Tab. 3-9: Gemeldete Störungen pro 100 Anscblllsse im Jahr 1998 

Trotz des Neuaufbaus und der Modernisierung der Netze bleiben die MOB-Län-
der auch in dieser Kategorie weit hinter den Industrieländern zurück (Tab. 3-9). 
Bis zum Erreichen des einstelligen Störungswertes solcher Länder wie Deutsch-

37 Ein weites Merkmal, das von der ITIJ unter Servicequalität (QoS - Qua/ity of Service) ein-
gestuft wird, die Wartezeit auf einen Anschluss, wurde bereits in Tab. 3-4 behandelt. 

31 Werte vor 1998 sind nicht verfügbar. 
39 Von einer technischen Rückständigkeit der vorhandenen Anlagen bis 1989, die ebenso auf 

Polen zutrifft, berichten für Ostdeutschland Bach et al. (1994), S.48f. 
40 Da die Vermittlungseinrichtungen größtenteils ohnehin ausgetauscht werden müssen/ 

mussten, um der Vergrößerung der Netze gerecht zu werden, dürften alte Teilnehmeran-
schlussleitungen durch mangelnde Qualität oder Materialermüdung das größte Problem 
darstellen. Sie sind gleichzeitig am kostenaufwendigsten zu erneuern. 

116 



land, Spanien, Großbritannien und Japan bleibt noch ein großer Bedarf an Ver-
besserungen. 

Digitalisierung/ Automatisierung 

Der Grad der Digitalisierung und der Automatisierung der Festnetze dient als 
Maßstab für die Modernität des Netzes. Handvermittlung und analoge Vermitt-
lungseinrichtungen gehören auch für die MOB-Länder immer mehr der Vergan-
genheit an und sind nicht mehr imstande, den steigenden Anforderungen an Üb-
ermittlungskapazität und -qualität gerecht zu werden. 

Wie in Tab. 3-10 zu sehen ist, wurde der Prozess der Automatisierung der Netze 
in den Industrieländern 1998 bereits abgeschlossen. Von den MOB-Ländern 
wies lediglich Polen 1998 mit einem Automatisierungsanteil von 99,3% noch 
Rilckstände auf.41 

Die Digitalisierung ist nicht nur in den vier MOB-Ländern, sondern (von den 
Vergleichsländern) auch in Spanien und den USA im Jahr 1999 noch nicht voll-
endet. Dabei ist davon auszugehen, dass alle neuen Anschlüsse (Vermittlungs-
stellen), die installiert werden, digital sind. Der analoge Anteil ist somit den 
vorher existierenden zuzuschreiben, die fortlaufend digitalisiert werden. 

PL cz SK H D N E GB USA J Europa 

lautom. 99,30% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% "':><'" 
ldigltal 70% 74% 72% 84% 100% 100% 93% 100% 93% 100% 85% 

Quelle: /TU (1999a), S.A-18/ und Siemens (2000), S.28.ff. 
Tab. 3-10: Anteil der automatischen (1998) und digitalen (1999) Festnetzan-

schlüsse 

Bei der Digitalisierung weist Polen im Jahr 1999 unter den MOB-Ländern den 
niedrigsten Wert auf (70%). Es ist plausibel anzunehmen, dass durch die enor-
men Investitionsbemühungen der MOB-Länder bei der Verbesserung der Flä-
chendeckung mit Anschlüssen die Erneuerung der bestehenden Anlagen als zu-
sätzliche Investitionslast partiell zurückgestellt wurde.42 Zumindest aber muss-
ten/müssen diese Länder die zur Verfügung stehenden Investitionsmittel zwi-
schen dem Ausbau des Netzes und der Erneuerung (Erweiterung) der bestehen-
den Einrichtungen aufteilen. 

41 Bei einer Gesamtzahl von 8.812,3 Tsd. Anschlüssen in Polen im Jahr 1998 entsprechen 
die 0, 7% manuell vermittelter Leitungen immerhin fast 62 Tsd. Anschlüssen. 

42 Dies kann nur unter der Voraussetzung zutreffen, dass die alten (vorhandenen) analogen 
Vermittlungseinrichtungen von der Kapazität her den Zuwachs an neuen Anschlüssen be-
wältigen konnten. 
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Produktivität der Angestellten im Telekommunikationssektor 

Angaben bzgl. der Anzahl an Mitarbeitern der nationalen Telekommunikations-
unternehmen liefern in Verbindung mit der Zahl der Anschlüsse einen Indikator 
für Rückschlüsse auf die Produktivität der Unternehmen. 
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Quelle: /TU (1999), S.51.flund /TU (2001), S.50f 

Abb. 3-4: Anzahl der AnchUlsse pro Telekommunikationmltarbeiter,43 1990 und 
1999 

Die MOB-Länder haben innerhalb des dargestellten Zeitraums die Relation An-
schlüsse pro Telekommunikationsmitarbeiter erheblich verbessert. Dies wird als 
Folge des starken Ausbaus der Netze (Vermehrung der Anschlüsse) und des 
gleichzeitigen Personalabbaus in diesem Bereich gesehen."" Die Telekommuni-
kationsunternehmen, die 1990 noch größtenteils in staatlicher Hand waren, stel-

43 Aus der Quelle geht nicht hervor, ob fllr die Berechnung dieses Faktors das gesamte natio-
nale Telekommunikationspersonal berücksichtigt wurde oder ob sich diese Angaben nur 
auf den größten Telekommunikationsbetreiber jedes Landes beziehen. 

44 Eine Veränderung dieses Verhältnisses kann sowohl mit einer Vennehrung der Anschlüs-
se um den Faktor x, wie auch mit einer Teilung der Personalbestände durch den Faktor x, 
bei jeweils konstanter zweiter Größe, mit gleichem Resultat geschehen. Im Fall der darge-
stellten Länder wird die Verbesserung des Verhältnisses von einer Veränderung beider 
Größen verursacht worden sein. 
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len sich fortwährend auf Wettbewerb und Kostenorientierung ein und rationali-
sieren ihre Beschäftigungspolitik. Eine Tendenz der Verbesserung des An-
schlüsse/Mitarbeiter-Faktors ist in allen zum Vergleich stehenden Ländern zu 
sehen (siehe Abb. 3-4). 

Im Fall der Industrieländer, deren Anschlusszuwachs in den Jahren 1990-1999 
nicht so groß war wie in den MOB-Ländern, wird die Verbesserung dieses Ver-
hältnisses in größerem Maße von einem Personalabbau beeinflusst worden sein 
als in den dynamisch wachsenden MOB-Netzen. 

Unter den vier MOB-Ländern weist Ungarn zwar im Jahr 1990 die niedrigste 
(schlechteste) Rate auf, baut jedoch in dem gewählten Zeitraum auch am inten-
sivsten aus und rationalisiert die Beschäftigungspolitik. Bis 1999 hat es das Ver-
hältnis Anschlüsse pro Mitarbeiter um den Faktor 4,8 gesteigert. Polen erreicht 
im Vergleich dazu "nur" eine Erhöhung um den Faktor 2,7, Tschechien um den 
Faktor 2,9. Die Slowakei konnte das Verhältnis der Anschlüsse zu Mitarbeitern 
nur um den Faktor 1, 7 5 verbessern, womit sie im Jahr 1999 mit 11 7 Anschl üs-
sen/Mitarbeiter das am wenigsten produktive Telekommunikationspersonal un-
ter den vorgestellten Ländern hat. 

Neuesten Angaben zufolge, die sich auf die größten Festnetzbetreiber der MOE-
Länder beziehen, hat sich der Abstand zwischen Polen und den beiden "füh-
renden" MOB-Ländern (Tschechien und Ungarn) im Zeitraum 1998 bis 2000 
vergrößert. Im Jahr 2000 hatte Polen (TP S.A.) 150, Tschechien (Ceske Tele-
kom) 222 und Ungarn (Matav) 264 Anschlüsse pro Angestellten aufzuweisen.45 

Bei radikalerem Beschäftigungsabbau hat die TP S.A. laut Prognosen der 
Raiffeisen Zentralbank (RZB) die Chance, bis Ende 2004 die Anzahl der An-
schlüsse pro Angestellten zu verdoppeln. Damit würde sie ein Niveau erreichen, 
das die ungarische Matav wahrscheinlich bereits Ende 2001 vorweisen wird.46 

Der Versorgungsfaktor mit Festnetzanschlüssen 

Die Kategorie des Versorgungsfaktors mit Festnetzanschlüssen wird von der 
Siemens AG als die Größe definiert, die angibt, um das wievielfache ein Land 
eine höhere oder eine niedrigere Versorgung mit Hauptanschlüssen besitzt, als 
das mittlere Verhältnis47 bei zugehörigem BIP pro Kopf-Niveau des Landes be-
trägt. Ein Faktorwert größer als l bedeutet eine höhere Versorgung des Landes 
als das mittlere Verhältnis bei dem jeweiligen BIP p.K.; ein Wert kleiner als l 

45 Vgl. RZB (2001), S.12. 
46 Vgl. RZB (2001}, S.11. 
47 Die Werte größer bzw. kleiner als 1 indizieren, ob die Penetration höher oder niedriger ist 

als der mittlere Wert der Regressionsgeraden in Relation zum nationalen BIP. Bei den Be-
rechnungen durch die Siemens AG wurden die Werte von 55 Ländern der ganzen Welt 
verwendet. Vgl. Siemens (2000}, S.39. 
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gibt eine niedrigere Versorgung an. Die Versorgungsfaktoren für einige der aus-
gewählten Länder für 1999 werden in Tab. 3-11 dargestellt. 

PL D N E GB USA J 

1,86 0,99 1,00 1,23 1,03 1,03 0,84 

Quelle: Siemens (2000), S.38. 
Tab. 3-11: Versorgungsfaktor mit Telefonanschlilssen, 1999 

Mit einem Versorgungsfaktor von 1,86 hat Polen einen höheren Anschlussver-
sorgungsgrad als die meisten Länder, die ein ähnliches BIP pro Kopf aufwei-
sen.48 Daraus ist zu folgern, dass Polens Festnetzausbau in diesen Jahren dyna-
mischer verlaufen ist, als das BIP pro Kopf gewachsen ist.49 

Kapazitlitsreserven der Ortsvermittlungsanlagen50 

Der Ausbau des Festnetzes besteht nicht nur aus der Verlegung neuer Teilneh-
meranschlussleitungen (TAL), sondern auch aus der Erweiterung und Erneuer-
ung der Vermittlungseinrichtungen, um sie für die "Aufnahme" zusätzlicher 
Teilnehmer vorzubereiten. 

Die in Tab. 3-12 dargestellten Werte zeigen, dass im Jahr 1998 die Vermitt-
lungskapazität in allen aufgeführten Ländern über der tatsächlich genutzten An-
zahl der Anschlüsse lag. Im Fall der MOB-Länder wurde die Kapazität zu einem 
Anteil zwischen 82% und 86% tatsächlich bereits eingesetzt. 

PL cz SK H N E 
Bestand an Ortsanschluss- 10.315,3 4.454,3 1.869,4 4.100 3.120 17.700 einheiten (in Tsd.) 

Anteil der genutzten 85,34% 84,00% 82,34% 83,49% 94,07% 95,03% Einheiten 

Quelle: Siemens (2000), S.40. 
Tab. 3-12: Kapazitäten der OVSt - verfllgbare Orts-Anschlusseinheiten und der 

Anteil der faktisch genutzten Anschlllsse, 199851 

48 Vgl. Siemens (2000), S.38f. Die übrigen der ausgewählten MOE-Länder, werden bei den 
Berechnungen der Siemens AG nicht berücksichtigt. 

49 Zur Entwicklung und Höhe des BIP pro Kopf der ausgewählten Länder siehe Abb. 3-1. 
so Unter Kapazität versteht man im Fall von Ortsvermittlungseinrichtungen "die maximale 

Anzahl an Hauptanschlüssen, die angeschlossen werden /c6nnen; das sind die Hauptan-
schlüsse, die für zukünftige Nutzer zur Verfilgung stehen sowie die Anschlüsse, die für den 
technischen Betrieb des Amtes notwendig sind (/'estnummern)." Siemens (2000), S.62. 
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Dies kann auf einen zukunftsgerichteten Einsatz von Vermittlungseinrichtungen 
hindeuten, deren Kapazitätsreserven auf einen kurz- bzw. langfristigen Zuwachs 
an Teilnehmern ausgerichtet sind. Andererseits kann es an begrenzten Investi-
tionsmitteln liegen, die es zwar in diesem Zeitraum erlaubt haben, eine Basis für 
den fortlaufenden Ausbau des Netzes zu schaffen, jedoch in der jeweiligen In-
vestitionsperiode einen Ausbau der Anzahl der T AL's nicht mehr gestatteten. 

3.1.8 Tarife im Vergleich: Festnetz und Mobilfunk 

Um einen Überblick über die Telekommunikationstarife zu geben, sollen im fol-
genden die Kategorien Anschlussgebühr, monatliche Grundgebühr und als 
Basiskategorie der Gesprächspreise, die Gebühren für ein dreiminütiges Ortsge-
spräch zur Hauptzeit, analysiert werden. Anschließend erfolgt ein Länderver-
gleich von OECD-definierten Warenkörben sowohl für das Festnetz, als auch 
für den Mobilfunk. Aufgrund der Verfügbarkeit der länderübergreifenden Daten 
beschränkt sich die Darstellung auf das Jahr 1999 (fakultativ auch 2000) bzw. 
den Zeitraum 1990-1999. 

Die Höhe der drei genannten Festnetzgebühren wurde und wird in vielen Län-
dern noch durch Regulierungsvorgaben beeinflusst. Hierzu sei allein die Univer-
saldienstverpflichtung52 genannt. Das ihr zugrunde liegende Erschwinglichkeits-
prinzip wurde hauptsächlich auf die Anschlussgebühr, die Grundgebühr und 
Ortsverbindungen angewendet, die als Basisdienste angesehen wurden. 

Mit der fortschreitenden Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte wird 
die Notwendigkeit, die Tarife an den tatsächlichen Kosten auszurichten, immer 
dringlicher, um im einsetzenden Wettbewerb konkurrenzfiihig zu sein. Dabei 
spricht man vom Neuausrichten bzw. vom Rebalancieren der Tarife (rebalan-
cing tariffs).53 

Festnetz: Feste Gebühren - Anschlussgebühr und Grundgebühr 

In der Abb. 3-5 werden die Höhen der (national einheitlichen) Anschlussgebüh-
ren und der monatlichen Grundgebühren für das Jahr 1991 und 1999 im interna-
tionalen Vergleich vorgestellt. 

51 Die Auswahl der dargestellten Länder aus der Gruppe der bisherigen Vergleichsländer ba-
siert auf den zur Verfügung stehenden Daten. 

52 Gemäß der Universaldienstverpflichtung konnten/können die Betreiber diese Gebühren 
nicht kostenorientiert festlegen, sondern mussten/müssen das Kriterium der Erschwing-
lichkeit fllr alle Teilnehmer berücksichtigen bzw. wurden durch Preisspannen einge-
schränkt. Für Einzelheiten bzgl. der EU-Richtlinien zur Universaldienstverpflichtung sie-
he Kapitel 4.4.5. 

53 Zum Einfluss der kostenorientierten Neuausrichtung der Tarife auf den Anstieg der An-
schlusspenetration siehe WIK, Cullen (2001a), S.33. 

121 



Die Verlegung von neuen Anschlüssen ist sehr kostenintensiv. Die OECD 
schätzt die Investitionskosten eines neuen Anschlusses auf 200-2000 USD, die 
vom jeweiligen Land und von der Anschlussdichte der jeweiligen Region abhän-
gen. 54 Im Durchschnitt werden 1000 USD pro Anschluss kalkuliert. Die Höhe 
der erhobenen Anschlussgebühr liegt hingegen (mit Ausnahme von Japan) 
unter 270 USD und somit unterhalb der von der OECD geschätzten Anschluss-
kosten. Für die jeweiligen Telekommunikationsbetreiber bedeutet dies, dass sie 
die Anschlussinvestitionen nicht über die Anschlussgebühr decken können und 
sie aus anderen Quellen finanzieren müssen.55 
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Die Anschlussgebühr (Balken) ist in der Dimension der Primärachse (links), die monatliche 
Grundgebühr (Punkte) in der Dimension der Sekundärachse (rechts) zu lesen. Die Wertean-
gaben beziehen sich nur auf die Anschlussgebühr (Balken). 

Quelle: ITU (1999), S.51ff und ITU (2001), S.50j 
Abb. 3-5: Festnetz: Anschlussgebühr und monatliche Grundgebühr im Ver-

gleich, 1990 und 1999 

54 Vgl. OECD (1996), S.6ff. Die Höhe der Anschlusskosten hängt im wesentlichen von der 
Anschluss-(Bevölkerungs)dichte ab. Niedrige Anschlusskosten sind in sehr dicht besiedel-
ten Regionen zu erwarten (Stadt), hohe Anschlusskosten in gering besiedelten Gebieten 
(Land). Die Anschlusskosten hängen auch von der geomorphologischen Beschaffenheit 
des Gebietes sowie der lllnderspezifischen Lohnhöhe ab. 

55 In Kapitel S.1.3 wird das Problem der Deckung der Anschlusskosten über die "Bereitstel-
lungsgebtlhr", d.h. die Anschluss- und die (anteilig) Grundgebtlhren behandelt. Hier sollen 
jedoch diese beiden festen Gebühren gemäß den Quellen separat betrachtet werden. 
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Wie man in der Abb. 3-5 sehen kann, erheben im Jahr 1999 besonders Deutsch-
land und die USA sehr niedrige Anschlussgebühren Geweils 47 und 44 USO), 
die bei weitem die tatsächlichen Anschlusskosten nicht decken können. Die 
höchste Anschlussgebühr muss in Japan entrichtet werden (fast 640 USD) und 
kommt den Kosten des Anschlusses näher als in den übrigen Ländern. In den 
MOE-Ländern variiert die Höhe dieser Gebühr im Jahr 1999 zwischen 89 und 
142 USD. Polen und Ungarn haben die Anschlussgebühr zwischen 1990 und 
1999 zusätzlich gesenkt, was eine Entfernung von den tatsächlichen Kosten und 
eine Vergrößerung des bei jedem Anschluss entstehenden Defizits bedeutet. 

Bei der monatlichen Grundgebühr liegen die MOE-Staaten mit unter 7 USD 
allesamt unter dem Niveau der Industriestaaten, deren Grundgebühren zwischen 
10 und 20 USD betragen (siehe Abb. 3-5, Sekundärachse). In allen vier MOE-
Ländern wurde die Grundgebühr jedoch im Zeitraum 1990 bis 1999 bereits 
erhöht.56 

Die Kombination der relativ niedrigen Anschluss- und Grundgebühr lässt darauf 
schließen, dass die Telekom-Betreiber der Beitrittskandidaten die Anschluss-
und die monatlichen Bereitstellungskosten zusätzlich aus anderen Quellen mitfi-
nanzieren müssen.57 Auch unter Berücksichtigung der Länder-Unterschiede in 
den tatsächlichen Anschlusskosten, die unter anderem auf der nationalen Lohn-
höhe basieren, kann die erhobene Anschlussgebühr in den MOE-Ländern nicht 
ausreichend sein, die durchschnittlich ca. 1000 USD betragenden Anschlusskos-
ten zu decken. Bei immer noch nicht erreichter Flächendeckung mit Anschlüs-
sen und fortlaufendem intensiven Ausbau der Netze könnten die entstehenden 
Anschlussdefizite für die Telekom-Betreiber dieser Länder zunehmend ein Prob-
lem darstellen. 

Die Unmöglichkeit der Kostendeckung durch die Anschlussgebühr könnte eine 
ausbauhemmende Wirkung ausüben, da für viele der Betreiber-Unternehmen die 
Kostenbelastung (Defizite) bei Anschluss langfristig nicht tragbar sein wird.58 

Festnetz: Nutzungsabhängige Gebühren - Ortsgespräche 

In der Abb. 3-6 wird eine Zusammenstellung der Gebühren für ein dreiminütiges 
Ortsgespräch in der Hauptzeit präsentiert, das als Standardbeispiel für die Ge-
sprächsgebührenhöhen dienen soll. 

56 Wie in Kapitel 3.3 dargestellt wird, haben die meisten Betreiber in Polen bis 2001 die 
Grundgebühr auf ca. 10 USO angehoben. Dem steht eine Senkung der Anschlussgebühr 
im Jahr 2001 gegenüber. 

57 Dabei sei unterstellt, dass die Höhe der Grundgebühr in den MOE-Staaten ebenso wenig 
imstande ist, die monatlichen Bereitstellungs- und Instandhaltungskosten einer Leitung zu 
decken, wie die Anschlussgebühr die Anschlusskosten. 

58 Dies bezieht sich hauptsächlich auf Anschlüsse/feilnehmer in gering besiedelten Regio-
nen, die hohe Anschlusskosten verursachen. 
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Da Ortsgespräche in den Jahren vor der Liberalisierung der Telekommunikation 
wie Anschluss- und Grundgebühren zu den Basisdiensten gezählt wurden, wur-
de ihre Höhe zumeist nicht vom tatsächlichen Kostenniveau, sondern von (u.a. 
sozial-) politischen Vorgaben abhängig gemacht.59 Im Zuge des rebalancing 
sollen nun auch im Ortsnetz Kostentransparenz und Wettbewerbspreise einge-
führt werden. 60 

Wie die Abb. 3-6 zeigt, geht die Gebührentendenz in bezug auf Ortsgespräche in 
den MOE-Ländem und in den Industriestaaten in unterschiedliche Richtungen. 
In derselben Zeitspanne sind in den erstgenannten die Preise angehoben worden, 
was mit der Annahme der anfänglichen Unterkostenpreissetzung einhergeht. Ein 
Anheben dieser Gebühren weist auf eine bereits erfolgende Neuausrichtung der 
Tarife an den Kosten hin, die der vorher gängigen Praxis der Quersubventionie-
rung ein Ende setzen soll. 
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Quelle: fl'U (1999), S.51.ff und fl'U (2001), S.30f 
Abb. 3-6: Gebllhrenhöhe für ein 3-minlltiges Ortsgespräch zur Hauptzeit - in 

USD, 1990 und 1999 

59 Die entstehenden Defizite wurden durch überhöhte Preise bei Fern- und Auslandsgesprä-
chen (untemehmensintem) quersubventioniert. Vgl. EITO (2001), S.161. 

60 Da bei Einfllhrung von Entbündelungsvorschriften (siehe Kapitel 4.4.4), die den Wettbe-
werb im Ortsnetz ermöglichen sollen, die Preise die tatsllchlichen Kosten widerspiegeln 
müssen, und die Betreiber aufgrund der Liberalisierung ohnehin keine Möglichkeit mehr 
haben dürften querzusubventionieren, müssen die Ortsgesprächspreise meist angehoben 
werden. 
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Es wird prognostiziert, dass der Preis für ein dreiminütiges Ortsgespräch in Po-
len bis 2005 auf das Niveau von Deutschland (0,11 USD/3 Min.) steigen wird.61 

Festnetz: Warenkörbe (OECD) 

Eine weitere Möglichkeit, um Tarifstrukturen in der Telekommunikation ver-
schiedener Länder vergleichen zu können, bietet die Methode der Zusammen-
stellung von Warenkörben. Solche Warenkörbe stützen sich auf die Preise einer 
bestimmten Menge an Produkten/Dienstleistungen, die als durchschnittlicher 
Verbrauch von Privat- und Geschäftskunden ermittelt wird (consumer oder 
business baskets). Um die Vergleichbarkeit dieser Warenkörbe zwischen ver-
schiedenen Ländern zu sichern, werden die nationalen Preise in Einheiten der 
Kaufkraftparität (purchase power parity - PPP), ausgedrückt in USD (PPP), um-
gerechnet. 

In der Telekommunikation werden Warenkörbe sowohl für das Festnetz, als 
auch für den Mobilfunk zusammengestellt und bestehen aus zwei wesentlichen 
Teilen - den fixen und den nutzungsabhängigen Gebühren. Aufgrund der gene-
rellen Ausrichtung der Arbeit auf das Problem von privaten Anschlüssen werden 
lediglich die Privatkunden-Warenkörbe (Festnetz und Mobilfunk) für die ausge-
wählten Länder dargestellt. 

Im Bereich des Festnetzes werden von der OECD zwei unterschiedliche Waren-
körbe einer jährlichen Nutzung berechnet. Beide umfassen die Kategorie der fi-
xen Gebühren eines Anschlusses Gährliche Grundgebilhr und 1/5 der Anschluss-
gebühr) und der nutzungsabhängigen Gebühren für eine bestimmte Menge und 
Zusammenstellung von Verbindungen.62 Der Unterschied beider Körbe besteht 
in der Menge und der Art der berücksichtigten Verbindungen und infolgedessen 
auch des Anteils dieser Verbindungsarten am gesamten Warenkorb. 

Der "nationale" Korb (residential tariff basket) beinhaltet im nutzungsabhängi-
gen Teil lediglich lokale und nationale Verbindungen. Der zusammengesetzte 
Korb (composite basket of residential te/ephone charges) umfasst zusätzlich 
internationale Gespräche und Verbindungen in Mobilfunknetze.63 Die Höhe der 
fixen Gebühren ist in beiden Fällen gleich. 

Die Abb. 3-7 zeigt die Werte der ausgewählten Länder für den "nationalen" Wa-
renkorb, ausgedrückt in USD (PPP). Der untere, schwarze Teil der Balken gibt 
die Höhe der fixen Telefongebühren an (fzxed), der obere, helle Teil den Umfang 
der Verbindungsgebühren (usage). Wie aus Abb. 3-7 zu ersehen ist, kostet der 
vordefinierte residential basket unter den verglichenen Ländern in Polen am 
meisten, d.h. die durchschnittliche Belastung eines Privatkunden mit Telefonge-

61 Vgl. CA IB (2001), S.11. 
62 Vgl. OECD (1999), S.161. 
63 Vgl. OECD (2001), S.178. 
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bühren ist in Polen am höchsten.64 Die fixen Gebühren weisen in Polen ein ähn-
liches Niveau auf wie der OECD-Durchschnitt. 
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Eigene Darstellung anhand von OECD (2001), S.177 und S.195. 
Abb. 3-7: Der residential tarifl basket der OECD ffir ausgewählte Linder, Au-

gust 2000 

Mit insgesamt 701 USO (PPP) ist der Warenkorb in Polen um den Faktor 1,75 
teurer als in der OECD und 2,45 mal teurer als im "günstigsten" Land Großbri-
tannien.65 Ungarn und Tschechien weisen jeweils die zweit- und drittteuersten 
residential baskets auf, was einen Hinweis auf die ebenfalls noch nicht (voll-
ständig) rebalancierte Tarifstruktur der Länder gibt.66 

Die Abb. 3-8 zeigt den erweiterten composite residential basket, der neben den 
lokalen und nationalen auch die internationalen Verbindungen und Gespräche in 
Mobilfunknetze umschließt. Auch bei der Preishöhe des zusammengestellten 
Warenkorbes "führen" die drei MOB-Länder. Den teuersten composite basket 
hat abermals Polen, den zweit- und drittteuersten Ungarn und Tschechien. Mit 
1187 USO (PPP) kostet dieses Dienstleistungsbündel in Polen 69% mehr als der 
einfache Warenkorb (residential basket). Es vergrößert sich auch der Preisunter-
schied Polens zum Durchschnittspreis der OECD. Der composite basket kostet 

64 Polen hat nicht nur unter den ausgewählten Ländern, sondern auch im Vergleich mit allen 
OECD-Ländern den teuersten residential baslcet. Vgl. OECD (200 l ), S.177 und S.195. 

65 Großbritannien hat unter den ausgewählten Ländern, nicht jedoch unter allen OECD-Län-
dern, den günstigsten residentia/ bas/cet. Das "günstigste" Land im Hinblick auf diesen 
Warenkorb ist Island mit 140,4 USO (PPP). Vgl. OECD (2001), S.177 und S.195. 

66 Die im Vergleich teuren Warenkörbe sind als Tarifstrukturen zu verstehen, die jedoch von 
den tatsächlichen Kosten der Bereitstellung abweichen. 
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in Polen fast doppelt (1,95 mal) soviel wie in der OECD. Gleichzeitig wächst 
der Preisnachteil Polens zum wiederholt günstigsten Großbritannien vom Faktor 
2,45 auf den Faktor 3.67 

Bei der Betrachtung dieses Warenkorbs muss auch auf die erheblich angestiege-
ne Höhe des gesamten Preises geachtet werden. In der zusammengesetzten 
Form (composite) beträgt der Preis in Polen 1187 USO (PPP), in der nationalen 
Variante (residential basket - Abb. 3-7) 701 USO (PPP), was einen Anstieg um 
den Faktor 1,69 bedeutet. Die Preiserhöhung des composite-Korbpreises liegt in 
den Industrieländern im Faktorbereich 1,28 bis 1,55, in den drei MOB-Ländern 
bei ca. 1,68. 
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Eigene Darstellung anhand von OECD (2001), S.179 und S.196. 
Abb. 3-8: Der composite basket of residential telephone charges der OECD filr 

ausgewählte Länder, August 2000 

Die Differenz der gesamten Preishöhe beider Warenkörbe basiert auf ihrer 
unterschiedlichen Zusammensetzung. Der composite basket beinhaltet länderun-
abhängig teurere internationale Verbindungen und Gespräche in Mobilfunknet-
ze. Der Unterschied im Anstiegsfaktor zwischen den MOE- und den Industrie-
ländern ist mit dem länderspezifischen Anteil der nutzungsabhängigen und -un-
abhängigen Gebühren am Korbpreis verbunden. Bei einer allgemeinen Tendenz 
in Richtung der Erhöhung der fixen Gebühren und Senkung der Verbindungs-
preise bestätigen sowohl die gesamten Preise beider Körbe in den MOE-Län-

67 Auch in dieser Kategorie hat unter allen OECD-Ländern Island mit 212,6 USO (PPP) den 
niedrigsten Warenkorbpreis. Vgl. OECD (2001), S. 177 und S.196. 
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dem, als auch die fixed- und usage-Anteile eine noch nicht vollständig umge-
setzte Tarifrestrukturierung. 

In den Industrieländern besteht der nationale Korbpreis zu 42,4% bis 78,5% aus 
den fixen Gebühren, was relativ hohe fixe Gebühren und niedrige Verbindungs-
preise impliziert. Der durchschnittliche Anteil der fixen Gebühren beträgt in der 
OECD 48,6%. Der Fixgebührenanteil am Korbpreis ist in den MOB-Ländern, 
insbesondere aber in Polen und Tschechien relativ niedrig. Er liegt beim natio-
nalen Warenkorb filr Polen bei knapp 30%, in Tschechien bei 32,3%. Ungarn 
nähert sich mit einem Fixgebührenanteil von 44, 7% der Korbstruktur der Indu-
strieländer an. 
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Eigene Darstellung anhand von OECD (2001), S. 177 und S.195-196. 
Abb. 3-9: Gegenüberstellung der Höhe der nutzungsabhlngigen Gebühren bei-

der Warenkörbe der OECD, August 200068 

Im Falle des composite baskets verändert sich die Struktur des Korbes im Ver-
gleich zum nationalen Warenkorb, da insgesamt mehr und andere Verbindungen 
einberechnet werden. Aus diesem Grund sinkt der Anteil der fixen Gebühren für 
alle Länder. Auch im Fall dieses Korbes weisen Polen und Tschechien den ge-
ringsten Anteil der fixen Gebühren am Korbpreis auf. Für Polen liegt er bei 
17,7%, für Tschechien bei 19%. Ungarn liegt mit 26,6% nahe am Niveau der 
ausgewählten Industrieländer, das zwischen 27,3% (Spanien) und 55,7% (Japan) 

61 Es kann nicht im Ländervergleich dargestellt werden, inwieweit die drei MOE-Länder in 
den Jahren 2000-2001 ihre Tarifstrukturen verändert und dem OECD-Niveau angepasst 
haben, da filr diesen Zeitraum noch keine zusammengefassten Daten zur Verfügung 
stehen. 
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variiert. Der durchschnittliche OECD-Anteil der fixen Gebühren am Korbpreis 
liegt beim composite basket bei 32, 1 %. 

Die Abb. 3-9 präsentiert die nutzungsabhängigen Teile beider Körbe und illu-
striert den wesentlichen Unterschied in der Höhe der Verbindungspreise in den 
MOE-Ländern und den Industrieländern bzw. den OECD-Ländern. Alle drei 
MOE-Länder liegen bei beiden Warenkörben weit über dem durchschnittlichen 
usage-Preis der OECD. Der nutzungsabhängige Teil des Warenkorbes ist beim 
composite basket in Polen fast doppelt so teuer wie in der nationalen Version 
(residential basket). In Tschechien und Ungarn liegt dieser Wert mehr als zwei-
mal höher als im nationalen Warenkorb. Die Höhe dieser Preise und zugleich 
der hohe Anteil dieser Gebührenkategorie am jeweiligen Warenkorb bestimmen 
das überdurchschnittlich hohe Niveau des gesamten Korbpreises in beiden Fäl-
len. Der durchschnittliche OECD-Unterschied des usage-Teils dieser beiden 
Warenkörbe liegt bei ca. 205% zulasten des composite basket. Dies deutet auf 
relativ große Preisspannen und große Preisunterschiede zwischen den nationalen 
Gesprächen und den internationalen bzw. Verbindungen in Mobilfunknetze hin. 

Mobilfunk 

Der auf Privatkunden ausgerichtete Mobilfunk-Warenkorb der OECD, der 
basket of consumer mobile telephone charges, wird für die ausgewählten Länder 
als Jahrespreis in Abb. 3-10 dargestellt. Er beinhaltet fixe Gebührenteile (Grund-
gebühr) und nutzungsabhängige Gebühren (Verbindungsgebühren). Dieser Pri-
vatkunden-Warenkorb basiert auf einer durchschnittlichen Nutzung von 50 Ge-
sprächsminuten pro Monat bei Vertragsdiensten (post-paid).69 Nicht berücksich-
tigt werden internationale Gespräche. Die Preise für den Warenkorb in den ein-
zelnen Ländern werden auch hier in Einheiten der Kaufkraftparität USO (PPP) 
ausgedrückt. 

Es werden enorme Unterschiede sowohl in der gesamten Preishöhe, als auch in 
der Struktur des Warenkorbes zwischen den einzelnen Ländern sichtbar. Dabei 
fällt insbesondere die unterschiedliche Verteilung der Anteile der fixen und nut-
zungsabhängigen Gebühren im consumer mobile basket auf, die weitaus diffe-
renzierter ist als im Festnetz. 

In Polen entfallen 65,4% des Korbpreises auf fixe Gebühren, was nahe am 64%-
igen Durchschnitt aller OECD-Länder liegt. Der gesamte Preis des polnischen 
Warenkorbes dieser Kategorie übersteigt den OECD-Preis um 37%, was vergli-
chen mit Tschechien (123%) und Ungarn (84%) eine weitergehende Anpassung 
Polens an die OECD-Tarifstrukturen andeutet. Der Vergleich dieser drei Länder 
mit dem EU-Durchschnittspreis für denselben Warenkorb fällt für die MOE-

69 Vgl. OECD (2001), S.181. 
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Länder zwangsläufig ungünstiger aus, da der EU-Durchschnitt unter dem 
OECD-Durchschnitt liegt. 

900 

800 ousage 
• fixed 

700 

600 

1i:" 500 a.. e.. 400 
0 cn 

300 :) 

200 

100 

0 
CZ H PL J OECD D GB EU USA E N 

Eigene Darstellung anhand von OECD (2001), S.185 und S.204. 
Abb. 3-10: Der basket of consumer mobile telephone charges der OECD, August 

2000 

Besonders auffällig ist in der Abb. 3-10 sowohl der sehr hohe Gesamtpreis des 
Mobilfunk-Korbes in Tschechien, als auch der hohe Anteil der fixen Gebühren 
am Gesamtpreis. Noch deutlicher wird diese Tendenz der hohen fixen und gerin-
gen Verbindungsgebühren im Fall der Länder Großbritannien und USA. Eine 
derartige Gebührenstruktur ähnelt der Tendenz, die im Festnetz zu beobachten 
ist.10 

3.1.9 Fazit des Liindervergleichs 

Die MOB-Länder, darunter auch Polen, haben sich allein durch den Willen, der 
Europäischen Union beizutreten, ein hohes Ziel der Anpassung (Verbesserung) 
auch im Bereich der Telekommunikation gesetzt. Wie die vorgestellten Daten 
zeigen, bemühen sich diese Länder seit der politischen Wende 1989 darum, eine 

70 Dabei muss angemerkt werden, dass Preisvergleiche im Mobilfunk größere Schwierigkei-
ten bereiten als im Festnetz und deswegen ihre Ergebnisse ungenauer sind. Im Mobilfunk 
werden zahlreiche Tarifoptionen angewendet, die unterschiedliche Mengen an Freiminu-
ten, Sondervergünstigungen und anderen Elementen beinhalten. Die Tarifoptionen variie-
ren zusätzlich von Betreiber zu Betreiber, so dass es oftmals nur schwer möglich ist, Tari-
fe verschiedener Länder bzw. Betreiber vergleichbar zu machen. 
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wettbewerbsfähige Telekommunikationsinfrastruktur aufzubauen, die sie auf-
grund der Versäumnisse der Jahre vor 1989 nicht besaßen. 
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Eigene Darstellung anhand von Fintech (1994-), Siemens (2000) und /TU (1997). 71 

Abb. 3-11: Entwicklung der Festnetz-(1994-1999) und Mobilfunkpenetration 
(1994-2000) pro 100 Einwohner in den ausgewählten Ländern 

Trotz der unübersehbaren Anstrengungen ist die Kluft zwischen den MOB-Län-
dern und Westeuropa nach 12 Jahren jedoch immer noch sehr groß. Aufgrund 
dessen ist die im Jahr 2000 festgestellte Verlangsamung des Ausbaus der Tele-
kommunikationsinfrastruktur umso beunruhigender. 72 Polen, das als größter tele-
kommunikationsbasierter Dienstemarkt der MOB-Länder angesehen wird, der 
sich laut Prognosen73 in den kommenden fünf Jahren verdoppeln soll, bildet 
trotz großer Fortschritte das Schlusslicht innerhalb der vorgestellten Beitrittsan-
wärter-Gruppe. 

71 Die Daten fllr das Festnetz fllr 1994 stammen aus ITU (1997), fllr das Festnetz fllr 1999 
aus Siemens (2000), fllr den Mobilfunk fllr 1994 und 2000 aus Fintech (1994-). Die Daten 
fllr den Mobilfunk fllr das Jahr 2000 für osteuropäische Länder beziehen sich auf den 
Stand vom 1.10.2000. 

72 Vgl. Domisch (2001), S.391. 
73 Vgl. EITO (2001), S.147. 
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Wie die in den vorhergehenden Kapiteln präsentierten Tabellen und Graphiken 
gezeigt haben, kann trotz der dynamischen Entwicklung der polnischen Tele-
kommunikation nicht von einer signifikanten Annäherung an das Niveau indus-
trialisierter Länder gesprochen werden.74 Um die verbleibenden Unterschiede im 
Festnetz und im Mobilfunk zusammenzufassen, wird in Abb. 3-11 die nationale 
Festnetz- und Mobilfunkpenetration (pro 100 Einwohner) filr die Jahre 1994 und 
1999 (bzw. 2000 filr Mobilfunk) einander gegenübergestellt. Die Pfeile zeigen 
die Veränderung im Zeitraum 1994-1999 (bzw. 2000). Die horizontale Ver-
schiebung der Punkte impliziert die Ausweitung der Anzahl der Mobilfunkteil-
nehmer/100 Einw., die vertikale Verschiebung den Umfang des Zuwachses der 
Festnetzanschlüsse/100 Einw. 

In Abb. 3-11 sieht man, dass im Falle der industrialisierten Länder, die bereits 
1994 ein relativ gut ausgebautes Festnetz besaßen, die (vertikale) Zunahme der 
Festnetzanschlüsse/100 Einw., verglichen mit der Zunahme der Mobilfunkteil-
nehmer (horizontale Veränderung) verhältnismäßig gering ist. Im Falle der dar-
gestellten mittel- und osteuropäischen Länder ist der Umfang der Veränderung 
beider Bereiche (horizontal und vertikal) vergleichbar. Dies bestätigt sowohl den 
starken Zuwachs im Festnetz als auch im Mobilfunksegment. Sichtbar wird 
jedoch gleichzeitig der immer noch verbleibende enorme Aufholbedarf dieser 
Länder, um das Niveau der industrialisierten Länder, darunter der EU-Staaten, 
zu erreichen. 

Polens Anstrengungen reichen jedoch nicht aus, um den Ausbau des Festnetzes 
mit der nötigen Geschwindigkeit voranzutreiben. Ungarn und Tschechien haben 
im Vergleich zu Polen das Ziel der Versorgungsverbesserung in den Jahren 
1990 bis 1999 konsequenter verfolgt und konnten weitaus bessere Ergebnisse in 
diesem Zeitraum erzielen. Polens Fortschritte in diesem Bereich sind nicht zu 
verkennen, doch sind sie gleichzeitig nicht ausreichend, da eine weitaus schnel-
lere Entwicklung erwartet wurde. 

Auch in bezug auf die Tarifstrukturen im Festnetz und im Mobilfunk haben die 
MOE-Länder75 das Niveau der zum Vergleich stehenden industrialisierten Län-
der noch nicht erreicht. Die Preisstrukturen und -höhe, die anhand von OECD-
Warenkörben untersucht wurden, weichen weiterhin von der Tendenz der ausge-
wählten Industrieländer ab. 

In Abb. 3-12 wurden die Gesamtpreise zweier der vorgestellten Telekommuni-
kations-Warenkörbe der OECD einander gegenübergestellt. Auf der Abszisse 
sind die jeweiligen Preise für einen OECD-definierten Privatkunden-Mobilfunk-

74 Vgl. Domisch (2001), S.384. 
75 Die Tarifstrukturen und -höhe in der Slowakei konnten nicht im Ländervergleich mit ana-

lysiert werden, da auf OECD-Daten abgestellt wurde. OECD-Daten für die Slowakei sind 
aufgrund des erst kürzlich erfolgten Beitritts in die OECD noch nicht verfügbar. 
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korb (OECD basket of consumer mobile telephone charges) in USO (PPP) abge-
tragen. Auf der Ordinate wurden zum Vergleich Preise für einen nationalen 
Festnetz-Warenkorb der OECD (OECD basket of residential telephone charges) 
verzeichnet. 76 Mittels der hinzugefügten Ringe um die beiden Ländergruppen 
sieht man, dass in bezug auf diese beiden Größen die dargestellten industriali-
sierten Länder wesentlich einheitlicher verteilt sind als die MOB-Länder, was 
seine Ursache in den unterschiedlichen Stadien der Entwicklung der Telekom-
munikationsmärkte dieser drei Länder hat. 
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Eigene Darstellung anhand von OECD (2001), S.177/f. 
Abb. 3-12: Gegenüberstellung der Gesamtpreise der OECD-Warenkörbe im 

Festnetz (residentia/) und im Mobilfunk (consumer), August 2000 

In dieser MOE-Ländergruppe weist Polen den höchsten Preis des Festnetz-Wa-
renkorbes auf, jedoch gleichzeitig den niedrigsten Preis beim Mobilfunk-basket. 
Die Entfernung dieser drei Länder von der zweiten Ländergruppe in bezug auf 
die Höhe der Warenkorbpreise ist jedoch nicht zu übersehen und lässt ein ver-
stärktes rebalancing der Tarife in den nächsten Jahren erwarten. 

Ausblick 

Eine interessante Darstellung der bisherigen und prognostizierten Entwicklung 
der Telekommunikationsmärkte präsentiert die Siemens AG in ihren Telekom-
munikationsstatistiken. 77 Diese stellen die Anzahl der Festnetzanschlüsse der 

76 Zu den beiden Warenkörben siehe Kapitel 3.1.8. 
77 Vgl. Siemens (1998) und Siemens (2000). 
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Anzahl der Mobilfunkteilnehmer gegenüber.78 Die Siemens-Prognose für West-
und Osteuropa wird in Abb. 3-13 präsentiert. 

400.000 100.000 
Westeuropa 

300.000 · 75.000 
,:j ,:j 
~ 200.000 ~ 50.000 
.E .E 

100.000 25.000 

O· 0 
"' .... a, 

0 
I") "' "' .... a, a, a, 8 0 a, a, 

a, a, a, 0 0 a, a, - - N N N - -
-- Hauptanschlüsse -o- Mobile Teilnehmer 

Anmerkung: Die Größenachsen beider Abbildungen haben unterschledllche Skalierungen, 
die das Gesamtbild der Zuwächse verzerren. 

Quelle: Siemens (2000), S.13. 

Abb. 3-13: Prognosen der Entwicklung des Festnetzes und der Mobilfunkteil-
nehmer-Zahlen für Westeuropa und Osteuropa, Siemens 

Laut Siemens wird die Anzahl der Mobilfunkteilnehmer in Osteuropa auch in 
den nächsten Jahren unter der Zahl der Festnetzanschlüsse liegen, was zum 
einen auf den niedrigeren Lebensstandard und die sich immer noch im Ausbau 
befindende Festnetzinfrastruktur, zum anderen auf die immer noch relativ hohen 
Nutzungskosten des Mobilfunks zurückgeführt werden kann. 

Die behandelten vier MOB-Länder gehören zu den besser entwickelten unter de-
nen, die die von Siemens gebildete Ländergruppe umfasst. Aus diesem Grund ist 
anzunehmen, dass der Zeitpunkt, in dem die Anzahl der Mobilfunkanschlüsse 
die Festnetzanschlusszahl übersteigt, in diesen vier Ländern innerhalb des dar-
gestellten Zeitraums liegen sollte.79 

Zusätzlich fällt in dem Zeitraum, auf den sich die Prognose in Abb. 3-13 be-
zieht, für die MOB-Länder der Auf- und Ausbau beider Infrastrukturen (Festnetz 

78 Die Prognose der Entwicklung wird fUr große Ländergruppen aus Westeuropa, Osteuropa, 
Lateinamerika und Asien/Pazifik präsentiert. Aus diesem Grund lässt sich schwer be-
stimmen, wie der Anteil der einzelnen Länder (insbesondere in der osteuropäischen Grup-
pe) bzw. der Verlauf der Zuwächse für diese Länder im Detail aussehen könnte. Die von 
Siemens gebildete Ländergruppe "Osteuropa" umfasst insgesamt 22 Länder, womit direkte 
Schlüsse auf die vier ausgewählten Länder nicht gezogen werden können. Vgl. Siemens 
(2000), S.6 und S.25f. 

79 Zur aktuellen Festnetz- und Mobilfunkentwicklung in Polen siehe Kapitel 3.2.1 und 3.3.5. 
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und Mobilfunk) zusammen, was die Investitionsbelastung insgesamt erhöht. 
Trotzdem sollte die niedrigste Anschlusszahl pro 100 Einwohner unter den aus-
gewählten Ländern, die immer noch enorm langen Wartezeiten und das niedrige 
Niveau an befriedigter Nachfrage für Polen eine Aufforderung sein, den Ausbau 
der Telekommunikationsinfrastruktur nicht zu verlangsamen. Ziel sollte eine 
schnellere und konsequentere Vorgehensweise sein, um zunächst zu den drei 
übrigen Mitgliedsanwärter und im weiteren zum europäischen Niveau aufzu-
schließen. 

3.2 Kennzeichen der Entwicklung der polnischen Telekommuni-
kation 

Im Zentrum dieses Abschnitts steht speziell die polnische Telekommunikation. 
Den Schwerpunkt dieser Analyse bildet dabei das im vorigen Kapitel heraus-
gearbeitete Problem der Telekom in Polen, die im Vergleich geringe Anschluss-
abdeckung in nationaler Aufgliederung zu untersuchen. 

Zunächst erfolgt ein kurzer Überblick über die nationalen Kennzahlen der polni-
schen Telekommunikation. Daran schließt sich eine regional ausgerichtete Dar-
stellung an, die auf Woivodschafts-Ebene80 (Woiv.) das extrem ungleiche Ni-
veau der Versorgung in verschiedenen Landesteilen kenntlich machen soll. Bei 
dieser Darstellung muss aufgrund der polnischen Verwaltungsreform (1999) in 
zwei Schritten vorgegangen werden:81 Zum einen werden Daten aus den Jahren 
1989 bis 1998 in der ursprünglichen Aufteilung (49 Woiv.) vorgestellt, zum 
anderen werden die neuesten Werte von 1999 und 2000 in der neuen Aufteilung 
(16 Woiv.) präsentiert (siehe Abb. 3-15).82 

Nach der Vorstellung der regionalen Differenzen allgemein wird auf die Unter-
schiede zwischen den Städten und dem Land eingegangen. Es soll insbesondere 
auf die Versorgungslücke zwischen städtischen und ländlichen Regionen hinge-
wiesen werden, die bei einer national aggregierten Darstellung nicht sichtbar 

80 Woivodschaften sind die größten Verwaltungseinheiten in Polen. Siehe dazu Abb. 3-15. 
81 Da die neuen Woivodschaften nicht aus dem Zusammenschluss mehrerer alter resultieren, 

sondern diese Zusammenfassung auf einer niedrigeren administrativen Ebene erfolgte, ist 
es nicht möglich, die Daten vor 1998 in der neuen Anordnung zu präsentieren. Siehe z.B. 
GUS (2000b). 

82 Diese zweistufige Darstellung verfolgt das Ziel, die Entwicklung der polnischen Telekom-
munikation seit der politischen Wende und somit seit der Öffnung der Märkte aufzuzei-
gen. Die ursprüngliche Aufteilung, in der die Woivodschaften wesentlich kleiner waren, 
ermöglichte ein genaueres Bild der Unterschiede zwischen den Regionen und damit eine 
genauere Identifizierung der Problemgebiete. Da jedoch die neuesten Daten von 1999 und 
2000 nur noch in der neuen Aufteilung erhältlich sind und sich das Entwicklungsbild nicht 
lediglich auf zwei Jahre beschränken sollte, werden beide Auswertungen nacheinander 
vorgenommen. 
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wird. Die Diskussion der Diskrepanzen zwischen Stadt und Land erfolgt dabei 
zunächst aus nationaler und dann aus regionaler Sicht. 

Den Schwerpunkt der Betrachtung bildet die extrem schlechte Festnetzsituation 
in ländlichen Regionen, mit deren möglichen Lösungsansätzen sich im weiteren 
Kapitel 5 beschäftigt.83 Der geringe Versorgungsgrad mit Anschlüssen auf dem 
Land wird sowohl im Sinne eines entwicklungshemmenden Faktors fUr diese 
Regionen, als auch als Nichterfüllung der normativen Vorgabe der Universal-
dienstversorgung interpretiert. 84 

3.2.1 Das nationale Festnetz - Schwerpunkt Ortsnetze 

Bei der folgenden Darstellung wird speziell auf die Ortsnetzebene (Anschlüsse, 
Ortsvermittlungstechnik) fokussiert. Dabei werden die 1999 vom polnischen sta-
tistischen Hauptamt (GUS) eingeführten Kategorien der Hauptanschliisse (HA) 
und der Standard-Hauptanschliisse (SHA) verwendet: Standard-Hauptan-
schlüsse umfassen alle analogen und digitalen, privaten und geschäftlichen Lei-
tungen; Hauptanschlüsse beziehen sich auf die Zahl der Standard-Hauptan-
schlUsse, vermehrt um die Anzahl der ISDN-Leitungen. 15 

Wachstum des Telekommunikationsnetzes 

Seit 1989 erfolgt in Polen ein stetiger Ausbau der Festnetzinfrastruktur. Trotz 
der mittlerweile erreichten Fortschritte kann jedoch noch immer nicht von einer 
ausreichenden Versorgung gesprochen werden.16 

Der Ausbau des polnischen Festnetzes in den Jahren 1989 bis 2000 wird in Tab. 
3-13 zahlenmäßig belegt. Wie zu erkennen ist, wurde die Anzahl der Hauptan-
schlüsse (HA) im dargestellten Zeitraum mehr als verdreifacht.17 

Die zunehmende Geschwindigkeit des Ausbaus, die in den Jahren 1991 bis 1997 
an den jährlichen Zuwachszahlen deutlich abzulesen ist, stagniert ab 1998 und 
fällt signifikant im Jahre 2000, was auf Investitionseinschränkungen hinweist. 

13 Mit der detaillierten Darstellung der polnischen Marktstruktur und des Regulierungsum-
feldes beschäftigt sich Kapitel 6. 

84 Die Universaldienstvorgabe besteht sowohl auf EU-Ebene wie auch im polnischen Recht. 
Siehe dazu Kapitel 4.4.5. 

15 Vgl. GUS (2001), S.XV. Bis 1998 existierte lediglich die Kategorie der "Telefonabonnen-
ten", die den heutigen Standard-Hauptanschlüssen entspricht. Vom Folgejahr ab werden 
auch die Anfllnge der ISDN-Verbreitung in die Statistik aufgenommen und die Kategorien 
verändert. 

86 Dieses Problem wurde unter anderem durch die Angaben in Tab. 3-4 (Wartezeit, Wartelis-
te, Befriedigung der Nachfrage) sichtbar. 

17 Für die Jahre 1999 und 2000 enthalten die Zahlen bzgl. der Hauptanschlüsse auch ISDN-
Anschlüsse (resp. 99 Tsd. und 206,6 Tsd.), die bis 1999 nicht erfasst wurden. Vgl. GUS 
(2000a) und GUS (2001). 
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Dieselbe Tendenz wird ebenfalls an den jährlichen Zuwachsmengen der An-
schlüsse sichtbar. Die Ursachen dieser Investitionseinschränkung im Jahre 2000 
werden speziell in Kapitel 3.3 diskutiert. 

HA In Tsd. Zuwachs zum Zuwachs zu Jahreszuwachs 
Vorjahr um: 1989 um: In Tsd. HA 

1989 3.121 5,7% 
1990 3.293 5,5% 5,5% 172 
1991 3.565 8,3% 14,2% 272 
1992 3.938 10,5% 26,2% 373 
1993 4.450 13,0% 42,6% 512 
1994 5.006 12,5% 60,4% 556 
1995 5.729 14,4% 83,5% 723 
1996 6.532 14,0% 109,3% 803 
1997 7.619 16,6% 144,1% 1.087 
1998 8.808 15,6% 182,2% 1.189 
1999 10.175 15,5% 226,0% 1.367 
2000 10.947 7,6% 250,7% 772 

Anmerkung: Die Anzahl der Hauptanschlüsse ist auf volle Anschlüsse, die Prozentzahlen 
sind auf eine Nachkommastelle gerundet. 

Quelle: GUS (1998a), GUS (2000a), GUS (2001). 
Tab. 3-13: Festnetz: Hauptanschlusszahl und Zuwachswerte, 1989 bis 2000 

In Abb. 3-14 werden die Penetrationswerte für die gesamten Hauptanschlüsse 
sowie die Privatanschlüsse88 und die Mobilfunkteilnehmer pro 100 Einwohner 
dargestellt. Im Jahr 2000 sind 81,8% der Hauptanschlüsse private Anschlüsse, 
was eine strukturelle Zunahme von 6,7%-Punkten im Vergleich zu 1989 bedeu-
tet. Die Zunahme der Hauptanschlüsse in dem dargestellten Zeitraum (Faktor 
3,45) ist also im wesentlichen durch die höhere Zunahme der Zahl der Privat-
anschlüsse bedingt (Faktor 3,76). 

Im Jahr 2000 liegt Polen trotz der skizzierten Zuwächse immer noch recht weit 
hinter den Erfolgen der übrigen drei MOE-Länder. So konnte Tschechien im 
Jahre 1999 bereits fast 10 Anschl./100 Einw. mehr vorweisen (37,4), als Polen 
im Jahr 2000 erreicht hat. Ungarn lag 1999 bei über 36, und sogar die Slowakei 
hatte schon über 31 Anschlüsse pro 100 Einwohner aufzuweisen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient bei dieser Darstellung auch der rapide An-
stieg der Zahl der Mobilfunkteilnehmer, die von 0,01 ( 1992) auf 17,46 (2000) 
Mobilfunkteilnehmer/100 Einw. gestiegen ist. Die Entwicklung des Mobilfunks 

88 Als Privatanschluss wird eine Teilnehmeranschlussleitung (TAL) definiert, die ihren End-
punkt in einem privaten Haushalt hat. Vgl. GUS (2001), S. 16 (Fußnote). 
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wird in Polen durch die Versorgungslücke im Festnetz zweifelsohne begünstigt. 
Dennoch vennag auch die schnell ansteigende Verbreitung der Mobiltelephonie 
die Unterversorgung mit festen Anschlüssen nicht zu kompensieren.89 
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Quelle: GUS (1998a), GUS (2000a). GUS (2001). 

Abb. 3-14: Anzahl der Anschlüsse/fellnehmer pro 100 Einwohner 

Penetration der Haushalte 

Bei der Betrachtung der Anschlüsse im Hinblick auf die Einwohnerzahl wird 
jedoch eines der Hauptmerkmale der Festnetzkommunikation, die Ortsgebun-
denheit, nicht berücksichtigt. So werden Länder verglichen, die wesentliche Un-
terschiede in bezug auf den Lebensstandard (u.a. Wohnsituation) aufweisen. Da 
ein privater Festnetzanschluss an einen Haushalt gebunden ist, darf bei der Dar-
stellung der Telekommunikationsdaten die Penetration der Haushalte mit An-
schlüssen nicht fehlen. Diese vervollständigt zusammen mit der durchschnittli-
chen Anzahl der Personen pro Haushalt das Bild des Versorgungsstandes eines 
Landes bzw. einer Region. 

Im Jahr 1989 hatten in Polen 21,5 Haushalte von Hundert einen Telefonan-
schluss.90 Bis zum Jahr 2000 wurde die Penetration der Haushalte mit Anschlüs-
sen auf immerhin 75,6 Anschlüsse pro 100 Haushalte (weiter: Ansch./ 100 Hh.) 

89 Vgl. EITO (2001), S.147. 
90 Es wird lediglich die Anzahl der privaten Standard-Hauptanschlüsse zugrunde gelegt, da 

die Referenzgröße die privaten Haushalte bilden. Private ISDN-Nutzer, die nicht Teil der 
Kategorie der Standard-Hauptanschlüsse sind, werden nicht berücksichtigt. Deren Anzahl 
ist jedoch 1999 und 2000 sehr gering und daher vernachlässigbar. 
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gesteigert.91 Im europäischen Vergleich ist jedoch der verbleibende Anteil von 
knapp 25% der Haushalte ohne Anschluss immer noch relativ hoch. Von den 
übrigen MOB-Ländern konnte Ungarn im Jahr 1998 bereits fast 78 Anschl./100 
Hh. vorweisen, in Tschechien lag die Haushaltspenetrationsquote zu diesem 
Zeitpunkt bei 70,l Anschl./100 Hh. Im Kontrast dazu betrug dieser Wert in Po-
len im Jahr 1998 nur knapp 57 Anschlüsse pro 100 Haushalte.92 Von den in Ka-
pitel 3.1 zum Vergleich stehenden Industrieländern hatte Deutschland im Jahr 
1998 bereits eine Haushaltsabdeckung von über 95% (Anschl./100 Hh.) und 
manche der Länder sogar von über 100% (Anschl./100 Hh.) erreicht. 

Der relativ große Unterschied der Werte der Festnetzpenetration der Haushalte 
und der Bevölkerungspenetration mit Anschlüssen hat seinen Ursprung in der 
durchschnittlichen Haushaltsgröße in Polen, ausgedrückt in der Anzahl der 
Personen pro Haushalt (Pers./Hh.). In den Jahren von 1989 bis 1999 sank die 
durchschnittliche Haushaltsgröße in Polen von 3,42 auf 3,24 Pers./Hh.93 

Leistungsmerkmale des Festnetzes 

Die im MOE-Ländervergleich langsame Entwicklung des polnischen Festnetzes 
(1989-1999) kann mit der Ausbaupolitik des größten, ehemals staatlichen 
Betreibers begründet werden. Dieser verfolgte seit 1989 eine top-down-Strate-
gie.94 Schwerpunkte waren dabei zunächst das internationale Netz und das Fern-
netz, die als digitale Overlay-Netze95 gebaut wurden. Eine solche Vorgehenswei-
se sollte die übergeordneten Netzebenen auf die Aufnahme zusätzlicher Teilneh-
mer (also zusätzlichen Verkehrs) vorbereiten, denn andernfalls wären eine enor-
me Qualitätsverschlechterung bzw. ein völliger Zusammenbruch des Netzes zu 
erwarten gewesen.96 Zudem mussten durch Erweiterung und Erneuerung von 
Vermittlungseinrichtungen (VE) zunächst Nummernressourcen für neue An-
schlüsse geschaffen werden. Aus diesem Grund wurde der Ausbau der Ortsnetze 
anfänglich langsamer angegangen als in den anderen MOB-Ländern, was die 
Wartezeiten für die Antragsteller verlängerte. 

91 Für die Entwicklung der Festnetzpenetration der Haushalte in den Jahren 1989 bis 2000 
siehe GUS (1995b), GUS (1998a), GUS (1999a), GUS (2000a), GUS (2001) sowie die 
Ausgaben GUS (1990) bis (2000). 

92 Vgl.ITU (1999), S.Slff. 
93 Vgl. GUS (1990), GUS (1991a) und GUS (2000). 
94 Siehe dazu auch Kapitel 3.3.1. 
95 Als Overlay-Netz bezeichnet man die Verlegung von Leitungen in existierende Schächte, 

in denen bereits andere (z.B. ältere) Leitungen liegen. Die neuen Kabel werden also neben 
bzw. ,,über" die alten Leitungen gelegt. Die zweite Variante dieses Netzes besteht aus dem 
Einsetzen in die vorhandenen Schächte sogenannter „siamesischer Kabel", die Koaxial-
und Kupferkabel in einer Hülle vereinen. Vgl. Wiehert-Nick (1999), S.34. 

96 Vgl. Prößdorf(l996), S.86. 

139 



Tab. 3-14 zeigt die im Zeitraum 1998 bis 2000 zu verzeichnenden Fortschritte 
bei der Erneuerung und qualitativen Verbesserung der Vermittlungstechnik, mit 
denen die Verlangsamung des Ausbaus der Ortsnetze begründet wurde. 

1998 1999 2000 

Automatische VE (in % der abgedeckten Nummern) 99,37% 99,97% 100,00% 

- davon digital (in % der abgedeckten Nummern) 64,69% 72,79% 79,00% 

(als Anteil der Einrichtungen/Gerätef' 56,08% 69,11% 77,63% 

Quelle: GUS (1999a), GUS (2000a), GUS (2001). 

Tab. 3-14: Stand der Automatisierung und Digitalisierung der Vermittlungsein-
richtungen in den Ortsnetzen, 1998-2000 

Der Zuwachs der Telekommunikationsschächte und -leitungen, der in Tab. 3-15 
dargestellt wird, kann als eine weitere Maßnahme des Ausbaus "von oben nach 
unten" verstanden werden. So wuchs die Gesamtlänge der Verbindungen/ 
Schächte91 in den Jahren 1999 und 2000 jeweils um mehr als 30% zum Vorjahr. 
Der Gesamtzuwachs von 1998 bis 2000 betrug über 81 %. Die Gesamtlänge der 
(in den Schächten) geführten Leitungen vergrößerte sich im Vergleich von 1998 
mit 2000 aber nur um fast 20%, was impliziert, dass mit dem Ausbau der 
SchächteNerbindungen und ihrer Kapazität immerhin eine Grundlage für eine 
weitere Vermehrung der geführten Leitungen gelegt wurde. 

Wie man an der durchschnittlichen Anzahl der Leitungen pro Verbindung/ 
Schacht (weiterhin LNS) sehen kann, nahm die Tendenz zu, mit dem Ausbau 
der Schächte die Möglichkeit für den Anschluss weiterer Teilnehmer zu schaf-
fen.99 So sank in den Jahren 1998 bis 2000 die durchschnittliche Anzahl der Ge-
samtleitungen pro Verbindung/Schacht {LNS) um 34%, von knapp über 58 
LNS auf knapp über 38 LNS. 

Dieselbe Tendenz wird auch bei den Daten für die einzelnen Leitungstypen (Ka-
bel, Glasfaser, Luftleitung) sichtbar.'00 Etwas überraschend ist dabei der starke 

97 Die Differenz zwischen dem Anteil an digitalisierten Nummern und digitalen Einrichtun-
gen dürfte daraus resultieren, dass die größeren (mehr Nummern umfassenden) Einrich-
tungen zuerst auf digitale Übertragung umgestellt wurden. 

91 Als Verbindung/Schacht wird die Strecke zwischen Vermittlungseinrichtung und/oder 
Konzentrator bzw. Hausanschluss verstanden. 

99 In erster Linie wurden die Netzkapazitäten (Vermittlungseinrichtungen und Möglichkeiten 
der Leitungsaddition) vergrößert, dem ein massiverer Ausbau der Teilnehmeranschlusslei-
tungen folgen könnte/sollte. 

100 Für alle Leitungsarten gilt, dass einem Ausbau der Verbindungsstrecken/-schächte ein 
Rückgang der durchschnittlichen Zahl der Leitungen pro Schacht gegenübersteht, was 
freie Sehachtkapazitäten für einen weiteren Ausbau bedingt. Das Sinken der Anzahl der 
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Anstieg der Luftstrecken im Jahr 2000, nach einem Rückgang ihrer Länge in 
1999 im Vergleich zum Vorjahr. Dies ist jedoch mit einer Erschließung schwer 
zugänglicher Regionen mittels dieser Technologie zu erklären, in denen die un-
terirdische Verlegung von Leitungen technisch (aus geomorphologischen Grün-
den) oder ökonomisch nicht sinnvoll ist. 

'99-'98 '00-'99 '00-'98 

Gesamtlänge der Verbindungen/Schächte 31,67% 37,54% 81,10% 

• Länge der Leitungen 9,23% 9,74% 19,86% 

Gesamt - Durchschnittliche Anzahl der UVS -17% -20% -34% 

Länge der Kabelverbindungen/-schächte 47,05% 22,94% 80,78% 

• Länge der Kabelleitungen 18,91% 8,70% 29,26% 

Kabel - Durchschnittliche Anzahl der UVS -19% -12% -29% 
davon Linge der Glasfaserverblndungen/-schlchte 32,28% 26,85"/o 67,79% 

• Länge der Glasfaserleitungen -21,18% 49,16% 17,57% 

Glasfaser - Durchschnittliche Anzahl der LNS -40% +18% -30% 
Länge der Luftverbindungen -11,67% 96,47% 73,54% 

• Länge der Luftleitungen -76,20% 55,17% 63,07% 

Luftverb. - Durchschnittliche Anzahl der UVS -73% -21% -79% 

Quelle: GUS (1999a), GUS (2000a), GUS (2001). 

Tab. 3-15: Jährliche Veränderung der Verbindungs- und Leitungsparameter -
Ortsnetze, 1998 -2000 

1998 1999 2000 

Kapazität der Vermittlungseinrichtungen (Nr.-Anzahl), In Mio. 10.316 11.588 12.558 

Genutzte Vermittlungskapazitäten (Anschlüsse in Mio.) 8.808 10.175 10.946 
Anteil der genutzten Vermittlungsressourcen 85,4% 87,8% 87,2% 

Quelle: GUS (1999a), GUS (2000a), GUS (2001). 

Tab. 3-16: Vorhandene und genutzte Vermittlungsressourcen, 1998-2000 

Die Tendenz zu offenen Kapazitäten, die in Tab. 3-15 zu erkennen ist, kann 
auch durch den Anteil der genutzten Vermittlungsressourcen (Tab. 3-16) bestä-
tigt werden. 101 

unterschiedlichen Leitungen pro Verbindung/Schacht wird in den kursiven Zeilen der Tab. 
3-15 dargestellt. 

101 Zusätzliche Vermittlungskapazität ist durch den Ausbau der Vermittlungseinrichtungen 
entstanden. Ob der Anteil der freien Vermittlungskapazitäten allerdings dem der freien 
Sehachtkapazitäten entspricht, kann hier nicht beurteilt werden. 
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Da die Vermittlungseinrichtungen in den letzten Jahren modernisiert bzw. aus-
gewechselt wurden, kann erwartet werden, dass eine weitere Vergrößerung der 
zur Verfügung stehenden Vermittlungseinrichtungen durch Hinzufügen von ein-
zelnen Bausteinen (nach Bedarf) möglich sein sollte. 

3.2.2 Regionale Differenzen im Festnetz - Woivodschaftsebene 

In der nationalen Darstellung des Netzes werden die regionalen Entwicklungs-
unterschiede sowie die gravierenden Stadt-Land-Diskrepanzen der Anschluss-
versorgung nicht sichtbar; aus diesem Grund werden nun die polnischen Re-
gionen näher behandelt. 

bis 31.12.1998 - 49 Wolvodschaften, 
davon auf dem BIid hervorgehoben: 
1. VVarszawskle (Warschau) 
2. Gdanskle (Danzig) 
3. SZczeclnskie (Stettin) 
4. Poznanskle (Posen) 
5. Krakowskle (Krakau) 
6. IM'oclawskle (Breslau) 
7. Lodzlde (Lodz) 
8. Katowickle (Kattowitz) 

Eigene Darstellung anhand von GUS (2000b). 

ab 1.1.1999-16 Wolvodschaften, 
davon auf dem BIid hervorgehoben: 
1. Mazowleckle (Warschau) 
2. Pomorskie (Danzig) 
3. Zachodniopomorskle (Stettin) 
4. Wielkopotskle (Posen) 
5. Malopolskle (Krakau) 
6. Dolnoslaskie (Breslau) 
7. Lodzkie (Lodz) 
8. Slaskie (Kattowitz) 

Abb. 3-15: Polen vor und nach der Verwaltungsreform102 

162 In der Abbildung sind die Woivodschaften dick umrandet und mit einer Zahl versehen, in 
denen eine bedeutende (große, wirtschaftlich sehr aktive) Stadt liegt. Unter der Abbildung 
wird der Woivodschaftsname sowie deren Hauptstadt vor (links) und nach der Verwal-
tungsreform (rechts) angegeben. 
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Um eine evtl. entstehende Verwirrung durch die folgenden Abbildungen zu ver-
meiden, wird in Abb. 3-15 die Aufteilung Polens vor und nach der Verwaltungs-
reform (1999) dargestellt, wobei davon abgesehen wird, die einzelnen Woivod-
schaftsnamen einzufügen. 

In der aufgrund der Verwaltungsreform nun geltenden gröberen Verwaltungs-
einteilung werden die existierenden, regionalen Unterschiede in der Festnetzab-
deckung wenig sichtbar, während in der "alten" Woivodschafts-Einteilung die 
weniger und die besser entwickelten Regionen genauer definiert werden konn-
ten. In den folgenden Abbildungen, den Abb. 3-16 und Abb. 3-17, wird dieses 
Verwischen der Werte durch den Aggregationseffekt sehr gut sichtbar.103 

Festnetzpenetration - Einwohner 

In Abb. 3-16 wird die Anzahl der privaten Festnetzanschlüsse pro 100 Einwoh-
ner im Jahr 1989 und 1998 in der ursprünglichen Woivodschaftseinteilung dar-
gestellt. In Klammern unter den Werten für die Privatanschlüsse befindet sich 
die auf 100 Einwohner normierte gesamte Hauptanschlusszahl.104 

Bei den privaten Anschlüssen entfielen im Jahr 1989 in lediglich zwei (von 49) 
Regionen mehr als 10 Anschlüsse auf 100 Einwohner; diese waren die War-
schauer Region mit 14,7 und die Region um Lodz mit 11,1 Privatanschlüs-
sen/100 Einw. 

Bis 1998 hatte sich die Anschlusssituation insofern im ganzen Land gebessert, 
als dass alle Regionen einen Wert von über 11 privaten Anschlüssen/100 Einw. 
aufweisen konnten. In der Abb. 3-16 sieht man, dass die verhältnismäßig am 
besten angeschlossenen Regionen diejenigen mit bedeutenden Großstädten sind 
(vgl. mit Abb. 3-15).105 

Die niedrigste Anschlusspenetration war im Jahr 1998 im südöstlichsten Zipfel 
Polens, mit knapp über 11 Privat- und 13,7 Hauptanschlüssen/100 Einw., zu fin-

103 Da bei einer Anzahl von sowohl 49 als auch 16 Regionen eine tabellarische Zusammen-
stellung nur schwer interpretierbar sein würde, soll in diesem Teil hauptsächlich mit Ab-
bildungen argumentiert werden. Die markantesten Daten werden zusätzlich im Text aufge-
listet, und der jeweils höchste und niedrigste Wert in der Abbildung eingetragen. 

104 In der Kategorie "Hauptanschlüsse pro 100 Einwohner" werden alle Hauptanschlüsse als 
Summe der privaten und geschäftlichen auf die Einwohnerzahl umgelegt. Es folgt daraus, 
dass, je größer die Differenz zwischen den Werten für alle HA und den privaten HA ist, 
umso mehr geschäftliche Anschlüsse in der jeweiligen Region vorhanden sind, umso mehr 
Verwaltungsorgane in dieser Region angesiedelt sind und umso dynamischer die regionale 
Wirtschaft ist. 

105 An der Spitze lag die Warschauer Region mit 34 (resp. 41,89), gefolgt von den Regionen 
Lodz: 28,11 (33,82), Krakau: 22,96 (27,46), Stettin: 22,22 (26,66), Danzig: 22,19 (26,57), 
Posen: 22,01 (26,56) und Breslau: 21,58 (26,66). 
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den. Stellt man dieser Darstellung die Abb. 3-17 gegenüber, die die Werte von 
1999 und 2000 in der neuen Verwaltungseinteilung beinhaltet, entsteht der Ein-
druck einer wesentlich gleichmäßigeren Versorgung. 

1989 
1!111 30 und mehr 
[ill 20-30 
Q 10-20 
D weniger als 1 O 

1998 

Eigene Darstellung anhand von Daten aus: GUS (1990a), GUS (1999a). 

Abb. 3-16: Private Festnetzanschlüsse (und gesamte Hauptanschlüsse) pro 100 
Einwohner, 1989 und 1998 

2000 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1999a). 

Abb. 3-17: Private Festnetzanschlüsse (Hauptanschl.) pro 100 Einwohner, 1999 
und 2000 
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Im Jahr 1999 bleibt die Woivodschaft mit Warschau (Mazowieckie) mit 26,2 
privaten Anschl./100 Einw. bzw. 32,6 Hauptanschl./100 Einw. die bestversorgte 
Region. Die jährliche Steigerung im Jahr 2000 ist allerdings moderat, und sogar 
die Region um Warschau verbessert sich nur um knapp einen Anschluss pro 100 
Einwohner. Aus dieser groben Aufteilung ist jedoch nicht erkennbar, ob und 
wenn welche Subregionen innerhalb der Woivodschaften evtl. eine schnellere 
oder langsamere Entwicklung durchschritten haben. 

Festnetzpenetration - Haushalte 

In Abb. 3-18 wird die Versorgung der Haushalte mit privaten Festnetzanschlüs-
sen dargestellt. Diese Kategorie wurde bereits bei der Vorstellung des nationalen 
Festnetzes behandelt. Für die beiden Jahre, die in Abb. 3-18 dargestellt werden, 
beträgt die nationale Penetrationsrate 21,5 Anschl./100 Hh. im Jahr 1989 resp. 
63,2 Anschl./100 Hh. im Jahr 1998. 

111111 40und mehr 
[ill 30 -40 
Q 20-30 1989 
D weniger als 20 

111111!1 70undmehr 
CJ 60-70 
f;::;] 50-60 1998 
Q 40-50 

Anmerkung: Für jede Abbildung gilt die jeweilige Legende! 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1999a). 
Abb. 3-18: Private Festnetzanschlüsse pro 100 Haushalte, 1989 und 1998 

Auch hier fällt die bessere Versorgung der Regionen mit Großstädten auf(siehe 
auch Abb. 3-15). Den höchsten Wert erreichte im Jahr 1989 wieder die War-
schauer Region, und bis 1998 wurde in dieser Region der Festnetzpenetrations-
wert der Haushalte mehr als verdoppelt. In der am schlechtesten versorgten 
Region (Cz~stochowskie) besitzt im Jahr 1989 gerade einmal ein Haushalt von 
zehn einen Telefonanschluss. Neun Jahre später liegt der niedrigste Haushalts-
Penetrationswert immerhin schon bei fast 43 Anschlüssen/100 Hh., womit je-
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doch weniger als die Hälfte der regionalen Haushalte mit einem Festnetzzugang 
versorgt ist. 

Im Jahr 2000 sind (in der neuen Verwaltungseinteilung) in der bestversorgten 
Region (mit Warschau) rund 80% und in der am geringsten angeschlossenen fast 
59% der Haushalte mit einem Telefonanschluss ausgestattet. 

3.2.3 Diskrepanzen Stadt - Land 

Die regionale Betrachtung der Anschlussversorgung suggeriert bereits, dass die 
Versorgungssituation mit Telefonanschlüssen weitaus differenzierter ist, als dies 
aus der nationalen Darstellung hervorgeht. Neben den starken regionalen Unter-
schieden ist jedoch noch eine weitere große Kluft vorhanden, die zwischen städ-
tischen und ländlichen Gebieten. 106 Im folgenden werden zunächst ausgewählte 
Kennzahlen der Stadt/Land-Versorgung auf nationaler Ebene vorgestellt. Im 
nächsten Abschnitt wird dann auf die Stadt/Land-Unterschiede innerhalb der 
einzelnen W oivodschaften eingegangen. 

Bevölkerungsverteilung und Festnetzpenetration 

Der Anteil der in der Stadt und auf dem Land lebenden Bevölkerung hat sich im 
Zeitraum von 1989 bis 2000 kaum verändert. Wie aus Tab. 3-17 zu ersehen ist, 
lebt weiterhin über ein Drittel der Bevölkerung auf dem Land. Der Anteil der 
auf das Land entfallenden Hauptanschlüsse liegt im Kontrast dazu im Jahr 1989 
bei 11,3%. Bis zum Jahr 2000 wurden aber immerhin 23,5% aller Hauptan-
schlüsse auf dem Land verlegt. 

1989 2000 

Anteil der Bevölkerung Stadt 61,6% 61,8% 
Land 38,4% 38,2% 

Anteil der gesamten Stadt 88,7% 76,5% 
Hauptanschlüsse Land 11,3% 23,5% 
Anteil der Privatanschlüsse an Stadt 90,9% 74,6% 
den gesamten Privatanschlüssen Land 9,1% 25,4% 
Anteil der Privatanschlüsse an Stadt 77,1% 81,7% 
allen SHA in Kategorie Land 60,2% 88,8% 

Quelle: GUS (1990), GUS (1990a), GUS (2001), GUS (2001a). 

Tab. 3-17: Verteilung der Bevölkerung und der Anschlüsse zwischen Stadt und 
Land, 1989 und 2000 

Trotz dieser Versorgungsverbesserung verbleibt jedoch weiterhin eine gravie-
rende Diskrepanz zwischen der Bevölkerungs- und der Anschlussverteilung. 

106 Vgl. Dornisch (2001), S.383 und Europäische Kommission (2001), S.87. 
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Berücksichtigt man lediglich die Privatanschlüsse, so sieht man, dass 1989 sogar 
weniger als l 0% davon auf dem Land installiert waren. Bis zum Jahr 2000 steigt 
dieser Anteil stetig und erreicht schließlich 25%. Betrachtet man den Anteil der 
privaten, ländlichen Anschlüsse an den gesamten Standard-Hauptanschlüssen 
(SHA) auf dem Land, so verändert sich die Situation deutlich zugunsten der pri-
vaten Nutzer.107 

Verteilung der privaten und geschäftlichen Anschlüsse 

Anhand der Abb. 3-19 sieht man auch den deutlichen Unterschied zwischen 
städtischen und ländlichen Gebieten, wobei in beiden Fällen die geschäftliche 
Anschlusszahl (Differenz zwischen Hauptanschlüssen und Privatanschlüssen) 

40 
--- Stadt - Hauptanschlüsse 

... 35 ...... Stadt - Privatanschlüsse 
Cl) -0- Land - Hauptanschlüsse 
C -o- Land - Privatanschlüsse .c 30 0 

35,07 

3 
C w 25 -··- ··- . ·--- . -

0 
0 .... 20 e 
a. 

15 Cl) 
(/) 
(/) 

0 10 :c u 
(/) 
C 5 c( 

0 
1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1993a}, GUS (1995a), GUS (1997a) bis 
GUS (2000a), 1°8 GUS (2001). 

Abb. 3-19: Anzahl der Anschlüsse pro 100 Einwohner - Stadt und Land, 1989-
2000 

ein wenig schneller wächst als die der Privatanschlüsse. Trotz des stetigen An-
stiegs beider Kurven ist also eine Schwerpunktsetzung auf die städtische An-
schlussversorgung anzunehmen. Diese Gebiete verzeichnen in dem dargestellten 
Zeitraum immerhin einen Zuwachs um mehr als 23 Hauptanschlüsse/100 Einw., 

107 Diese Veränderung zulasten der Geschäftsnutzer ist ebenfalls in der Stadt zu verzeichnen. 
108 Der Verweis GUS (1997a) bis (2000a) bezieht sich auf die für diesen Zeitraum jährlich er-

fassten Ausgaben der Publikation "Kommunikation", die in diesen Jahren allesamt als Li-
teraturquelle mit dem Buchstaben "a" gekennzeichnet sind. 
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während die Verbesserung des Anschluss-Indikators für das Land nur knapp 
unter 15 Hauptanschlüssen/100 Einw. beträgt. 

Diese Diskrepanz kann seine Ursachen in mehreren Faktoren haben. Als wich-
tigstes Argument können die wesentlichen Kostenunterschiede der Verlegung 
von Telefonleitungen auf dem Land und in der Stadt genannt werden, denen zu-
sätzlich noch die geringere Zahlungsbereitschaft der Landbewohner gegenüber-
steht. Städte und Ballungsräume sind wirtschaftlich attraktiver und werden öfter 
als Unternehmensstandorte gewählt als ländliche Regionen. Diese Entwicklung 
ist nicht zuletzt durch die schlechtere Infrastruktursituation (u.a. Straßennetz, 
Telekommunikationsnetz) auf dem Land bedingt. Als Mittelpunkt der wirt-
schaftlichen Entwicklung bedeuten Städte für Telekommunikationsbetreiber die 
Nähe zu Großkunden sowie höhere zu erwartende Erlöse bei gleichzeitig gerin-
geren Aufbaukosten als auf dem Land. 

100% 100% 

90% 1--------------~u;;;;ut 90% 
80% ----------------- 80% 

= ,!I 70% 
...,...,,,:__ ________ --+ 70% 

~ 60%+------,=-=~:::_-----f::::.eJS~tad~t~-~p~rivat:;;;;---, 
! -0- Land - privat 
~ 50% +-OIElE'-----------1 ~ Land - geschäftlich 

~ 40% _,._ Stadt - geschäftlich 
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Anmerkung: Im Gegensatz zu den vorhergehenden Abb. werden Werte ab 1985 verwendet. 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1993a), GUS (1995a), GUS (1997a) bis 
GUS (2000a), GUS (2001). 

Abb. 3-20: Anteil der privaten und geschäftlichen Anschlüsse an der gesamten 
Anschlusszahl- Stadt und Land, 1985-2000 

Vergleicht man lediglich die Zuwachswerte bei Hauptanschlüssen von Stadt und 
Land, könnte der Eindruck einer dynamischen Entwicklung auf dem Land ent-
stehen und würde damit höhere als die dargestellten Anschlusszahlen erwarten 
lassen. So hat das Land im Jahr 2000 im Verhältnis zu den Werten von 1989 
einen Zuwachs um über 620% zu verzeichnen, die städtischen Anschlusszahlen 
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wuchsen in diesem Zeitraum nur um 202%. "Diskontiert" man jedoch diese Stei-
gerung mit den Penetrationswerten, so sieht man, dass der enorme Zuwachs 
hauptsächlich aus einem Basiseffekt, dem extrem niedrigen Wert filr 1989 resul-
tiert (Abb. 3-19). 

In Abb. 3-20 wird nun ergänzend die Veränderung der Anteile von privaten und 
geschäftlichen Nutzern auf dem Land und in der Stadt gegenübergestellt. 

Während sich die Struktur der Anschlilsse in Städten in den Jahren 1985 bis 
2000 nur unwesentlich verändert hat, ist die Veränderung bei den ländlichen An-
schlüssen bedeutend. Die Anschluss-Entwicklung auf dem Land ist jedoch nicht 
nur positiv im Sinne von mehr Anschlüssen für Landbewohner, sondern auch 
sehr kritisch zu betrachten, da sie auf einen starken Rückgang unternehmeri-
scher Tätigkeit bzw. fehlenden wirtschaftlichen Aufschwung hindeutet. 109 Damit 
entwickeln sich ländliche Regionen also immer mehr in Richtung wirtschaftli-
cher Peripherie bzw. schaffen es nicht, diesen Status hinter sich zu lassen. 

Haushaltsverteilung und Anschlusspenetration 

Ergänzend zu den beiden vorhergehenden Abbildungen (Abb. 3-14 und Abb. 
3-20), erfasst Abb: 3-21 die Verteilung der Haushalte und der Hauptanschlüsse 
zwischen Stadt und Land (siehe auch Tab. 3-17). Der etwas geringere Anteil der 
ländlichen Haushalte im Vergleich zum ländlichen Bevölkerungsanteil hat aber-
mals seinen Ursprung in der unterschiedlichen durchschnittlichen Haushalts-
größe auf dem Land und in der Stadt.110 

Die in Abb. 3-21 sichtbare Tendenz der Konvergenz der städtischen und ländli-
chen Verteilung der Hauptanschlüsse und der Haushalte zeigt, dass sich die Pro-
portionen in einigen Jahren vermutlich angeglichen haben werden. 

Um die hier skizzierten Entwicklungen auch anhand der Penetrationsraten ver-
gleichen zu können, wird in Abb. 3-22 die nationale Anschlusspenetration mit 
der Penetration auf dem Land und in der Stadt gemeinsam präsentiert. Im Jahr 
1989 haben bereits fast drei von zehn Haushalten in der Stadt einen Telefon-
anschluss, auf dem Land sind es zu dieser Zeit weniger als vier von hundert 
Haushalten. 

109 Der Eindruck, die Anteile auf dem Land würden sich durch diese Verteilungsveränderung 
den Werten in der Stadt angleichen, wird allerdings durch den ungebremsten Anstieg des 
"Privatanteils" fllr das Land über die Werte der Stadt getrübt. 

110 Im Jahr 1989 lag die durchschnittliche Anzahl der Personen im Haushalt bei 3,42 fllr Po-
len insgesamt, in Städten bei 3,17 und auf dem Land bei 3,91 Personen. Zehn Jahre später 
ist der durchschnittliche polnische Haushalt ein wenig kleiner geworden, denn im Jahr 
1999 lebten dort im Durchschnitt nur noch 3,24 Personen. Auf dem Land sind es zu dieser 
Zeit ca. 3,79 Personen/Hh. und in der Stadt 3,02 Personen/Hh. Vgl. GUS (1990), S.67ff; 
GUS (1999), S. l 75ff und GUS (2000). 
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Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1993a), GUS (1995a), GUS (1997a) bis 
GUS (2000a), GUS (2001). 

Abb. 3-21: Verteilung der Hauptanschlüsse und der Haushalte zwischen Stadt 
und Land, 1985-2000 
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Eigene Darstellung anhand von GUS (1990a), GUS (1993a), GUS (1995a), GUS (1997a) bis 
GUS (2000a), GUS (2001). 

Abb. 3-22: Privatanschlüsse pro 100 Haushalte, 1989-2000 

Im Laufe der Zeit bis zum Jahre 2000 vergrößert sich in beiden Regionstypenje-
doch die absolute Differenz zwischen Stadt und Land von 26 auf63 Anschl./100 
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Einw. Der Verbesserung des Wertes für städtische Regionen um mehr als 54 
Anschlüsse/100 Hh. steht eine Steigerung auf dem Land um lediglich 17,4 An-
schlüsse/100 Hh. in den zwölf dargestellten Jahren gegenüber. 

Trotz der sich verbessernden Versorgungssituation auf dem Land besitzen Ende 
1997 immer noch 679 Dörfer keinen Anschluss an das öffentliche Telefonnetz 
und rund 600 ländliche Vermittlungsstellen arbeiten noch per Handvermitt-
lung.'1 1 Im Jahr 2000 sind noch 444 Orte ohne Zugang zum öffentlichen Tele-
fonnetz verblieben. 112 

3.2.4 Stadt und Land auf regionaler Ebene - Woivodschaften 

Das vorhergehende Kapitel vermittelte bereits allgemein einen Eindruck des 
Ausmaßes der Diskrepanzen zwischen Stadt und Land. Im folgenden werden 
diese Unterschiede durch Vergleiche zwischen verschiedenen Woivodschaften 
sowie innerhalb einzelner Woivodschaften akzentuiert. 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990), GUS (1999). 

lmll 60% und mehr 
[ill 50% - 60% 
[33 40%-50% 
Q 30%-40% 
D weniger als 30% 

Abb. 3-23: Anteil der auf dem Land lebenden Bevölkerung an der gesamten Be-
völkerung der jeweiligen Woivodschaft, 1998113 

111 Vgl. R6:zynski, Horoderiski ( 1999), S.2 
112 Vgl. Ministerstwo Litcznosci (2001c), S.24. Dabei konnte nicht ermittelt werden, welchen 

Anteil davon verlassene (unbewohnte) Orte ausmachen, die lediglich noch in Form eines 
geographischen Namens existieren. 

113 Es wird bewusst lediglich die Verteilung fllr 1998 dargestellt, da Vergleiche mit den Wer• 
ten fllr 1989 kaum Unterschiede gezeigt haben. Es wird nicht auf den neuesten Daten von 
2000 basiert, da angenommen wird, dass das Niveau, das sich in den Jahren 1989 bis 1998 
kaum verändert hat, ebenso in den Jahren 1998 bis 2000 gültig ist und die Werte fllr 1998 
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Bereits bei der Betrachtung der Bevölkerungsverteilung zwischen Stadt und 
Land in den einzelnen Woivodschaften (Abb. 3-23) fällt die Tendenz auf, dass 
der Osten und Südosten Polens (östlich des Weichsellaufs, auch "Polen B" ge-
nannt) stark erhöhte Anteile der auf dem Land lebenden Bevölkerung aufweisen, 
was daraufhinweist, dass diese Gebiete stärker landwirtschaftlich geprägt sind. 

In Tab. 3-17 wurde die durchschnittliche Bevölkerungsverteilung in Polen mit 
einer Stadt-Land-Relation von ca. 62% zu 38% beschrieben. Den höchsten An-
teil an Landbevölkerung weisen die südöstlichen Regionen Polens, mit der 
Zamojskie-Woivodschaft114 an der Spitze (68%), auf; der geringste Anteil liegt 
bei 7,2% in L6dzkie, einer sehr kleinen Woivodschaft, welche die Textilindu-
strie-Stadt L6dz als zentralen Ort umfasst. 

In Abb. 3-24 wird nun die ländliche Privatanschluss-Penetration den städtischen 
Regionen gegenübergestellt. In Klammem wird zusätzlich der jeweilige Wert 
fllr die gesamten Hauptanschlüsse/100 Einw. angezeigt. 115 

An der Spitze der Anschlusszahlen unter den Städten im Jahr 1989 liegt War-
schau mit über 16 Privat- und über 20 Hauptanschlüssen/100 Einw. In allen üb-
rigen städtischen Gebieten übersteigt der Penetrationswert nicht die Zahl von 13 
Privatanschl./100 Einw. 116 In den am schlechtesten angeschlossenen städtischen 
Gebieten haben nur ca. 5,5 Personen von Hundert einen Telefonanschluss. 

Innerhalb von zehn Jahren verdoppelten sich in etwa die städtischen Werte. Der 
niedrigste Wert liegt im Jahr 1998 knapp unter 20 privaten Anschlüssen/100 
Einw. (und fast 23 Hauptanschl./100 Einw.). Mit der Ausnahme von zwei Woi-
vodschaften liegen alle übrigen zwischen 20 und 30 Privatanschlüssen/100 
Einw. 

Die Penetrationswerte fllr private Anschlüsse in ländlichen Regionen liegen im 
Jahr 1989 allesamt unter dem Niveau von 4 Anschlüssen pro 100 Einwohner. 
Bis 1998 verbesserte sich die Anschlusspenetration auf dem Land in immerhin 
21 Regionen, in denen mehr als 10% der Bevölkerung dann einen Telefonan-
schluss hatten. Auch in dieser Kategorie liegt die Warschauer Woivodschaft mit 
fast 23%-iger Anschlussabdeckung der ländlichen Bevölkerung in Führung. In 
Abb. 3-24 ist die besonders schlechte Anschlusssituation auf dem Land sichtbar, 
die im Jahr 1998 weitaus größere Ähnlichkeit mit der Situation der Städte von 
1989 aufweist als mit der Situation desselben Regionstyps im Jahre 1998. 

auf der "alten" detaillierteren Verwaltungseinteilung ein viel genaueres Bild der Differen-
zen liefern können. 

114 Zu den Woivodschaftsnamen siehe Abb. 3-15. 
115 Die Kategorie der Hauptanschlüsse umfasst private und geschäftliche Anschlüsse. 
116 In der oberen linken Karte der Abb. 3-24 bedeutet dies, dass außer der Warschauer Region 

alle übrigen gepunkteten Regionen zwischen 10 und 13 private Anschlüsse pro 100 Ein-
wohner aufwiesen. 
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Es erfolgt keine Darstellung für das Land im Jahr 
1989, da alle Vlk>ivodschaften in dieser Kategorie 
unter 1 o privaten Anschlüssen pro 100 Einwohner 
aufweisen (faktisch alle unter 4 Anschl./100 Einw.). 
Unter Einbehaltung der Schatlierungsskala der 
übrigen Graphiken ware die gesamte Karte weiß. 

Stadt-1998 

Land -1998 

Eigene Darstellung anhand von GUS (1990), GUS (1990a), GUS (1999) und GUS (1999a). 
Abb. 3-24: Private Festnetzanschlüsse (und Hauptanschlüsse) pro 100 Einwohner 

- Stadt und Land, 1989 und 1998 

Abb. 3-25 präsentiert nun den aktuellsten Stand der privaten Anschlüsse/100 
Einw. (in Klammem Hauptanschlüsse/100 Einw.) für die Jahre 1999 und 2000. 

Die ländliche Festnetzpenetration ist weiterhin sehr niedrig, auch wenn sie nun -
durch die vollzogene Entwicklung und (zu einem nicht vernachlässigbaren Teil) 
die Neugliederung der Regionen - oberhalb der 10%-Marke liegt. Bei den Wer-
ten für das Land wird ebenfalls der deutlich geringere Unterschied zwischen den 
Privatanschlüssen und den gesamten Hauptanschlüssen als in der Stadt sichtbar, 
was auf die höhere Wirtschaftsdynamik in städtischen gegenüber ländlichen Re-
gionen hinweist. 
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Eigene Darstellung anhand von GUS (2000), GUS (2000a), GUS (2001). 
Abb. 3-25: Private Festnetzanschlllsse (und Hauptanschlllsse) pro 100 Einwohner 

- Stadt und Land, 1999 und 2000 

3.2.S Besonderheiten und Bedeutung der ländlichen Ortsnetze in Polen 

Die Telekommunikation hat als Basisinfrastruktur einen wichtigen Einfluss auf 
die wirtschaftliche Entwicklung von Regionen. Eine gut ausgebaute Telekom-
munikationsinfrastruktur bedeutet speziell für ländliche Räume eine Verminde-
rung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklungsdefizite gegenüber städti-
schen (bzw. besser entwickelten ländlichen) Gebieten. Sie stellt für diese Regio-
nen eine Chance dar, ihren Status als Wirtschaftsperipherie hinter sich zu lassen 
und zumindest im nationalen Standortwettbewerb an Bedeutung zu gewinnen. 
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Die aus unternehmerischer Sicht nachvollziehbare Handlungsweise der Betrei-
ber - die Fokussierung auf rentable (städtische) Gebiete und die Einschränkung 
ländlicher Investitionen - hat jedoch nicht nur regionale, sondern auch nationale 
Auswirkungen. Bei dem relativ großen Anteil der auf dem Land lebenden Be-
völkerung in Polen (über 38%)117 wirkt die Unterentwicklung der Telekommuni-
kationsinfrastruktur in ländlichen Gebieten u.a. auch stark auf die nationale Pe-
netrationsrate. Aufgrund dessen ist eine weitere, bedeutende Verbesserung der 
nationalen Flächendeckung mit Anschlüssen notwendigerweise mit einer besse-
ren Versorgung ländlicher Gebiete verbunden. 

Aufgrund der geringeren Bevölkerungsdichte und der großen Entfernungen, die 
mit dem Netz (Teilnehmerleitungen) überwunden werden müssen, fallen in 
ländlichen Gebieten meistens höhere Investitionskosten als in Städten an. 111 So 
werden die Aufbaukosten eines ländlichen Ortsnetzes vom polnischen Kommu-
nikationsministerium auf ca. 900 bis 1300 USD pro Anschlussleitung (Kupfer-
doppelader) geschätzt. 119 

Um das Problem der ländlichen Anschlüsse in Polen genauer zu analysieren, 
wurde in den Jahren 1997 und 1999 eine vom Kommunikationsminister in Auf-
trag gegebene Untersuchung durchgeführt, die der Identifizierung der Nachfrage 
nach Telefonanschlüssen und -diensten sowie der Schätzung des von den poten-
tiellen Teilnehmern akzeptierten, also als erschwinglich erachteten Niveaus an 
Anschluss- und Nutzungskosten dienen sollte. Die Forschungsergebnisse zeig-
ten, dass120 

• das Hauptinteresse der ländlichen Bevölkerung auf Telefonbasisdiensten wie 
Sprachtelephonie, Faxdiensten und Datenübertragung (mit Modemgeschwin-
digkeit) liegt; 

117 Vgl. GUS (2001 a). Eine weitere Quelle gibt einen Anteil von 32,8% der auf dem Land le-
benden Bevölkerung an, was nicht mit den eigenen Ergebnissen in Kapitel 3.2.3 aus der 
Quelle GUS (2001a) übereinstimmt; die Differenz beruht wohl auf unterschiedlichen 
Klassifizierungsmethoden. Zusätzlich zu dem hohen ländlichen Bevölkerungsanteil wird 
83% der Landesfläche als "ländlich" eingestuft. WIK, Cullen (2001), S.200. 

118 Hinzu kommt das (mögliche) Problem der geomorphologischen Beschaffenheit des Gebie-
tes, das eine Leitungsverlegung im Vergleich zur Stadt erheblich verteuern kann; in Polen 
kann die typisch ländliche Landschaft als hügelig und oft auch bewaldet beschrieben wer-
den. Bei einer Lokalisierung der ländlichen OVSt in der Mitte des bewohnten Gebiets sol-
len sich ca. 90% der potentiellen Teilnehmer in einer Entfernung bis zu 4 km und die rest-
lichen 10% bis zu 10 km von der OVSt befinden. Vgl. Minister Litcznosci (2001c), S.19. 

119 Vgl. Minister Litcznosci (2001c), S.20. Bei dem Aufbau eines radiobasierten Zugangsnet-
zes auf dem Land muss laut dem Kommunikationsministerium mit Kosten in Höhe von 
600 bis 900 USD pro Teilnehmer gerechnet werden. 

120 Die Untersuchungen sollten ebenfalls die von ländlichen Teilnehmern gewünschte Dien-
stepalette umfassen. Vgl. Minister L1tcznosci (2001 c ), S.10. 
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• an einem Anschluss mit der Möglichkeit von Datenübertragung besonders 
junge Landbewohner interessiert sind, um ihre landwirtschaftliche Arbeit zu 
modernisieren; 

• das Interesse an einem Anschluss für berufliche Zwecke oder für eine beab-
sichtigte wirtschaftliche Aktivität im untersuchten Zeitraum gestiegen ist; 

• die Zahlungsbereitschaft bzgl. der Anschlussgebühr und der durchschnittli-
chen Telefonrechnungen in den zwei betrachteten Jahren leicht gestiegen ist; 
1999 waren 50% der Befragten imstande und bereit, eine Anschlussgebühr in 
Höhe von 500 PLN (ca. 120 Euro) und eine monatliche Rechnung von ca. 
40-50 PLN (ca. 10-12 Euro) zu bezahlen; 121 

• die größere Bedeutung der Höhe der einmaligen Anschlussgebühr und den 
Minutenpreisen für Verbindungen weniger Bedeutung beigemessen wird; 122 

• die Anschlussnutzungsstruktur öffentlicher Telefonzellen auf dem Land wie 
folgt ist: 

• lokale Gespräche 57% 
• Gespräche bis 100 km 29% 
• Gespräche über 100 km 7% 

Diese Ergebnisse bestätigen, dass das Bedürfnis, aber auch der objektive Bedarf 
hinsichtlich eines Telefonanschlusses auf dem Land zweifelsfrei vorhanden 
sind, auch wenn die Zahlungsbereitschaft weit unter den Investitionskosten pro 
Anschluss liegt und von einer geringeren Nutzung des Telefons als in der Stadt 
auszugehen ist. 123 Zusätzlich zu den höheren (irreversiblen) Aufbaukosten lassen 
ländliche Teilnehmer aus diesen Gründen relativ geringe zusätzliche Vorteile für 
Betreiber erwarten.124 

3.2.6 Fazit: die polnische Telekommunikation - Stadt und Land 

Wie die Diskussion der Daten zeigte, hat sich die polnische Telekommunikation 
in den Jahren 1989 bis 2000 beachtlich entwickelt. Das Festnetz wurde vollauto-
matisiert und bereits zu über Dreiviertel digitalisiert (siehe Tab. 3-14). Die Fest-
netzpenetration mit Hauptanschlüssen stieg dreieinhalbfach an, die Penetration 

121 Die Umrechnung basiert auf den Wechselkursen der Polnischen Staatsbank, NBP (2002). 
Siehe Tab. 3-18. 

122 Eine Ausgabe von mehreren Hundert PLN auf einmal stellt bei dem geringen durch-
schnittlichen Einkommen der ländlichen Bevölkerung ein Problem dar. 

123 Zum anderen müsste jedoch auch der generierte eingehende Verkehr bei der Kalkulation 
mitberilcksichtigt werden. 

124 Die zusätzlichen Vorteile umfassen die zusätzlichen Erlöse und darunter u.a. die An-
schlussgebühr, die Grundgebühren sowie Diensteerlöse. In Kapitel 5.1.3. werden die 
Grundlagen der zusätzlichen (inkrementellen) Kosten und Erlöse vorgestellt. 
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mit Privatanschlüssen vervierfachte sich fast. Trotz dieser positiven Ergebnisse 
bestätigte sich jedoch die Verlangsamung des Ausbaus im Jahr 2000, obwohl 
eine flächendeckende Versorgung noch lange nicht erreicht ist. 

Das gewählte Ausbauprocedere "von oben nach unten", das zunächst auf den 
oberen Netzebenen Kapazitäten für eine Ausweitung der Teilnehmerzahlen 
schaffi, ist adäquat gewählt,jedoch alles andere als originell. Eine ähnliche Vor-
gehensweise haben auch die übrigen hier vorgestellten MOE-Länder gewählt, 
die ihre Festnetze ausbauen, da keines von ihnen über genügend freie Netzkapa-
zitäten verfügte. Somit kann die im Vergleich langsamere Entwicklung des pol-
nischen Netzes nicht mit dieser spezifischen Ausbaupolitik begründet oder gar 
gerechtfertigt werden. 

Wie zusätzlich gezeigt wurde, existieren weiterhin große Unterschiede zwischen 
den Städten und dem Land, die in den letzten Jahren trotz Ausbaus beider Berei-
che nicht eliminiert werden konnten. 125 In manchen Teilen des Landes haben 
sich die Diskrepanzen sogar noch verschärft, was auf einen vorrangigen Ausbau 
der städtischen Regionen hindeutet. Vor allem am Beispiel der Warschauer Re-
gion, die das wichtigste Wirtschaftszentrum des Landes darstellt, konnten die 
ungleich verteilten Investitionsaktivitäten in dem behandelten Zeitraum doku-
mentiert werden. 

Der prioritäre Anschluss städtischer Regionen ist genauso wie der vorrangige 
Anschluss von Großkunden ökonomisch nachvollziehbar, denn diese gelten als 
profitable Kunden. Die generierten Erlöse können im weiteren die Defizite aus 
dem Anschluss der weniger profitablen Teilnehmer decken. Andererseits ist die-
se Entwicklung nicht konform mit der Tendenz, der Quersubventionierung von 
(geschäftlichen) Großkunden hin zu Privatkunden und von städtischen hin zu 
ländlichen Regionen durch die Neuausrichtung der Tarife an den Kosten ein En-
de zu setzen. 126 

Sollte jedoch diese Anschlussstrategie von den polnischen Netzbetreibern tat-
sächlich verfolgt werden, so blieb der zweite Schritt dieses Vorhabens jedenfalls 
bisher aus. Es entsteht eher der Eindruck, als hätten sich die Netzbetreiber, da-
runter vor allem der ehemals staatliche nationale Betreiber, vor der vollständi-
gen Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes im Jahr 2002 die profita-
belste Sparte der Stadt- und Geschäftskunden sichern wollen. 

125 Vgl. auch Damisch (2001), S.383. Als eine Nebenwirkung der jahrelangen Vernachlässi-
gung des Ausbaus der ländlichen Telekommunikationsinfrastruktur kann die eigenständi-
ge Organisation und der Aufbau von Festnetzen durch die Landbevölkerung verstanden 
werden. Siehe dazu Kapitel 6.1.1. 

126 Vgl. EITO (2001), S.161. 
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Im folgenden stehen deshalb die Betreiber auf dem polnischen Telekommunika-
tionsmarkt im Mittelpunkt des Interesses, deren Darstellung und Analyse die 
Hintergrilnde des ermittelten Verzugs der Anschlussversorgung beleuchten soll. 

3.3 Die Betreiberlandschaft in Polen: Festnetz und Mobilfunk 

Die Liberalisierung der Telekommunikation in Polen fing im Gegensatz zu vie-
len anderen Ländern auf der Ortsnetzebene an. Schon vor der Novellierung 
(1995) des alten Kommunikationsgesetzes (1990) durften private Netzbetreiber 
bedingt Ortsnetze aufbauen. Zum Aufbau des Netzes waren eine Genehmigung 
vom Minister für Kommunikation und eine Lizenz für das jeweilige Gebiet nö-
tig. Durch diese Bedingungen sowie zahlreiche begleitende Maßnahmen konnte 
das Ministerium das Szenario der Liberalisierung der Ortsnetze durch die Festle-
gung des Gebietes und des Zeitpunktes der Lizenzausschreibung entsprechend 
der Zielsetzung der verfolgten Telekommunikationspolitik gestalten. 127 

Die Jahre 2000 und 2001 sind seitens der für Telekommunikation zuständigen, 
staatlichen Institutionen Jahre der Wende gewesen. Zum einen wurde ein neues 
Telekommunikationsgesetz verabschiedet, das ab dem 1.01.2001 in Kraft getre-
ten ist und unter anderem die Regulierungsbehörde für Telekommunikation ins 
Leben rief.121 Zum anderen brachte dieser Zeitraum die partielle Öffnung des 
Fernnetzes mit sich und bedeutete somit für den Staatshaushalt massive Einnah-
men aus dem Telekommunikationssektor (Fernnetz-Konzessionsgebühren, 
UMTS-Lizenzgebühren u.ä.). 129 

Um einen Überblick Uber die Entwicklung der polnischen Betreiberlandschaft 
zu geben, sollen im folgenden sowohl der ehemals staatliche, nationale Festnetz-
betreiber, als auch die bedeutendsten privaten Unternehmen vorgestellt werden. 
Darilber hinaus wird die Liberalisierung des Fernnetzes skizziert: Es werden so-
wohl die neuen Fernnetzbetreiber vorgestellt, als auch die Probleme der Fem-
netzmarktöffnung kurz diskutiert, um die Darstellung der auch die Ortsnetze 
prägenden Politik der staatlichen Institutionen zu ergänzen. Im Anschluss daran 
wird kurz auf die drei Mobilfunkbetreiber eingegangen, wobei der Mobilfunkbe-
reich speziell im Hinblick auf die mögliche Substitutionsbeziehung zum Fest-
netz diskutiert wird. 

127 In jeder Region wurde ein privater Betreiber zugelassen. Mit der Praxis der Lizenzierung 
bzw. Konzessionierung und ihren Bedingungen beschäftigt sich das Kapitel 6, darunter 
insbesondere Kapitel 6.1.2 und 6.1.3. 

128 Siehe dazu Kapitel 4.3. 
129 Vgl. Siwik (2001a), S.2. Zur Öffnung des Fernnetzes siehe Kapitel 3.3.3. Zur UMTS-Ver-

steigerung siehe Kapitel 3.3.S, Abschnitt "Eine UMTS -Ära?". 
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Mit der verfolgten Telekommunikationspolitik (z.B. der "Dyopol"-Lizenzie-
rung) und ihren Auswirkungen auf den polnischen Telekommunikationsmarkt 
beschäftigt sich Kapitel 6 eingehender. 

[Da in der folgenden Darstellung gemäß den Quellen die Werte sowohl in PLN als auch in 
USO und EUR angegeben werden, werden in Tab. 3-18 die mittlerenjährlichen Wechselkurse 
fllr 1999 und 2000 der Polnischen Staatsbank wiedergegeben. Die Umrechnung der wichtig-
sten Quellenwerte in EUR, die in Klammem neben dem Originalwert angegeben wird, basiert 
(wenn nicht anders angegeben) auf den in Tab. 3-18 dargestellten Wechselkursen.130 Alle 
Preise werden als Bruttopreise (inkl. 22% MWSt.) angegeben.] 

1 USD= 1 EUR= 1 PLN (zu USD) = 1 PLN (zu EUR) = 
1999 3,968 PLN 4,227 PLN 0,252 USD 0,237 EUR 

2000 4,346 PLN 4,011 PLN 0,23 USD 0,249 EUR 

2001 4,094 PLN 3,669 PLN 0,244 USD 0,273 EUR 

Quelle: NBP (2002). 
Tab. 3-18: Mittlere jährliche Wechselkurse des PLN (Zloty) zum USD und EUR, 

1999-2001 

3.3.1 Der ehemals staatliche Festnetzbetreiber - die TP S.A. 

Die "Telekomunikacja Polska S.A." - Polnische Telekommunikation AG (weiter 
TP S.A.) entstand im Jahr 1991 durch die Teilung des staatlichen Unternehmens 
der Post und Telekommunikation. 131 Die TP S.A. ist der nationale, ehemals 
staatliche Betreiber, der (konzessionsgebührenfrei) im gesamten Landesgebiet 
tätig ist. Das Unternehmen darf jegliche Telekommunikationsdienste ohne Ein-
schränkungen anbieten. 

Bis 1996 vertrat der Kommunikationsminister den Staat als Eigentümer gegen-
über der TP S.A. Gleichzeitig sollte er Regulierungsaufgaben für den gesamten 
Sektor wahrnehmen und eine Gleichbehandlung aller Betreiber gewährleisten. 
Dies musste unweigerlich zu Interessenkonflikten zwischen der Eigentümer-, 
"Schiedsrichter"- und Reguliererfunktion führen. Im Jahr 1996 wurde deshalb 
die Aufsichtsfunktion über die TP S.A. dem Finanzminister übertragen. 132 Mit 
dieser Veränderung wurde zumindest formell der jahrelange Interessenkonflikt 
behoben und eine Trennung von Betreiber- und Regulierungsorgan vollzogen. 

130 Vgl. NBP (2002). 
131 Vgl. TP S.A. (2001c), S.6. 
132 Ustawa o Skarbie Panstwa (1996). In der Praxis soll jedoch weiterhin das Kommunika-

tionsministerium die faktische Kontrolle über die TP S.A. gehabt haben. Vgl. Domisch 
(2001), S.390. 
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Seit September 2001 gilt die TP S.A. offiziell als „dominanter" Betreiber (Be-
treiber mit wesentlicher Marktmacht) auf dem Markt für öffentliche Telekom-
munikationsnetze und -dienste.133 Die Untersuchung der Marktanteile der einzel-
nen Betreiber im Hinblick auf das Bestehen einer marktbeherrschenden Stellung 
wurde aufgrund neuer Bestimmungen des Telekommunikationsgesetzes durch 
die polnische Regulierungsbehörde für Telekommunikation (URT) im Jahr 2001 
durchgeführt. 134 Mit der offiziellen Klassifizierung der TP S.A. als dominanten 
Betreiber unterliegt diese nun einer verstärkten Prüfung und Aufsicht ihrer Akti-
vitäten durch die URT.135 

Das Unternehmen 

Nach dem Inkrafttreten des alten Kommunikationsgesetzes136 im Jahr 1990 wur-
de ein Modernisierungsplan des nationalen Festnetzes für die Jahre 1991-2000 
beschlossen. Der Plan bezog sich auf die TP S.A. und umfasste 3 Phasen, die 
nacheinander folgende Bereiche behandelten: Entwicklung und Modernisierung 
des internationalen Netzes, Entwicklung des Fernnetzes und Ausbau und Moder-
nisierung der Ortsnetze in städtischen und ländlichen Regionen. Diese top-down 
Strategie sollte die Kapazität der Transitnetze erweitern, bevor die Anzahl der 
Teilnehmer im Netz bedeutend gesteigert wurde.137 Die Modernisierung in Phase 
3 sollte sich in erster Linie auf Geschäftskunden (Förderung der Wirtschaftsent-
wicklung) und das Warschauer Netz (veraltert und störanfallig) konzentrieren. 

133 Als Kriterium der Feststellung der Marktdominanz gilt die Summe der Einnahmen aus der 
monatlichen Grundgebühr, den Anschlussgebühren und den Verbindungsgebühren. Als 
Hilfsgrößen können die Anzahl der angeschlossenen Teilnehmer und/oder die gesamte 
Dauer der über den jeweiligen Betreiber geführten Gespräche genommen werden. Vgl. 
URT (2001d). Ende Dezember 2000 verfügte die TP S.A. über mehr als 10,23 Mio. Teil-
nehmer, was einem Anteil von über 93% des Anschlussmarktes entspricht. Bei den Ein-
nahmen aus Anschlussgebühr, Grundgebühr und Diensten beherrschte das Unternehmen 
über 94,35% des Marktes. Vgl. Pi11.tek (2001a). 

134 Nach Art.57 des Telekommunikationsgesetzes legt der Vorsitzende der URT die Ergebnis-
se und seine Entscheidung dem Vorsitzenden der "Behörde zum Schutz des Wettbewerbs 
und der Konsumenten" (Urz.l\_d Ochrony Konsument6w i Konkurencji, weiter: UOKiK) 
vor. Dieser kann die Entscheidung bestätigen und muss sie bekarmt geben. Das Recht, ge-
gen diese Entscheidung beim Antimonopolgericht zu klagen, wurde von der TP S.A. ge-
nutzt. Im September 2001 entschied das Gericht gegen den Einwand des Unternehmens 
und bestätigte gleichzeitig die angefochtene Entscheidung. Der Überprüfung wurden 57 
Betreiber unterzogen, die öffentliche Telekommunikationsnetze betreiben. Vgl. Prawo 
telekomunikacyjne (2000), Art.57; URT (2001d) und Pi11.tek (2001a). 

135 Dazu gehören jegliche Veränderungen der Geschäftskonditionen gegenüber Kunden oder 
anderen Betreibern. Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000) Art.57 bis Art.63 (betreffend 
dominante Unternehmen). Siehe auch Pi11.tek (2001a). 

136 Ustawa o 111.cmosci (1990). 
137 Phase 1 wurde mit Hilfe der Finanzierung durch die European Investment Bank (EIB) re-

alisiert; Phase 2 durch Kredite der Weltbank und der EIB. Vgl. Espicom (2001), S.22. 
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Der Plan definierte auch quantitative Ziele, darunter den Ausbau des Netzes von 
3,2 Mio. Anschlüssen (1990) auf 10 bis 12 Mio. (2000), um die Penetrationsrate 
auf das Niveau von 28 bis 35 Anschlüssen pro 100 Einwohner zu steigern. Ein 
weiteres Ziel war die Verkürzung der Wartezeit auf einen Telefonanschluss von 
12 Jahren(!) auf zwei Wochen. 138 

In den Jahren 1996 bis 1999 ( die Modernisierungsphase 3 betraf die Jahre 1996-
2000) überstiegen die jährlichen Neuanschlüsse die festgelegten Ziele. Im letz-
ten Jahr dieser Phase (2000) schloss die TP S.A. jedoch über 700 Tsd. Teilneh-
mer weniger an als geplant. 139 Laut dem Vorstand der TP S.A. soll ab 2001 die 
Priorität des Unternehmens nicht mehr im verstärkten Ausbau des Festnetzes lie-
gen. Der Anschluß von über 1 Million neuer Teilnehmer innerhalb eines Jahres 
(1997, 1998, 1999) soll und wird nicht mehr erreicht werden.'40 Die Raiffeisen 
Zentralbank (RZB) bestätigt einen weitgehenden "Anschluss-Stop" bei Privat-
kunden in ihrer Prognose (vgl. Tab. 3-19).141 

In Tab. 3-19 wird die Entwicklung der Teilnehmerzahlen der TP S.A. in den 
Jahren 1996-2000 sowie eine Prognose der RZB für den Zeitraum 2001-2004 
dargestellt. Dabei wird auch ein für polnische Festnetzverhältnisse neues Phäno-
men - des Betreiberwechsels bzw. des Verzichts auf einen vorhandenen An-
schluss (churn) - datenmäßig belegt. Mit der Stärkung der Position der privaten 
Betreiber dürfte die TP S.A. in den nächsten Jahren mit einem sich beschleuni-
genden Verlust an Kunden zu kämpfen haben. Die sich verkürzende Wartezeit 
sowie das Angebot der privaten Betreiber und die Entwicklung im Mobilfunk 
erhöhen die Wechselwilligkeit der bisherigen TP S.A.-Kunden. 

Die sichtbare Verlangsamung der Anschluss-Verlegung ist laut der TP S.A. eine 
Konsequenz der "weitgehenden Marktsättigung" und der sinkenden Profitabilität 
der Anschlüsse. 142 Das nun nicht mehr staatliche Unternehmen sieht sich nicht 
(mehr) in der Pflicht, die Flächendeckung mit Festnetzanschlüssen verstärkt 
voranzutreiben. Als einer der Gründe für die "weitgehende Sättigung" des An-
schlussmarktes - bei einer Festnetzpenetration, die halb so hoch ist wie in den 
entwickelten Vergleichsländern - wird der weniger lohnenswerte Ausbau des 
Festnetzes in der Ära des GSM-Mobilfunks (und seines sich verstärkenden Sub-
stitutionscharakters zum Festnetz) angegeben.143 

131 Vgl. Espicom (2001), S.21. 
139 Vgl. Espicom (2001), S.21. 
140 Vgl. Kulisiewicz (2001a). 
141 Vgl. RZB (2001), S.7. 
142 Die weiterhin auf einen Anschluss wartenden Regionen/feilnehmer sind fllr das Unter-

nehmen nicht mehr lohnenswert, da die erwarteten geringen Erlöse in keinerlei Verhältnis 
zu den hohen Investitionskosten stehen. Vgl. Kulisiewicz (2001a) und Kosielinski (2001). 

143 Vgl. R6zynski (2001). 
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Teilnehmer Jlhrllcher Verlust der Teilnehmer 
(In Tsd.) Zuwachs (In Tsd.) • churn (In Tsd.) 

1996 144 6.532 734 n.v. 
1997 7.619 1.002 n.v. 
1998 8.485 1.021 n.v. 
1999 9.541 1.056 n.v. 
2000 10.233 692 n.v. 
2001.-~- 10.536 303 450 
2002• 10.686 150 400 
2003• 10.836 150 300 
2004e 10.936 100 300 

"n.v." - Daten nicht verfügbar 
Mit "e" gekennzeichnete (kursive) Jahresangaben beziehen sich auf Prognosen der RZB. 

Quelle: RZB (2001), S. 7 und GUS (1999a). 

Tab. 3-19 Teilnehmerzahlen der TP S.A .. 

Die Schwerpunkte der Entwicklung der Kapitalgruppe TP S.A. sollen von nun 
an von der Festnetztelephonie in Richtung der qualitativen Verbesserung des be-
stehenden Netzes und einer Erweiterung der Dienstepalette (u.a. ADSL-, ISDN-
und ATM-Angebote) verlagert werden. Für 2004 plant die TP S.A., bereits 40% 
ihres Umsatzes mit dem Internetangebot, 30% mit der Mobiltelephonie (PTK 
Centertel) und lediglich 30% mit der Festnetztelephonie zu machen. Der Anteil 
letzterer lag im Jahr 2001 bei 90%.146 

Die Privatisierung der TP S.A. 

Die Privatisierung der TP S.A. erfolgte bisher in drei Schritten. Der erste wurde 
im Jahr 1998 durchgeführt und betraf30% der Aktien, wovon 15% an die Mitar-
beiter des Unternehmens ausgegeben und 15% zum Handel an der Börse freige-

144 Bis 1996 sind keine Angaben bzgl. der Teilnehmerz.ahlen der privaten Betreiber vorhan-
den. Diese dürften jedoch unter 50 Tsd. liegen (1995). Aus dem Grund können die Teil-
nehmC17.8hlen bis einschließlich 1995 in der Tab. 3-13 als die Daten fUr die TP S.A. über-
nommen werden. Zur Entwicklung des TP S.A.-Netzes in den Jahren 1990-1996 siehe 
auch Schenk et al. (1996), S.124f. 

145 Laut anfllnglichen Planen wollte die TP S.A. im Jahr 2001 rund 600 Tsd. neue Kunden an-
schließen. Diese Zahl wurde bereits vom Unternehmen auf200-300 Tsd. gesenkt. Der von 
der TP S.A. berechnete churn sollte 2001 bei 250 Tsd. liegen. Bis 09.2001 hatten jedoch 
bereits 400 Tsd. Teilnehmer das Netz verlassen, was die Erwartungen der TP S.A. bei 
weitem übertraf. Diese Teilnehmer haben entweder zu einem anderen Betreiber gewech-
selt, oder aber sie sind aufgrund langfristig nicht beglichener Rechnungen vom Netz ge-
trennt worden. Vgl. R6eynski (2001b), S.4 und Koczot (2001). 

146 Vgl. Siwik (2001 b), S.1-3. 
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stellt wurden.147 Dem zweiten Schritt gingen langwierige Verhandlungen und die 
Suche nach einem "strategischen Partner" voraus, der in Zukunft Mehrheitsan-
teile an dem Unternehmen übernehmen sollte. Die Interessenten waren die 
France Telecom, die Telecom Italia und die Deutsche Telekom. Im Juli 2000 
wurden 35% des staatlichen Aktienpakets an das Konsortium France Telecom -
Kulczyk Holding veräußert. 148 Am 5.09.2001 hat das Konsortium zusätzliche 
12,5% der Aktien erworben und erhielt die Zusage, bis Ende 2002 weitere 2,5% 
und eine Aktie kaufen zu können, was dem Besitz einer Aktienmehrheit gleich-
kommen würde.149 Die Anteilseignerstruktur gliedert sich nach dem dritten Pri-
vatisierungsabschnitt wie folgt: 

• France Telecom-Kulczyk Holding 
• Staat 
• Börsenumlauf: GPW150 (Warschau) 

und London 
• TP S.A. - Mitarbeiter 

47,5% 
22,5% 

15% 
15% 

Aufgrund der Aktienübernahme durch das Konsortium erwartet die RZB eine 
Reduzierung der Beschäftigtenzahlen der TP S.A. von bis zu 50% in den näch-
sten Jahren. 151 Die redundante Überbeschäftigung und hohe Prämien für Mitar-
beiter gehören zu den Gründen für die verhältnismäßig geringen Gewinne der 
TP S.A. Zusätzlich schmälerten Investitionen in defizitäre Anschlüsse den 
Gewinnumfang.152 

Rebalancing tariffs a Ja TP S.A. 

Die TP S.A. sollte eine Neuausrichtung der Tarife an den tatsächlichen Kosten 
eigentlich bereits begonnen haben. Das rebalancing tariffs wird einerseits durch 
die EU vorgeschrieben und ist andererseits unumgänglich im Zuge der Liberali-

147 Vgl. Domisch (2001), S.398f. Im Vergleich zu Tschechien und Ungarn fing die TP S.A.-
Privatisierung relativ spät an. Ungarn hatte bereits im Jahr 1993 und Tschechien im Jahr 
1995 die Privatisierung der staatlichen Betreiber begonnen. 

148 Die France Telecom übemahrn 25%, die polnische Kulczyk Holding 10%. 
149 Die France Telecom übernahm 8,93%, die Kulczyk Holding 3,53%. Vgl. TP S.A. (2001); 

TP S.A. (2001d); Siwik (2001), S.2; Pilltek (2001), S.l und France Telecom (2001). Zum 
Privatisierungsverlauf der TP S.A. siehe auch Espicom (2001 a), S.21. 

150 GPW - Gielda Papier6w Wartosciowych - Wertpapierbörse in Warschau. 
151 Der (voraussichtlich) neu besetzte Vorstand (Aktienverkauf und parlamentarische Neu-

wahlen im Oktober 2001) wird eine viel radikalere Firmenpolitik durchsetzen müssen, die 
von Einschränkungen der Investitionen und der Beschäftigtenzahlen innerhalb der nächs-
ten drei Jahre geprägt sein wird. Die starke Reduzierung der Beschäftigtenzahlen wird fUr 
die TP S.A. wiederum enorm hohe Aufwendungen fUr Abfindungen bedeuten (zwischen 8 
und 24-monatigem Durchschnittsgehalt pro entlassenen oder frühpensionierten Mitarbei-
ter). Vgl. RZB (2001), S.2 und S.4f. 

152 Vgl. R6zynski (2000b), S.2. 
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sierung des Marktes. 153 Dazu müssen die Preise der einzelnen Dienste an den 
Kosten der Bereitstellung ausgerichtet werden, was fUr die Anschlussgebühr, die 
monatliche Grundgebühr und die Ortsgesprächspreise meist ein Anheben des 
bisherigen Preisniveaus bedeutet:54 Dem stehen Senkungen der Fern- und Aus-
landsgesprächsgebühren gegenüber. 

Kritisch betrachtet hat jedoch die TP S.A. seit der Ankündigung der Tarifilnde-
rungsvorhaben keine Eile bei deren Umsetzung gezeigt. Die Notwendigkeit des 
rebalancing tariffs beim kontinuierlichen Anheben der Grundgebühr wurde 
zwar überzeugend verteidigt, die andere Seite des Prozesses, die Senkung der 
Auslands- und Ferngesprächstarife, wurde jedoch nicht vorgenommen. 155 

Im Jahr 2000 war die Höhe der Tarife im Fernnetzbereich im Verhältnis zu loka-
len Gesprächen zu hoch, was als Faktor der Neuausrichtung der Tarife (Fernge-
sprächspreis/Ortsgesprächspreis) durch das Verhältnis 7, 1 : 1 ausgedrückt wird. 
Die Pläne der TP S.A. betrafen Preisveränderungen, die diesen Quotienten bis 
Ende 2000 auf 4,5:1 senken sollten. Das angestrebte Verhältnis liegt bei 3,2 bis 
3,5: 1, 1S6 

Im Auslandsverbindungsmarkt behält das Unternehmen laut Gesetz noch bis En-
de 2002 seine geschützte Monopolstellung.157 Es gibt allerdings auch in diesem 
Bereich schon beginnenden Wettbewerb, der auf dem Angebot von Auslandsge-
sprächen als VoIP (Voice over Internet Protocol- Internettelephonie) basiert.151 

Auch bei den lokalen Gesprächsgebühren geht die TP S.A. das Vorhaben ihrer 
Erhöhung langsam an. Dies verwehrt gleichzeitig ihren privaten Konkurrenten 
ein Anheben dieser Gebühren, obwohl sie damit die Anschlussdefizite besser 
decken könnten. 159 

153 Vgl. Kosielinski (2000), S.3fund Margas (1999). 
154 Vgl. Margas (1999). Eine Festlegung dieser Gebühren in Höhe der tatsächlichen Kosten 

wurde bisher aufgrund von Universaldienstziele nicht praktiziert, da damit das Erschwing-
lichkeitskriterium nicht erfllllt wäre. Zum Universaldienst siehe Kapitel 4.4.5. 

ISS Eine Ankündigung hinsichtlich der Senkung der Ferngesprächstarife wurde kurz nach Be-
kanntmachung der Auferlegung einer Strafe fUr die TP S.A. durch die UOKiK verkündet. 
Die von der TP S.A. zu zahlende Strafe von 54,1 Mio. PLN (ca. 12,8 Mio. EUR) betraf 
das Nichtbefolgen der Entscheidung der Behörde von 1998, wonach der Betreiber seine 
Ferngesprächsgebühren senken sollte. Vgl. Kulisiewicz (2001). Zu den Ferngesprächsge-
bühren der TP S.A. und der neuen Betreiber siehe Kapitel 3.3.3, insbesondere Tab. 3-26. 

156 Vgl. Krysowski (2000) und Dornisch (2001), S.389. Im Jahr 1994 soll dieser Faktor bei 
36: 1 und im Jahr 1998 bei 12: 1 gelegen haben. 

157 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art. 135. 
151 Diese Entwicklung wird weiter in Kapitel 3.3.4 beschrieben. 
159 Vgl. Kulisiewicz (2001) und Krysowski (2000). Die lokalen Gespräche kosteten im Jahr 

2000 etwa die Hälfte, verglichen mit den Preisen der Deutschen Telekom oder der France 
Telecom. Zu den Tarifstrukturen im internationalen Vergleich siehe Kapitel 3.1.8. 
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Die Höhe der Grundgebühr der TP S.A. war im Jahr 2000 dreimal niedriger als 
bei den führenden europäischen Betreibern. Diese Gebühr, die im Jahr 1998 bei 
13,4 PLN (ca. 3,2 EUR) lag, wurde allerdings bis 06.2001 insgesamt auf 42,7 
PLN (ca. 11,66 EUR) angehoben.160 Eine weitere Erhöhung dieser Gebühr auf 
ein Niveau von 12,6 USO/Monat wird von der CA 1B (Creditanstalt Investment-
bank) bis 2005 prognostiziert.161 

Gleichzeitig mit der letzten Erhöhung der Grundgebühr wurde von der TP S.A. 
die Anschlussgebühr von 561,20 PLN (ca. 153,2 EUR) auf 366 PLN (ca. 100 
EUR) gesenkt, was im Sinne des rebalancing tariffs unverständlich ist. 162 Unter 
Marktaspekten betrachtet, ist die Anschlussgebühr der wesentliche Parameter, 
über den die privaten Betreiber mit der TP S.A. konkurrieren können. Eine Sen-
kung dieser Gebühr seitens der TP S.A. zog parallele Schritte der Wettbewerber 
nach sich, die auf diese Weise ihr Anschlussdefizit vergrößern mussten.163 Die 
Regulierungsbehörde (URT) verurteilte diese Maßnahmen als zielgerichtete 
Wettbewerbsbeschränkung, 164 hatte jedoch zu dem Zeitpunkt noch keine Macht-
mittel, eine solche Vorgehensweise der TP S.A. zu unterbinden. 

Struktur der Einnahmen und der durchschnittlichen Anschlussnutzung im 
TP S.A.-Festnetz 

Die Struktur der Einnahmen der TP S.A. auf dem Festnetzmarkt im ersten Halb-
jahr 2001 zeigt Abb. 3-26. Diese Struktur hat sich im Vergleich zum selben 
Zeitraum im Vorjahr (2000) insofern verändert, als der Anteil der Grundgebühr 
aufgrund der genannten Preiserhöhungen um 5,6%-Punkte auf21,3% gestiegen 
ist. Den stärksten Anteilsrückgang von 2,4%-Punkten verzeichneten insgesamt 
die Einnahmen aus Verbindungen.165 

160 Vgl. RZB (2001), S.6. Die Gebührenerhöhung vom 1.05.2001 steigerte die Grundgebühr 
um 40%, von 25 auf 35 PLN. 

161 Vgl. CA IB (2001), S.14. Vgl. dazu auch Abb. Abb. 3-5 fllr das Gebührenniveau von 
1999. 

162 Vgl. Nowak (2001). 
163 Das Defizit vergrößert sich dadurch auch fllr die TP S.A., die sich jedoch in einer weitaus 

besseren Finanzsituation befindet als die meisten privaten Betreiber. Sie verfUgt immer 
noch über ein institutionelles Auslandsverbindungsmonopol und konnte das Fernnetzmo-
nopol faktisch bis 1.07.2001 aufrechterhalten. Siehe dazu auch Kapitel 3.3.3und 3.3.4. 

164 Vgl. URT (2001b). Als unverständlich wurde dabei befunden, dass die TP S.A. zum einen 
die Anschlussgebühr senkt und zum anderen einen Zugangsdefizitausgleich verlangt. Zum 
Zugangsdefizitausgleich siehe Kapitel 6.1.3. 

165 Eine Ursache dafür könnte die Verbreitung und die fortlaufenden Preissenkungen des Mo-
bilfunks sein. Damit sind sowohl die direkten Senkungen der Anschluss- und Gesprächs-
preise gemeint, als auch die Erweiterung der Tarifpakete um zusätzliche im Preis enthalte-
ne Leistungen (z.B. Freiminuten). 
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Ebenfalls stark sanken die Erlöse aus der Durchleitung des Verkehrs zwischen 
den Netzen (um 2,2%-Punkte auf 7,1%), was als eine Auswirkung der Gebüh-
renpolitik der TP S.A. in diesem Bereich angesehen werden kann. Durch die üb-
erhöhten Gebühren wurden andere Betreiber dazu motiviert, eigene Netze aus-
zubauen, um die Nutzung des TP S.A.-Netzes zu minimieren. Die TP S.A. hat 
damit durch die Gebührenhöhe negativen Einfluss auf ihr eigenes Durchlei-
tungssegment genommen. 166 Aufgrund der von den Mitbewerbern geplanten und 
bereits getätigten Investitionen in eigene Netze ist dazu mit einem weiteren 
Rückgang der Erlöse aus dem Durchleitungs- und dem Mietleitungssegment zu 
rechnen.167 

Eigene Darstellung anhand von Droidi (2001). 

gen 3,4o/o 

Sonstige 
9,7o/o 

Abb. 3-26: Struktur der Einnahmen der TP S.A. Im Festnetz, 1. Halbjahr 2001 168 

Auch die Struktur der TP S.A.-Anschlusserlöse bzw. der Anschlussnutzung 
dürfte sich in den nächsten Jahren bedeutend verändern. Abb. 3-27 zeigt die ty-
pische Aufteilung der monatlichen Nutzung des Anschlusses durch einen durch-
schnittlichen TP S.A.-Kunden für das Jahr 2000, die in großem Maße durch die 
Tarifstruktur der TP S.A. geprägt ist. Bei der Darstellung muss berücksichtigt 
werden, dass im Jahr 2000 im Fernnetz noch keine privaten Betreiber tätig wa-
ren. Auffiillig an der Abb. 3-27 ist der sehr hohe Anteil der (subventionierten) 
lokalen Gespräche und der relativ geringe Anteil der (monopolisierten) Verbin-
dungen ins Ausland. 

In den kommenden Jahren wird die TP S.A. verstärkt mit vielen komplexen Pro-
blemen zu kämpfen haben. Dabei dürfte zunächst die Erhöhung der Produktivi-
tät der Mitarbeiter im Vordergrund stehen. Auch der begonnene Wettbewerb im 

166 Dieses Segment wird von Analysten zu den rentabelsten Geschäftsbereichen gezählt. Vgl. 
Dr6tdz (2001). 

167 Vgl. Dr6tdz (2001) und o.V. (200le). 
168 Die Auswirkungen des Mitte 2001 begonnenen Wettbewerbs im Fernnetz sind in der Abb. 

3-26 noch nicht enthalten. 
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Fernnetz zeigt bereits erste Auswirkungen auf die Ergebnisse des Unternehmens 
und erzeugt Anpassungsbedarf. 

Fern-
gespräche 

12,4% Auslands-
gespräche 

1,6% 

äche mit 
~ Mobllfunk-

netzen 5,4% 

_ Internet dlal 
up 13,4% 

Eigene Darstellung anhand von Swiderek (2001 b). 

Abb. 3-27: Die durchschnittliche Anschlussnutzung bei TP S.A.-Kunden, 2000 

Eine Verbesserung des rechtlichen Rahmens des Marktes und die zunehmende 
Kontrolle der Vorgehensweise der TP S.A. durch die URT werden die bis zu-
letzt wahrgenommenen Möglichkeiten der Ausnutzung ihrer Marktposition ein-
schränken. Auch die im Jahr 2001 eingetretene (oder sich verstärkende) churn-
Tendenz dürfte für das Unternehmen zunehmend ein Problem darstellen. Der 
Betreiber scheint jedoch die Anzeichen für einen massiven Verlust an bereits 
angeschlossenen Kunden nicht zu erkennen. Die RZB fasst TP S.A.'s bisherige 
und aktuelle Politik wie folgt zusammen: 

TP S.A.'s ''fixed business has mi/ked a strong market position and is happi/y 
ignoring future problems ".169 

3.3.2 Die privaten Festnetzbetreiber im Ortsnetz 

Die Telekommunikationsliberalisierung begann in Polen wie schon dargestellt 
unüblicherweise auf der Ortsnetzebene. Die Lizenz- bzw. Konzessionspolitik 
des Staates hat mitverursacht, dass eine Vielzahl kleiner Betreiberunternehmen 
neu auf den Markt kam. 170 Der nationale, dominierende Betreiber bekam auf 
diese Weise zwar in jeder Nummerierungszone mindestens einen Mitbewerber, 

169 RZB (2001), S.8. Der RZB-Bericht gilt als besonders TP S.A.-kritisch und hat auf dem 
Telekommunikationsmarkt in Polen für großen Aufruhr gesorgt. 

170 Zur angewandten Telekommunikationspolitik und ihren Auswirkungen siehe detaillierter 
Kapitel 6.1. 
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dieser war jedoch meist klein und finanzschwach und konnte kaum als ernsthaf-
te Konkurrenz der staatlichen TP S.A. angesehen werden. 

Im Jahr 1998 waren 96 Betreiberunternehmen zugelassen, wovon 5 nicht tätig 
geworden waren. Für 2000 werden 53 Netzbetreiber angegeben, wovon 7 ihre 
Tätigkeit nicht aufgenommen haben sollen. 171 Faktisch kann zur Zeit jedoch 
kaum mehr von dieser hohen Anzahl selbstständiger Betreiber gesprochen wer-
den, da viele dieser Firmen bereits von größeren Unternehmen übernommen 
worden sind oder sich mit anderen zusammengeschlossen haben. Bei einer an-
fangs noch hohen Zahl an kleinen Betreibern ist eine fortschreitende Unterneh-
menskonzentration unausweichlich.172 Sie stellt für diese Firmen die einzige 
Möglichkeit dar, die nötige Größe und Finanzkraft zu erlangen, um mit der 
TP S.A. tatsächlich konkurrieren zu können. Zunehmende Konzentrationsten-
denzen werden auch im weiteren Teil des Kapitels bei der Vorstellung derbe-
deutendsten privaten Betreiber sichtbar werden. 

Teilnehmerzahlen 

Tab. 3-20 zeigt die Zusammenstellung der gesamten Teilnehmerzahlen der pri-
vaten Betreiber sowie den jährlichen Teilnehmerzuwachs und den Marktanteil 
am Zugangsmarkt. Im Jahr 1998 sind knapp über 82% der durch die Newcomer 
angeschlossenen Teilnehmer private Kunden. 173 Der sinkende Anteil an Privat-
anschlüssen (im Jahr 1999 sind es 73,2%)174 lässt auf eine Änderung der Betrei-
berpolitiken schließen, die sich in steigendem Maße auf "profitable" Geschäfts-
kunden konzentrieren. 

Wie in Tab. 3-20 auch sichtbar wird, verlangsamt sich im Jahr 2000 das Tempo 
des Zuwachses der Teilnehmerzahlen ebenfalls bei den privaten Netzbetreibern. 
Zum einen ist die Ursache dafür in der instabilen Regulierungssituation zu su-
chen, in der das Inkrafttreten des neuen Telekommunikationsgesetzes und damit 
die Gründung der Regulierungsbehörde (URT) abgewartet wurde. Zum anderen 
war das Jahr 2000 von vielen Unternehmenszusammenschlüssen und -übernah-
men geprägt,175 die kleine Betreiberunternehmen vor dem finanziellen Unter-
gang retten sollten, sowie von Restrukturierung und Finanzproblemen der ein-
zeln verbliebenen Betreiber. Es bleibt abzuwarten, ob dies ein anhaltender Rück-
gang oder ein kurzfristiges Phänomen ist. 

171 Vgl. GUS (1999a), S.12; GUS (2000a), SJCVII; GUS (2001), SJOX sowie URT (2001). 
Laut der URT waren im Jahr 2000 neben der TP S.A. 45 Betrcibcruntemehmen tätig. Für 
die gesamte Liste der zugelassenen Betreiber (Stand 6.09.2001) siehe Minister Lq_cmo§ci 
(2000k). 

172 Vgl. Dornisch (2001), S.390. 
173 Vgl. GUS (1999a), S.12. 
174 Vgl. GUS (2000a), S.XVII. 
175 Vgl. Mincer (2001). 
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1996 1997 1998 1999 2000 

Teilnehmeranzahl der privaten 70 155 323 532 712,5 Betreiber insgesamt (in Tsd.) 
Jährlicher Zuwachs in Tsd. ~70 85 168 209 180,5 

Marktanteil am Zugangsmarkt 1,1% 2% 3,7% 5,3% 6,5% 

Quelle: Rozynski (1998), S.6; Kulisiewicz (2001a), URT (2001) und GUS (2000a). 

Tab. 3-20: Gesamte Teilnehmeranzahl, jährlicher Teilnehmerzuwachs und 
Marktanteil der privaten Betreiber, 1996-2000 

Marktanteile 

Das Gewinnen von Marktanteilen auf Ortsnetzebene gehört zu den langwierigs-
ten und kapitalträchtigsten Vorhaben im Telekornsektor. Mit den bereits verleg-
ten Teilnehmeranschlüssen haben die privaten Betreiber bis Ende 2000 knapp 
über 6,5% des lokalen Marktes aquirieren können}76 Knapp 93,5%des Teilneh-
mermarktes beherrschte also weiterhin die TP S.A. Betrachtet man jedoch den 
Zeitraum, in dem bereits (laut Gesetz) private Betreiber tätig werden konnten 
sowie die Anzahl der privaten Unternehmen, so ist dies verhältnismäßig wenig. 

Im Fall der vergleichsweise kleinen Betreiberunternehmen wird das Erreichen 
von jeweils 50 Tsd. neuen Teilnehmern in einem Jahr als großer Erfolg gewer-
tet. Bei den (geschätzten) durchschnittlichen Investitionskosten eines Anschlus-
ses in Höhe von ca. 800-1000 USO bedeutet dies immerhin einen Investitions-
aufwand von 40-50 Mio. USD.177 

Laut Prognosen der CA 1B könnten die privaten Betreiber bis 2005 einen (Teil-
nehmer-) Marktanteil von ca. 22% für sich gewinnen}71 Im Bereich der Einnah-
men aus Anschlussgebühr, Grundgebühr und Diensten liegen die privaten Be-
treiber aber im Jahr 2000 erst bei 5,65% Marktanteil.179 

Die von den privaten Betreibern gewonnenen 6,5% des Teilnehmermarktes tei-
len sich sehr unregelmäßig auf die einzelnen Unternehmen auf. Von diesem An-
teil nehmen die vier größten Betreiber-Konsortien bzw. Betreiber-Holdings fast 
83% für sich in Anspruch. Die Verteilung des Zugangsmarktanteils, den private 
Unternehmen gewonnen haben, auf die einzelnen Betreiber zeigt Abb. 3-28. 

Auf die vier größten Betreibergruppen wird im folgenden kurz eingegangen. Sie 
bilden auch die Basis des Vergleichs mit der TP S.A., da sie als die bedeutend-

176 Vgl. URT (2001). 
177 Vgl. Kulisiewicz (2001a). 
171 Vgl. CA IB (2001), S.21. 
179 Vgl. Piq_tek (2001a); Biegluk (2001) und o.V. (2001c). Dieser Anteil wurde im Rahmen 

der von der URT durchgeführten Untersuchung zwecks Feststellung der dominanten Be-
treiber ermittelt. 
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sten Konkurrenten angesehen werden müssen. Dazu gehören: Netia S.A., Tele-
fonia Lokalna S.A. (DIALOG), Elektrim S.A. (Elektrim Telekomunikacja) und 
die Polish Telecom Operators (PTO). 

Gruppe 
- - ---Elektrim 

Eigene Darstellung anhand von Daten aus URT (2001). 

Abb. 3-28: Aufgliederung des Anteils der privaten Betreiber am Zugangsmarkt 
auf die einzelnen Unternehmen, 2000180 

Betreiber Festnetz-
Mar1danteil 

Teilnehmer 
TPS.A. 10.128.155 934% 
Netla 318.280 29% 
DIALOG 105.730 1 0% 
Elektrlm 89.378 08% 
PTO 77.494 07% 
Drei weitere Betreiber 59.588 05% 
19 0brlnA Betreiber 62.035 06% 

Gesamter Markt 10.840.660 1000% 

Eigene Darstellung anhand von URT (2001) und URT (2001a). 

Tab. 3-21: Teilnehmerzahlen und Marktanteile der größten Betreiber, Ende 
2000 

Die durch private Betreiber hinzugewonnenen Teilnehmer (Tab. 3-20) sind nicht 
nur als Neukunden, sondern auch als den Betreiber wechselnde Teilnehmer zu 

180 Die Zusammenfassung der drei Unternehmen: Telefony Podlaskie S.A., Pilicka Telefonia 
Sp. z o.o. und PT Szeptel S.A. in die Gruppe der "drei weiteren Betreiber" ist in diesem 
Zusammenhang insofern sinnvoll, als dass sie in der Summe einen ähnlichen Marktanteil 
vorzeigen können wie die übrigen 19 Betreiber, sich also von der Größe und lokalen Be-
deutung von diesen übrigen Unternehmen unterscheiden. 
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betrachten (siehe auch Abb. 3-29).181 Allein die von der TP S.A. verlorenen 
Kunden (Tab. 3-19) dürften sich zum Grossteil für einen neuen Festnetz- bzw. 
Mobilfunkanschluss entschieden haben. 

Um die Relation zwischen der TP S.A. und den privaten Betreibern zu beschrei-
ben, werden in Tab. 3-21 die Teilnehmerzahlen zusammengestellt und die jewei-
ligen Anteile am gesamten Zugangsmarkt der einzelnen Betreiber im Jahr 2000 
aufgelistet. Wie in dieser Tabelle zu sehen ist, teilen die vier größten Betreiber-
gruppen insgesamt 5,4% des Zugangsmarktes unter sich auf. Die restlichen 
1, 1 % der Teilnehmer werden von insgesamt 22 Betreiberfirmen bedient. 

Qualitätsmerkmale der Netze 

In Tab. 3-22 werden einige der vom Gesetz182 definierten Merkmale der Netze 
dargestellt, anhand derer die Qualität des Netzes festgestellt werden kann und 
eventuelle Verbesserungsmaßnahmen gefordert werden können. 

Qualitätsmerkmale der Netze183 

Betreiber Faktor der Störunas- Rate an falschen Dauer der Störun~s-
behebung (%)1 Verbindungen (%)185 behebung (Tage) 86 

TPS.A. 84,26% 0,25-2,33% 0,93 

Netla 98,08% 0,00-1,59% 0,38 

DIALOG 89,92% 0,00-0,29% 0,65 

Gruppe Elektrlm 95,66% (exkl. tiefster 0,063-2,4% 0,8 Wert bei 35,29) 

PTO 96,97% 0,00-1,68% 0,46 

Eigene Darstellung anhand von URT (2001a). 
Tab. 3-22: Qualitätsmerkmale der Netze, 4. Quartal 2000 

181 In diesem Sinne werden Neukunden als Teilnehmer verstanden, die bis zu dem Zeitpunkt 
gar keinen Anschluss ans Festnetz besaßen. 

182 Vgl. Minister Litczno§ci (1996a), §4 Pkt.2 und Pkt.3. 
183 Da die meisten vorgestellten Betreiberunternehmen aus mehreren lokalen Betreiberfinnen 

bestehen, wird in diesen Fällen das arithmetische Mittel der Einzelangaben verwendet. 
184 Dieser Faktor errechnet sich aus dem Anteil der gemeldeten und innerhalb von 24 Stunden 

behobenen Störungen zur Anzahl der Störungen insgesamt. Vgl. URT (2001a). 
185 Prozentualer Anteil der falschen nationalen Verbindungen während der Hauptzeit, die 

durch Fehlfunktionen der Vermittlungseinrichtungen und Telekommunikationsgeräte ver-
ursacht wurden. Der Faktor wird technisch in netzinterne Verbindungen, lokale Verbin-
dungen, Fernverbindungen u.ä. differenziert. Für die Zwecke dieser Darstellung wird bei 
mehreren Angaben pro Betreiber die Spanne gezeigt. Vgl. URT (2001a). 

186 Die Dauer der Störungsbehebung ist die durchschnittliche Wartezeit des Teilnehmers auf 
eine Instandsetzung seines Anschlusses. Vgl. URT (2001a). 
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Wie aus der Tab. 3-22 zu ersehen ist, verfügen die dort erfassten privaten Betrei-
ber im Vergleich mit der TP S.A. über qualitativ hochwertige Netze. Auch der 
angebotene Service, der im Faktor der Störungsbehebung und der Dauer der Stö-
rungsbehebung konkretisiert wird, kann nur als gut bezeichnet werden. Es kann 
also davon ausgegangen werden, dass unter Qualitätsaspekten die Größe des 
Netzes und die Servicequalität unkorreliert sind; man könnte aus den Daten 
sogar mit einiger Vorsicht schließen, dass tendenziell eher eine negative Korre-
lation existiert. 

Die Quote an falschen oder aus technischen Gründen nicht zustande gekomme-
nen Verbindungen lässt keine eindeutigen Schlüsse in bezug auf die Qualität der 
Netze zu. Im Falle von netzexternen Verbindungen müssen Störungen nicht 
unbedingt dem jeweiligen Betreiber anzulasten sein, sondern können auch von 
den technischen Einrichtungen des die Verbindung übernehmenden Betreibers 
verursacht werden. Eine eventuell schlechtere Bereitstellung von technischen 
Zusammenschaltungseinrichtungen könnte zudem unter Umständen vom domi-
nierenden Betreiber als wettbewerbsbehinderndes Mittel gegen Konkurrenten 
eingesetzt werden. 

Tarifpolitik 

Eine Zusammenstellung der Preise der einzelnen Betreiber ist an dieser Stelle 
obsolet, da in den Tarifen der Betreiber nur wenige Unterschiede zu finden sind. 
Die Unternehmen konkurrieren untereinander und mit der TP S.A. hauptsächlich 
über die Höhe der Anschlussgebühr, die Ende 2001 bei der TP S.A. 366,- PLN 
( ca. 100 EUR), bei Netia 244,- PLN ( ca. 66,6 EUR) und bei Dialog 317 ,20 PLN 
( ca. 86,6 EUR) betrug. 187 Der Anschluss kostete Anfang bzw. Mitte 2001 181 

jeweils 561,20 PLN (ca. 153,2 EUR) bei der TP S.A. und Netia und 488,- PLN 
(ca. 133,2 EUR) bei DIALOG; die Gebühr wurde von den beiden letzteren als 
Reaktion auf Preisänderungen der TP S.A. (Mai 2001) gesenkt. 119 

Eine weitere Konkurrenzplattform ist das Angebot von differenzierten Tarifpa-
keten mit unterschiedlicher Höhe der Grundgebühr und der Gesprächspreise. Da 
jedoch diese Differenzierung erst im Jahr 2001 begonnen hat, kann noch nicht 
beurteilt werden, welche Auswirkungen sie auf den Markt ( darunter die Teilneh-
merzahlen) haben wird. Sicher ist, dass die Einführung von unterschiedlichen 
Tarifpaketen durch die TP S.A., die mit einer 40%-igen Erhöhung der Standard-
Grundgebühr verbunden war, den Verlust an Kunden beschleunigt hat. Die Ein-
führung des zweiten Tarifpakets (für Wenigtelefonierer) konnte die Abwande-

117 Vgl. TP S.A. (2001a), TP S.A. (2001b), Netia (2001d), Netia (200le), DIALOG (2001f) 
sowie DIALOG (2001g). 

111 Die Preisänderungen bei der Anschlussgebühr bei den einzelnen Betreibern erfolgten nicht 
zum gleichen Zeitpunkt, weswegen die Zeitspanne "Anfang bis Mitte" verwendet wird. 

119 Vgl. TP S.A. (2000), Netia (2000), DIALOG (2001f) und DIALOG (2001g). 

172 



rung der Kunden zu anderen Betreibern bzw. zum Mobilfunk nicht wesentlich 
verhindern (vgl. Tab. 3-19).'90 

Die Gesprächsgebühren sind bei den privaten Betreibern bisher an den Tarifen 
des dominierenden Unternehmens ausgerichtet gewesen, was allein durch die 
Abrechnungsweise mit der TP S.A. bedingt war. 191 Die einzige Ausnahme stellt 
dabei DIALOG dar, da das Unternehmen im Gegensatz zu den anderen Betrei-
bern (inkl. der TP S.A.) die Gespräche nicht über Impulse (3-6 Min.) abrechnet, 
sondern eine sekundengenaue Taktung anwendet. 192 Die Betreiber können in der 
Situation des Kampfes um Teilnehmer diese Gebühren nicht über das TP S.A.-
Niveau anheben, da sie sonst weder um bereits bei der TP S.A. angeschlossene 
Kunden (Betreiberwechsel) konkurrieren könnten, noch eine attraktive Alterna-
tive in Gebieten wären, wo auch die TP S.A. neue Anschlüsse anbietet.'93 

Das Jahr 2001 brachte für die privaten Netzbetreiber die hoffnungsvolle Nach-
richt der Schaffung der Regulierungsbehörde (UR T), womit eine Vereinfachung 
ihrer Abrechnungen mit der TP S.A. wahrscheinlicher wird. Die URT sollte den 
Ansprüchen gerecht werden, als unabhängige Institution die Entwicklung des 
Wettbewerbs zu fördern, Machtmissbrauch zu verhindern und ggf. die Schlich-
tung von Streitigkeiten zwischen den Betreibern zu übernehmen. Letzteres dürf-
te hauptsächlich auf die Zusammenarbeit der TP S.A. mit den privaten Betrei-
bern Anwendung finden. Wie die Entwicklung auf dem Fernnetzmarkt zeigt 
(siehe Kapitel 3.3.3), besteht auf dem Telekommunikationsmarkt weiterhin bzw. 
verstärkt Bedarf nach einem unabhängigen und effizient arbeitenden Regulierer 
und Schiedsrichter.194 

Um das oben angesprochene Problem der Verlangsamung des Netzausbaus und 
die Finanzprobleme der Unternehmen besonders sichtbar zu machen, werden im 
folgenden die größten privaten Festnetzbetreiber kurz porträtiert und ihre spezi-
fische Problematik skizziert. 195 

190 Vgl. URT (2001b). Das zweite TP S.A.-Tarifpaket bietet eine niedrigere GrundgebUhr,je-
doch doppelt so hohe Gesprächspreise wie das Standardpaket an und ist aus diesem Grund 
wohl nur für wenige Teilnehmer attraktiv. Die gleichzeitige Senkung der Anschlussgebühr 
und das Anheben der GrundgebUhr wurde von der TP S.A. als rebalancing-Vorgehen dar-
gestellt. Da jedoch diese beiden GebUhren für die privaten Betreiber wesentlich zu einer 
Einschränkung des Zugangsdefizits dienen, kann das Vorgehen der TP S.A. auch als 
Preiskampf mit den neuen Betreibern interpretiert werden. 

191 Vgl. CA 1B (2001), S.44. 
192 Vgl. R6zynski (2001b), S.4. 
193 Vgl. Minister L14.cmosci (2000m). 
194 Vgl. Siwik (2001), S.3 sowie Sicinski (2001). 
195 Vgl. Domisch (2001), S.391. 
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Der größte private Netzbetreiber - Netia Holdings S.A. (AG)196 

Die Netia Holdings S.A. ist der größte private Netzbetreiber in Polen. Das Un-
ternehmen wurde im Jahre 1990 gegründet und hat seit 1996 die schwedische 
Telia AB als Hauptaktionär. Die aktuelle Anteilsstruktur gliedert sich wie 
folgt:191 

• TeliaAB 
• Warburg Pincus 
• Netia Management 
• GPW 
• NASDAQ 

48% 
9% 
2% 

28% 
13% 

(schwedischer Telekom-Betreiber) 
(amerikanische Investment-Firma) 

(öffentlicher Wertpapierumlauf an der GPW) 
(Wertpapierumlauf an der NASDAQ) 

Die Netia-Holdings S.A. besitzt Mehrheitsbeteiligungen an den Unternehmen 
Netia Telekom S.A. (Nord- und Zentralpolen) und Netia South Sp. z o.o. (Süd-
polen), die wiederum zahlreiche lokale Netzbetreiber kontrollieren. Die regiona-
len Tochterunternehmen wurden von der Netia S.A. zusammen mit ehemals 
selbstständigen Betreibern, die vom Ursprung her Genossenschaften bzw. Ge-
meindeinitiativen waren, gegründet. 191 Auf diese Weise besitzt die Netia Hol-
dings S.A. insgesamt 24 Betreiberlizenzen, die Gebiete in 15 ehemaligen Woi-
vodschaften umfassen, 199 in denen sich auch sechs der zehn größten polnischen 
Städte (inkl. Warschau) befinden200 und in denen über 40% der Bevölkerung 
leben. 

Die Tab. 3-23 zeigt die Entwicklung der Teilnehmerzahlen des Unternehmens 
im Zeitraum 1995 bis Mitte 2001. Im Jahr 2000 waren knapp über 25% von Ne-
tias Kunden Geschäftsteilnehmer.201 Durch die Fokussierung der Betreiberpolitik 
auf die Gewinnung von Geschäftskunden wird ein Anstieg des Anteils dieser 
Kundengruppe auf38% bis Ende 2003 prognostiziert.202 

Aufgrund der schlechten Finanz-Ergebnisse für das 1. Halbjahr 2001, der feh-
lenden Finanzierungszusicherung seitens der Telia AB und der hohen Verschul-
dung (Mitte 2001 bei 3,8 Mrd. PLN, entspricht über 1 Mrd. EUR) ist Netias Ak-

196 Siehe Finnen-Homepage unter: http://www.netia.pl oder http://www.netia.com.pl, Stand 
09.2001. 

197 Vgl. R6zynski (2000a), S.2 und Espicom (2001), S.28. 
191 Vgl. R6zynski (2000a), S.2. Zu Telekommunikationsgenossenschaften bzw. Gemeindebe-

treibern in Polen siehe Kapitel 6.1.1. 
199 Unter "ehemaligen" Woivodschaften ist die alte Woivodschaftsgliederung (49 Woiv.) vor 

der Verwaltungsrefonn gemeint. Siehe dazu Abb. 3-15. 
200 Vgl. Netia (2001) und Netia (2001b) und Sicinski (2001a). Das Jahr 2000 schloss der Be-

treiber mit einem größtenteils fertigen Skelett-Netz (backbone) von 3500 km ab, das 12 
polnische Großstädte miteinander verbindet. 

201 Vgl. Espicom (2001), S.29. 
202 Vgl. CA IB (2001), S.28. 
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tienwert seit dem Börsengang 2000 von 117,- PLN (ca. 29 EUR) auf3,- PLN 
pro Aktie (ca. 0,82 EUR) gesunken.203 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 06.2001 

Teilnehmer 5.000 18.000 63.000 -150.000 251.000 318.280 350.000 

Die Angaben beziehen sich auf das Ende des Jahres. Der Wert für 1998 wurde anhand vor-
liegender Daten geschätzt. 

Quelle: Netia (2001), Netia (200/a), URT (2001), o. V. (200Ji). 

Tab. 3-23: Teilnehmerzahlen der Netia Holdings S.A., 1995-2001 

Gemäß den verfügbaren Beschäftigungszahlen vom !.Quartal 2001 entfielen auf 
einen Netia-Angestellten zu diesem Zeitpunkt 207,6 Anschlüsse.204 

Aufgrund der schlechten Finanzsituation und der ungewissen weiteren Finanzie-
rung musste/muss der Betreiber im Jahr 2001 und 2002 seine Investitionstätig-
keit stark einschränken. 

Telefonia Lokalna S.A. - DIALOG205 

Das Unternehmen Telefonia Lokalna S.A. (Handelsname DIALOG) wurde im 
Jahr 1997 vom größten polnischen Silber- und Kupferkonzern - KGHM Polska 
Miedz S.A.206 und dem nationalen Energieversorger - Polskie Sieci Elektroener-
getyczne S.A. (PSE)207 gegründet. Seit November 2000 besitzt KGHM 100% der 
Anteile an dem Betreiberunternehmen.208 DIALOG ist hauptsächlich im Süd-
westen des Landes tätig und besitzt Konzessionen für 9 Regionen; darunter 8 
ehemalige Woivodschaften und 17 Gemeinden um Warschau. Die Konzessionen 
decken 13% der Landesfläche ab, die von rund 16% der Landesbevölkerung be-
wohnt wird.209 

203 Vgl. R6:zynski (2001b), Chelstowski (2001), Margas (2001) und o.V. (200lf). Der von 
Analysten zum Zeitpunkt des Börsengangs geschätzte Wert lag sogar bei 220,- PLN pro 
Aktie. Bis Ende 2001 haben sämtliche Rating-Agenturen (u.a. Moody's Investor Service) 
das Aktien-Rating ftlrNetias Wertpapiere um etliche Punkte gesenkt. Vgl. Netia (2001h). 

204 Vgl. Netia (2001) und ITU (1999), S.132. Im Vergleich dazu soll Ende 2000 die Produkti-
vität der TP S.A.-Angestellten (in Anschlilssen/Angestellten) bei 150 gelegen haben. Vgl. 
Kapitel 3.1.7, Abschnitt "Produktivität der Angestellten im Telekommunikationssektor". 

205 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.DIALOGok.pl, Stand 09.2001. 
206 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.kghm.pl, Stand 09.2001. 
207 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.pse.pl, Stand 09.2001. 
208 Vgl. o.V. (2001); DIALOG (2001) und DIALOG (2001b). Telefonia Lokalna ist Eigentil-

mer des kleineren Betreibers CUPRUM2000 S.A. 
209 Vgl. o.V. (2001); DIALOG (2001a) und DIALOG (2001). 
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Mit bereits 117 Tsd. Teilnehmern (siehe Tab. 3-24) ist DIALOG Ende 2000 auf 
den zweiten Platz unter den privaten Betreibern gerückt (siehe Tab. 3-21).210 Der 
Anschluss des 200-tausendsten Teilnehmers bereits im Juni 2001 läßt auf eine 
durchschnittliche Anzahl von ca. 3.500 Teilnehmeranschlüssen pro Woche in 
der ersten Jahreshälfte 2001 schließen.211). 

1999 2000 09.2001 

Teilnehmer 42.000 117.000212 228.000 

Quelle: DIALOG (2001c), DIALOG (2001d), Wroclaws/ci (2001b). 

Tab. 3-24: Entwicklung der Teilnehmerzahlen von DIALOG, 1999-09.2001 

Der churn-Faktor von DIALOG betrug bis Mitte 2001 1,6%, wovon lediglich 
0,3%-Punkte der Teilnehmer das Netz freiwillig verlassen hatten.213 Nach Schät-
zungen des Unternehmens setzt sich im Jahr 2001 der Kundenstamm ca. zur 
Hälfte aus ehemaligen TP S.A.-Teilnehmern zusammen.214 

Der Betreiber beschäftigt im Jahr 2001 bereits über 1000 Personen, was bei 
einer Anzahl von ca. 200 Tsd. Teilnehmern in etwa 200 Anschlüsse pro Ange-
stellten bedeutet. 215 

DIALOG bildet mit seinem ungebremsten dynamischen Netzausbau und dem 
Anstieg der Teilnehmerzahlen eine Ausnahme unter den privaten Betreibern in 
den Jahren 2000 und 2001.216 

Elektrim S.A. - Elektrim Telekomunikacja Sp. z o.o. (GmbH)217 

Im Mai 1999 gründete die Unternehmensgruppe Elektrim S.A. (Energie- und 
Telekommunikationssektor) das Unternehmen Elektrim Telekomunikacja (ET}, 
das die Anteile an jeglichen Telekommunikationsunternehmen von Elektrim 

210 Vgl. Siwik (2001), Sicinski (2001a); R6zynski (2000), S.2 und DIALOG (2001c). 
211 Vgl. Wroclawski (2001b) und DIALOG (200lf). 
212 Die Firmendaten und die Daten der URT (2001) stimmen nicht überein in bezug auf die 

Zahl der Teilnehmer Ende 2000. Laut DIALOG (2001c) hat die Firma Ende 2000 bereits 
117 Tsd. Teilnehmer, laut der URT (2001) knapp über 105 Tsd. 

213 Vgl. DIALOG (200le). 
214 Vgl. R6zyilski (2001b), S.4. 
215 Vgl. DIALOG (2001). 
216 Die dynamische Entwicklung von DIALOG wird auf die klaren Eigentümerverhältnisse 

zurückgeführt (100% bei KOHM) und die Plllne von KOHM, sich von der Betreiberfirma 
zu trennen. In diesem Sinne soll der fortwährende Ausbaus des DIALOG-Netzes einen 
wertsteigemden Einfluss beim Unternehmensverkauf haben. Vgl. R6zynski (2001b), S.4. 

217 Siehe Firmen-Homepage unter: http://www.elektrim.pl, Stand 09.2001. 
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S.A. übernommen hat.211 Der wichtigste Partner von Elektrim im Bereich der 
Festnetzkommunikation ist seit 2001 die französische Vivendi Universal Grup-
pe.219 Ende 2001 sollte die französische Kapitalgruppe ein Mehrheitspaket von 
51 % an Elektrim Telekomunikacja erwerben. Der Gruppe Elektrim verblieben 
nach dieser Transaktion 49% der Anteile an dem Telekommunikationsunterneh-
men.220 

Zu den lokalen Festnetzbetreibern, deren Anteile ET von Elektrim S.A. über-
nommen hat, gehören:221 

• RST El-Net- 92% (Anteile}, 
• Telefonia Regionalna Sp. z o.o. - 99,39%, 
• Elektrim TV-Tel - 100%, 
• Telefonia Polska-Zach6d - TeleTon - l 00%. 

Die Entwicklung der Teilnehmerzahlen der ET-eigenen Betreiberunternehmen 
zeigt Tab. 3-25. Wie man sieht, fand der stärkste Zuwachs der Teilnehmerzahlen 
im Jahr 1999 statt. Das Jahr 2000 sowie der Anfang von 2001 waren für das 
Unternehmen von der Ungewissheit bzgl. des zukünftigen Hauptinvestors sowie 
der Unternehmensrestrukturierung bei Elektrim geprägt. Damit kann das ver-
langsamte Tempo des Zuwachses erklärt werden, das Elektrim Ende 2000 den 
Verlust der Position als zweitgrößter privater Betreibers gekostet hat.222 

1998 1999 2000 06.2001 

Teilnehmer ca. 20.000 ca. 60.000 73.000 87.000 

Die Angaben beziehen sich auf das Ende des angegebenen Zeitraums. 

Quelle: o. V. (200Ji)und Espicom (2001), S.32. 
Tab. 3-25: Teilnehmerzahlen der ET-eigenen Betreiber, 1998-06.2001 

Als der wichtigste Betreiber aus dieser Unternehmensgruppe kann die Firma El-
Net angesehen werden, die über 42% der Teilnehmer bedient.223 Zusätzlich hat 
sie im Juni 1999 eine Konzession für die Erbringung von Telekommunikations-

211 Vgl. R6zynski, Horodenski ( 1999); Elektrim (2001) und Jadc:za ( 1999a). 
219 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.vivendi.fr, Stand 03.2002. 
220 Vgl. Elektrim (2001); Elektrim (2001a) und Siemieniec (2001). Das Aktienpaket sollte Vi-

vendi ca. 100 Mio. EUR kosten. 
221 Vgl. Elektrim (2001); o.V. (1999a); Espicom (2001); Elektrim (2001b) und Elektrim 

(2001a) für eine Auflistung aller der Transaktion unterliegenden Unternehmen. Die aufge-
führten Firmen bilden nur einen Teil der 489 Mio. EUR teuren Transaktion. 

222 Ursprünglich war vom Unternehmen ein Ausbau des Netzes auf 240 Tsd. Teilnehmer bis 
Ende 2000 geplant gewesen. Vgl. CA 1B (2001), S.29. 

223 Vgl. Maciejewski (1999); URT (2001) und Jadc:za (1999b). 
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diensten in der ehemaligen Warschauer Woivodschaft und der Stadt Warschau 
erhalten.224 Gemäß den Angaben vom April 1999 besaß Elektirm zu diesem 
Zeitpunkt insgesamt 24 Konzessionen, die ca. 58% der Landesfläche abdeck-
ten.22s 

ET führt Pilotprojekte durch, um demnächst aus einer Hand Telefon-, Kabel-
TV- und breitbandige Internetdienste anbieten zu können.226 

Genauere Angaben über die vier ET-eigenen Betreiber liegen nicht vor. 

Die Betreiber-Holding Polish Telecom Operators (PTO) 

Die Betreiber-Holding PTO wurde 1995 in den Niederlanden unter dem Namen 
Intercities Holdings N.V. (1995-1997) gegründet. Bis 1997 besaß der Hauptin-
vestor CETI227 direkt Anteile an den PTO-eigenen Firmen, die 1997 an die PTO 
übergeben wurden. Die PTO verfolgte die Strategie des Aufkaufs von kleinen, 
lokalen Betreibern, die aus finanziellen Gründen ihre Tätigkeit einschränken 
oder einstellen mussten. 

Der Betreiber agiert hauptsächlich im Nord- und Südosten des Landes. Zur PTO 
gehören S Betreiberuntemehmen mit insgesamt 21 lokale Konzessionen, die ca. 
20% der Landesbevölkerung abdecken:221 

• Telefony Rzeszowskie TELER S.A. 
• Przedsi~biorstwo Telekomunikacyjne RETEL S.A. 
• Srodkowo-Zachodnie Telefony Polskie S.A. 
• Telekomunikacja D~bicka S.A. 
• Telefony Brzeskie S.A. 

Die PTO versorgte Ende 1998 ca. 50 Tsd. Teilnehmer.229 Bis Mitte 1999 hatten 
die fünf Betreiber insgesamt ca. 74 Tsd. Teilnehmer angeschlossen, mussten 
aber aufgrund finanzieller Probleme ihren weiteren Ausbau fast gänzlich stopp-
pen.230 

224 Vgl.Osuch (2000), S.2; o.V. (2000a) und R6tynski (2000), S.2. 
225 Vgl.Jadcza(l999). 
226 Vgl. Elektrim (2001d). 
227 CETI - Central Europe Telecom Investments. Das CETI wurde 1994 von der International 

Finance Corporation (IFC) der Weltbank, mitbegründet. Das Ziel des Fonds war die Fi-
nanzierungshilfe beim Auf- und Ausbau der Telekommunikationsinfrastrukturen in Mit-
tel- und Osteuropa. Vgl. o.V. (1999), Espicom (2001), S.34 und IFC (1994). 

221 Vgl. L~gowski (2000) und o.V. (1999). 
229 Vgl. R6tynski (1998), s.s. 
230 Vgl. Maciejewski (1999), URT (2001), Wroclawski (2001) geben ftlr 2001 eine Teilneh-

mer7.llhl zwischen 75-77,S Tsd. an, was einen kaum merklichen Unterschied zu den Daten 
von Mitte 1999 bedeutet. Die Informationslage bzgl. der Teilnehmer7.llhlen und der Hol-
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3.3.3 Wettbewerbsbeginn im Fernnetz 

Ende 2000 wurden Konzessionen für den Aufbau von Fernnetzen sowie den 
Betrieb und das Erbringen von Fernnetzdiensten vom Kommunikationsministe-
rium ausgeschrieben. Die drei antretenden Unternehmen erhielten jeweils eine 
nationale Fernnetzkonzession: 231 

• Netia 1 Sp. z o.o. 
• NOM Sp. z o.o. 
• Energis Polska Sp. z o.o. 

Alle drei Betreiber haben unter den Anteilseignern Unternehmen, die bereits 
eigene Fernleitungen (entlang von Bahnschienen oder Energieleitungen) sowie 
Telekommunikationserfahrung besitzen. Eine Ausweitung der vorhandenen 
Kapazitäten ist also unter Einsatz von geringeren Investitionsmitteln als beim 
kompletten Neubau des Fernnetzes möglich.232 

Der Auf- und Ausbau soll sich auf Glasfaser-Ringnetze konzentrieren, die in der 
Übertragungstechnologie DWDM233 arbeiten werden. Damit könnten die Unter-
nehmen in naher Zukunft auch im internationalen Gesprächsverkehrsmarkt eine 
ernstzunehmende Konkurrenz für die TP S.A. darstellen.234 Laut Prognosen 
könnten die Konkurrenten der TP S.A. bis 2005 einen Marktanteil von 30-50% 
des Fernverkehrs gewinnen.235 

Mit dem Markteintritt der neuen Anbieter im Fernnetz sind erste Preissenkungen 
bei den Gesprächsgebühren verbunden. Die Preisveränderungen/Preisstruktur 
bei Ferngesprächen ab dem 1.09.2001 werden in Tab. 3-26 dargestellt. 

Die großen Preisunterschiede von Netia 1 zur TP S.A. und zu NOM beruhen 
teilweise auf einer unterschiedlichen Zeitzonenaufteilung bei Netia 1. Mit weite-

ding selbst ist mangelhaft. Zur Finanzsituation (Verschuldung) der PTO siehe u.a. Bosak 
(2001). 

231 Vgl. Minister L9<cznosci (2000i) oder Dornisch (2001), S.393f. 
232 Ein Neuaufbau des Fernnetzes neben dem bestehenden würde nach Schätzungen des 

Kommunikationsministeriums ca. 200 Mio. USO kosten. Vgl. R6zynski (2000a), S.4 
Siehe auch Dornisch (2001), S.39lff. 

233 DWDM steht fl1r dense wavelength division multiplexing. Diese Technik, die dem WDM 
unterliegt (wavelength division multiplexing), ist eine Verbesserung der bisherigen TOM 
(time division multiplexing), da sie den einzelnen Signalen eigene (separate) Frequenzen 
zuweist und diese "nebeneinander" und nicht "nacheinander" (TOM) verschickt werden 
können. Damit wird die Kapazität der bestehenden Glasfaserverbindungen gesteigert. 
DWDM (dense WDM) ordnet verglichen mit WDM die Signale dichter an, womit eine 
zusätzliche Kapazitätssteigerung verbunden ist. Für eine umfangreiche Erklärung siehe: 
http://www.cisco.com/univercd/cc/td/doc/product/mels/dwdm/dwdm_fns.htm, Stand 03.2002. 

234 Vgl. Siwik (2001), S.2. 
235 Vgl. Wroclawski (2001c) und CA 1B (2001), S.3. 
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ren Preissenkungen ist im Laufe der Zeit und nach Markteintritt des dritten 
privaten Betreibers (Energis Polska) zu rechnen.236 

Der Fernbereich ist auch mit einer sich verstärkenden Konkurrenz vonseiten der 
Mobilfunkbetreiber konfrontiert, die im Zuge der Senkung der Mobilfunktarife, 
der Erhöhung der Penetrationsrate des Mobilfunks und aufgrund der Nichtunter-
scheidung zwischen Fern- und Ortsgesprächen (beides "Verbindungen ins Fest-
netz") an Schärfe gewinnen wird.237 

Das Prinzip der in Polen eingeführten Betreibervorwahl für Ferngespräche ist 
für die neuen Betreiber günstig, da sie bei jeder Fernverbindung gewählt werden 
muss. Dies differiert z.B. vom deutschen Prinzip, wo bei Anwahl einer Fernver-
bindung ohne Betreibervorauswahl das Gespräch automatisch über den bisheri-
gen Zugangsnetzbetreiber erfolgt (meist die Deutsche Telekom). 

Auf diese Weise wird in Polen das dominierende Unternehmen (TP S.A.) nicht 
favorisiert, sei es aus Gewohnheit oder Unwissenheit vieler Teilnehmer, die 
sonst keine Betreibervorauswahl betreiben würden. Nach dem in Polen ange-
wandten Prinzip werden diese Personen dazu gezwungen und auf die Mög-
lichkeit der Wahl anderer Betreiber als der TP S.A. durch eine automatische An-
sage hingewiesen. 

Minutenpreis für Femgespra- TP Netla 1 NOMzu Netla 1 NOM Netla 1 zuTP 
ehe In PLN und (EUR) S.A.231 

S.A. TPS.A. zuNOM 

Hauptzeit (Mo.-Fr. 8-18) 0,49 0,46 0,43 -12,2% -6,1% -6,5% (0, 134) (0, 125) (0, 117) 

Nebenzeit (Mo.-Fr. 18-8) 0,24 0,23 0,26 +8,3% -4,2% +13% (0,066) (0,063) (0,071) 

Wochenende, Feiertage 0,37 0,35 0,26 -29,7% -5,4% -25,7% (ganztägig) (0, 101) (0,096) (0,071) 

Preise Inkl. 22% MWSt. 

Quelle: Makowiecki (2001), Sicinslct (2001b) und Netia (200/g). 

Tab. 3-26: Höhe und Vergleich der Minutenpreise für Fernverbindungen, Sep-
tember 2001 

236 Der dritte private Anbieter, die Energis Polska, hat bis dato ihre Tätigkeit noch nicht auf-
genommen. Es sind keine Angaben über die geplanten Minutenpreise verfügbar. 

237 Vgl. CA 1B (2001), S.13. 
231 Im Zeitraum 1.07-1.09.2001 kostete ein Ferngespräch bei der TP S.A. (Hauptzeit) noch 

0,54 PLN/Min. (ca. 0,15 EUR/Min.) und vor dem 1.07.2001 noch 0,80 PLN/Min (ca. 0,22 
EUR/Min.). Vgl. Margas (2001a), S.2. 

180 



NOM Sp. z o.o.(GmbH) - Vorwahl 01044239 

NOM Sp. z o.o. - Niezalezny Operator Mi~dzystrefowy - (Unabhängiger Zonen-
betreiber GmbH) wurde Ende 1999 von drei Unternehmen gegründet. Die An-
teile der Aktionäre gliedern sich wie folgt:240 

• PSE - Polskie Sieci Elektroenergetyczne 50% (nationales EVU) 
• PKN - Polski Koncern Naftowy 35% (polnischer Rohölkonzern) 
• Tel-Energo 15% (Telekommunikationsbetrei-

ber im poln. Energiesektor) 

NOM startete im öffentlichen Fernbereich mit über 9 Tsd. Kilometer Glasfaser 
und kann von den Erfahrungen und Kunden von Tel-Energo profitieren, das bis-
her unter anderem die Datenübertragung für den Energiesektor sowie auch für 
die Mobilfunkbetreiber Plus GSM und Era GSM abwickelte.241 

NOM hat als erster unter den drei Fernnetzbetreibern seine Tätigkeit aufgenom-
men. Seit dem 1.07.2001 können Teilnehmer Ferngespräche aufcall-by-ca/l-Ba-
sis (ohne Vertrag, ohne Mindestumsatz) oder mit Preselection über die 01044 
tätigen, die über die Rechnung der Ortsnetzbetreiber (meist der TP S.A.) abge-
rechnet werden.242 Der Betreiber will sich im Gegensatz zu Netia 1 und Energis 
Polska auf Privatkunden konzentrieren. In den ersten zwei Monaten seiner Tä-
tigkeit will NOM bereits 7-8% des Ferngesprächsverkehrs bedient haben.243 

Das Unternehmen hofft auf eine baldige Senkung der an die TP S.A. zu entrich-
tenden lnterconnection-Gebühren und des Zugangsdefizitausgleichs durch die 
URT. Die Höhe der beiden Gebühren beträgt im Moment ca. 60% des vom Kun-
den gezahlten Preises, die NOM an die TP S.A. überweisen muss.244 

Netia 1 Sp. z o.o. (GmbH) - Vorwahl 01055245 

Netia 1 Sp. z o.o. wurde von fünf Unternehmen mit folgenden Anteilen gegrün-
det:246 

• Netia S.A. 
• BRE 
• PKOBP 

38% (lokaler Festnetzbetreiber) 
22% (Bank) 
22% (Bank) 

239 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.nom.com.pl, Stand 03.2002. 
240 Vgl. Espicom (2001), S.37 oder Madej (2001). 
241 Vgl. Siepracki (2000), S.2 sowie Domisch (2001), S.392f. Zu den Mobilfunkbetreibern 

siehe Kapitel 3.3.S. 
242 Vgl. Sich\ski (2001b); Margas (2001a); RZB (2001), S.7 und Madej (2001). 
243 Vgl. Wroclawski (2001c). 
244 Vgl. Sicil\ski (2001 b ). Zum Zugangsdefizitsausgleich siehe Kapitel 6.1.3. 
245 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.netialOSS.pl, Stand 09.2001. 
246 Vgl. Siepracki (2000), S.2 und Espicom (2001), S.28. 
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• Telia AB 11 % (schwedischer Telekommunikationsbetreiber) 
• STOEN S.A. 7% (Warschauer Energieversorger) 

Das Unternehmen kann bereits bei Netzstart auf Ober eine halbe Million "eige-
ner" Teilnehmer zurückgreifen, die an die Ortsnetze der Netia-Betreiber ange-
schlossen sind.247 

Netia 1 plant, sich auf Geschäftskunden zu konzentrieren. Da sich das Unterneh-
men in bezug auf die Abrechnung nicht mit der TP S.A. einigen konnte, ist zur 
Nutzung der Dienste ein individueller Vertrag erforderlich.241 Für Teilnehmer 
der TP S.A., die Netia - Dienste nutzen wollen, gilt ein Mindestumsatz von 24,4 
PLN (ca. 5,50 EUR) pro Monat, der von angemeldeten Kunden entrichtet wer-
den muss, auch wenn nicht telefoniert wurde. 249 

Energis Polska Sp.z o.o. (GmbH)- Vorwahl 01066250 

Der Fernnetzbetreiber Energis Polska wurde im Jahr 2000 unter dem Namen 
"NG Koleje Telekomunikacja" gegründet. Die Aktienverteilung des Konsor-
tiums gliedert sich wie folgt:251 

• PKP S.A. 42,5% (Polnische Staatsbahn AG)252 

• National Grid 23,75% (britisches EVU, Aktionär von Energis) 
• Energis 23,75% (britischer Telekommunikationsbetreiber) 
• PT "Centrala" Sp. z o.o. 10% (lokaler Telekommunikationsbetreiber) 

Der Teilinhaber von Energis Polska - National Grid - kann auf jahrelange Erfah-
rungen im britischen Telekommunikationssektor zurückgreifen. Energis besitzt 
in Polen bereits einen gewissen Kundenstamm, der bisher die Netze des Betrei-
bers für Datenübertragungszwecke nutzte.253 

Aufbauend auf den Erfahrungen von Energis soll sich Energis Polska auf den 
Geschäftskundenmarkt konzentrieren, dem das Unternehmen integrierte Lösun-
gen im Bereich Sprachkommunikation und Datenübertragung anbieten will. 

247 Vgl. Siepracki (2000), S.2 und Espicom (2001), S.28. 
241 Vgl. Kosielinski (2001a). Dies erforderte von Netia 1 unter anderem die Investition in ein 

Billing-System. 
249 Vgl. Wroclawski (2001c) und Netia (2001c). Kunden von einem der 12 lokalen Netia -Be-

treiber, die zur Netia Holdings S.A. gehören, müssen keinen gesonderten Vertrag unter-
schreiben. Diese Kunden haben auch nicht die Auflage des Mindestumsatzes. 

256 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.energis.pl, Stand 03.2002. 
251 Vgl. Madej (2001c) und Energis (2001). 
252 Es wird erwartet, dass PKP S.A. in Zukunft seinen Anteil zugunsten von National Grid 

und Energis auf 2% senken wird, was den beiden Unternehmen die Kontrolle über Energis 
Polska geben würde. Vgl. Espicom (2001), S.36. 

253 Vgl. Siepracki (2000) und o.V. (2000). 
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Der Betreiber plante, seine Tätigkeit Anfang Oktober 2001 aufzunehmen.254 Das 
Nutzen der Dienste von Energis Polska sollte keinen Vertrag erfordem.255 Preise 
für Verbindungen, die Energis Polska anbieten wird, waren bis zum 1.10.2001 
nicht bekannt. 

Das Unternehmen hatte Anfang 2001 bereits mit dem Bau eines breitbandigen 
Glasfaser- backbone-Netzes begonnen, das insgesamt 5,3 Tsd. km lang und di-
rekt an das 30 Tsd. km lange europäische Energis-Netz angeschlossen werden 
soll.25, 

Probleme der Liberalisierung des Fernnetzes 

Die Ausschreibung der Konzessionen zur Zulassung von privaten Betreibern im 
Fernnetz wurde im Januar 2000 beschlossen.257 Der problemreiche und lange 
Weg zur faktischen Liberalisierung des polnischen Fernnetzes fing mit der ver-
späteten Erteilung der Konzessionen an, die erst 4 Monate nach der Ausschrei-
bung, also im Mai 2000 erfolgte. Damit war das Ziel, die Fernnetze faktisch ab 
dem 1.07.2000 zu öffuen, bereits verfehlt, da es für die Betreiber in der kurzen 
verbleibenden Zeit technisch unmöglich war, ihre Tätigkeit aufzunehmen. Darü-
ber hinaus mussten auch noch entsprechende Zusammenschaltungsverträge mit 
der TP S.A. geschlossen werden. 

Die zahlreichen Probleme bzw. Hindernisse bei der faktischen Öffnung des 
Fernnetzes sowie ihre Auswirkungen auf den Markt und die Betreiber sollen im 
weiteren kurz skizziert werden. 

• Verzögerungen seitens des Ministeriums für Kommunikation. Zusätzlich 
zu der verspäteten Erteilung der Konzessionen zögerte das Kommunikations-
ministerium bei der Schlichtung des Streites zwischen NOM/Netia 1 und der 
TP S.A. bzgl. der Zusammenschaltungsverträge.258 Erst im Dezember 2000 

254 Energis Polska empfing die Konzession erst im Dezember 2000 und unterschrieb den Zu-
sammenschaltungsvertrag mit der TP S.A. im August 2001, da das Unternehmen auf das 
Schlichtungsergebnis der URT bzgl. der Zusammenschaltungsbedingungen der TP S.A. 
und der beiden anderen Fernnetzbetreiber NOM und Netia 1 gewartet hatte. Vgl. Madej 
(2001b), o.V. (2001b), Energis (2001a) und Chelstowski (2001). 

255 Vgl. Kuras (2001 ). 
256 Vgl. o.V. (2001b) und Madej (2001c). Darüber hinaus hat Energis Polska 5 Tsd. km vom 

nationalen Glasfasernetz der PKP (für 46,5 Mio. USD) für einen Zeitraum von 15 Jahren 
gepachtet. Vgl. Espicom (2001), S.36. 

257 Vgl. Minister L!lcznosci (2000i). 
258 Vgl. Z.B. Netia (200lt) oder Dornisch (2001), S.389. Aufgrund des Fehlens einer klaren 

ministeriellen Politik in bezug auf die Netzzusammenschaltung spricht Dornisch (2001) 
von der TP S.A. als politikgestaltendem Organ in diesem Bereich, das sowohl auf die 
Fernnetzliberalisierung als auch auf die Ortsnetzbetreiber großen Einfluss hatte. 
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wurden von der Behörde entsprechende Richtlinien vorgelegt.259 Die weiter un-
ten genannten Streitpunkte bei den Verhandlungen hätten antizipiert und durch 
eine Festlegung von Rahmenbedingungen von vornherein vermieden werden 
können. Länder der Europäischen Union handhaben dies in Form einer Zusam-
menschaltungsempfehlung - Reference Interconnection Offer (RIO) -, die der 
nationale (dominante) Betreiber auf Anweisung des Regulierers vorbereitet 
und diesem zur Prüfung vorlegt. Der Umfang dieses Rahmenvertrages wird 
auch von der Europäischen Union empfohlen.260 

•Gründung der Regulierungsbehörde. Ab Anfang 2001 übernahm die neu 
gegründete Regulierungsbehörde für Telekommunikation (URT)261 die Zustän-
digkeit bei Streitfragen vom Ministerium für Kommunikation. Die URT war 
im August 2000 ins Leben gerufen worden und befand sich demnach in der 
Anfangszeit der Fernnetzliberalisierung noch in der Aufbauphase. 

• Zusammenschaltungsverhandlungen mit der TP S.A. Die Streitpunkte bei 
den Verhandlungen mit der TP S.A. bezogen sich auf folgende Bereiche der 
Netzzusammenschaltung:262 

• Höhe der Zusammenschaltungsentgelte (interconnection charges), 
• Höhe des Zugangsdefizitausgleichs (access deficit charge), 
• Teilnehmer-Bi/ling, 
• Anzahl und Parameter der Zusammenschaltungspunkte (auch technische 

Ausrüstung zur Aufzeichnung der Verkehrsmenge und -teilnehmer), 
• Definition des "einfachen" und "doppelten Transits" für die Zwecke der 

Abrechnung des durchgeleiteten Verkehrs. 

Den im Dezember 2000 vom Ministerium vorgelegten Zusammenschaltungs-
richtlinien wurde im Februar 2001 von der TP S.A. beim Obersten Verwal-
tungsgericht widersprochen, was zu einer weiteren Verzögerung führte. Auf-
grund der erfolgreichen Verzögerungstaktik der TP S.A. und der ministeriellen 
Versäumnisse konnten die Betreiber erst in der zweiten Hälfte 2001 (NOM am 
1.07., Netia 1 am 1.08.) ihre Tätigkeit aufuehmen.263 Für die TP S.A. bedeutete 
dies ein weiteres Jahr der Monopolstellung auf dem Fernnetzmarkt, was sich 
aufgrund des geschätzten Wertes dieses Marktes auf Einnahmen in Höhe von 
etwa 400-600 Mio. USD beziffern lässt.264 

259 Diese Richtlinien entstanden als Resultat des Streites zwischen der NOM und der TP S.A. 
Vgl. Szymczak (2001). 

260 Vgl. Maj (2001) und o.V. (2001d). 
261 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.136 Abs.1; Art.151 Abs.2 sowie Kapitel 4.3. 
262 Vgl. Maj (2001). 
263 Vgl. Margas (2001). 
264 Der Wert des Marktes soll laut Prognosen trotz Anstiegs des Verkehrs aufgrund der Preis-

senkungen, die in den nächsten Jahren zu erwarten sind, auf ca. 230 Mio. USO fallen, den 
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• Behinderung des Wettbewerbs - TP S.A.'s Verzögerungstaktik. Der 
TP S.A. wird von den Betreibern eine absichtliche Verzögerungstaktik zwecks 
Behinderung der Entwicklung von Wettbewerb auf dem Markt vorgeworfen. 265 

Sie soll unter anderem (trotz entsprechender Vorschriften}266 in der Informa-
tionsansage eine Zeitlang nur auf die eigene Betreibervorauswahl hingewiesen 
haben. Ferner soll die TP S.A. in ihrer Werbung den Eindruck erweckt haben, 
als wäre ihre eigene Betreibervorauswahl eine notwendige Bedingung, um 
Ferngespräche tätigen zu können.267 

Die TP S.A. hätte darüber hinaus die technische Anpassung an das neue Um-
feld verzögert, indem sie bei der Erweiterung der Kapazitäten der Zusammen-
schaltungspunkte nicht zügig vorgegangen wäre.268 

Eine weitere Streitfrage zwischen NOM und der TP S.A. ist die Abrechnung 
der Dienste des ersteren über die Rechnungen der TP S.A. Laut dem Incumbent 
kommt dies einer steuerrechtlichen Vorschriftsverletzung (MWSt.) gleich.269 

Mit dieser Begründung hat die TP S.A. für die Monate Juli bis September 2001 
die von NOM geleisteten Dienste nicht auf ihren Rechnungen aufgeführt, somit 
nicht eingezogen und auch nicht an die NOM überwiesen. Damit war NOM 
vorerst von der einzigen Einnahmequelle abgeschnitten.270 

• Sinn der Konzessionierung? Die Konzessionsgebühr betrug bei Netia 1 28 
Mio. Euro, bei den übrigen Betreibern jeweils 23 Mio. Euro271 und sollte einen 
Betriebsbeginn am 1.07.2000 ermöglichen. Als erster Betreiber konnte NOM 
am 1.07.2001 den Betrieb aufnehmen. Der Zeit- und Erlösverlust, der durch 

mehrere Betreiber unter sich aufteilen müssen. Vgl. CA 1B (2001), S.3, Wroclawski 
(2001c) und o.V. (2001d). 

265 Siehe dazu Domisch (2001), S.389f. Die TP S.A.-Monopolpraktiken in Form der Verwei-
gerungs- bzw. Verzögerungstaktik wurden sowohl im Fernnetzbereich als auch gegenüber 
den Ortsnetzbetreibern angewendet. Siehe dazu auch Schenk et al. (1996), S.127. 

266 Vgl. o.V. (200lj), Madej (2001a), Kosielinski (2001a), Minister Litcznosci (1996a) und 
Minister Litcznosci (2000g). 

267 Aufgrund der Verzögerungen seitens der TP S.A. und des Ministeriums und der Unge-
wissheit bzgl. des tatsächlichen Zeitpunktes des Anschlusses konnten die privaten Betrei-
ber auch ihre Werbekampagnen nicht ausreichend vorbereiten. Vgl. Margas (2001a). 

261 Vgl. Chelstowski (2001), Wroclawski (2001c), Kuras (2001) und Kosielinski (2001a). 
NOM verlangt eine Entschädigung von der TP S.A. in Höhe von über 81 Mio. PLN (über 
22 Mio. EUR) wegen der durch die "absichtliche Verzögerungstaktik" der TP S.A. entgan-
genen Erlöse aufgrund der verspäteten Möglichkeit der Tätigkeitsaufnahme. 

269 Vgl. Maj (2001). Dabei handelt es sich um eine Verletzung des polnischen Steuerrechts• 
insbesondere der Mehrwertsteuervorschriften -, wo die Fakturierung der von einem Unter-
nehmen erbrachten Leistungen durch ein anderes Unternehmen nicht zugelassen wird. 
Demnach würde die TP S.A. von NOM zu gesetzwidrigem Verhalten aufgefordert. 

270 Vgl. Kosielinski (2001a) und Swiderek (2001c). 
271 Vgl. CA IB (2001 ), S. 33. Netia 1 hatte 5 Mio. EUR mehr geboten. 
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die Verzögerung zustande kam, und darüber hinaus die zusätzlichen Kosten, 
die die neuen Betreiber aufgrund der langwierigen Verhandlungen mit der 
TP S.A. tragen mussten, veranlassten die Unternehmen zu einer Rückforde-
rung der erbrachten Konzessionsgebühren.272 

• Technische Unzulänglichkeiten des TP S.A.-Netzes. Aufgrund einer unzu-
reichenden technischen Vorbereitung des Netzes seitens der TP S.A. ist die 
Durchführung der Prese/ection-Einstellung nur bei 60% der lokalen TP S.A.-
Vermittlungsstellen möglich. Ca. 20% aller TP S.A.-Vermittlungseinrichtun-
gen sind weiterhin analog ohne die Möglichkeit dieser Einstellung. Weitere 
20% der Einrichtungen sind zwar digital, gestatten jedoch nur die Möglichkeit 
der Einstellung eines Preselection-Betreibers - in diesem Falle der TP S.A.273 

Aufgrund "technischer Probleme" hatte die TP S.A. darüber hinaus anflinglich 
nur der Bedienung von 15 Nummerierungszonen durch Netia 1 zugestimmt. 
Nach weiteren Verhandlungen kann Netia 1 nun in allen (49) Zonen ihre 
Dienste anbieten.274 Laut NOM sollen TP S.A.-Vermittlungseinrichtungen in 
verschiedenen Teilen des Landes im ersten Monat der Tätigkeit des Betreibers 
Verbindungen über die O I 044 (NOM) nicht durchgeführt haben. 275 

• Fehlende Vorbereitung der rechtlichen Rahmenbedingungen. Die Konzes-
sionsausschreibung und die (verspätete) Konzessionsaushändigung erfolgten in 
einer Situation nicht vorhandener (und von der EU empfohlener) Rahmenvor-
schriften, die eine reibungslos( er )e Durchführung der Marktöffnung unterstützt 
hätten. Ein stabiler Rechtsrahmen, der nicht vom Incumbent angefochten wer-
den kann, stellt eine der wichtigsten Voraussetzungen im Prozess der Liberali-
sierung eines netzgebundenen Marktes wie der Telekommunikation dar.276 

Dem Kommunikationsministerium und (später) der URT muss in diesem Sinne 
daher eine überstürzte und unvorbereitete Durchführung der Liberalisierung 
vorgeworfen werden. Der nun bestehende rechtliche Rechtsrahmen wird von 
den Betreibern trotzdem noch als unzureichend, lückenhaft und irreführend be-
zeichnet. Ebenso wenig waren diese beiden Behörden auf die Schlichtung von 
Streitigkeiten, die unter diesen Umständen auftreten mussten, vorbereitet. Die 
Annahme des Kommunikationsministeriums, die faktische Öffnung des Mark-
tes hätte unter den gegebenen Umständen schon Mitte 2000 geschehen können, 
ist aus diesen Gründen nicht nachvollziehbar. 

272 Vgl. Gamdzy (2001), Siwik (2001) und Netia (200lf). Eine entsprechende Klage derNetia 
1 wurde eingereicht. 

273 Vgl. Szaftanski (2001a). 
274 Vgl. Madej (2001b). Die Numrnerierungszonen entsprechen den Woivodschaften in der 

alten Woivodschaftseinteilung. Siehe dazu Abb. 3-15. 
275 Vgl. Margas (2001a). 
276 Vgl. Chelstowski (2001), o.V. (2001d) und Maksimczuk (2001). 
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3.3.4 Bruch des Monopols der TP S.A. im internationalen Gesprächsver-
kehr 

Eine unerwartete Wende nahm die Entwicklung auf dem Markt für Auslands-
gespräche. Gemäß dem Telekommunikationsgesetz (2000) sollte die TP S.A. 
das Monopol in diesem Bereich bis zum 31.12.2002 behalten. 277 Bereits im 
Oktober 2000 wagte jedoch der Mobilfunkbetreiber Era GSM (PTC) einen uner-
warteten Schritt und bot internationale Gespräche als VoIP (Voice over Internet 
Protocol)271 an. Dies geschah im Rahmen eines bewilligten Pilotprojektes und 
konnte aus diesem Grund nur einer begrenzten Gruppe von Nutzern zur Verfü-
gung gestellt werden. Zu diesem Zweck nutzte der Betreiber Datenleitungen von 
Internetanbietern, die bisher seinen Datenverkehr abgewickelt hatten. Nach ei-
nem Protest der TP S.A. und der Aufforderung, diesen Dienst unverzüglich ein-
zustellen, übernahm der Vorgänger der URT279 die Klärung des Problems.210 

Aufgrund eines Gutachtens der URT und des in Kraft getretenen Telekommuni-
kationsgesetzes konnte Era GSM diesen Dienst ab Juni 2001 landesweit anbie-
ten.281 Die endgültige Prüfung der URT ist allerdings noch nicht abgeschlossen. 
Einstweilen darfVoIP angeboten werden, da es nicht gegen die Vorschriften des 
Telekommunikationsgesetzes verstößt (diese Möglichkeit wurde nicht berück-
sichtigt). Era GSM hatte ebenfalls nicht gegen die in der Konzession festgelegte 
Vorschrift, jeglichen internationalen Verkehr über die Netze der TP S.A. zu lei-
ten, verstoßen, da es sich hierbei um Daten- und nicht Sprachübermittlung han-
delte. Viele private Betreiber (unter anderem auch Netia) nahmen VoIP darauf-
hin in ihre Dienstepalette auf.212 

Bis Oktober 2001 hatten Betreiber, die internationale Verbindungen als VoIP 
anboten, laut den Aussagen der TP S.A. bereits 15% dieses Dienstemarktes 
übemommen.213 Betrachtet man die wiederholten und verstärkten Proteste der 

277 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.135. 
271 VoIP - Sprachübermittlung über das Internet. Der Sprachtransfer wird wie Datentransfer 

gehandhabt, indem Sprache in Datenpakete gebündelt und über das Datennetz verschickt 
wird. Da keine Echtzeitübertragung gewährleistet werden kann und oftmals die Qualität 
der Übermittlung schlechter ist als bei traditioneller Sprachübertragung wird VoIP nicht 
als perfektes Substitut der telekommunikationsnetzbasierten Sprachübermittlung gesehen. 

279 Die URT entstand aus der Umwandlung der ehemaligen PITiP (Staatliche Telekommuni-
kations- und Postaufsichtsbehörde). Siehe auch Kapitel 4.2.1. 

280 Vgl. Wroclawski (2000). In einer Stellungnahme begrüßte der Kommunikationsminister 
indirekt dieses Vorgehen, indem er sich gegen die Blockierung des Einsatzes von neuen 
Technologien und für eine beschleunigte Entwicklung des Telekommunikationsmarktes 
aussprach. 

281 Vgl. Wroclawski (200le) und Lutycki (2001). 
282 Vgl. Wroclawski (2001f) und Espicom (2001), S.30. 
283 Vgl. Wroclawski (2001d) und Lutycki (2001). 
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TP S.A., scheinen VoIP-basierte Auslandsdienste die TP S.A. in sehr hohem 
Maße anzugreifen.284 

Die Preisunterschiede zwischen den TP S.A.-Auslandstarifen und den VoIP-
Auslandspreisen von z.B. Era GSM reichen ( entfernungsabhängig) bis zu einer 
Halbierung des regulären TP S.A.-Preises.285 

3.3.S Das öffentliche Mobilfunknetz 

Der Mobilfunk fing in Polen mit dem analogen System NMT-450216 an, das von 
PTK Centertel seit 1991 angeboten wurde. Im Jahr 1996 nahmen zwei weitere 
Betreiber, Polska Telefonia Cyfrowa (PTC) und Polkomtel, ihre Tätigkeit im 
GSM 900 MHz-Bereich auf. Im Jahr 1997 wurde eine DCS (GSM) 1800 MHz-
Lizenz an Centertel vergeben.217 

Im Jahr 1999 wurden den drei Mobilfunkbetreibern zusätzliche Konzessionen in 
den von ihnen bisher nicht genutzten Frequenzbändern ohne Ausschreibung im 
Rahmen einer Erweiterung der bestehenden zugeteilt. Damit sollten Centertel im 
900MHz-Bereich und die beiden anderen Betreiber im 1800 MHz-Frequenzband 
tätig werden. Centertel durfte sofort mit dem Anbieten von dual-band Diensten 
beginnen, für Polkomtel und PTC galt bei dual-band eine Sperrfrist bis März 
2000, die möglicherweise dem später in den GSM-Markt eingetretenen Centertel 
den Markteintritt erleichtern sollte.288 

Teilnehmerzahlen und Teilnehmerzuwachs 

Der polnische Mobilfunkmarkt gehört zu den am schnellsten wachsenden in 
Mittel- und Osteuropa. Laut Angaben für das 1. Quartal 2001 bedienten die drei 
polnischen Betreiber zu diesem Zeitpunkt insgesamt ca. 7,4 Mio. Teilnehmer. 
Dies bedeutete in etwa 27,5% des gesamten Mobilfunkmarktes in Mittel- und 
Osteuropa und sicherte den polnischen Betreibern zusammen den ersten Platz in 
dieser Ländergruppe. An zweiter Stelle lagen die tschechischen Mobilfunkunter-
nehmen mit 16,9%, gefolgt von Ungarn mit 12,4% Marktanteil. Ende des 1. 
Quartals 2001 dürfte jedoch die Mobilfunkpenetration pro 100 Einwohner in Po-
len knapp über 19 Teilnehmern pro 100 Einwohner gelegen haben und war 
damit niedriger als in Tschechien und Ungarn im Jahr 2000 (siehe Abb. 3-2).289 

284 Vgl. Tokarz (2001). 
215 Vgl. Cymuta (2001). 
216 NMT-450 steht für Nordic Mobile Telephone System im 450 MHz-Band. 
217 Die beiden GSM-Lizenzen sowie die DCS 1800-Lizenz wurden jeweils ftlr 15 Jahre zuge-

teilt. Vgl. Espicom (2001), S.41. 
211 Vgl. R6zynski et al. (1999), S.15f; o.V. (1999b) und Espicom (2001). 
219 Vgl. Era GSM (2001a). 
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Tab. 3-27 bietet eine Zusammenstellung der Teilnehmerzahlen der drei Betrei-
ber im Jahr 2000 und eine Prognose für das 3. Quartal 2001. Diesen Angaben 
nach könnte der Mobilfunkmarkt das Festnetz in bezug auf die gesamte Teil-
nehmerzahl bereits Mitte bzw. Ende 2002 überholen.290 

Teilnehmer In Tsd. PTC-Era Polkomtel- PTK Centertel Mobilfunk-
GSM PlusGSM -IDEA markt gesamt 

2000 2.802 2.461 1.485 6.748 
Mitte 2001 3.300 2.885 2.300 8.485 

Ende 3. Q. 2001e 3.500 3.190 2.450 9.140 

Quelle: Rozyns/ci (2001c), S.23 und Szafranski (2001). 

Tab. 3-27: Teilnehmerzahlen der Mobilfunkbetreiber, 2000 und 200le291 

Aufgrund des dynamischen Zuwachses im Jahr 2001 sehen korrigierte Progno-
sen für den Mobilfunkmarkt ein optimistisches Wachstumsszenario vor und 
sprechen von einer möglichen Penetrationserhöhung des polnischen Mobilfunks 
auf35 bis 40% in 2002 und 40 bis 47% in 2003. Für das Jahr 2005 wird bereits 
eine Penetration von 57% erwartet.292 

Mit dem Anstieg der Teilnehmerzahlen und der sich verstärkenden Konkurrenz 
zwischen den Betreibern setzt ein aggressiverer Preiskampf um den Kunden ein, 
der sich in den durchschnittlichen monatlichen Einnahmen pro Teilnehmer (ave-
rage revenue per user - ARPU) bemerkbar macht.293 Im Jahr 1997 lag das 
ARPU im polnischen Mobilfunk bei 105 USO, und im Jahr 1999 wurde ein Sin-
ken auf das Niveau von 80 USO prognostiziert. Im Vergleich dazu beträgt das 
ARPU in den westeuropäischen Ländern, in denen die Mobilfunkpenetration auf 
dem Niveau Polens liegt, 30 bis 60 USO. Es wird erwartet, dass diese 
Einnahmen in Polen in den nächsten Jahren ebenfalls und zwar auf ca. 40 USO 
pro Monat sinken.294 

Kundengruppenprofitabilität und -loyalität sowie Betreiberstrategien 

Der Kampf der drei Betreiber um Kunden resultiert auch in einer ständigen 
Erweiterung der Palette an angebotenen Diensten, in beträchtlicher Qualitätsver-
besserung und in einer immer weiter gehenden Differenzierung der angebotenen 
Tarifpakete. 

290 Vgl. CA 1B (2001), S.16. 
291 Eventuelle geringe Unterschiede zwischen den Angaben in der Tabelle und bei der Be-

sprechung der einzelnen Betreiber sind auf die verschiedenen Quellen zurückzuführen. 
292 Vgl. CA 1B (2001), S.3 und S.16. 
293 Vgl. Cymuta (2001). 
294 Vgl. o.V. (1999). 
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Die Unternehmensstrategien der einzelnen Betreiber unterscheiden sich dabei im 
Hinblick auf die Fokussierung auf bestimmte Kundengruppen. Plus GSM kon-
zentriert sich auf das Geschäftssegment, Era GSM sowohl auf Geschäfts- wie 
auch Privatkunden.295 PTK Centertel, der als letzter auf den GSM-Markt kam, 
strebt nach einem schnellen Zuwachs der Teilnehmerzahlen, der am einfachsten 
über Prepaid-Kunden zu erreichen ist. 

Die unterschiedlichen Kundengruppen zeichnet auch eine unterschiedliche Be-
treiberloyalität aus, die als Qualität des Kundenstamms bezeichnet werden kann. 
Die churn -Faktoren spiegeln die Politik der Betreiber im Hinblick auf die Kun-
dengruppenfokussierung wider. Polkomtel (Plus GSM) weist mit ca. 17% den 
niedrigsten churn -Faktor auf, PTC (Era GSM) erreicht bereits 20% und Center-
tel {IDEA) sogar 24%, da Prepaid-Kunden die geringste Loyalität gegenüber 
ihren Betreibern aufweisen.296 

Mitte 2001 lag der Anteil der Prepaid-Kunden am gesamten Mobilfunkmarkt in 
Polen bei ca. 39%.297 Die CA 1B erwartet, dass sich der dynamische Zuwachs 
der Prepaid-Kunden fortsetzt, bis der Marktanteil dieser Gruppe auf ca. 60% 
aller Mobilfunkteilnehmer gestiegen ist.291 Die OECD-Durchschnittsanteil der 
Prepaid -Kunden am gesamten Markt liegt bei 43%.299 

Die angesprochene sinkende ARPU-Tendenz hängt hauptsächlich mit eben die-
ser Erweiterung der Teilnehmerzahlen auf weniger wohlhabende Nutzer (Pre-
paid-Kunden) zusammen, die zwangsläufig weniger Verkehr und weniger Ein-
nahmen generieren. Die durchschnittlichen Erlöse pro Monat liegen bei 
Prepaid-Kunden im Jahr 2001 bei ca. 37,- PLN (ca. 10 EUR) und bei Vertrags-
kunden (Era GSM) bei ca. 105,- PLN (ca. 27 EUR).300 

Auch die Preisstrukturen des polnischen Mobilfunks verändern sich; im Jahr 
2000 gehörten sie jedoch weiterhin zu den höchsten in Europa (siehe Abb. 
3.1.8.-6). Die 1999 erfolgte "überkreuzte" Lizenzierung und damit die Etablie-
rung eines Betreiberoligopols mit drei Unternehmen hat sowohl zur Beschleuni-

295 Vgl. Dornisch (2001), S.396. 
296 Vgl. CA 18 (2001), S.48. Ein Großteil des Kundenverlustes sind Kunden, die aufgrund der 

Nichtbegleichung von Rechnungen vom Netz getrennt werden. Aus Datenschutzgrilnden 
ist es in Polen nicht erlaubt, eine nationale Liste von zahlungsunwilligen bzw. ver-
schuldeten Kunden zu ftlhren (in Deutschland z.B. die SCHUFA) bzw. diese Informatio-
nen zwischen Unternehmen auszutauschen. Die Betreiber erleiden aus diesem Grund Ein-
bußen in Höhe von bis zu 4% der gesamten Erlöse. 

297 Vgl. R6zynski (2001c). Im 3.Quartal 2001 waren rund 60% der Neukunden in Polen 
Prepaid-Kunden. Vgl. Szafranski (2001). 

291 Vgl. CA 18 (2001), S.S. 
299 Vgl. OECD (2001), S.88. 
300 Vgl. o.V. (2001h). 
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gung der Mobilfunkverbreitung, als auch zu erheblichen Preissenkungen ge-
führt.301 

Die mit Preissenkungen im Mobilfunk verbundene und durch Preiserhöhungen 
im Festnetz verstärkt auftretende Substitution eines Festnetzanschlusses durch 
Mobilfunk eröffnet dem Markt zwar Wachstumsmöglichkeiten; bei Anhalten der 
bereits sichtbaren Preisbewegungstendenzen in beiden Sektoren könnte der Mo-
bilfunk jedoch nicht nur absolut in der Teilnehmeranzahl wachsen, sondern auch 
dem Festnetz einen Großteil des durchzuleitenden Verkehrs streitig machen. 

Polska Telefonia Cyfrowa Sp. z o.o. - (PTC) - Era GSM302 

Der Mobilfunkbetreiber Polska Telefonia Cyfrowa (PTC) ist Eigentümer des 
größten polnischen Mobilfunknetzes unter dem Handelsnamen Era GSM. 

Das Unternehmen gehört zu 51 % der Elektrim Telekomunikacja (ET), über die 
die französiche Vivendi Universal Gruppe die Kontrolle besitzt.303 Das zweite 
Aktienpaket von 49% hält direkt und indirekt die Deutsche Telekom AG.304 

Der Start des Mobilfunkbetreibers ist auf 1996 zu datieren, als das Unternehmen 
eine Konzession für den Aufbau und Betrieb eines GSM 900 MHz-Netzes er-
warb. Seit August 2000 besitzt PTC auch eine Konzession für das GSM 1800 
MHz-Band.305 Bis Mitte 2001 hatte Era GSM eine Flächendeckung von 95% des 
Landes und 98,9% der Bevölkerung erreicht (siehe Tab. 3-28).306 

Laut Angaben für das l. Quartal 200 l nimmt Era GSM mit über 3 Mio. Teilneh-
mern den ersten Platz unter den mittel- und osteuropäischen Mobilfunkbetrei-
bern ein und bedient 11,6% des gesamten mittel- und osteuropäischen Mobil-
funkmarktes. Das Erreichen der 3 Mio.-Marke innerhalb von 4,5 Jahren ab Netz-
start lässt auf den Anschluss von durchschnittlich 1.826 Neukunden pro Tag 
schließen. Innerhalb des fast 40%-igen Marktanteils von Era GSM am polni-
schen Mobilfunkmarkt befinden sich als Kunden auch ca. 68% der größten pol-
nischen Unternehmen.307 

301 Vgl. Zwierzchowski (2001) sowie Dornisch (2001), S.394ff. 
302 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.Era GSM.pl, Stand 03.2002. 
303 Siehe dazu Kapitel 3.3.2, Abschnitt "Elektrim S.A. - Elektrim Telekomunikacja Sp. z o.o. 

(GmbH)( ... )". 
304 Vgl. o.V. (2001a) und Era GSM (2001b). Einen Teil des Aktienpaketes hält die T-Mobile 

International, einen Teil die MediaOne Group International, die zur Deutsche Telekom-
Gruppe gehört. 

305 Vgl. o.V. (1999). 
306 Vgl. o.V. (2001a), Elektrim (2001c) und Elektrim (2001d). 
307 Vgl. Era GSM (2001 a) und Era GSM (2001 ). 
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1997 1998 1999 2000 03.2001 
Teilnehmer (in Tsd.) 295 >780 1.750 2.800 3.000 

Flächendeckungsgrad k.A. 80% 85% k.A. 95% 
Bevölkerungsdeckungsgrad k.A. 90% 96% k.A. 98,9% 

Quelle: Era GSM (2000), Era GSM (200/c), Espicom (2001). 
Tab. 3-28: Entwicklung des Era GSM-Netzes, 1997-03.2001 

Polkomtel S.A. - Plus GSM308 

Polkomtel S.A. hat von den drei Mobilfunkbetreibern die am stärksten diversifi-
zierte Eigentümerstruktur:309 

• PKN ORLEN S.A. 19,61% (polnischer Rohölkonzern)310 

• KGHM S.A. 19,61 % (polnischer Kupferkonzern) 
• Vodafone Americas Asia Inc. 19,61% 
• TeleDanmarkA/S 19,61% (dänischerTelekombetreiber) 
• PSE S.A. 16,05% (polnisches EVU) 
• W~glokoks S.A. 4,00% 
• Tel-Energo S.A. 1,01% 
• TelBank S.A. 0,50% 

1997 1998 1999 

Teilnehmer (In Tsd.) >300 >800 ca. 1.520 

Flächendeckungsgrad 60% 85% 96% 

Bevölkerungsdeckungsgrad 75% 90% 93% 

Quelle: Plus GSM (2001), Osuch (2000) und Espicom (2001), S.42j 
Tab. 3-29: Entwicklung des Plus GSM-Netzes311 

2000 

ca. 2.500 

97% 

94% 

05.2001 

ca. 2.900 

97% 

94% 

Anfang 2001 wurde das Plus GSM-Netz als das zweitgrößte Mobilfunknetz in 
Mittel- und Osteuropa gewertet und gehörte zu den am schnellsten wachsenden 
Netzen in Europa.312 Den Zuwachs der Teilnehmerzahlen und der Flächende-
ckung von Plus GSM stellt Tab. 3-29 dar. Mitte 2001 hatte Plus GSM einen 

308 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.Plus GSM.pl, Stand 03.2002. 
309 Vgl. Plus GSM (2001a). 
310 Es ist zu beachten, dass die Unternehmen KOHM, PKN Orlen und PSE vom Staat kon-

trolliert werden, was dem Staat indirekt die Kontrolle (SS,27%) auch über Polkomtel gibt. 
311 Die Zahlen beziehen sich jeweils auf das Ende des Jahres. Da genaue Daten für diese Zeit-

punkte oftmals fehlen, wurden die vorhanden Zahlen gerundet. Vgl. Plus GSM (2001). 
312 Vgl. Plus GSM (2001), Era GSM (2001a) und o. A. (1999). 
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Marktanteil von 34% und musste seit dem GSM-Markteintritt von PTK Center-
tel kleinere Marktanteilsverluste hinnehmen als Era GSM.313 

PTK Centertel - IDEA314 

Der Mobilfunkbetreiber PTK Centertel war der erste Betreiber, der - seit 1991 -
auf dem polnischen Markt mobile Telephonie anbot, das analoge NMT-450-
System. Das digitale dual-band- Netz von Centertel: DCS 1800 MHz (seit 1997) 
und GSM 900 MHz (seit 2000)315 trägt den Handelsnamen IDEA. Besitzer der 
Firma PTK Centertel sind:316 

• TP S.A. 66% (polnischer Festnetz-Incumbent) 
• France Telekom 34% (französischer Festnetz-Incumbent). 

Die Centertel-Tätigkeit im GSM 900 MHz-Netz datiert ab einem Zeitpunkt, zu 
dem sich die zwei anderen Mobilfunkanbieter Era GSM und Plus GSM bereits 
etabliert und die gewinnbringendsten Kunden für sich gewonnen hatten. 

1999 2000 2001e 2002e 2003e 2004e 
Teilnehmer (in Tsd.) 683 1.490 3.262 4.499 5.186 5.598 

Marktanteil (Teilnehmerzahl) 17,3% 22, 1% 28,1% 29,8% 30,5% 30,8% 
Marktanteil (Erlöse) 16,8% 16,0o/o 17,9% 20,3% 21,7% 22,4% 

ARPU in PLN pro Monat 154 104 69 63 61 61 
(EUR)311 (36,5) (25,9) (18,8) (17,2) (16, 7) (16,7) 

Mit "e" gekennzeichnete Jahresangaben (kursiv) beziehen sich auf Prognosen der RZB. 

Quelle: RZB (2001), S.9. 

Tab. 3-30: PTK Centertel - Teilnehmer, Marktanteile, Einnahmen, 1999-2004e 

Den GSM-Markteintritt schaffie Centertel hauptsächlich über Prepaid-Kunden, 
die jedoch für den Betreiber geringe Einnahmen bedeuten. Das Übergewicht von 
Prepaid-Teilnehmem (Wenigtelefonierem) und auch der erschwerte Marktein-
tritt durch das Vorhandensein von zwei anderen etablierten Betreibern wird 
durch die Differenz des Marktanteils bei Teilnehmerzahlen und Erlösen in Tab. 

313 Vgl. R6zy6ski (2001c), S.23. 
314 Siehe die Firmen-Homepage unter: http://www.centertel.pl oder http://www.lDEA.pl, 

Stand 09.2001. 
315 Vgl. Minister Litcznosci (2000k) und TP S.A. (2001c), S.5. Die Gebühr fllr die 900 MHz-

Konzession betrug 103 Mio. EUR. 
316 Bis 1997 besaßen die TP S.A. 51%, die France Telecom 24,5% und Ameritech 24,5% der 

Anteile. Nach der Nichterteilung einer GSM 900 MHz-Lizenz im Jahr 1997 verkaufte 
Ameritech seine Anteile an die beiden anderen Anteilseigner. Vgl. Espicom (2001), S.41. 

317 Die Umrechnung in EUR basiert auf den in Tab. 3-18 dargestellten Wechselkursen. FUr 
die Prognose 2001 bis 2004 wurde der Wechselkurs von 2001 zugrundegelegt. 
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3-30 bestätigt. Ende des 1. Quartals 2001 hat das Unternehmen mit dem IDEA-
Netz rund 6,2% des Mobilfunkmarktes in Mittel- und Osteuropa bedient.311 

Mitte 2001 besitzt das Unternehmen nach eigenen Angaben ca. 2,2 Mio. Teil-
nehmer im GSM-Netz. Die Anzahl der Teilnehmer im analogen Centertel-Netz 
liegt im zweistelligen Tausenderbereich und sinkt kontinuierlich. Centertel 
plant, bis Ende 2001 eine Bevölkerungsabdeckung von 97% mit dem IDEA-
Netz zu erreichen und Ende 2002 Polkomtel (Plus GSM) bei den Teilnehmer-
zahlen zu überholen.319 

Eine UMTS - Ära? 

Ende 1999 sollte in Polen die Ausschreibung der UMTS-Lizenzen stattfinden. 
Die Methode und der Ablauf der Versteigerung, die ähnlich wie in westeuro-
päischen Ländern große Einnahmen für die Staatskasse mit sich bringen sollte, 
wurden vom Ministerium kurz vor der Durchführung verändert. Dies führte zu 
einem Rückzug mehrerer großer ausländischer Unternehmen. Interessiert blie-
ben nur die drei polnischen Mobilfunkbetreiber. Da drei Lizenzen vergeben wer-
den sollten, wurde die Ausschreibung abgesagt, und die UMTS-Lizenzen wur-
den als Erweiterung der bisherigen GSM-Lizenzen den drei Mobilfunkbetrei-
bern zugeteilt. Die Lizenzgebühr betrug jeweils 650 Mio. Euro.320 Die Erteilung 
der UMTS-Lizenzen noch im Jahr 2000 war insofern wichtig, als diese gemäß 
dem neuen Telekommunikationsgesetz in den Jahren 2001 und 2002 nicht hätte 
erfolgen dürfen.321 · 

Die im Dezember 2000 zugeteilten UMTS (3G)-Konzessionen haben eine Gül-
tigkeit bis 2023 und beinhalten eine Zuweisung von Frequenzen im 2 GHz-
Band. Die Inbetriebnahme des Netzes wird darin auf den 1.01.2003 festgelegt 
mit der Verpflichtung, bis Ende 2004 mit dem Netz 20% und bis Ende 2007 
40% der Bevölkerung abzudecken.322 Aufgrund der weltweiten, technisch be-
dingten Verzögerungen der Einführung von UMTS kann jedoch auch in Polen 
mit einer 1- bis 2-jährigen Verschiebung dieses Termins gerechnet werden. Die 
Kosten des UMTS-Netzaufbaus werden für das gesamte Landesgebiet auf 2 
Mrd. EUR geschätzt, wovon 1,2 Mrd. bereits in den ersten fünf Jahren investiert 
werden sollen.323 

318 Vgl. Era GSM (2001a). 
319 Vgl. IDEA (2001) und IDEA (2001a). 
320 Vgl. Wroclawski (2000b). Im Jahr 2001 musste jeder Betreiber 250 Mio. EUR bezahlen, 

die Abzahlung der restlichen 400 Mio. wurde auf Raten über 18 Jahre verteilt. Zwn The-
ma der UMTS-Lizenzen in Polen siehe auch Espicom (2001a), S.20. 

321 Vgl. Siwik (2001), S.2. Andernfalls hätte das neue Telekommunikationsgesetz geändert 
werden müssen. 

322 Vgl. o.V. (2001a). 
323 Vgl. CA 18 (2001), S.55. 
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3.3.6 Fazit: Entwicklung der polnischen Betreiberlandschaft und ihre Rah-
menbedingungen 

Einsetzender Wettbewerb im Festnetz 

Das Kapitel der Konzessionierung von Betreibern und deren Auswahl ist mit der 
Ausschreibung der Konzessionen für das Fernnetz abgeschlossen worden. Am 
1.01.2002 wurden sowohl der Ortsnetz- als auch der Fernnetzmarkt geöffnet. 
Eine Tätigkeitsaufnahme in diesen Märkten erfordert nunmehr einer Allgemein-
genehmigung und einer Gebühr in Höhe von 2.500 EUR.324 

Die Liberalisierung des Fernnetzes hat bereits in den ersten Monaten einen 
größeren Erfolg gehabt als die Liberalisierung der Ortsnetze, da bereits Ende 
August 2001 der erste Fernnetzbetreiber (NOM) meldete, einen Marktanteil von 
7-8% gewonnen zu haben. Auf Ortsnetzebene konnten die Konkurrenten der 
TP S.A. trotz lange zurückliegender Liberalisierung bis 2001 lediglich einen 
6,5%-igen Marktanteil erreichen.325 

Der einsetzende Wettbewerb im Fernnetz wird zwangsläufig zu einer Senkung 
der Preise führen. Drastische Schritte in diese Richtung können jedoch nicht 
sofort erwartet werden, da die neuen Betreiber zunächst erhebliche Mittel in den 
Aufbau und Ausbau der eigenen Netze investieren müssen.326 Darüber hinaus 
erlauben die hohen lnterconnection-Gebühren, die sie an die TP S.A. entrichten 
müssen, keine drastischen Preissenkungen. Es bleibt abzuwarten, ob und in wel-
chem Umfang die URT die bisherigen, TP S.A.-freundlichen Gebühren senken 
wird.327 Die Entwicklung im Auslandsverbindungsmarkt ist dafür ebenso über-
raschend wie auch effizient und lässt hoffen, dass die Liberalisierung der polni-
schen Telekommunikation nun beschleunigt vorangehen wird. 

Rebalancing tariffs des Incumbents 

Die TP S.A. hat im Rahmen des im eigenen Stil geführten rebalancing tariffs 
zunächst hauptsächlich Preiserhöhungen im lokalen Bereich (vor allem bei der 
Grundgebühr) eingefiihrt.328 Der Erhöhung der monatlichen Grundgebühr soll 
laut TP S.A. die Ausrichtung an den tatsächlichen Kosten zugrunde gelegen ha-
ben. Gleichzeitig wurden jedoch eine Senkung der Anschlussgebühr durchge-

324 Vgl. Kosielinski (2001a), R6zynski (2001a) und Biegluk (2001). Auf die Bedeutung der 
nun entfallenden hohen Konzessionsgebühren, die für viele lokale Betreiber eine große 
Belastung ihrer Investitionspläne darstellten, wird näher in Kapitel 6.1.2 und 6.3.4 einge-
gangen. Zur Genehmigungspolitik siehe Kapitel 4.4. l. 

325 Vgl. Wroclawski (2001c). 
326 Vgl. Margas (2001a). 
327 Vgl. R6zynski (2001a), o.V. (2001d) und Biegluk (2001). 
328 Vgl. Wroclawski (2001). 
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führt und Ansprüche auf den Zugangsdefizitausgleich angemeldet. 329 Der Incum-
bent ließ andererseits die zum rebalancing gehörenden starken Preissenkungen 
im Fernbereich, in dem er nicht mit großer Investitionslast und hoher Konzes-
sionsgebührenbelastung kämpfen muss, und bei den Auslandsverbindungen ver-
missen. Die Senkung der Preise im Fernbereich wurde erst durch den nahenden 
Markteintritt neuer Mitbewerber angestoßen.330 

Die bisherigen reba/ancing-Schritte und die generelle Politik der TP S.A. er-
wecken den Eindruck, als würde der Betreiber keinen Wert auf die bereits ange-
schlossenen Privatkunden legen und immer noch an der Überzeugung festhalten, 
keine Konkurrenz zu besitzen. Möglicherweise ist es auch für die TP S.A. 
schwer vorstellbar, dass die jahrelange polenspezifische Attraktivität eines Tele-
fonanschlusses relativ schnell einem Kosten-Nutzen-Kalkül der Teilnehmer wei-
chen könnte, das massive freiwillige Abwanderungen mit sich bringen würde. 

Das churn-Phänomen 

Der sich verstärkende Einfluss der privaten Festnetz- und Mobilfunkbetreiber 
auf die Geschehnisse im Festnetzmarkt zeigt sich in dem bis vor kurzem in 
Polen nicht denkbaren churn-Phänomen.331 Auch die sich verändernden Preis-
strukturen sowohl auf dem Festnetz- wie auf dem Mobilfunkmarkt haben auf die 
Wechselmöglichkeit bzw. die Wechselbereitschaft Einfluss genommen. 

Der angesprochene churn,. also eine Abwanderung von bereits angeschlossenen 
Kunden, lässt sich vereinfacht wie in Abb. 3-29 darstellen, womit einerseits der 
bedingt mögliche Substitutionscharakter des Mobilfunks zum Festnetz,332 zum 
anderen die möglichen Kundenquellen flir andere Betreiber sichtbar werden. 

Die freiwillige Abwanderung von Kunden hängt zum einen mit der Unzufrie-
denheit der Kunden mit den Leistungen, zum anderen mit den steigenden loka-
len Preisen des Festnetzbetreibers (vor allem bei Wenigtelefonierern) zusam-
men. Eine Voraussetzung für dieses Verhalten ist jedoch das Bestehen von 
Alternativen, die bis vor wenigen Jahren in Polen nicht vorhanden waren. 
Bereits zum jetzigen Zeitpunkt wird flir den polnischen Markt berechnet, dass 

329 Vgl. Koczot (2001a). 
330 Vgl. CA 1B (2001), S.42. 
331 Telefonanschlüsse scheinen mit den steigenden Penetrationsraten und der Kürzung der 

Wartezeit den Charakter eines Luxusgutes langsam zu verlieren, den sie bis zu diesem 
Zeitpunkt hatten. Als Beispiel sei genannt, dass bis vor kurzem die Miete fllr eine Woh-
nung mit Telefonanschluss bis zu 100 USD über dem üblichen Niveau liegen konnte. Vgl. 
RZB (2001), S.14f. 

332 Der Mobilfunk kann im Bereich der reinen Sprachübertragung als technisches Substitut 
des festen Anschlusses angesehen werden. 
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für Wenigtelefonierer (<30 Min./Monat) ein Prepaid- oder Wenigtelefonierer-
Tarifim Mobilfunk kostengünstiger ist als ein TP S.A.-Festnetzanschluss.333 

Kundenverlust Kundengewinn 
(betroffener Betreiber) (anderer Betreiber) 

un~#:-~/\ 
Eigene Darstellung. 

Mobilfunk 
(Prepaid u.ä.) 

Betreiberwechsel Neukunde 
(bisher kein Anschluss) 

Abb. 3-29: Das churn-Phänomen im Festnetz • Kundenverlust und Kundenge-
winnung 

Nicht zu vernachlässigen ist dabei auch der Preisunterschied in der Anschlussge-
bühr, die bei der TP S.A. rund 366,- PLN, bei den Mobilfunkbetreibern aber 
oftmals nur 1,22 PLN beträgt. Die niedrigste monatliche Grundgebühr beträgt 
im Mobilfunk ca. die Hälfte der TP S.A.-Standard-Grundgebühr.334 Es muss 
allerdings auch berilcksichtigt werden, dass nicht nur Preissenkungen im 
Mobilfunk, sondern auch im Festnetz auf die Verbreitung des Mobilfunks und 
seinen ökonomischen Substitutionscharakter zum Festnetz Einfluss nehmen. Bei 
dem gängigen cal/ing-party-pays-System müssten ebenfalls die Preise für 
Anrufe aus dem Festnetz in Mobilfunknetze sinken, um die ökonomische 
Substituierbarkeit des Festnetzanschlusses durch Mobilfunk herzustellen bzw. 
zu verstärken. 

Der Betreiberwechsel der Festnetzkunden ist sowohl bei Privat- als auch bei 
Geschäftskunden zu beobachten. Bei letzteren ist die vollständige Abwanderung 
zum Mobilfunk aufgrund der sehr intensiven Nutzung von Festnetztelefonen 
auch für Datenübertragungszwecke weniger wahrscheinlich. Um diese lukrative 
Kundengruppe ist ein verstärkter Kampf sowohl unter Mobilfunk-, als auch 

333 Vgl. Szafranski (2001 b ). 
334 Vgl. Karpinski (2001), siehe auch Kapitel 3.3.1. 
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unter Festnetzbetreibern zu beobachten,335 der sich mit der Verbesserung der 
Datenübertragungsmöglichkeiten im Mobilfunk verschärfen dürfte. 336 

Betrachtet man die ansteigenden Teilnehmerzahlen der privaten Betreiber und 
der Mobilfunkbetreiber zusammen mit der hohen Abwanderungsquote bei der 
TP S.A. (geschätzte 450 Tsd. im Jahr 2001; siehe Tab. 3-19), so kann plausibel 
davon ausgegangen werden, dass zumindest ein Teil der neuen Kunden bei den 
privaten Betreibern (auch im Mobilfunk) der Betreiberwechselgruppe zuzu-
ordnen ist.337 Damit wäre die tatsächliche Ausweitung der Flächendeckung mit 
Telefonanschlüssen (Anschluss von Neukunden) durch die privaten Betreiber 
langsamer, als dies die allgemeinen Anschlusszahlen suggerieren.331 

Vorgehensweise der staatlichen Institutionen 

Die Beobachtung des polnischen Festnetz- sowie Mobilfunkmarktes wirft zahl-
reiche kritische Fragen in bezug auf die Handlungsweise des Kommunikations-
ministeriums auf. Die Versäumnisse bzw. die mangelnde Professionalität in 
bezug auf die Fernnetzliberalisierung wurden zum Teil bereits in Kapitel 3.3.3 
angesprochen.339 Die unverständliche Vorgehensweise bei der Konzessionierung 
von privaten Betreibern in Ortsnetzen wird näher in Kapitel 6.1 erörtert. 

Zweifelsohne sind viele der Handlungen des Kommunikationsministeriums poli-
tischer und nicht ökonomischer Natur gewesen. Dabei kann zum einen das be-
schleunigte Konzessionierungsvorgehen genannt werden, das zumindest im Jahr 
vor der Einführung des neuen Telekommunikationsgesetzes den Eindruck er-
weckte, als fänden die letzten "fehlenden" Konzessionierungen noch schnell 
statt, bevor diese Prozedur nicht mehr möglich sein würde.340 Eine weitere Frage 
wirft die Vorgehensweise bei der Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Be-
treibern auf. Als Beispiel sei auf die Öffnung des Fernnetzes bzw. die TP S.A.-
freundliche Politik in bezug auf Ortsnetzbetreiber hingewiesen. 

335 Diese Kundengruppe generiert in der Regel die höchsten Einnahmen (bei der TP S.A. rund 
47%) ftlr Betreiber und weist eine relativ hohe Preissensibilität bei verbesserten Großkun-
denangeboten auf. RZB (2001), S.15 und Karpinski (2001). 

336 Zu den Übertragungsmöglichkeiten der unterschiedlichen mobilen Systeme siehe Kapitel 
1.1.3, Abb. 1-3. 

337 Im Fall der Neukunden im Mobilfunk kann es sich sowohl um den Betreiber wechselnde, 
als auch um Teilnehmer handeln, die den mobilen Anschluss zusätzlich nutzen. 

331 Im Jahr 2001 soll z.B. der Kundenstamm von DIALOG zu 50% aus ehemaligen TP S.A.-
Kunden bestanden haben. Vgl. R6zynski (2001b), S.4. 

339 Durch eine solche Vorgehensweise war ebenfalls die ausgefallene UMTS-Versteigerung 
sowie die Liberalisierung der Ortsnetze geprägt. Siehe dazu z.B. Dornisch (2001 ), S.397f. 

340 Zu der Höhe der zu entrichtenden Konzessionsgebühren, die der Staatskasse zuflossen, 
siehe Kapitel 6.1.2. 
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Die Vorgehensweise des Kommunikationsministeriums war im Orts- als auch 
im Fernnetz in großem Maße an dem Wohl des staatlichen Betreibers sowie der 
Privatisierung des Unternehmens ausgerichtet.341 Der dritte Schritt der Privatisie-
rung scheint lediglich von politischen Interessen geprägt worden zu sein, da er 
kurz vor dem Regierungswechsel stattfand und zu einem Preis vollzogen wurde, 
der bei 50% der Anfangsforderung lag.342 

Die überraschende Entlassung des Ministers für Kommunikation (August 
2001)343 und die Auflösung des Ministeriums aufgrund des Berichtes der polni-
schen Obersten Kontrollkammer44 wurde mit zahlreichen Verfahrensfehlern be-
gründet, die dem Minister angelastet wurden. Zu den Vorwürfen gehörten unzu-
reichende Liberalisierungsfortschritte infolge von Vernachlässigung der Pflich-
ten, Untätigkeit bzgl. der Zusammenschaltungsschlichtung im Fernnetz, Nicht-
einhalten des Liberalisierungstermins im Fernnetz, Erteilung von Konzessionen 
ohne Ausschreibung und Prolongation der Termine zur Entrichtung der Konzes-
sionsgebühren u.a. In der Stellungnahme des Kommunikationsministers wies 
dieser auf die vorrangigen Interessen der Regierung hin, die denen des Ministe-
riums zuwiderliefen und das mangelnde Engagement der Regierung begründe-
ten. 345 

Die polnische Festnetzliberalisierung ist auf diese Weise politischen Interessen 
bzw. behördlichen Inkompetenzen zum Opfer gefallen, welche die Entwicklung 
des Marktes signifikant geprägt haben. Im Ergebnis begann ein eingeschränkter 
Wettbewerb im Fernnetz deshalb erst mit einjähriger Verzögerung. Die meisten 
privaten Ortsnetzbetreiber versinken in Schulden, haben fusioniert oder sind auf-
gekauft worden. Als Folge der staatlichen Telekommunikationspolitik haben 
lediglich die TP S.A. und der Staat profitieren können, nicht jedoch die Teilneh-
mer und die privaten Betreiber. Die Anzahl der durch die Newcomer verlegten 
Teilnehmeranschlüsse liegt weit unter den geplanten und erwarteten Mengen 
(siehe Abb. 6-6). 

Die privaten Betreiber unternehmen im Hinblick auf die vollständige Liberali-
sierung des Marktzutritts und ihrer schwierigen Finanzsituation Schritte, die zu 
einer Aufhebung der verbleibenden Konzessionsgebühren führen sollen. Als Al-

341 Vgl. Domisch (2001), S.390 und S.397. Domisch (2001) spricht von einer kontinuierli-
chen strategischen Inkonsistenz der ministeriellen Telekommunikationspolitik. 

342 Bei einem geforderten Preis pro Aktie von 40 PLN (ca. 11 EUR) einigten sich Staatsver-
treter und das France Telecom-Kulczyk Holding auf 20 PLN/Aktie (ca. 5,5 EUR). Der 
Börsenwert der Aktie lag im September 2001 bei 13 PLN (ca. 3,55 EUR). Vgl. Piittek 
(2001) und RZB (2001), S.5. 

343 Siehe dazu auch Kapitel 4.2.1. 
344 NIK - Najwyzsza Izba Kontroli. 
345 Vgl. Minister Litcznosci (2001b). 
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ternative steht der Vorschlag der Betreiber im Raum, die verbleibenden Gebüh-
ren in Investitionsverpflichtungen umzuwandeln.346 

Die Handlungsweise der TP S.A. und ihre oft zu beobachtende Verzögerungs-
taktik ist verständlich, da der Betreiber keinen Anreiz hatte, die Liberalisierung 
und damit den Verlust der eigenen privilegierten Stellung zu fördern. Diese Tak-
tik sowie die zahlreichen Maßnahmen der TP S.A., die Konkurrenten in Ortsnet-
zen und im Fernnetz zu behindern, konnten jedoch nur erfolgreich sein, da so-
wohl die rechtlichen Rahmenbedingungen lückenhaft waren als auch die zustän-
digen Behörden diese Vorgehensweise nicht unterbinden wollten bzw. konnten. 

Die offizielle Bestätigung der dominierenden Position der TP S.A. auf dem Zu-
gangs- und teils auf dem Dienstemarkt wiederum wird es der URT erlauben, 
dem Betreiber bei wettbewerbsbehinderndem Verhalten und bei Nichteinhaltung 
der gestellten Forderungen Strafen von bis zu 3% des Umsatzes des vergange-
nen Jahres aufzuerlegen. Dies dürfte größere Wirkung auf die Handlungsweise 
des Unternehmens haben als die bisherigen Sanktionsversuche staatlicher Insti-
tutionen und die Verbesserung der Wettbewerbssituation unterstützen.347 

Vorausgesetzt wird dabei jedoch, dass die URT den ihr gestellten Anforderun-
gen gerecht wird und eine Politik betreibt, die wirklich auf die Einführung und 
Stärkung des Wettbewerbs abzielt. Andernfalls wird der sog. Wettbewerb auf 
diesen Märkten weiterhin in einem Kräftemessen der Juristen der beteiligten Fir-
men resultieren und die Verlangsamung des Netzausbaus nicht abgewendet wer-
den können. 

346 Vgl. R6eyitski (2001b), S.4. 
347 Vgl. Kosieliitski (2001 a). 
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4 Liberalisierung der polnischen Telekommunikations-
vorschriften 

Die technologisch bedingte schnelle Entwicklung auf dem Telekommunika-
tionsmarkt machte auch eine schnelle Liberalisierung der Telekommunikations-
vorschriften notwendig. Aufgrund der jahrelangen Verstaatlichung und Mono-
polisierung des Sektors sind in vielen Ländern allerdings mächtige Telekommu-
nikationsorganisationen entstanden, die (meist) über flächendeckend ausgebaute 
Netze verfügen und somit den Markt beherrschen. 

Um die Einführung des netzbasierten Wettbewerbs zu unterstützen und den 
Newcomern' einen Markteintritt sowie die Mitnutzung der bestehenden Netze 
zu ermöglichen, bedarf es rechtlicher Regelungen, um die fortwährende Mono-
polstellung der Telekommunikationsorganisationen abzubauen und (zumindest 
in der ersten Liberalisierungsphase) den Incumbent zu einer Zusammenarbeit zu 
zwingen bzw. ihn daran zu hindern, seine überlegene Marktposition zu miss-
brauchen. Dies würde sowohl Innovationen im Telekommunikationsbereich als 
auch Kostenorientierung der Bereitstellung fördern. 

Eine Nichtregulierung dieses Bereichs könnte dem bisherigen Monopolisten auf 
verschiedene Weise die Ausnutzung seiner Marktposition und -macht ermögli-
chen, was die Wirkung einer hohen Markteintrittsbarriere hätte. Auf diese Weise 
würde der bisherige und etablierte Telekommunikationsbetreiber de facto Mono-
polist bleiben, und die tatsächliche Öffnung des Marktes wäre trotz der Auf-
hebung seiner institutionellen Sonderrechte nicht gewährleistet. Entscheidend ist 
hierbei der Besitz der Teilnehmeranschlussleitungen durch den dominierenden 
Betreiber, die unter den gegebenen ökonomischen Merkmalen der Ortsnetzebe-
ne als "wesentliche" Einrichtung angesehen werden.2 

Die bereits bestehenden Regelungen bedürfen jedoch aufgrund der Dynamik der 
Veränderungen des Telekommunikationsmarktes einer ständigen Überwachung, 
Prilfung und Anpassung an die sich verändernden Marktbedingungen, um so 
eine Überregulierung zu vermeiden und lediglich einen notwendigen Mindest-
umfang an Regulierung beizubehalten. Mit diesem Ziel legte die Europäische 

1 Dies gilt zum einen für Unternehmen, die als Diensteanbieter auf dem Markt tätig werden 
wollen und über keine eigene Infrastruktur verfllgen. Zum anderen sind Unternehmen, die 
selbst im Orts- oder im Fernbereich Netze aufbauen, aufgrund der technischen Merkmale 
von Netzen und der sonstigen Nutzungsbeschränkungen auf die Zusammenschaltung mit 
dem bestehenden öffentlichen Netz angewiesen. Zu den ökonomischen Netzmerkmalen 
siehe Kapitel 2.1. 

2 Der Besitz der Teilnehmeranschlussleitungen stellt die Kontrolle eines Netzabschluss-
punktes dar, von dessen Zugang der Wettbewerb auf dem nachgelagerten Markt der Dien-
ste abhängt. Siehe dazu ausführlicher Kapitel 4.4.4 und zu den ökonomischen Merkmalen 
der Ortsnetze Kapitel 2.1. 
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Union am 7. März 2002 einen neuen Rechtsrahmen filr elektronische Kommuni-
kationsnetze und -dienste fest, der zunächst vier Richtlinien und eine Entschei-
dung umfasst.3 Damit wurden gleichzeitig mehrere der älteren Rechtsvorschrif-
ten aufgehoben.4 

In den nachfolgend diskutierten Neuregelungen findet insbesondere die Proble-
matik von Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht große Beachtung. Neben 
der leicht veränderten Definition solcher Unternehmen5 wird ein Verfahren der 
Marktanalyse eingeführt, 6 das von der nationalen Regulierungsbehörde durch-
geführt wird und die Wirksamkeit bzw. Nichtwirksamkeit des Wettbewerbs auf 
dem relevanten Markt7 beurteilen soll. 

3 Außer den verabschiedeten Richtlinien 2002/19/EG, 2002/20/EG, 2002/21/EG und 
2002/22/EG soll künftig eine zusätzliche Richtlinie den Schutz personenbezogener Daten 
betreffend erlassen werden. Das neue Rechtspaket umfasst darüber hinaus die "Leitlinien 
der Kommission zur Marktanalyse und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht ( ... )" sowie 
die Entscheidung Nr. 676/2002/EG zur Frequenzpolitik. Vgl. Europllisches Parlament 
(2002), Europäisches Parlament (2002a), Europäisches Parlament (2002b), Europäisches 
Parlament (2002c), Europäisches Parlament (2002d) und Europllische Kommission (2002). 

4 Aufgehoben wurden die Richtlinien 90/387/EO, 97/33/EG, 97/13/EO, 98/10/EO, 
92/44/EG. Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.7 Abs.! Zu den (teilweise bedingt) 
aufgehobenen Richtlinien siehe Europllische Kommission (1990a), Europllischer Rat 
(1992), Europäisches Parlament (1997), Europäisches Parlament (1997b), Europäisches 
Parlament (1998). 

5 Die dominante Stellung eines Unternehmens wird nach den neuen Richtlinien vom 
7.03.2002 nun nicht mehr an einem mindestens 25%-igen Marktanteil oder der Fllhigkeit 
Marktbedingungen zu beeinflussen gemessen, sondern es wird einen Marktanalyse ge-
stützt auf die "Leitlinien" (Europäische Kommission (2002)) der Kommission durchge-
führt, die die Wirksamkeit des Wettbewerbs auf dem jeweiligen Markt prüft. Bei der Be-
urteilung dieser Frage wenden die nationalen Regulierungsbehörden die "Leitlinien" sowie 
bestimmte Kriterien auf den jeweiligen Markt und das/die Unternehmen an. Die festge-
stellte beherrschende Stellung auf einem benachbarten Markt kann - bei entsprechenden 
Verbindungen zwischen den beiden Märkten - sich ebenfalls auf den Markt der Kommuni-
kationsnetze und -dienste auswirken. Vgl. Europäisches Parlament (1998), Art.2 Abs.l 
Pkt. l, Europäische Kommission (2002), Europäische Gemeinschaft ( 1997), Art. 82; Euro-
päisches Parlament (2002b), Art.14; Europäisches Parlament (2002b), Art. 14 Abs.2 und 3. 

6 Die Marktanalyse stützt sich auf die "Leitlinien" sowie die in Anhang II der Richtlinie 
2002/21/EG aufgeführten Kriterien. Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.14 und An-
hang II; Europäisches Parlament (2002c ), Art.16 Abs.3 und Art.17 fUr die Konsequenzen 
der Marktanalyse fUr Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht sowie die möglichen 
daraus resultierenden Verpflichtungen fUr diese Unternehmen. 

7 Die Kommission ist verpflichtet, eine Empfehlung in bezug auf die relevanten Produkt-
und Dienstemllrkte zu erlassen, die der Marktanalyse unterzogen werden sollten. Bis zu 
diesem Zeitpunkt gilt die Zusammenstellung im Anhang I der Rahmenrichtlinie. Vgl. Eu-
ropäisches Parlament (2002b ), Art.14 und Anhang I. Siehe auch Europäisches Parlament 
(2002c ), Art.16 Abs.2 in bezug auf die Verpflichtungen betreffend den Endnutzermarkt. 
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Es gilt darilber hinaus, dass nur auf Märkten, auf denen kein wirksamer Wett-
bewerb festgestellt wird, besondere Verpflichtungen auferlegt oder beibehalten 
werden können. 8 

Für alle im weiteren Verlauf des Kapitels angesprochenen Bereiche gilt grund-
sätzlich eine weitestgehende Transparenzpflicht, die mit der Veröffentlichung 
von Informationen über Verfahren, Verpflichtungen, Bedingungen, Kosten, 
Maßnahmen u.ä. verbunden ist,9 sowie eine Überprüfungspflicht, die sowohl die 
korrekte Anwendung als auch die fortlaufende Notwendigkeit der Regulierung 
untersuchen soll. 10 

Im folgenden Kapitel wird kurz auf die Rechtsgrundlagen des Telekommunika-
tionssektors in der Europäischen Union sowie die Anpassung der polnischen 
Telekommunikationsvorschriften eingegangen. Dabei sollen sowohl die wichtig-
sten Gemeinschaftsregelungen in verschiedenen Bereichen der Telekommuni-
kation vorgestellt wie auch die Konformität der polnischen Rechtsgrundlagen 
untersucht werden. 

Nach einer kurzen Darstellung der wesentlichen EU-Dokumente, die den Anstoß 
zur Liberalisierung der polnischen Telekommunikationsvorschriften gegeben 
haben, werden die polnischen Institutionen im Bereich der Telekommunikation 
sowie das neue Telekommunikationsgesetz diskutiert. Es wird des weiteren auf 
die wesentlichen Regulierungsbereiche in der Telekommunikation eingegangen, 
die anhand der EG-Richtlinien (und Entscheidungen) identifiziert wurden. Zu-
nächst wird die Schaffung einer unabhängigen Regulierungsbehörde behandelt. 
Darauffolgend werden Vorschriften vorgestellt, welche die Liberalisierung der 
Netze und Dienste - den offenen Netzzugang (Open Network Provision) und die 
Netzzusammenschaltung - regeln. Behandelt werden auch solche Teilbereiche 
wie die Genehmigungspolitik, Mietleitungen, die Entbündelung des Teilnehmer-
anschlusses sowie die Gewährleistung des Universaldienstes im liberalisierten 
Telekommunikationsmarkt. 

8 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.16 Abs.!, 2 und 4; Europäisches Parlament 
(2002b), Art.16 Abs.3 und Europäische Gemeinschaft (1997), Art. 82. Umgekehrt gilt, 
dass auf Märkten, denen ein wirksamer Wettbewerb aufgrund der Marktanalyse zugespro-
chen wird, besondere Verpflichtungen nicht auferlegt werden dürfen und die bestehenden 
aufzuheben sind. 

9 Vgl. z.B. Europäisches Parlament (2002a), Art.15; Europäisches Parlament (2002b), 
Art.24; Europäisches Parlament (2002), Art.15 sowie Europäisches Parlament (2002c), 
Art.21 und Anhang II (in bezug auf anwendbare Preise und Tarife sowie Standardkondi-
tionen). Die Veröffentlichung erfolgt mit dem Ziel der Förderung des Wettbewerbs und 
unter Einhaltung der geltenden Bestimmungen den Datenschutz betreffend. 

10 Siehe z.B. Europäisches Parlament (2002a), Art.16; Europäisches Parlament (2002b), 
Art.25; Europäisches Parlament (2002c), Art.36; Europäisches Parlament (2002), Art.! 7. 
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4.1 Grundlagen des Anpassungsbedarfs der polnischen Telekom-
munikationsvorschriften: der Anstoß zur Liberalisierung 

Mit der Unterzeichnung des Europa-Abkommens11 hat Polen sich rechtlich ver-
pflichtet, auf die Integration mit der Europäischen Union hinzuwirken. Eine der 
Voraussetzungen dafür ist die Angleichung bzw. Anpassung der polnischen 
Rechtsvorschriften an die Vorschriften der Europäischen Union (acquis commu-
nautaire).12 Damit wären die gemeinschaftlichen Wettbewerbsregeln in Polen 
vorrangig zu behandeln und wären unmittelbar anwendbar, "(. .. ) was zu einem 
konfliktfreien Nebeneinander von nationalem und gemeinschaftlichem Recht 
(. •• ) " 13 in dem Anwärterstaat genauso wie in den Mitgliedstaaten führen sollte. 

Im Hinblick auf die rechtlichen EG-Rahmenbedingungen sind die Mitgliedslän-
der den Anwärtern insofern überlegen, als dass sie an dem Prozess der Entste-
hung des Gemeinschaftsrechts teilgenommen haben und ihn beeinflussen konn-
ten. Die Mitgliedsanwärter hingegen müssen die Regeln zunächst übernehmen, 
ohne ihre Form und Inhalte beeinflussen zu können. Solche Anpassungen wer-
den aber als unerlässlich angesehen, "(. .. ) um zu gewährleisten, dass die Wirt-
schaftsbeteiligten unter gleichen Voraussetzungen handeln können und um die 
MOE-Volkswirtschaften auf die zukünftige Mitgliedschaft vorzubereiten. "14 

Das Streben nach Liberalisierung des polnischen Telekommunikationssektors 
basiert unter anderem auf dieser Verpflichtung der Europäischen Union gegen-
über, die im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft von Maast-
richt15 und dem Europa-Abkommen verankert ist. 16 

Bei der Umsetzung dieser Verpflichtung soll den Betrittskandidaten das ergän-
zend zum Europa-Abkommen verfasste "Weißbuch zur Vorbereitung der assozi-
ierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt der 
Union" 17 helfen. 

Die Bedeutung der drei genannten Dokumente für die Liberalisierung der polni-
schen Telekommunikation wird im folgenden kurz diskutiert. 

11 Vgl. Europllische Gemeinschaft (1993). 
12 Vgl. Europllische Gemeinschaft (1993), Art.68 und Art.69. 
13 Europäische Kommission (1995a), S.59. 
14 Europllische Kommission (1995a), S.59. 
15 Europäische Gemeinschaft (1995) sowie die konsolidierte Fassung des Vertrages nach 

dem Gipfel von Amsterdam: Europäische Gemeinschaft (1997). 
16 Anzunehmen ist, dass sich bei Nichtbestehen der Verpflichtung und der Umsetzungsfris-

ten der rechtliche Liberalisierungsprozess in Polen allein im Telekommunikationsbereich 
verzögern würde. 

17 Vgl. Europäische Kommission (1995a). 
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4.1.1 Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft - EGV11 

Der EGV findet im Bereich der Telekommunikation bei der Regulierung von 
staatlichen Monopolen und öffentlichen Unternehmen Anwendung. Hierzu sind 
hauptsächlich die Art.37, Art.85, Art.86 und Art.90 19 des Vertrages von Rele-
vanz. Auf dieser Grundlage wird es den Mitgliedstaaten verboten, "öffentlichen 
oder mit besonderen oder ausschließlichen Rechten versehenen Unternehmen 
Befugnisse zu erteilen, mit denen sie gegenüber ihren Mitbewerbern regulierend 
wirken könnten. '120 

Art.90 Abs.1 EGV in Verbindung mit Art.59 EGV21 "untersagt es den Mit-
gliedsstaaten, besondere oder ausschließliche Rechte zu gewähren oder beizu-
behalten, die den innergemeinschaftlichen Austausch von Dienstleistungen 
beschränken, es sei denn, dies wäre unerlässlich, um die Einhaltung bestimmter 
grundlegender Anforderungen zu gewährleisten. '122 

Die Einführung von Wettbewerb in bisher monopolisierten Sektoren soll ent-
weder durch die Zulassung neuer Unternehmen zum Markt oder durch die Auf-
teilung der bestehenden Unternehmen in mehrere, voneinander unabhängige 
Einheiten (vertikale Desintegration) erfolgen. Zusätzlich soll im Fall von Netz-
infrastrukturen, die meist aus technischen und/oder ökonomischen Gründen 
nicht dupliziert werden können, die Einführung des Zugangsrechts für sämtliche 
Wirtschaftsbeteiligten dieses Sektors gewährleistet werden. 

11 Europäische Gemeinschaft (1995) sowie Europäische Gemeinschaft (1997). 
19 Vgl. Europäische Gemeinschaft (1995), Art.37, Art.85, Art.86, Art.90. Artikel 37 bezieht 

sich auf die „Behandlung staatlicher Handelsmonopole", Art.85 auf das „Verbot wettbe-
werbsbehindemder Vereinbarungen und Beschlüsse", Art.86 auf den „Missbrauch einer 
den Markt beherrschenden Stellung" und Art.90 auf „öffentliche und monopolartige Un-
ternehmen". Diese Artikel entsprechen den Artikeln 31, 81, 82, 86 der konsolidierten Fas-
sung des Vertrages nach dem Gipfeltreffen von Amsterdam. Vgl. Europäische Gemein-
schaft (1997), Art.31, Art.81, Art.82, Art.86. 

20 Europäische Kommission (1995a), S.61. 
21 Der Artikel 59 in Europäische Gemeinschaft (1995) entspricht dem Artikel 49 in Europäi-

sche Gemeinschaft (1997). 
22 Als grundlegende Anforderungen gelten "im allgemeinen Interesse liegende Gründe nicht-

wirtschaftlicher Art, die einen Mitgliedstaat veranlassen klJnnen, den Zugang zum tiffent-
lichen Telekommunikationsnetz oder zu den tiffentlichen Telelwmmunikationsdienstleis-
tungen zu beschranken. Diese Gründe sind die Sicherheit des Netzbetriebs, die Aufrechter-
haltung der NetzintegriUit, sowie in begründeten Fallen die Interoperabilitat der Dienste, 
der Datenschutz, der Umweltschutz und Bauplanungs- und Raumordnungsziele sowie eine 
effiziente Nutzung des Frequenzspektrums und Verhinderung von Stlirungen" zwischen 
verschiedenen Systemen. Europäische Kommission (1996b), Art.1 Abs.1 Pkt.b; siehe auch 
Europäische Kommission (1995a), S.62. 
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Um ''gleiche Wettbewerbsvoraussetzungen zwischen den bereits im Markt täti-
gen und den neu hinzukommenden Unternehmen '43 zu gewährleisten, wird des 
weiteren die Einführung eines Aufsichtssystems gefordert.24 In der Telekommu-
nikation würde diesem Aufsichtssystem die Aufgabe der Überwachung der 
Netzzugangsbedingungen und aller damit verbundenen Bereiche obliegen. 

4.1.2 Das Europa-Abkommen25 

Am 16.12.1991 wurde in Brüssel das Europa-Abkommen zwischen Polen und 
der Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet. Das Abkommen ist ein Assoziie-
rungsvertrag, den auch andere Anwärter auf die Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union unterzeichnet haben,26 und dient dem Ziel, entsprechende Rahmen-
bedingungen für die stufenweise Integration Polens in die Europäische Union zu 
schaffen. 

Das Europa-Abkommen setzt Ziele der polnischen Entwicklung und Anpassung 
an die Erwartungen der Europäischen Union in verschiedenen Bereichen. In der 
Telekommunikation werden im Rahmen der Erweiterung der Zusammenarbeit 
der Vertragsparteien u.a. Maßnahmen wie der Informationsaustausch in den Be-
reichen Telekommunikationspolitik und -technologie, die Einführung europäi-
scher Normen, gemeinsame Projekte sowie die Förderung neuer Kommunika-
tionsmittel, -dienste und -einrichtungen gefordert. Als vorrangig werden der 
Ausbau und die Modernisierung des polnischen Telekommunikationsnetzes, sei-
ne Einbeziehung in die internationalen Netze und die Integration in die trans-
europäischen Systeme sowie die Anpassung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in der Telekommunikation (u.a.) angesehen.27 

Innerhalb des Assoziierungszeitraums werden die Umsetzung des Abkommens 
und die Erfolge Polens auf dem Weg zur Marktwirtschaft vom Assoziationsrat 
regelmäßig bewertet.21 

Die vom Assoziierungsvertrag vorgegebenen Ziele und Maßnahmen werden von 
anderen Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft (Weißbuch, EG-Richtli-
nien u.a.) präzisiert. 

23 Europäische Kommission (1995a), S.64. 
24 Vgl. Europäische Kommission (1995a), S.64. 
25 Vgl. Europäische Gemeinschaft (1993). 
26 Zu den Ländern gehören unter anderem Ungarn (1991), Bulgarien (1992), Rumänien 

(1992), die Tschechische Republik (1993), die Slovakische Republik (1993) sowie Litau-
en, Lettland und Estland (1995). Die gesamte Liste der Beitrittskandidaten kann auf den 
EU-Erweiterungs-Seiten im Internet unter: 
http://europa.eu.int/comm/enlargement/index.htm, (Stand 8.02.2002) eingesehen werden. 

27 Vgl. Europäische Gemeinschaft (1993), Art.82 Pkt.1 und 2. 
28 Vgl. Europäische Gemeinschaft (1993), Art.6 Pkt.1 und 2. 
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4.1.3 Das "Weißbuch zur Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel-
und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt der Union"29 

Zu den wesentlichen EU-Vorschriften, die Polen bei dieser Anpassung helfen 
sollen, gehört das "Weißbuch zur Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel-
und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt der Union". Im Weiß-
buch werden zu den einzelnen Wirtschaftsbereichen konkrete Hinweise mit be-
zug auf entsprechende EU-Richtlinien genannt sowie die einzelnen Stufen der 
Angleichung vorgeschlagen. Diese Maßnahmen sollen den MOE-Ländem das 
Erreichen des angestrebten Gleichgewichtes zwischen Liberalisierung und Har-
monisierung, Wettbewerb und öffentlichem Dienst erleichtem.30 

Dem Bereich der Telekommunikation wird im Weißbuch eine große gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Bedeutung zugesprochen. Mängel in der Tele-
kommunikationsausstattung werden als wesentliche Hindernisse für die Ent-
wicklung eines effizient funktionierenden Wirtschaftssystems und wachsender 
Investitionstätigkeit angesehen.31 

Als zentrale Ansatzpunkte für die Entwicklung der Telekommunikation der 
MOE-Länder werden solche Maßnahmen wie die Implementierung der neuesten 
technologischen Entwicklungen, die Verbesserung der Netznormen, die Libera-
lisierung der Märkte für Geräte, Dienste und Infrastrukturen sowie die Harmoni-
sierung in den Bereichen Netzzugang, Allgemeinzulassung, Normen und son-
stiger technischer Merkmale betrachtet.32 

Zu den wichtigsten Maßnahmen, die bereits auf dem Gebiet der Dienste und In-
frastrukturen festgelegt wurden und parallel umgesetzt werden sollen, gehört die 
Entwicklung harmonisierter Bedingungen für den offenen Zugang zu öffentli-
chen Netzen, die Liberalisierung des öffentlichen Sprachtelefondienstes und der 
Telekommunikationsinfrastruktur sowie die Entwicklung von Rechtsvorschrif-
ten hinsichtlich der Bedingungen und Verfahren der Lizenzvergabe, des Netz-
verbundes und des Universaldienstes.33 

29 Vgl. Europäische Kommission (1995a). 
30 Vgl. Europäische Kommission (1995a), S.258. Es wird angenommen, dass seitens der 

Kommission unter "öffentlichem Dienst" die staatliche Bereitstellung öffentlicher Güter 
gemeint ist. 

31 Vgl. Europäische Kommission (1995a), S.258. 
32 Um das Konzept der technischen Harmonisierung und Normung anwenden zu können, 

müssen entsprechende Stellen benannt und institutionalisiert werden, die Allgemeinzulas-
sungen und sonstige Genehmigungen erteilen sowie über Mechanismen verfügen, die eine 
nachträgliche Überprüfung der Einhaltung dieser Normen und die Beilegung von Streitig-
keiten erlauben. Vgl. Europäische Kommission (1995a), S.261. 

33 Vgl. Europäische Kommission (1995a), S.260fund Europäisches Parlament (2002c). Auf 
den Universaldienst wird in Kapitel 4.4.5. detaillierter eingegangen. 
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Als wichtige Liberalisierungsvoraussetzung wird insbesondere ein gut ent-
wickeltes ordnungspolitisches System fllr den Wettbewerb angesehen, dem 
sowohl der private als auch der öffentliche Sektor unterliegen und das wirksam 
eine Trennung der ordnungspolitischen Funktionen (Behörden) von den Betrei-
berfunktionen im öffentlichen Netz vornimmt. 

Eine effiziente Liberalisierung hängt darilber hinaus von der Schaffung einer 
transparenten, nichtdiskriminierenden und kostenorientierten Tarifstruktur von 
seiten der Telekommunikationsbetreiber und Diensteanbieter ab. Zu diesem 
Zweck sollen Kostenrechnungssysteme entwickelt werden, die eine getrennte 
Ausweisung der jeweiligen Kosten für die bereitgestellten Dienste und Infra-
strukturen erlauben. Der kostenorientierten Neuausrichtung der Tarife (tariff 
rebalancing) wie auch der Festlegung der Verpflichtung zum Universaldienst 
wird eine bedeutende Rolle zugesprochen. 

4.2 Der ordnungspolitische Rahmen der polnischen Telekommu-
nikation 

4.2.1 Für die Telekommunikation zuständige Institutionen 

In Polen sind für den Bereich der Telekommunikation zwei staatliche Institutio-
nen zuständig. Zum einen sind dies die dem Infrastrukturministerium (Minister-
stwo Infrastruktury) zugeordneten Telekommunikationsabteilungen,34 welche 
unmittelbar dem Infrastrukturminister und mittelbar der Regierung unterstellt 
sind.3' Zum anderen gibt es die Regulierungsbehörde fllr Telekommunikation 
(UI"Z4d Regulacji Telekomunikacji - weiterhin URT),36 die unmittelbar der Re-
gierung untersteht. Die Regulierungsbehörde wird in Kapitel 4.3 eingehender 
behandelt. 

34 Siehe Behörden-Seiten im Internet unter: http://www.ml.gov.pl, Stand 05.2001 oder 
http://www.mi.gov.pVlacznosc/polski/index.html, Stand 03.2002. 

35 Bis zum 24.07.2001 bestand das separate Kommunikationsministerium (Ministerstwo 
Ls.czno§ci), das nach der Entlassung des damaligen Kommunikationsministers vom Minis-
terrat aufgelöst wurde, wobei die jeweiligen Telekommunikationsabteilungen dem Wirt-
schaftsministerium zugeordnet wurden. Am 20.10.2001 (unter dem neu gewählten Parla-
ment) wurden die fllr Telekommunikation zuständigen Abteilungen aus dem Wirtschafts-
ministerium in das Ministerium für Transport und Seewirtschaft eingegliedert, das gleich-
zeitig in das lnfrastrukturministerium umgewandelt wurde. Vgl. Rada Ministr6w (2001), 
§1 und §2; Rada Ministr6w (2001a), §1 und Prezes Rady Ministr6w (2001a), §1. 

36 Siehe Behörden-Seiten im Internet unter: http://www.urt.gov.pl, Stand 09.2001. 
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Das Infrastruktunninisterium (in Gestalt der Telekommunikationsabteilungen) 
und die URT teilen sich die Aufgaben im Bereich der Telekommunikations-
politik und -aufsicht.37 

4.2.2 Das geltende Telekommunikationsrecht 

Bereits kurz nach der politischen Wende von 1989 wurde in Polen eine Neure-
gelung im Bereich der Kommunikation vorbereitet. Das Kommunikations-
gesetz31 wurde am 23.11.1990 verabschiedet und war zum Zeitpunkt des Erlas-
ses sehr fortschrittlich. Polen hatte damit als erstes post-sozialistisches Land im 
Bereich der Kommunikation ein Gesetz dieser Art eingeführt. 

Das Kommunikationsgesetz, das immer noch die Bereiche der Post und der Te-
lekommunikation gleichzeitig regelte, wurde im Jahre 1995 weitgehend novel-
liert, was einen bedeutenden, wenn auch immer noch nicht ausreichenden Schritt 
im Hinblick auf die Wettbewerbssituation dieses Marktes bedeutete. 

Zu den wichtigsten Maßnahmen dieser Neuregelung gehörten unter anderem die 
Trennung der Post und der Telekommunikation39 sowie die Liberalisierung ver-
schiedener Telekommunikationsbereiche. 

Im Zuge der näherkommenden Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen 
Union und aufgrund der immer deutlicher werdenden Notwendigkeit von wei-
terreichender Liberalisierung wurde ab dem Zeitpunkt der Gesetzesnovelle an 
einem Projekt für ein neues "europafähiges" Telekommunikationsgesetz gear-
beitet. Am 21.07.2000 wurde das neue Telekommunikationsgesetz40 verabschie-
det, das mit wenigen Ausnahmen am 1.01.2001 in Kraft trat41 und größtenteils 
den Abschluss der polnischen EU-Beitrittsverhandlungen im Bereich Telekom-
munikation mit der Europäischen Union begründete.42 

37 Siehe dazu Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.110 und Art.112. 
31 Vgl. Ustawa o lllcznosci (1990). 
39 Infolge der Trennung entstanden aus dem alten PPTiT (Polska Poczta, Telegraf i Telefon -

Polnische Post, Telegraph und Telefon) zwei Unternehmen, die PP S.A.(Polska Poczta 
Sp6lka Akcyjna - Polnische Post AG) und die TP S.A. (Telekomunikacja Polska Sp61ka 
Akcyjna • Polnische Telekommunikation AG). Vgl. Ustawa o lllcznosci (1990), Art.76 
und 77. 

40 Prawo telekomunikacyjne (2000). 
41 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.151. 
42 Das neue Telekommunikationsgesetz regelt ausführlich viele Bereiche, die in den vorheri-

gen Vorschriften nicht berücksichtigt worden waren. Aufgrund des Bestrebens nach 
schnellst- und bestmöglicher Einführung von Wettbewerb wird dem Ministerrat die Mög• 
lichkeit einer vorzeitigen Aufhebung oder Veränderung mancher Vorschriften, falls es die-
sem Ziel dienlich ist, zugesprochen. 
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Um die Analyse übersichtlich zu gestalten, wird im weiteren zunächst jeweils 
die Regelung im Gemeinschaftsrecht umrissen, worauf eine kurze Darstellung 
und Beurteilung des Anpassungsstandes der polnischen Rechtsvorschriften folgt. 

4.3 Die Schaffung einer unabhängigen Regulierungsbehörde 

Als Organ, das den nationalen Telekommunikationsmarkt "leiten" soll, wird 
vom Gemeinschaftsrecht die Gründung einer unabhängigen nationalen Auf-
sichts- und Kontrollbehörde verlangt (weiterhin Regulierungsbehörde).43 

Hauptziel der Arbeit der nationalen Regulierungsbehörde soll die Aufsicht über 
die Implementierung und Einhaltung der Vorschriften sowie die Förderung des 
Wettbewerbs auf dem Telekommunikationsmarkt sein. Als wichtigste Voraus-
setzung für die Erfüllung dieser Aufgaben wird ihre Unabhängigkeit angesehen. 
Um diese zu gewährleisten, muss sich die Behörde von Telekommunikations-
organisationen rechtlich unterscheiden und von ihnen funktionell unabhängig 
sein. Sollte der Staat Eigentum an Telekommunikationsorganisationen behalten 
und/oder über sie Kontrolle ausüben, wird eine strukturelle Trennung dieser Tä-
tigkeiten (Eigentum vs. Kontrolle) gefordert.44 

Die Regulierungsbehörde besitzt das Recht, jederzeit ins Marktgeschehen einzu-
greifen und die Pflicht, tätig zu werden, wenn sie dazu von einer der Marktpar-
teien aufgefordert wird.45 .Bei ihren Entscheidungen muss sie transparent und 
unparteiisch vorgehen und den Parteien Möglichkeit zur Stellungnahme geben.46 

Weiter muss jede ihrer Entscheidungen ausreichend begründet und den Parteien 
das Recht garantiert werden, gegen diese Entscheidungen bei einer unabhängi-
gen Beschwerdestelle Einspruch erheben zu können.47 

Zu den Aufgaben und Rechten der Regulierungsbehörde gehören darüber hinaus 
· die Erteilung von Betriebsgenehmigungen, die Nummernzuteilung sowie die 
Überwachung der Nutzungsbedingungen.41 Bei der Ausübung ihrer Pflichten 
sollte die Regulierungsbehörde den größtmöglichen wirtschaftlichen Nutzen, 

43 Vgl. Europäische Kommission (1990), Art.7; Europäisches Parlament (2002b), Art.3 
Abs.1. 

44 Vgl. Europäisches Parlament (1997a), Art.l Abs.6 und Europllischer Rat (1997), Anhang 
1 Pkt.5 sowie Europäisches Parlament (2002b), Art.3 Abs.2 und Art.11 Abs.2. 

45 Wie z.B. bei Netzzusammenschaltung und -zugang. Vgl. Europäisches Parlament (2002), 
Art.5 Abs.4. 

46 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.3 Abs.3. 
47 Vgl. Europäisches Parlament (1997a), Art.1 Abs.6; Europäische Kommission (1996a), 

Art.l Abs.2 und Europäisches Parlament (2002b), Art.4 Abs.1 sowie weitere in Bezug auf 
konkrete Gebiete. 

41 Vgl. Europäische Kommission (1996a) Art.1 Abs.7 und Europäisches Parlament (2002b), 
Art.8 Abs.2 Pkt.d und Art.10 Abs.1. 
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insbesondere die größtmöglichen Vorteile in bezug auf Auswahl, Preise und 
Qualität für die Endkunden anstreben.49 Zu den Grundsätzen ihrer Tätigkeit, die 
auf dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen und Ziele beruht, ge-
hören darüber hinaus:50 

• die Förderung eines wettbewerbsorientierten Marktes bei der Bereitstellung 
elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste, der frei von Wettbe-
werbsverzerrung und -beschränkungen ist;s1 

• die Sicherstellung der Entwicklung eines harmonisierten europäischen Tele-
kommunikationsmarktes;52 

• die Zusammenarbeit mit den Regulierungsbehörden in anderen Mitglied-
staaten, der nationalen Wettbewerbsbehörde sowie anderen Behörden im In-
land und der Europäischen Kommission;53 

• die Unterstützung von Innovationen sowie die Förderung effizienter lnfra-
strukturinvestitionen, der Zusammenschaltung nationaler Netze in Interesse 
aller Benutzer4 und der Interoperabilität von Netzen und Diensten55 sowie 
des Zugangs zu solchen Netzen und Diensten;56 

• die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen;" 

• die Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung des Universaldienstes.58 

Bei allen ihren Aufgaben ist die nationale Regulierungsbehörde verpflichtet, 
eine weitestgehend technologieneutrale Regulierung zu verfolgen59 sowie die 

49 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.2 Pkt.a. 
so Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8. 
51 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.2 Pkt.b. 
52 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.3 Pkt.b. 
53 Vgl. u.a. Europäisches Parlament (2002b), Art.3 Abs. 4 und 5, Art.5 Abs.2, Art.7 Abs.2 

und Art.8 Abs.3 Pkt.d. 
54 Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.5 Abs.1. Zusammenschaltungsentgelte sollten 

eine effiziente Netznutzung fürdern, für die Betreiber Investitions- und Kostenrninimie-
rungsanreize schaffen sowie eine effiziente Zahl an Markteintritten fürdern. Vgl. Laffont, 
Tirole (2001), S.99. 

ss Bei der Netzzusammenschaltung stellen die Regulierungsbehörden die Einhaltung techni-
scher Normen sicher. Vgl. Europäisches Parlament (1997), Art.7 und 13. 

56 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.2 Pkt.c, Abs.3 Pkt.b, Abs.4 Pkt.f und 
Art.17 Abs.l und 2; Europäische Gemeinschaft (1997), Art.155 Abs.l sowie Europäisches 
Parlament (2002), Art.5 Abs.1. Die nationale Regulierungsbehörde soll einen angemesse-
nen Zugang und eine geeignete Zusammenschaltung in einer Weise anstreben, die Effi-
zienz fürdert und Wettbewerb stimuliert. 

57 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.20 sowie Europäisches Parlament (2002c), 
Art.34. Zur Behandlung grenzUberschreitender Streitigkeiten siehe Europäisches Parla-
ment (2002b). 

58 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.4 Pkt.a. 
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Grundsätze der Nichtdiskriminierung, der Transparenz und der Verhältnismä-
ßigkeit selbst anzuwenden und ihre Anwendung zwischen den Marktteilnehmern 
zu gewährleisten. 60 Bei Entwürfen von Maßnahmen durch die Regulierungsbe-
hörde, die beträchtliche Auswirkungen auf den jeweiligen Markt haben würden, 
muss den interessierten Parteien die Gelegenheit zur Stellungnahme (Konsulta-
tion) gegeben werden.61 

Bei der Veröffentlichung oder der Weitergabe von Informationen an Dritte, die 
die Regulierungsbehörde von Unternehmen erhalten hat, muss die Behörde die 
Vorschriften über das Geschäftsgeheimnis wahren und eine vertrauliche Be-
handlung der Informationen sicherstellen.62 Die von der Regulierungsbehörde 
angeforderten Informationen müssen in angemessenem Verhältnis zur Wahrneh-
mung der jeweiligen Aufgabe stehen.63 

Die Aufgabe der Regulierungsbehörde, darauf hinzuwirken, dass Einrichtungen, 
die unter/über/auf privaten Grundstücken verlaufen, möglichst von vielen Orga-
nisationen gemeinsam genutzt werden, hat große Bedeutung insbesondere filr 
den Ortsnetzbereich der Telekommunikation.64 

Durch das neue Telekommunikationsgesetz wurde die polnische Regulierungs-
behörde filr Telekommunikation (URT) im August 2000 ins Leben gerufen.65 

Sie ist ein Zentralorgan der Staatsverwaltung und unmittelbar dem Ministerrat 
unterstellt. 

Der URT und dem Vorsitzenden dieser Behörde wurden Aufgaben übertragen, 
die mit den vom Gemeinschaftsrecht vorgesehenen übereinstimmen.66 

An der Seite des Vorsitzenden der URT wurde als beratendes Organ der Tele-
kommunikationsrat (Rada Telekomunikacji) institutionalisiert,67 der ihn in An-

59 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.1. 
60 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.8 Abs.3 Pkt.c. 
61 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.6. 
62 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.3 Abs.5 und Art.5 Abs.3. 
63 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.5 Abs.l. 
64 Vgl. Europäisches Parlament (2002b), Art.12. 
65 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.136 Abs.l und Art.151 Abs.2. Die Regulie-

rungsbehörde wurde 30 Tage nach Verabschiedung des neuen Telekommunikationsgeset-
zes gegründet. Das Gesetz selber trat am 1.01.2001 in Kraft. Zu einer umfassenden Studie 
über die URT siehe Espicom (2001a). 

66 Die allgemeine Beschreibung der Aufgaben der URT und ihres Vorsitzenden findet sich 
im Art.110 und Art.112 des polnischen Telekommunikationsgesetzes - Prawo telekomuni-
kacyjne (2000). Zur Institutionalisierung der Position des Vorsitzenden der URT siehe 
Prawo telekomunikacyjne (2000), Art. l 09 und Art.136 Abs.2. 

67 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.114 Abs.l. 

212 



gelegenheiten des Universaldienstes, der Dienstequalität, der Regelungen bei 
Netzzusammenschaltung und der daraus resultierenden Kooperation der Betrei-
ber unterstützt. Der Rat setzt sich aus 15 Personen zusammen, im einzelnen aus 
Vertretern verschiedener Ministerien, Konsumenten- und Betreiberorganisatio-
nen und Spezialisten aus dem Bereich der Telekommunikation.68 

Da die Gründung der Regulierungsbehörde nicht von Grund auf neu erfolgte, 
sondern aus dem Zusammenschluss zweier bestehender Behörden resultierte, 
bleibt abzuwarten, inwieweit die Unabhängigkeit dieser Behörde und ihrer Ent-
scheidungen gewährleistet werden kann. Die bis vor kurzem bestehenden engen 
persönlichen Beziehungen zwischen dem Kommunikationsministerium, den 
zwei aufgelösten Organen und dem sich bis vor kurzem mehrheitlich im Staats-
besitz befindlichen Telekommunikationsunternehmen TP S.A. deuten auf einen 
stark vorbelasteten Tätigkeitsbeginn der neuen Behörde hin. 

4.4 Liberalisierung der Netze und Dienste: offener Netzzugang 
(Open Network Provision) auf Unionsebene und in Polen 

Zur Verwirklichung des offenen und effizienten Zugangs zu öffentlichen Tele-
kommunikationsnetzen und -diensten sowie zwecks Gewährleistung einer eben-
solchen Nutzung schreibt das Gemeinschaftsrecht eine Harmonisierung und 
Erleichterung der Bereitstellungsbedingungen innerhalb der EU vor.69 

Im Bereich der Netze und Dienste werden alle Mitgliedstaaten verpflichtet, Vor-
schriften zurückzuziehen, die eine Beschränkung des Wettbewerbs auf dem 
Telekommunikationsmarkt zur Folge haben (könnten). Damit sollen Exklusiv-
rechte im Bereich der Erbringung von öffentlichen Telekommunikationsdienst-
leistungen und der Bereitstellung von öffentlichen Telekommunikationsnetzen 
beseitigt werden, die den Wettbewerb und den Zutritt neuer Anbieter zum Markt 
einschränken. Staaten, die für eine begrenzte Zeit weiterhin ausschließliche 
Rechte für die Bereitstellung und den Betrieb von öffentlichen Netzen für einen 
oder mehrere Betreiber aufrechterhalten, sind verpflichtet, Maßnahmen zu tref-

61 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.114 Abs.3, Abs.4 und Abs.5 Pkt.l. Die Berater 
für den Rat wurden im Februar 2001 durch den Premierminister nominiert. Im Rat sitzen 
jeweils ein Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Universität Warschau (Vorsit-
zender), der Nationalen Wirtschaftskammer Elektronik und Telekommunikation, des Ver-
bandes polnischer Elektriker, der Behörde für den Schutz des Wettbewerbs und der Ver-
braucher, des Instituts der Elektronentechnologie, des Nationalen Rates für Rundfunk und 
Fernsehen, des Innenministeriums, des Verteidigungsministeriums, des Kommunikations-
ministeriums, der Behörde für Staatssicherheit, der polnischen Informatikkammer sowie 
drei Parlamentsabgeordnete. Vgl. Prezes Rady Ministr6w (2001). 

69 Vgl. Europäisches Parlament (2002b ), Art. l Abs.l; Europäisches Parlament (2002a), 
Art. l. Abs. l; Europäisches Parlament (2002), Art. l Abs. l und Europäisches Parlament 
(1997a), Art.! Abs. l Pkt.a. 
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fen, die den Zugang zu diesen Netzen objektiv, transparent und nichtdiskrimi-
nierend gestalten. 70 

Es muss gewährleistet werden, dass jedes Unternehmen berechtigt ist, öffentli-
che Telekommunikationsdienste anzubieten und öffentliche Telekommunika-
tionsnetze zu errichten oder bereitzustellen.71 Für alle Unternehmen müssen glei-
cher Zugang und gleiche Nutzungsbedingungen gewährleistet und jegliche Dis-
kriminierung ausgeschlossen werden.n Die Anzahl der Telekommunikations-
unternehmen darf nicht beschränkt werden,73 ohne dabei objektive, verhältnis-
mäßige und nichtdiskriminierende Kriterien einzuhalten. Der Netz- und Dienste-
zugang im öffentlichen Fernnetz darf nur aufgrund von grundlegenden Anforde-
rungen eingeschränkt werden. 74 

Darüber hinaus schreibt die EU eine Kostenorientierung der Tarife für die Nut-
zung des Netzes und der Dienste vor, die unabhängig von der Verwendungsart 
durch den Nutzer sein müssen. Sollte die Erteilung von Wegerechten für den 
Neubau eines Netzteils aufgrund einschlägiger, grundlegender Anforderungen 
nicht möglich sein, müssen die Mitgliedstaaten allen Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsnetze zu angemessenen Bedingungen Zugang zu bestehen-
den Einrichtungen gewährleisten. 75 

Organisationen, die besondere Rechte in anderen Sektoren im In- oder Ausland 
besitzen, müssen über sämtliche Telekommunikationstätigkeiten getrennt Buch 
führen oder die Telekommunikationstätigkeiten strukturell ausgliedern. 76 

70 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.l Abs.2 und Abs.5 sowie Europäische Kom-
mission (1990), Art.6. Eine Ausnahme bilden die Einschränkungen, die zur Wahrung der 
öffentlichen Ordnung oder der grundlegenden Anforderungen notwendig sind. 

71 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.l Abs.2. 
72 Vgl. Europäische Kommission (1990), Art.6 und Art.19 sowie Europäisches Parlament 

(2002), Art.10. 
73 Mitgliedstaaten mit weniger entwickelten Netzen und Staaten mit sehr kleinen Netzen 

können auf Antrag zusätzliche Umsetzungsfristen gewährt werden, die erforderlich sein 
könnten, um die notwendigen strukturellen Anpassungen umzusetzen. Vgl. Europäische 
Kommission (1996a), Art.1 Abs.2. 

74 Vgl. Europäisches Parlament (1997a), Art.1 Abs.3. Zu diesen Anforderungen gehören die 
Sicherheit des Netzbetriebs, die Aufrechterhaltung der Netzintegrität, die Interoperabilität 
der Dienste, der Datenschutz sowie die effiziente und störungsfreie Nutzung des Fre-
quenzspektrums. 

75 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.1 Abs.6. Die Entgelte fllr den Zugang zum 
Netz müssen sich an den effizienten Kosten der Bereitstellung des Zugangs ausrichten. 
Siehe auch Kapitel 4.4.4. 

76 Vgl. Europäisches Parlament (2002b ), Art.13 Abs.1. 
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Das polnische Telekommunikationsrecht beinhaltet keine Vorschriften, die 
den Wettbewerb auf dem Telekommunikationsmarkt und die Zulassung von 
neuen Unternehmen einschränken könnten. 

Es existiert lediglich eine relevante Sonderregelung/Übergangsfrist im Bereich 
des internationalen Gesprächsverkehrs, die der TP S.A ein Monopol bei diesen 
Diensten bis zum 31.12.2002 gewährt. 77 

In den Bereichen der Bedingungen der Netzbereitstellung,71 der Kostenorientie-
rung der Entgelte für die Bereitstellung79 sowie der Festlegung des Netzzugangs-
punktes (unter spezieller Berücksichtigung marktmächtiger Unternehmen)80 sind 
die polnischen Vorschriften konform mit den Vorschriften der Europäischen 
Union. 

Im Hinblick auf den offenen Netzzugang beschäftigt sich das Gesetz ausführlich 
mit dominanten Unternehmen bzw. Unternehmen mit wesentlicher Marktmacht, 
die am Missbrauch ihrer Marktposition und -macht zum Schaden des Wettbe-
werbs gehindert werden sollen.81 

Den Betreibern öffentlicher Netze wird die Pflicht auferlegt, anderen Telekom-
munikationsunternehmen, die das öffentliche Netz mitnutzen (müssen), die 
gemeinsame Nutzung der Schächte, Gebäude (Kollokation),82 Wege u.ä. und 
insbesondere die Installation, den Betrieb und die Wartung der Einrichtungen zu 
ermöglichen, soweit dies physisch anders nicht möglich oder mit übermäßig 
hohen Kosten verbunden ist. 83 

4.4.1 Genehmigungspolitik 

Das Gemeinschaftsrecht schreibt vor, dass die Bereitstellung von öffentlichen 
Telekommunikationsdiensten und -netzen nur von einer Allgemeingenehmigung 
abhängig gemacht werden darf.14 

77 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.135 Abs.l Pkt.l und Pkt.2. 
78 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.76 und Art.77; Minister L11_cmosci (1996a), §4 

Abs.l Pkt.2 und §3. 
79 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.80 und Minister L11_cmosci (1996a), §9. 
80 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art 62 und Art.76. 
81 Die Art.57 bis Art.63 des Prawo telekomunikacyjne (2000) beinhalten besondere Rechte 

und Verbote für dominante Unternehmen bzw. Unternehmen mit wesentlicher Markt-
macht sowie eine Definition dieser Unternehmen. 

82 Zur Kollokation siehe Kapitel 4.4.4. 
83 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.96 Abs.!. Siehe dazu detailliert Kapitel 4.4.4. 
84 Diese beinhaltet die Mindestrechte jedes Unternehmens, also zur Bereitstellung von Net-

zen und Diensten, sowie die Garantie der Prüfung von Anträgen betreffend der Wegerech-
te. Stellen Unternehmen Netze und Dienste für die Allgemeinheit zur Verfügung, so erhal-
ten sie mit der Allgemeingenehmigung ferner das Recht, die Netzzusammenschaltung mit 
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Die Erteilung von individuellen Nutzungsrechten fUr Frequenzen und Num-
mern15 kann an besondere Verpflichtungen oder Bedingungen geknüpft wer-
den, 16 die von den Rechten und Pflichten, die aus der Allgemeingenehmigung 
resultieren, zu trennen sind.17 Die Einschränkung der Einräumung von Nut-
zungsrechten für Funkfrequenzen darf nur erfolgen, wenn dies fllr deren effi-
ziente Nutzung erforderlich ist.18 In dem Fall muss ein adäquates Auswahlver-
fahren ( wettbewerbsorientiert oder vergleichend) angewendet werden.19 

Die nationale Regulierungsbehörde kann von Unternehmen, die eine Allgemein-
genehmigung und Nutzungsrechte besitzen, die Vorlage von Informationen ver-
langen, anhand derer sie die Erfüllung der auferlegten Bedingungen und Ver-
pflichtungen überprüfen kann.90 

Das Allgemeingenehmigungsverfahren sowie die Zuteilung von individuellen 
Nutzungsrechten und die Auferlegung von besonderen Pflichten müssen den 
Kriterien der Transparenz, Objektivität, Nichtdiskriminierung und Verhältnis-
mäßigkeit entsprechen.91 

Verwaltungsabgaben, die den Unternehmen aufgrund von Allgemeingenehmi-
gungen oder gewährten Nutzungsrechten auferlegt werden, dürfen nur zur 
Deckung der „ administrativen Kosten für die Verwaltung, Kontrolle und Durch-
setzung von Allgemeingenehmigungen und Nutzungsrechten "92 sowie der Kosten 

anderen zugelassenen Betreibern zu verhandeln und durchzufUhren sowie die Möglichkeit, 
in ihrem Tätigkeitsgebiet zur Bereitstellung von Universaldienst oder dessen Elementen 
benannt zu werden. Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.4 Abs.1 und 2 sowie Art.9. 
Von dem Unternehmen kann eine Meldung verlangt werden, die eine Reihe an Mindestan-
gaben über das Unternehmen und das geplante Diensteangebot beinhaltet. Vgl. Europäi-
sches Parlament (2002a), Art.3 Abs.! bis 3. 

85 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.S Abs.! und 2. Soweit möglich und wenn (im 
Fall von Frequenzen) die Möglichkeit von funktechnischen Störungen ausgeschlossen 
werden kann, können die Nutzungsrechte in die Genehmigung eingeschlossen werden. 

86 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.6 Abs.! und 3; zu den Bedingungen siehe An-
hang, Teile A, B und C. 

17 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.6 Abs.2 und 4. 
11 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.S Abs.S und Art.7. 
19 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.7 Abs. 3 und 4, Art.8 sowie Europäisches Parla-

ment (2002b), Art.9 Abs.! bis 3. Es wird zugelassen, dass Unternehmen untereinander die 
Nutzungsrechte fllr Frequenzen unter Einhaltung der vorgeschriebenen Bedingungen über-
tragen. 

90 Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art. 10 und Art. 4 fllr den Umfang der anzufordern-
den Informationen sowie die Begründung der Anforderung. 

91 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.! Abs.2 und Europäisches Parlament (2002a), 
Art.6 Abs.! und Art.7 Abs.3. 

92 Europäisches Parlament (2002a), Art.12 Abs.! Pkt.a. Die Abgaben sollten auf ein Min-
destmaß reduziert werden. Die nationale Regulierungsbehörde ist verpflichtet, einen jllhr-
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für die Überwachung der Erfüllung von besonderen Verpflichtungen erhoben 
werden. Im Falle der Nutzungsrechte für Frequenzen und Nummern dürfen Ab-
gaben erhoben werden, die eine optimale Nutzung dieser Ressourcen gewähr-
leisten sollen.93 

Im Fall von Unternehmen, die in einem anderen Bereich als der Telekommuni-
kation besondere oder ausschließliche Rechte genießen, müssen die angewand-
ten Genehmigungsverfahren gewährleisten, dass für diese Bereiche und die Be-
reitstellung von Sprachtelefondiensten und öffentlichen Telekommunikations-
netzen getrennte Finanzkonten geführt werden.94 

Dem polnischen Telekommunikationsrecht nach bedarf der Bau und/oder Be-
trieb eines öffentlichen Telekommunikationsnetzes einer Genehmigung (zezwo-
lenie ), soweit eine Nummernzuteilung erforderlich ist.9s Die Genehmigung wird 
durch den Vorsitzenden der URT erteilt.96 

Zu den Tätigkeiten, die keiner Genehmigung bedürfen, gehört der Betrieb von 
Telekommunikationsnetzen, deren gesamte Einrichtungen und alle Netzab-
schlusspunkte auf dem Gebiet einer Gemeinde lokalisiert sind bzw. die keine 
Nummernzuteilung erfordern, weil die Nummernressourcen eines anderen Tele-
kommunikationsunternehmens im Rahmen geschlossener Verträge genutzt wer-
den.97 

liehen Überblick über ihre Verwaltungskosten und die eingenommenen Abgaben zu veröf-
fentlichen. Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.12 Abs.2. 

93 Dies betrifft auch die Rechte der Installation von Einrichtungen auf/über/unter privaten 
oder öffentlichen Grundstücken. Vgl. Europäisches Parlament (2002a), Art.13. 

94 Vgl. Europäische Kommission ( 1996a), Art. l Abs.8. 
9s Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.3 Abs.l und 2 sowie Minister Lllc:mosci 

(2000a) für die Antragsform. Die davor erteilten Konzessionen, Genehmigungen und an-
dere Rechtezuteilungen behalten ihre Gültigkeit und werden automatisch in nach dem Te-
lekommunikationsgesetz geltende Rechtsdokumente umgewandelt. Die TP S.A. wird ver-
pflichtet, rechtzeitig eine Genehmigung zu beantragen, die ihr fllr einen Zeitraum von 25 
Jahren und das Staatsgebiet Polens erteilt wird. Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), 
Art.142 Abs.] sowie Art.144 bis Art.146. 

96 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art. 7 Abs.]. Die Genehmigungsprozedur und -an-
forderungen werden in den Art.7 bis Art.13 des Telekommunikationsgesetzes aufgeführt. 
Die URT hätte die Möglichkeit, mit der faktisch angewendeten Genehmigungspolitik in 
eingeschränktem Maße auf den Markt Einfluss zu nehmen. 

97 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.5 Abs.l und 2. Bei Nichtbestehen der Geneh-
migungspflicht ist eine Meldung der Tätigkeit bei der URT notwendig. Die Bedingungen 
dieser Meldung regelt Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.14 bis Art.16. Siehe hierzu 
auch Minister Liic:mosci ( 1998b ). 
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Die Höhe der Genehmigungs(Erlaubnis-)gebilhr wird filr das Festnetz auf den 
Festbetrag von 2.SOO EUR und filr den Mobilfunk auf S.OOO EUR festgelegt.91 

Die Kriterien filr einmalige und periodische Genehmigungsgebilhren,99 Gebüh-
ren für die Ausschreibungsdokumentation""' und die Kriterien für das Ausschrei-
bungsverfahren101 sind konform mit denen des Gemeinschaftsrechts. 

Die Tätigkeit im Bereich der Radiokommunikation (u.a. des Mobilfunks) bedarf 
einer Erlaubnis (pozwolenie) und einer Frequenzzuteilung (Reservierung).102 Bei 
Ressourcenknappheit im Bereich der Nummern oder Frequenzen können Aus-
schreibungen durchgeführt und gesonderte Gebühren erhoben werden, um eine 
effiziente Nutzung zu gewährleisten. 103 Bei der Frequenzzuteilung für den Mo-
bilfunk richtet sich Polen nach den international vereinbarten Frequenzspektren. 

4.4.2 Netzzusammenschaltung (lnterconnection) 104 

Wird eine Zusammenschaltung von Netzen beantragt, besteht entsprechend des 
Gemeinschaftsrechts eine Verpflichtung zum Aushandeln einer Zusammen-
schaltungsvereinbarung. 105 Alle möglichen und tatsächlichen Beschränkungen, 
die Unternehmen am Abschließen von Zusammenschaltungsvereinbarungen hin-

91 Vgl. Minister L1tcznosci (2000b), §2. Diese vom Minister festgelegte Höhe der Gebühren 
soll den Kosten der Genehmigungserteilung entsprechen und darf diese nicht überschrei-
ten. Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.29. 

99 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.29 und Art.30; Minister Litcznosci (1995a) und 
Anhang; Minister L11.cznosci (1996b); Minister L11.cznosci (1999e) und (1999f) sowie ftlr 
die Höhe/Berechnungsweise der Gebühren: Minister L11.cznosci (2000b), §2; Minister 
L11.cznosci (2000c) und (2000d). Periodische Gebühren betreffen die Nutzung von knappen 
Ressourcen (Nummern, Frequenzen}. 

100 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.31 und Art.32 Abs, 1. 
101 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.24 und Art.25. 
102 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.17 bis Art.25. 
103 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.99 bis Art.104 ft1r die Nummernvergabevor-

schriften und den Nummernplan; Art.! 05 bis Art.108 ft1r die Frequenzverwaltung und im 
einzelnen: Art.24 ft1r Frequenzausschreibungen; Art.99 Abs.3 ft1r Nummernausschreibun-
gen; Art.31 ft1r die Frequenzgebühr; Art.30 Abs.! Pkt.2 und Minister L11.cznosci (2001 d), 
§2 und Anhang 1 ft1r die Nummernnutzungsgebühr. Darüber hinaus siehe zur Regelung 
der Frequenzverwendung sowie der Höhe und Entrichtungsweise der Nutzungsgebühr die 
Verordnungen: MinisterL11.cznosci (1998a), (1999a) und (1999d). 

104 Den Bereich der Netzzusammenschaltung und des Netzzugangs regelt umfassend die 
Richtlinie 2002/19/EG. Zusätzlich behalten manche Regelungen der durch die Richtlinie 
2002/21/EG aufgehobenen Richtlinien 97/33/EG, 98/10/EG und 92/44/EG ihre Gültigkeit. 
Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.7 Abs.1 sowie Europäisches Parlament (1997), 
Art.4, Art.6-8, Art.11, Art.12, Art.14; Europäisches Parlament (1998), Art.16 und Europä-
ischer Rat (1992), Art.7-8. Für die Pflichten der nationalen Regulierungsbehörden im Be-
reich der Netzzusammenschaltung siehe Europäisches Parlament (2002), Art.! 2. 

105 Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.4 Abs, 1. 
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dem könnten, müssen von den Mitgliedstaaten beseitigt werden.106 Insbesondere 
ehemalige staatliche Betreiber-Monopolisten (dominierende Unternehmen) müs-
sen anderen Unternehmen, die entsprechende Genehmigungen besitzen, die Zu-
sammenschaltung mit ihrem öffentlichen Telekommunikationsnetz und ihrem 
Sprachtelefondienst zu kostenorientierten, 107 transparenten, nichtdiskriminieren-
den und objektiven Kriterien ermöglichen.108 

Dem dominierenden Betreiber obliegt die Beweispflicht, dass sich seine Zusam-
menschaltungsentgelte aus den tatsächlichen Kosten (inkl. vertretbarer Inves-
titionsrendite) herleiten und er über seine Tätigkeiten im Rahmen der Zusam-
menschaltung und anderer Leistungen getrennt Buch führt. Insbesonders vertikal 
integrierte Unternehmen müssen ihre Preise und internen Kostentransfers trans-
parent gestalten, um die Überprüfung der Gleichbehandlung anderer Unterneh-
men zu ermöglichen bzw. gegebenenfalls eine unlautere Quersubventionierung 
zu verhindern. 109 Auf Anforderung müssen diese Unternehmen der Regulie-
rungsbehörde unverzüglich detaillierte Finanzinformationen übermitteln.110 

Um den Verlauf von Zusammenschaltungsverhandlungen zu vereinfachen und 
die Interessen aller Parteien zu sichern, veröffentlicht die Regulierungsbehörde 
ein Standard-Zusammenschaltungsangebot (Reference lnterconnection Offer -
RIO) und kann Veränderungen der vorgelegten Angebote verlangen. 111 

106 Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.3 Abs.l und 2. 
107 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.l Abs.6. Überhöhte Zusammenschaltungsent-

gelte können Anreize für einen ineffizienten by-pass oder eine Duplizierung der bestehen-
den Netze schaffen. Bei einem by-pass wird das Netz des "teuren" Betreibers umgangen, 
indem direkte Leitungen zur Fernnetzebene bzw. zu anderen Ortsnetzen verlegt werden. 
Vgl. Laffont, Tirole (2001), S.99 und S.127ff oder WIK, EAC (1994), S.50ffund S.62. 

108 Die Artikel 9-13 der Richtlinie 2002/19/EG umfassen besondere Verpflichtungen, die ei-
nem Betreiber mit beträchtlicher Marktmacht auferlegt werden können. Vgl. Europäisches 
Parlament (2002), Art.8 und Art. 9-13. 

109 Dies betrifft auch Unternehmen, die in irgend einem Mitgliedstaat besondere oder aus-
schließliche Rechte für die Erbringung von Diensten in anderen Sektoren besitzen. Die ge-
trennte Buchfllhrung soll die Offenlegung aller Faktoren der Kosten und Einnahmen (inkl. 
Berechnungsgrundlagen und Zurechnungsverfahren der Telekommunikationsaktivitäten 
sowie eine detaillierte Aufschlüsselung des Anlagevermögens und der strukturellen Kos-
ten) ermöglichen. Optional dazu können diese Unternehmen eine strukturelle Ausgliede-
rung (vertikale Desintegration) der Tätigkeiten, die mit der Bereitstellung elektronischer 
Kommunikationsnetze und -dienste zusammenhängen, vornehmen. Vgl. Europäisches 
Parlament (2002b ), Art.13 Abs. l; Europäisches Parlament (2002c ), Art.19 Abs.3 sowie 
Europäisches Parlament (2002), Art.11 Abs, 1. 

110 Unter Wahrung des Geschäftsgeheimnisses können diese Finanzinformationen von der 
Regulierungsbehörde veröffentlicht werden, wenn dies zu einem offenen, wettbewerbsori-
entierten Markt beiträgt. Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.11 Abs.2. 

111 Vgl. Europäischer Rat (1997), Anhang 1 Pkt.2.4; Maj (2001) und o.V. (2001d). Zu den 
Elementen der Zusammenschaltungsvereinbarung siehe auch lckenroth (1995), S.3f. 
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Auch im Bereich der Netzzusammenschaltung soll in regelmäßigen Abständen 
eine Marktanalyse durchgeführt werden, die über die Entwicklung des Wettbe-
werbs auf den relevanten Märkten befindet und ggf. Unternehmen mit beträcht-
licher Marktmacht identifiziert, 112 denen besondere Verpflichtungen auferlegt 
werden können.113 

Das polnische Telekommunikationsrecht verpflichtet alle Netzbetreiber zum 
gegenseitigen Netzanschluss. Die Betreiber von öffentlichen Netzen müssen ihr 
Netz allen Antragstellern unter den gleichen Bedingungen bereitstellen und kön-
nen den Anschluss eines anderen Telekommunikationsnetzes nicht verweigern, 
sofern dieses in Übereinstimmung mit den Vorschriften errichtet wurde. 114 

Die Bedingungen der Zusammenarbeit und der Abrechnung werden zwischen 
den Verhandlungspartnern ausgehandelt und in Form von Zusammenschaltungs-
verträgen festgelegt. 115 

Das Telekommunikationsgesetz entspricht den Forderungen des Gemeinschafts-
rechts im Hinblick auf die Verpflichtung zum Netzanschluss, die Bedingungen 
des Anschlusses (bei dominanten Unternehmen), die Kontroll- und Schiedsrich-
terfunktion der URT in diesem Bereich sowie bzgl. der Kostenorientierung der 
Zusammenschaltungsentgelte.116 

Die URT hat des weiteren zu jedem Zeitpunkt das Recht, Veränderungen in den 
Zusammenschaltungsverträgen zu verlangen, um effektive Konkurrenz und die 
Interoperabilität des Netzes zu gewährleisten. 117 

112 Vgl. Europäisches Parlament (2002), Art.7 Abs.2 und 3. 
113 Vgl. Europllisches Parlament (2002), Art.8 und Art.9-13. Zu diesen Verpflichtungen kön-

nen u.a. solche zllhlen wie die Transparenzverpflichtung (Art.9), die Gleichbehandlungs-
verpflichtung (Art.10), die Verpflichtung zur getrennten Buchführung (Art.11) u.a. 

114 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.76 und Art. 77; Minister Litcmosci (1996a), §4 
Abs.1 Pkt.2 und §3 sowie umfassend Minister Litcmosci (1999c ). 

115 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.78. 
116 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.76 bis Art.87. 
117 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.85 Abs.1 und Art.79 Abs.!, 2, 3. Dominieren-

de Unternehmen sind verpflichtet, einen Rahmenvertrag vorzubereiten. 
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4.4.3 Mietleitungen118 

Die Mietleitungsbestimmungen des Gemeinschaftsrechts betreffen Unterneh-
men mit wesentlicher Marktmacht, die infolge der durchzufl1hrenden Marktana-
lyse als solche identifiziert werden. 119 

Die Bedingungen für den offenen und effizienten Netzzugang zu und die Nut-
zung von Mietleitungen sollen harmonisiert und ein gemeinschaftsweites Min-
destangebot von Mietleitungen mit einheitlichen technischen Merkmalen ge-
währleistet werden.120 Die Aufhebung eines bestehenden Angebotes kann nur in 
Abstimmung mit den Benutzern erfolgen.121 

Die Bedingungen der Bereitstellung von Mietleitungen müssen für alle Unter-
nehmen gleich und dürfen nicht ungünstiger sein, als sie der dominierende Be-
treiber seinen eigenen Tochterunternehmen oder abhängigen Unternehmen an-
bietet.122 

Die Tarife für Mietleitungen müssen kostenorientiert und transparent sein und in 
angemessener Weise veröffentlicht werden. 123 Einer Änderung der Mietleitungs-
entgelte (Einzelfälle) muss die Regulierungsbehörde zustimmen.124 

118 Zusätzlich wird die Aufhebung sämtlicher Beschränkungen bezüglich der Bereitstellung 
der Übertragungskapazität durch Kabelfernsehnetze und die Erlaubnis zur Nutzung dieser 
Netze zur Erbringung von Telekommunikationsdiensten (exkl. Sprachtelefondienst) gefor-
dert. Vgl. Europäische Kommission ( 1995), Art. l Abs.2. Bis zu ihrer Überprüfung bleiben 
die Bestimmungen der Artikel 3, 4, 6-8, 10 der durch die Richtlinie 2002/21/EG aufgeho-
benen Richtlinie 92/44/EG in Bezug auf Mietleitungen in Kraft. Vgl. Europäisches Parla-
ment (2002), Art. 7 Abs. l sowie die genannten Artikel aus Europäischer Rat ( 1992). 

119 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.18. 
120 Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.l, Art.3 und Art.7 Abs.1 sowie Europäisches Parlament 

(2002c ), Art.18 Abs. l und 2. Diese Informationen sollen folgende Punkte beinhalten: 
technische Merkmale, Tarife, Nutzungs- und Lieferbedingungen (darunter: Antragsverfah-
ren, typische Lieferfrist, Vertragslaufzeit und -dauer sowie Mindestdauer, typische Repa-
raturzeit, Rückerstattungsmodalitäten), Lizenzierungs- und Registrierungsanforderungen 
und Bedingungen filr das Anschliessen von Endgeräten. 

121 Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.5, Art.6 Abs.2-4 und Europäisches Parlament (1997a), 
Art.2 Abs.6 Pkt.a-c. Es können Einschränkungen aufgrund von grundlegenden Anforde-
rungen (Sicherheit des Netzbetriebs und Sicherung der Netzintegrität sowie der Interope-
rabilität, Datenschutz u.ä.) eingeführt werden. Die Regulierungsbehörde kann aufgrund 
technischer Veränderungen und Veränderungen der Marktnachfrage erforderliche Ände-
rungen zur Anpassung des Mindestangebots an Mietleitungen vornehmen. Vgl. Europäi-
sches Parlament (2002c), Art.18 Abs.3. 

122 Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.8; Europäisches Parlament (1997a), Art.2 Abs.8 und 
Europäisches Parlament (1997), Art.6 Pkt.a. 

123 Die Tarife richten sich nach den Kriterien der Unabhängigkeit vom Typ der Anwendung, 
der einmaligen Anschlussgebühr und der regelmäßigen Miete (zusätzliche Mietelemente 
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Die Telekommunikationsorganisationen sind verpflichtet, entsprechende Kos-
tenrechnungssysteme einzusetzen, welche die Aufgliederung der direkten Kos-
ten (Aufbau, Betrieb, Vermarktung von Leitungen) und der gemeinsamen Kos-
ten (Gemeinkosten) erlauben:2s Unternehmen, die weiterhin (zeitweilig) beson-
dere Rechte besitzen, müssen die Bereitstellung von Mietleitungen innerhalb 
einer zumutbaren Frist gewährleisten.126 

Die Regulierungsbehörde kann Einschränkungen des Zugangs zu Mietleitungen 
auferlegen. Sie kontrolliert ferner, ob den Telekommunikationsorganisationen 
bestimmte Maßnahmen (Ablehnung der Vermietung, Einschränkung des Ange-
bots) gestattet werden können und hält alle Angaben zu Kostenrechnungssyste-
men für Mietleitungen bereit. 127 

Konform mit dem Gemeinschaftsrecht werden auch im polnischen Telekom-
munikationsrecht Mietleitungen insbesondere im Hinblick auf Unternehmen 
mit wesentlicher Marktmacht bzw. dominante Unternehmen behandelt. In den 
Bereichen der Kostenrechnungssysteme mit Kostentrennung, der Dienstequali-
tät, des Netzzugangs, der Kündigungsgrundsätze, der Netzsicherheit, des Stan-
dardangebots und der Schlichtung von Streitigkeiten durch die URT erfüllt das 
Telekommunikationsgesetz die von der EU gestellten Anforderungen.121 

müssen transparent sein). Sie gelten fllr die Leitungen zwischen den Net7.abschlusspunk-
ten (Zugangspunkten). Eventuell können "Halbleitungstarife" - mit angenommener Lei-
tungsmitte - angewendet werden, wenn mehr als ein Unternehmen die Leitungen bereit-
stellt. Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.10 Abs.b. 

124 Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.8 und Europäisches Parlament (1997a), Art.2 Abs.8. 
12s Die gemeinsamen Kosten sind solche, die weder unmittelbar zu Mietleitungen noch zu an-

deren Aktivitäten zugeordnet werden können. Sie werden möglichst aufgrund einer direk-
ten Analyse des Kostenursprungs oder aufgrund einer indirekten Verknüpfung mit ande-
ren Kostenkategorien oder Kostenkategoriegruppen umgelegt, fllr die eine direkte Zuord-
nung oder Aufschlüsselung möglich ist. Sollte dies nicht möglich sein, werden sie auf-
grund eines allgemeinen Schlüssels zugeteilt und leiten sich aus dem Verhältnis zwischen 
allen direkt umgelegten oder zugeordneten Ausgaben fllr Mietleitungen und fllr sonstige 
Dienste ab. Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.10 und Europäisches Parlament (1997a), 
Art.2 Abs.10 und 11. 

126 Vgl. Europäische Kommission (1990), Art.4. 
127 Vgl. Europäischer Rat (1992), Art.6 Abs.2, Art. 8 und Art.10; Europäisches Parlament 

(1997), Art.6 Pkt.a und Europäisches Parlament (1997a), Art.2 Abs.6 Pkt.a, Abs.8, Abs.10 
und Abs.11. 

121 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.59 Abs.2 und Abs.3, Art.61 und Art.62. 
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4.4.4 Entbündelung (unbundling) der Teilnehmeranschlussleitung 

Aufgrund der technischen und ökonomischen Merkmale129 des Ortsnetzteils -
Teilnehmeranschlussleitung (TAL) - und seines Charakters als Netzabschluss-
punkt (einziger Zugang zum Kunden) 130 werden diese als wesentliche Einrich-
tung131 angesehen und ihre Entbilndelung vorgeschrieben. 

Der Begriff der Entbilndelung der TAL umschreibt eine logische Teilung des 
Netzes in seine Komponenten, die von den Interessenten (einzeln) nach Bedarf 
gemietet werden können. Wenn also "ein neuer Wettbewerber nicht die Gesamt-
leistung des Telefondienstes von der Quelle bis zur Senke in Anspruch nehmen 
will, sondern eigene Teilleistungen beisteuert und nur diejenigen Leistungsmo-
dule bezahlen möchte, die er nicht selbst erbringt, ist das Gesamtnetz mit dem 
darauf abgewickelten Leistungsspektrum in Teile zu zerlegen (unbundling), um 
die einzelnen Module des Systems preislich zu erfassen. "132 

Es wird zwischen drei Formen der Entbündelung unterschieden. 133 Der vollstän-
dig entbilndelte Zugang zum Teilnehmeranschluss bedeutet die Bereitstellung 
des Kupfer-Teilnehmeranschlusses des etablierten Betreibers, bei der der neue 
Marktteilnehmer "über ein ausschließliches Nutzungsrecht für das gesamte Fre-

129 Zu den technischen und ökonomischen Merkmalen von Ortsnetzen siehe Kapitel 1.1.2 so-
wie Kapitel 2.1. 

130 Die "Kontrolle des Zugangs zu einem Netzabschlusspunkt" ist die Fähigkeit des Betrei-
bers, die dem Endnutzer an diesem Netzabschlusspunkt zugänglichen Telekommunika-
tionsdienste zu kontrollieren und/oder die Fähigkeit, anderen Diensterbringern den Zu-
gang zum Endnutzer an diesem Netzabschlusspunkt zu verweigern. Die Kontrolle des Zu-
gangs kann den Besitz oder die Kontrolle der physischen Verbindung zum Endnutzer (üb-
er Draht oder drahtlos) und/oder die Fähigkeit beinhalten, die für den Zugang zum Netz-
abschlusspunkt eines Benutzers erforderliche(n) nationale(n) Nummer(n) zu ändern oder 
zurückzuziehen. Vgl. Europäisches Parlament (1997), Anhang II sowie Anmerkungen. 

131 Vgl. Europäische Kommission (2000b), S.9; WIK, EAC (1994), S.13f und S.53f sowie 
Laffont, Tirole (2001), S.97f. Die Einstufung einer Einrichtung als "wesentlich" (essential 
/acility) erfolgt nach mehreren Kriterien. Dazu zählen: die Einrichtung wird durch ein Mo-
nopolunternehmen kontrolliert; als Teil des vorgelagerten Marktes stellt sie die einzige 
Möglichkeit der Erbringung von Diensten auf dem nachgelagerten Markt dar; sie ist nicht 
duplizierbar (physisch, politisch oder ökonomisch); der Zugang zu dieser Einrichtung wird 
durch das Monopolunternehmen verweigert, wäre aber sowohl physisch als auch ökono-
misch praktikabel. Siehe auch Ickenroth (1995), S.Sf oder Rottenbiller (2002), S.21 ff. 

132 Jung, Warnecke (1998), S.6-42. Eine Entbündelung des Ortsnetzes bedeutet, dass ein 
Diensteanbieter z.B. nur die Ortsleitungen (nicht die Vermittlungstechnik) des Betreibers 
mieten könnte und mit eigenen Sender-, Empfänger- und Steuerungseinrichtungen sowohl 
die Bandbreiten der gelegten Kabel anders (evtl. besser) nutzen als auch vielfältige Dienst-
leistungen der Datenkommunikation anbieten könnte. In diesem Zusammenhang spricht 
man vom Entbündeln der "letzten Meile". 

133 Vgl. Europäische Kommission (2000b), S.9. 
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quenzspektrum der Leitung verfügt und dem Endnutzer eine vollständige Palette 
von Sprach- und Datendiensten anbieten kann". 134 

Der gemeinsame Zugang zum Teilnehmeranschluss (line sharing) hingegen ist 
die ''Bereitstellung des Zugangs zu den nicht für Sprachdienste genutzten Fre-
quenzen einer Kupferleitung, über die der etablierte Betreiber den Basistelefon-
dienst anbietet, wobei dem neuen Marktteilnehmer die Möglichkeit geboten 
wird, Technologien wie ADSL (asymmetrische digitale Teilnehmerleitung) ein-
zusetzen, um dem Endnutzer zusätzliche Dienste anbieten zu können (z.B. 
schnellen Internetzugang)". 135 

Die dritte mögliche Form des entbilndelten Zugangs stellt der Bitstream-Zu-
gang dar. Bei dieser Form geschieht sowohl die Übermittlung als auch die Ver-
mittlung über die Einrichtungen des Netzbetreibers. Das komplette Netz bleibt 
im Besitz des Betreibers, der allein Uber eingesetzte Technologien und die Auf-
rüstung des Netzes entscheidet. Beim Bitstream-(Bitstrom) Zugang stellt der 
Netzbetreiber dem Newcomer gewisse Bandbreiten seiner Netze (z.B. filr Da-
tenströme) zur Verfügung. 136 

Mit den ersten beiden Arten der Entbündelung ist untrennbar und deren Wirk-
samkeit bestimmend die Kollokation verbunden, die "die physische Bereitstel-
lung von Raum und technischen Voraussetzungen, die für die Installierung und 
den Anschluss der Einrichtungen eines neuen Marktteilnehmers im Hinblick auf 
den Zugang zum Teilnehmeranschluss normalerweise erforderlich sind", 137 um-
fasst. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Bedeutung der Teilnehmeranschlüsse filr den 
Wettbewerb auf dem nachgelagerten Markt der Dienste wird der Bereich der 
Entbündelung der TAL vom Gemeinschaftsrecht gesondert behandelt. Es wird 
betont, dass der Ortsnetzbereich in den Mitgliedstaaten trotz des seit der Öff-
nung des Telekommunikationsmarktes (1.01.1998) vergangenen Zeitraums den 
geringsten Wettbewerb aufweist und sich noch zu über 90% in der Hand der 
ehemaligen staatlichen Monopolisten befindet.131 

134 Europäische Kommission (2000a), Art.2 Abs.l Pkt.c. 
135 Europäische Kommission (2000a), Art.2 Abs.l Pkt.d. Siehe hierzu auch Höckels (2001), 

S.28ff sowie Kapitel 1. 1.4 zu xDSL-Technologien. 
136 Vgl. Höckels (2001), S.37f. Sprach- und Datenübertragung werden über sog. Splitter ge-

trennt. 
137 Europäische Kommission (2000a), Art.2 Abs.l Pkt.e. 
131 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Pkt.1-3 und Europäische Kommission (2000b), S.7f. 
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Aus diesen Gründen soll jedem Antrag auf entbündelten Zugang zum Netz eines 
dominierenden Betreibers stattgegeben werden.139 Dem interessierten Unterneh-
men müssen Bedingungen angeboten werden, die der Netzbetreiber sich selber 
oder seinen Tochterunternehmen anbieten würde. 140 

Die etablierten Netzbetreiber werden verpflichtet, ein umfassendes Standardan-
gebot der Entbündelung vorzubereiten und zu veröffentlichen.141 Die Regulie-
rungsbehörde hat dabei das Recht, Änderungen des Angebotes zu verlangen, um 
den Wettbewerb und technische Innovationen zu fördern und den Teilnehmern 
den größtmöglichen Nutzen zu bringen.142 

Um Transparenz der Preissetzung und ihre kostenorientierte Gestaltung anhand 
der relevanten Netzkomponenten sicherzustellen, muss ebenfalls die Kosten-
rechnung hinreichend entbündelt sein. 143 

An die Entbündelungsvorschriften ist ebenfalls die Gewährung von definiertem 
Kollokationsraum (und -bedingungen) am Standort des etablierten Betreibers 
gebunden,144 der es den Unternehmen ermöglichen soll, alle für den Zugang zur 
entbündelten TAL notwendigen Einrichtungen und Geräte zu platzieren.145 

Im polnischen Telekommunikationsgesetz wird das Problem der Entbünde-
lung der TAL nicht explizit angesprochen. Möglicherweise werden in naher Zu-
kunft ausführende Rechtsakte dem Telekommunikationsgesetz folgen, die die-
sen Bereich gesondert behandeln. Bis zum jetzigen Zeitpunkt wird dieses in der 
Europäischen Union sehr aktuelle Regulierungsthema vom polnischen Gesetz-
geber nicht berücksichtigt.146 

139 Die EU schreibt in diesem Bereich vor, dass zumindest der gemeinsame und der vollstän-
dig entbUndelte Zugang zum Teilnehmeranschluss angeboten werden sollte. Vgl. Europlli-
sches Parlament (2000), Art.2 Pkt.fund g sowie Anhang, Teil A. 

140 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Art.! Pkt.4, Art.2 Pkt.a sowie Art.3 Abs.2. 
141 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Art.3 Abs.l und Anhang sowie Europllisches Parla-

ment (2002), Art.9 Abs.4 und 5 und Anhang II fllr die geforderten Angebotsbestandteile. 
142 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Art.4 Abs. 1-3 und Europäisches Parlament (2002), 

Art.12. 
143 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Art.3. 
144 Vgl. Europäisches Parlament (2000), Art.2 Pkt.h und Anhang, Teil B sowie Europäisches 

Parlament (2002b), Art.12. 
145 Vgl. Europäische Kommission (2000b ), S.13 und Europäische Kommission (2000c ), Art. l 

Pkt.10. Wenn die Kollokation physisch nicht möglich ist, kann die Regulierungsbehörde 
eine virtuelle Kollokation fordern. Dies bedeutet, dass die anzuschließenden Geräte an ei-
nem anderen, nahe gelegenen Standort installiert werden. 

146 Die bei den Allgemeinregelungen des offenen Netzzugangs (ONP) angesprochene Pflicht, 
anderen Betreibern die Mitnutzung von Netzteilen bzw. Einrichtungen zu ermöglichen, 
wenn eine Duplizierung nicht möglich bzw. ökonomisch nicht sinnvoll ist, klammert ex-
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4.4.5 Universaldienst 

Der Universaldienst, auch häufig als Infrastrukturauftrag bezeichnet, bezieht 
sich auf die universelle Verfügbarkeit mancher Dienste in der Bevölkerung. Der 
Universaldienst wurde in der Diskussion um die Liberalisierung von manchen 
(speziell infrastrukturgebundenen) Märkten von ihren Vertretern als Gegenargu-
ment verwendet, da unterstellt wurde, dass die von ihm zu erreichenden Ziele 
marktwirtschaftlich nicht realisiert werden können, d.h. dass der betriebswirt-
schaftlich zu realisierende Flächendeckungsgrad bzw. die Verfügbarkeit des je-
weiligen Dienstes geringer wäre, als die Gesellschaft dies filr erwünscht hält. 147 

Er galt als die Rechtfertigung der institutionellen Monopolisierung ganzer Sek-
toren - u.a. der Telekommunikation. Die institutionelle Absicherung sollte dem 
jeweiligen Unternehmen die interne Quersubventionierung defizitärer Kunden-
gruppen oder Regionen ermöglichen, um so zur Realisierung der speziellen so-
zial-, regional- und wirtschaftspolitischen Ziele zu filhren. Aufgrund dessen ist 
der Begriff des Universaldienstes und damit zusammenhängender Verpflichtun-
gen und Einschränkungen als politische Vorgabe zu verstehen. 

Die Universaldienstziele können grob in zwei wesentliche Bereiche unterteilt 
werden: die Versorgungsziele und die Preisziele, die gekoppelt oder separat for-
muliert werden können. Die Versorgungsziele, die dem Unternehmen einen be-
stimmten zu erreichenden Versorgungsgrad des Dienstes vorschreiben, bedeuten 
einen Kontrahierungszwang; dem Unternehmen verbleibt jedoch die Preisset-
zungsfreiheit. In der Praxis bedeutet dies, dass das Unternehmen die unter-
schiedliche Kosten verursachenden Regionen (z.B. periphär und zentral) oder 
Kundengruppen (z.B. Geschäftskunden und sozial schwache Personen) zu unter-
schiedlichen Preisen, die abhängig von den verursachten Kosten der Leistungs-
bereitstellung sind, versorgen wird. 141 

Werden gleichzeitig vom Staat Preisziele gesetzt, so kann es vorkommen, dass 
das Unternehmen durch die vorgegebene, politisch erwünschte Preissetzung und 
die Versorgungsauflage nicht alle Kunden kostendeckend bedienen kann und die 
defizitären Bereiche aus den profitablen intern quersubventionieren muss. 149 Die 

plizit den Bereich der Teilnehmeranschlussleitung (Entbündelung der TAL) aus. Vgl. Pra-
wo telekomunikacyjne (2000), Art.96 Abs.l und 2. 

147 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.356. 
148 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.3Slff. 
149 Preisziele allein sind in Regionen oder bei Kundengruppen, die unterschiedliche Kosten 

verursachen, im SiMe des Universaldienstes nicht unbedingt zielfllhrend, da das Unter-
nehmen die defizitären Bereiche in dem Fall einfach ignorieren kann und lediglich die 
profitablen (oder zumindest kostendeckenden) Bereiche versorgt. In dieser Hinsicht ist ein 
gleichzeitiger Kontrahierungszwang notwendig, um das Erreichen des gesetzten politi-
schen Universaldienstziels abzusichern. 
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Extremlösung bei Preiszielen stellt die Tarifeinheit dar, nach der ein Einheits-
preis auf alle Kunden angewandt werden soll. 150 

Der für die Gesetzgebung relevante Begriff des Universaldienstes wird im Lau-
fe der Zeit aufgrund des technischen Fortschritts im Bereich der Telekommuni-
kation und aufgrund sozialer Veränderungen umgestaltet und erweitert. Die 
Europäische Union hatte bis Anfang 2002 in mehreren Richtlinien Teile der De-
finition des Universaldienstes geliefert und erst durch die Universaldienstricht-
linie vom 7.03.2002 diesen Begriff vereinheitlicht. 151 Auf dieser Grundlage wird 
der Universaldienst allgemein umschrieben als ein Mindestangebot an Diensten, 
das „mit der angegebenen Qualität allen Endnutzern in ihrem Hoheitsgebiet, un-
abhängig von ihrem geographischen Standort und, unter Berücksichtigung der 
landesspezifischen Gegebenheiten, zu einem erschwinglichen Preis zur Verfü-
gung gestellt"152 wird, wobei gleichzeitig Wettbewerbsverzerrungen vermieden 
werden sollen. 153 Es wird in der Richtlinie betont, dass die „ Gewährleistung der 
Verfügbarkeit gemeinschaftsweiter hochwertiger, öffentlich zugänglicher Diens-
te durch wirksamen Wettbewerb und Angebotsvielfalt"154 angestrebt wird. Zu-
gleich werden aber die Fälle geregelt, .. in denen die Bedürfnisse der Endnutzer 
durch den Markt nicht ausreichend befriedigt werden können". 155 

Die Universaldienstverpflichtungen "umfassen die Bereitstellung des Sprachte-
lefondienstes über einen Festnetzanschluss (. .. ), sowie den Zugang zu Vermitt-
lungshilfe, Notruf- und Auskunftsdiensten (einschließlich der Lieferung von Teil-
nehmerverzeichnissen) und die Bereitstellung öffentlicher Telefone. Außerdem 
soll der Benutzer Zugang zu veröffentlichten Informationen über Kosten, Gebüh-
ren und Qualität der Dienste (. .. ) erhalten. "156 

150 Zur Tarifeinheit siehe auch Kapitel 5.3.1. 
151 Vgl. Europäisches Parlament (2002c). Es wird eine regelmäßige Überprüfung des Univer-

saldienstumfangs "anhand der sozialen, wirtschaftlichen und technischen Entwicklungen 
(. .. ) unter Berücksichtigung von MobiliUlt und Übertragungsraten" vorgeschrieben. Euro-
päisches Parlament (2002c), Art.15 Abs.2. Mit den Bemühungen der Europäischen Union, 
den Universaldienst zu definieren und dessen Finanzierungsfrage zu lösen, beschäftigt 
sich auch Cox (1997), S.2ff. 

152 Europäisches Parlament (2002), Art.3 Abs, 1. 
153 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.1 Abs.2. 
154 Europäisches Parlament (2002c), Art.l Abs.l. 
155 Europäisches Parlament (2002c), Art.l Abs.l. 
156 Europäische Kommission (1996), Kapitel II Pkt.a. 
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Zu den Basismerkmalen des Universaldienstes gehören somit im wesentlichen 
der Anspruch auf Leistung (Anschluss) unabhängig vom Standort157 zu einem 
(nach landesspezifischen Bedingungen) erschwinglichen Preis158 sowie ein Min-
destangebot an Telekommunikationsdiensten159 mit angemessener Qualität,160 

die über den Anschluss realisiert werden können. 

Auch im EG-Vertrag wird auf die Bedeutung des Universaldienstes in der Tele-
kommunikation verwiesen, also auf die besondere Notwendigkeit, mittels trans-
europäischer Netze "insulare und am Rande gelegene Gebiete mit den zentralen 
Gebieten der Gemeinschaft zu verbinden ". 161 

Den diesen Universaldienst leistenden „benannten" Betreibern werden auf diese 
Weise zahlreiche Aufgaben übertragen bzw. Anforderungen an sie gestellt. 162 Zu 
den wichtigsten gehört der erschwingliche Preis der Bereitstellung, der in der 
Universaldienstrichtlinie zum ersten Mal ansatzweise quantifiziert wird. So wird 
der nationalen Regulierungsbehörde die Pflicht übertragen, "die Entwicklung 

157 Jedem zumutbaren Antrag auf einen Festnetzanschluss des öffentlichen Telefonnetzes 
muss von mindestens einem Unternehmen entsprochen werden. Vgl. Emopäisches Parla-
ment (2002c), Art.4 Abs.! und Art.20. 

151 Vgl. Emopäisches Parlament (2002c), Art.1 Abs.2 und Art.3 Abs.1. 
159 Der Netzanschluss muss Orts-, Inlands- und Auslandsgespräche sowie Fax- und Daten-

übermittlung ermöglichen, wobei letztere Übertragungsraten aufweisen muß, die fl1r einen 
funktionalen Internetzugang ausreichen. Bei dieser qualitativen Vorgabe soll die dmch die 
Mehnahl der Teilnehmer vorherrschend verwendete Technologie und die technische 
Dmchftlhrbarkeit zugrunde gelegt werden. Weiter gehört dazu auch der kostenlose Zu-
gang zu Notrufdiensten fl1r alle Nutzer, auch von öffentlich zugänglichen Münztelefonen. 
Vgl. Emopäisches Parlament (2002c), Art.4 Abs.2 und Art.6 Abs.3. 

160 Zu den Parametern, anhand derer die Dienstequalität gemessen wird, siehe Emopäisches 
Parlament (2002c), Art.11 Abs.1 sowie Anhang III; zu den Diensten und Dienstemerkma-
len Emopäisches Parlament (2002c), Anhang I, Teil A; zu den Zusatzleistungen Europäi-
sches Parlament (2002c), Anhang I, Teil B sowie Art.29 und Art.32. 

161 Emopäische Gemeinschaft (1997), Art.154 Abs.2. 
162 Die Universaldienstverpflichtung kann sowohl einem Unternehmen fl1r das gesamte Ho-

heitsgebiet als auch mehreren Unternehmen in dessen Teilen oder in bezug auf einzelne 
Universaldienstelemente übertragen werden. Die Übertragung der Verpflichtungen muss 
auf einem effizienten, transparenten, nichtdiskriminierenden und objektiven Benennungs-
verfahren beruhen. Sie kann ebenfalls mit bestimmten Leistungszielen verbunden werden. 
Vgl. Emopäisches Parlament (2002c }, Art. l Abs. l und 2 sowie Art.11 Abs.4-6. 
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und Höhe der Endnutzertarife der Dienste"163 zu überwachen, "insbesondere im 
Verhältnis zu den nationalen Verbraucherpreisen und Einkommen". 164 

Es kann also von den benannten Unternehmen unter Berücksichtigung der natio-
nalen Gegebenheiten verlangt werden, dass sie im Rahmen des Preisziels der Er-
schwinglichkeit "den Verbrauchern Tarifoptionen oder Tarifbündel anbieten, 
die von unter üblichen wirtschaftlichen Gegebenheiten gemachten Angeboten 
abweichen, insbesondere um sicherzustellen, dass einkommensschwache Perso-
nen oder Personen mit besonderen sozialen Bedürfnissen Zugang zum öffentli-
chen Telefondienst haben und diesen nutzen können". 165 

In der Praxis bedeutet dies, dass die Unternehmen in ihrer Preissetzungsfreiheit 
eingeschränkt werden, was durch die Einhaltung von Preisobergrenzen, der An-
wendung geographischer Mittelwerte oder anderer ähnlicher Systeme erfolgen 
kann, und sie aufgrund dessen ihre Bereitstellungskosten durch den maximal zu 
erhebenden Preis nicht werden decken können. 166 

Als politisches Hauptziel der Schaffung von Rechtsvorschriften zum offenen 
Netzzugang und zur Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes wird von 
der Europäischen Union also weiterhin die gleichzeitige Aufrechterhaltung und 
Weiterentwicklung des Universaldienstes angesehen.167 Sie ist als normative 

163 Europäisches Parlament (2002c), Art.9 Abs.l. Gleichzeitig bleiben die Bestimmungen der 
Richtlinie 98/10/EG in bezug auf die Endnutzertarife bis zu ihrer Überprüfung in Kraft. 
Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.16 Abs.l Pkt.a und Europäisches Parlament 
(1998), Art.! 7. 

164 Europäisches Parlament (2002c), Art. 9 Abs.l. Diese Formulierung unterscheidet sich von 
denen, die vor dem 7.03.2002 verwendet wurden, da nicht mehr nur von der Erschwing-
lichkeit allgemein gesprochen wird. Die Erschwinglichkeit fi1r die Verbraucher hängt laut 
dem Europäischen Parlament auch von ihren Möglichkeiten ab, ihre Ausgaben zu 
überwachen und zu steuern. Die bereitzustellenden besonderen Dienste und Einrichtun-
gen, die den Teilnehmern diese Überwachung und Steuerung ermöglichen sollen (wie z.B. 
EinzelgebühreMachweis, Vorauszahlung), werden in der Universaldienstrichtlinie spezifi-
ziert. Vgl. Europäische Kommission (2000d), Pkt.6 (S.9); Europäisches Parlament 
(2002c), Art.10 Abs.2 sowie Anhang I, Teil A; zur Transparenz der Tarife und Preise 
siehe Europäisches Parlament (2002c), Art.21. 

165 Europäisches Parlament (2002c), Art.9 Abs.2. 
166 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.9 Abs.3 und 4. Die Verpflichtung zur Anwen-

dung der o.g. Preissetzungsmethoden kann auf einzelne Endnutzergruppen beschränkt 
werden. Siehe hierzu auch Europäisches Parlament (2002c), Anhang IV, Teil A. 

167 Röller, Waverman (2001), S.920fkommen in ihrer empirischen Studie zum Ergebnis, dass 
sich der Einfluss der Entwicklung der Telekommunikationsinfrastruktur auf das Wirt-
schaftswachstum enorm verstärkt, sobald eine Penetrationsrate von Ober 40% überschrit-
ten ist. Diese Penetrationsrate wird von ihnen als Universaldienst (soziales Optimum) 
identifiziert. 
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Vorgabe zu verstehen, der vor allem in einem liberalisierten Umfeld große Be-
deutung beigemessen wird. 168 

Der Staat sieht es in diesem Fall als seine Pflicht an, regulierend einzugreifen, 
um trotz der Liberalisierung alle Einwohner gleichermaßen mit der Basisinfra-
struktur Telefonanschluss sowie den Basistelefondiensten zu versorgen. 

''Die politische Vereinbarung über die vollständige Liberalisierung von 
Sprachdiensten und nunmehr Infrastrukturen beweist, dass eine Monopol-
regelung nach einhelliger Auffassung der Unionsländer nicht die Lösung 
jur den universellen Dienst darstellt. "169 

Die Lösung des Problems des Universaldienstes und seiner Durchsetzbarkeit 
(Finanzierung) in einem liberalisierten Markt ist vielmehr in einer "angemesse-
nen Vorbereitungszeit jur die Neuausrichtung der Tarife und die Einführung 
ordnungspolitischer Rahmenbedingungen, die es neuen Marktteilnehmern er-
möglichen, einen angemessenen Beitrag zu den Kosten des universellen Dienstes 
zu leisten",1 10 zu sehen. 

"Unter Berücksichtigung der fortschreitenden Kostenorientierung der Tari-
fe sorgen die Mitgliedstaaten insbesondere dajur, dass die Preise jur die . 
(. .. ) Dienste jur Nutzer in ländlichen Regionen und Gegenden, in denen 
hohe Kosten entstehen, sowie jur bestimmte Nutzergruppen wie ältere Men-
schen, Behinderte und Menschen mit besonderen sozialen Bedürfnissen er-
schwinglich bleiben. 11171 

Die aufgrund der nicht vollständig erfolgten Neuausrichtung der Tarife an den 
Kosten entstehende Universaldienstlast beim Betreiber - die Nettokosten des 
Universaldienstes172- sind in diesem Sinne finanzielle Belastungen, die als Folge 
staatlicher Auflagen entstehen. In der Telekommunikation sind es Defizite, die 
der Betreiber ( als unzumutbare Belastung) erleidet, wenn er einer Versorgungs-

161 Zur Diskussion über die Aufrechterhaltung eines wettbewerbsneutralen Universaldienstes 
in einem liberalisierten Telekommunikationsmarkt siehe Laffont, Tirole (2001 ), S.219ff. 

169 Europäische Kommission (1995a), S.260f. 
170 Europäische Kommission (1995a), S.261. 
171 Europäisches Parlament (1998), Art.3 Abs.l. 
tn Die Nettokosten der Universaldienstes - die Universaldienstlast - ergeben sich aus der Dif-

ferenz zwischen den Nettokosten, die einer Organisation mit diesen Verpflichtungen und 
denen, die einer Organisation ohne diese Verpflichtungen entstehen. Bei der Berechnung 
der Nettokosten werden die zusätzlichen Einnahmen sowie die nicht quantifizierbaren 
Marktvorteile berücksichtigt. Vgl. Europlisches Parlament (2002c), Art.12 und Anhang 
IV, Teil A; Europäische Kommission (2000d), Anhang IV und WIK, Cullen (2001a), 
S.32f fUr eine Aufgliederung der lnkrementalkosten und -vorteile, die bei der Berechnung 
der Universaldienstlast berücksichtigt werden. Zur Universaldienstlast siehe auch Kapitel 
5.1.4. 

230 



verpflichtung nachkommen muss, er für die Leistungen jedoch (eben aufgrund 
der Verpflichtung) keine kostendeckenden Preise verlangen kann.173 

Die Sicherstellung des Fortbestehens und der Entwicklung der Universalversor-
gung wird ebenfalls bei den Vorbereitungen der Mitgliedsanwärter als eines der 
wichtigsten Ziele des liberalisierten Telekommunikationsmarktes angesehen. 

Laut des Gemeinschaftsrechts umschließt der Universaldienst auch die Bereit-
stellung öffentlich zugänglicher Münz- und Kartentelefone, die sowohl zahlen-
mäßig als auch unter dem Aspekt der geographischen Versorgung (Flächende-
ckung) dem angemessenen Bedarf der Nutzer entsprechend - auch im Hinblick 
auf die Dienstequalität - vorhanden sein milssen. 174 Den Endnutzern muss darü-
ber hinaus mindestens ein (alle Abonnenten abdeckender) Telefonauskunfts-
dienst sowie ein Teilnehmerverzeichnis (gedruckt oder elektronisch) zur Verfü-
gung stehen.175 

Um das "erschwingliche" Preisniveau für alle Einwohner zu realisieren, können 
von den Mitgliedstaaten Preisobergrenzen, über die Fläche gemittelte Tarife 
oder ähnliche Mechanismen eingeführt werden, solange keine wirksame Preis-
kontrolle durch den Wettbewerb gegeben ist.176 Solange der Universaldienst 
nicht kommerziell bereitgestellt werden kann und er eine unzumutbare Belas-
tung für den jeweiligen Betreiber darstellt, dürfen die Mitgliedstaaten ein Ver-
fahren der Entschädigung des Unternehmens aus öffentlichen Mitteln oder der 
Aufteilung der Universaldienst(netto )kosten unter den Betreibern einführen.177 

Jedes nationale System (Zugangsdefizitausgleich, Universaldienstfond u.ä.);71 

das die Verteilung der Universaldienstlast auf andere Organisationen bewirken 
soll, darf nur auf Unternehmen angewendet werden, die öffentliche Telekommu-
nikationsnetze im Wettbewerb anbieten. Die Aufteilung der Last muss nach ob-
jektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien und dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit vorgenommen werden. 

Die Mitgliedstaaten gestatten ihren Telekommunikationsorganisationen die Um-
strukturierung ihrer Tarife (tariff rebalancing), um die finanzielle Tragbarkeit 

173 Vgl. Kruse (2000), S.2 und Europäisches Parlament (2002c), Art.12. 
174 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.2 Pkt.c, Art.6 Abs.l und Art.7. Bei der Zugäng-

lichkeit sind insb. die Bedürfnisse von behinderten Nutzern zu berücksichtigen. 
175 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.5 sowie Europäische Kommission (1996a), 

Art. l Abs.6. 
176 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.9 Abs.3 und 4. 
177 Vgl. Europäisches Parlament (2002c ), Art.13 und Art.14 sowie Europäische Kommission 

(2000d), Pkt.16 und 17. Die interessierten, belasteten Unternehmen müssen eine Finanzie-
rung fUr Einzelbereiche beantragen. 

178 Zu den Vor- und Nachteilen des Zugangsdefizitausgleichs sowie eines Universaldienst-
fonds siehe auch lckenroth (1995), S.21ff. 
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eines Universaldienstes sicherzustellen und um auf den tatsächlichen Kosten 
beruhende Tarife zu erreichen. 179 

Auf geographischen und Endnutzermärkten, auf denen wirksamer Wettbewerb 
festgestellt wurde, dürfen die nationalen Regulierungsbehörden keine Verfahren 
zur Regulierung des Endnutzermarktes anwenden.110 

Das polnische Telekommunikationsrecht erfüllt im Bereich des Universal-
dienstes alle Anforderungen des Gemeinschaftsrechts. Dazu gehören im wesent-
lichen die Gewährleistung eines Anschlusses, evtl. die Setzung von Maximal-
preisen (erschwinglicher Preis), Regelungen für Unternehmen mit beträchtlicher 
Marktmacht (u.a. Vertragskontrolle durch die URT), die Zugänglichkeit zu 
öffentlichen Telefonen, die Versorgung mit Teilnehmerverzeichnissen sowie die 
Bereitstellung der Telefonauskunft u.a. 111 

Die Problematik der Finanzierung des Universaldienstes und vor allem des mög-
licherweise entstehenden Anschlussdefizits wird im Telekommunikationsgesetz 
nicht näher behandelt. Noch zu erlassende Verordnungen des zuständigen Mini-
sters sollen genaue Prozeduren des Defizitausgleichs festlegen. 182 

Die weiterhin anzuwendende Verordnung des Kommunikationsministers vom 
9.09.1999183 gibt den Betreibern, die verstärkt in ländlichen Gebieten investie-
ren, die Möglichkeit der Erhebung von zusätzlichen Abgaben (Zugangsdefizit-
ausgleich) aufgrund der unvollständigen Rebalancierung der Tarife.184 Dieser 
Ausgleich darf maximal bis zum Zeitpunkt der vollständigen Neuausrichtung 
der Tarife angewendet werden. 

Der Universaldienst soll in Polen von allen Netzbetreibern realisiert werden, 
was nicht im Widerspruch zum acquis steht, jedoch in vergleichender Betrach-

179 Vgl. Europäische Kommission (1996a), Art.l Abs.6. 
110 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.17 Abs.S. Die Feststellung erfolgt anhand der 

durchzuführenden Marktanalyse gemäß den "Leitlinien" (Europlische Kommission (2002)). 
111 Zusätzlich gehören dazu: der Zugang zum Notruf, kostenlose Telefonauskunft, Erleichte-

rungen fUr Behinderte sowie die Verfllgbarkeit von Informationen über die erbrachten Te-
lekommunikationsdienstleistungen (auf Antrag des Nutzers). Zu einer detaillierten Zusam-
menstellung der Rechte der Teilnehmer und der Pflichten des den Universaldienst bereit-
stellenden Unternehmens siehe Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.49 bis Art.56. 

112 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.SI Pkt.3. Festgeschrieben wird die notwendige 
Trennung dieser Mittel/Zahlungen von den /nterconnection-Gebühren. 

113 Minister L11.cznosci (1999c ). 
184 Vgl. Minister L11.cznosci (1999c), §10. Zum Zugangsdefizitausgleich sowie sonstigen 

Maßnahmen des Staates zur Entlastung der Betreiber, die den Universaldienst umsetzen, 
siehe Kapitel 6.1.3. 
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tung der Telekommunikationsmärkte ungewöhnlich ist. Solch eine Verpflich-
tung kann für Newcomer eine Markteintrittsbarriere darstellen. 185 

4.4.6 Sonstige Bereiche der Telekommunikation 

Zu den übrigen zu erwähnenden Regelungen des polnischen Telekommunika-
tionsgesetzes, die an das Gemeinschaftsrecht angepasst wurden, gehören die 
Zulassungsprozeduren von Telekommunikationsgeräten und -einrichtungen, die 
Datenschutzbestimmungen, Regelungen bzgl. der Behandlung von marktdomi-
nanten Unternehmen sowie bzgl. der Rechte der Endnutzer. 186 

Eine Typenzulassungspflicht besteht in Polen für alle Geräte, Anlagen und Net-
ze, die in das öffentliche Telekommunikationsnetz eingebunden werden oder mit 
ihm zusammenarbeiten sollen.187 Geprüfte Geräte, die die grundlegenden Anfor-
derungen erfüllen müssen, 188 unterliegen der Kennzeichnungspflicht. Telekom-
munikationsgeräte, die keine Typenzulassung haben, dürfen nicht vertrieben 
werden.1 89 In bezug auf Vermittlungseinrichtungen u.ä. wird vorgeschrieben, 
dass in Zukunft nur noch digitale Geräte eingesetzt werden dürfen, die bestimm-
te nationale und internationale Vorgaben erfüllen.190 

Im Telekommunikationsgesetz werden in bezug auf die Verarbeitung personen-
bezogener Daten und Datenschutz zudem konkrete Prozeduren und Regeln fest-
gelegt.191 Im Bereich der Rechte der Endnutzer erfüllt das Telekommunikations-
gesetz die europäischen Anforderungen. Zu den wichtigsten Regelungen gehö-

185 Vgl. WIK, Cullen (2001), S.2 und S.196. Bis zum heutigen Zeitpunkt wurde allerdings die 
tatsächliche Umsetzung der in den Lizenum quantitativ festgeschriebenen Universal-
dienstverpflichtung (Anzahl der T AL's) nicht sanktioniert. 

186 Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Kapitel IV. 
187 Vgl. Europäisches Parlament (1998a), Art.10, Art.11, Anhang III, IV und V sowie Euro-

päische Kommission ( 1988), Art.6. Diese Regelungen beziehen sich ebenfalls auf Radio-
kommunikationsnetze. Die Prüfungen werden von unabhängigen Stellen durchgeführt. 
Die Kriterien für Einrichtungen und Geräte werden im polnischen Telekommunikations-
gesetz in Art.88 bis Art.91 und durch zusätzliche Verordnungen geregelt. 

188 Dazu gehören die Sicherheit der Benutzer und des Personals der Betreiber, Anforderungen 
an die elektromagnetische Verträglichkeit, der Schutz des Netzes, die effiziente Nutzung 
des Frequenzspektrums und die Kommunikationsfllhigkeit mit Einrichtungen des öffentli-
chen Netzes und mit anderen Endeinrichtungen. Vgl. Europäisches Parlament (1998a), 
Art.5. 

189 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.91 und Art.94 sowie Minister Ll\_czno§ci 
(2000e). Dies geht konform mit den europäischen Regelungen. Vgl. Europäisches Parla-
ment (1998a), Art.4, Art.12 sowie Anhang VI und VII; Europäische Kommission (1988), 
Art.3 und Europäische Kommission (1994), Art. l Abs.3. Typenzulassungen aus anderen 
Ländern, mit denen Polen entsprechende Verträge abgeschlossen hat, werden anerkannt. 

190 Vgl. Minister Ll\_czno§ci (2000f). 
191 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.67 bis Art.71. 
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ren die Möglichkeit des Anbieterwechsels oder der Anbieterwahl (Preselection 
oder call-by-call), 192 die Gleichbehandlung der Unternehmen, die Preissetzungs-
prinzipien, die Übertragbarkeit von Nummern, die Anzeige der Rufnummer 
sowie das Verbot, den Vertragsabschluss von der Erfüllung anderer Forderungen 
bzw. vom Kauf anderer/zusätzlicher Produkte/Leistungen abhängig zu ma-
chen.193 

Umfassende Regelungen sind im polnischen Telekommunikationsgesetz in be-
zug auf die Pflichten und die Handlungseinschränkungen der Unternehmen mit 
wesentlicher Marktmacht zu finden. 194 Die wichtigsten dieser Vorschriften wur-
den bereits bei den einzelnen Teilbereichen diskutiert. 

4.5 Fazit: Der (polnische) Weg zur Deregulierung der Telekom-
munikation 

Die zunehmend komplexe Problematik des Wettbewerbs auf dem Markt der Üb-
ertragungstechnologien sowie der Telekommunikationsdienste bedarf klarer 
Marktverhältnisse, der Transparenz und der Kostenorientierung. Auch bei New-
comern, die auf anderen Netzmärkten tätig sind und möglicherweise dort starke 
Marktpositionen einnehmen, muss gewährleistet sein, dass es zu keiner Wettbe-
werbsbehinderung in Form von Quersubventionierung der Telekommunikations-
tätigkeit aus anderen Bereichen kommt. 195 

Aufgrund der dringenden wirtschaftlichen Notwendigkeit sowie der Beitritts-
vorbereitungen und ihrer Bedingungen wurden in Polen Anstrengungen unter-
nommen, die rechtlichen Vorschriften im Bereich der Telekommunikation den 
Vorgaben der Europäischen Union anzupassen. 

Das polnische Telekommunikationsgesetz stellt den ersten Schritt sowie die 
grundlegende Rahmenbedingung dar, die versuchen, einen zwar teilweise libera-
lisierten, von der Machtverteilung her aber immer noch monopolistischen Markt 

192 Vgl. u.a. Europäisches Parlament (1998b ), Art.1 Abs.2 sowie Minister L(lcznosci (1999b ), 
§ 1; Minister L(lcznosci (2000g), § 1 und Minister L(lcznosci (2000h), § 1. Allerdings wird 
anhand der vorliegenden polnischen Rechtsvorschriften nicht gewährleistet, dass diese 
Möglichkeiten allen Endnutzern sofort bei Markteintritt neuer Anbieter zur Verfilgung ste-
hen werden. Vgl. Europäische Kommission (2000), S.6S. Siehe dazu auch Kapitel 3.3.3, 
Abschnitt "Probleme der Liberalisierung des Fernnetzes". Bis zur Überprüfung bleiben die 
Bestimmungen der Richtlinie 97/33/EG in Bezug auf die Betreiberauswahl und -voraus-
wahl in Kraft. Vgl. Europäisches Parlament (2002c), Art.16 Abs.1 Pkt.b und Art.19. 

193 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.34 bis Art. 4S; Minister L(lcznosci (2000g), §1 
und Minister L(lCznosci (2000h), § 1. 

194 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.57 bis Art.63. 
195 Vgl. Monopolkommission (1996), S.26f. 
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endgültig dem Wettbewerb zu öffuen und seine wettbewerbliche Entwicklung 
zu ermöglichen.196 

Die spezifischen und an die Technik gebundenen ökonomischen Merkmale von 
Netzindustrien haben Einfluss auf die Marktstruktur und -macht der Marktteil-
nehmer und somit ebenfalls auf die rechtlichen Rahmenbedingungen des Mark-
tes. 197 Aufgrund dessen besteht die Aufgabe der Liberalisierung des Telekom-
munikationsmarktes nicht in der sofortigen Abschaffung eines Großteils der 
Vorschriften, um zu tatsächlichem Wettbewerb zu gelangen. Vielmehr ist der 
Weg dorthin wichtig und führt über die Stufen der Reregulierung und der Regu-
lierung zur Unterstützung (Schaffung) des Wettbewerbs durch einen zielgerich-
teten Eingriff seitens des Staates. 

Bleibt Regulierung nicht bis zum Zeitpunkt der Festigung des Wettbewerbs auf 
dem Markt bestehen, kann der dominierende Betreiber aufgrund seiner markt-
mächtigen Stellung den Markteintritt neuer Unternehmen blockieren bzw. 
erschweren und die tatsächliche Öffnung des Marktes verzögern. Durch Regu-
lierungsmaßnahmen wird während dieser Liberalisierungsphase die Bildung von 
Wettbewerbsstrukturen unterstützt, bis das Ziel der Deregulierung und Markt-
liberalisierung unter entwickelten Wettbewerbsstrukturen erreicht ist und sich 
die Anzahl der Rechtsvorschriften auf die notwendigen reduzieren kann. 198 In 
Abb. 4-1 wird dieser Zeitpunkt als Wettbewerb mit vollzogener Deregulierung 
dargestellt. 

Polens Situation kann momentan in der Übergangsphase zwischen der Reregu-
lierung und der Regulierung zur Unterstützung des Wettbewerbs verortet wer-
den, die sich durch einen Anstieg des Umfangs der Regulierungsaufgabe aus-
zeichnet. In der Abb. 4-1 kann Polens Weg als eine Bewegung nach rechts im 
Rahmen der gepunkteten Fläche interpretiert werden. 

Aufgrund der Investitionsintensität, der hohen Markteintrittsbarrieren und der 
langlebigen Infrastrukturen (lange Abschreibungszeit) in Telekommunikations-
netzen ist eine vorhersehbare, verlässliche und relativ konstante Setzung von 
rechtlichen Rahmenbedingungen von größter Wichtigkeit, um das ohnehin hohe 
Investitionsrisiko nicht zusätzlich zu erhöhen. Wie die polnische Praxis gezeigt 

196 Dem Telekommunikationsgesetz sollen z.ahlreiche Verordnungen folgen, die einzelne Be-
reiche detailliert regeln werden. Daneben sind weiterhin (befristet) ältere ausführende 
Rechtsakte in Kraft. 

197 Die Marktmacht beruht dabei auf dem Netzbesitz. Erschwerend kommt hinzu, dass die lei-
tungsgebundene Infrastruktur (meist) in einer Hand ist. Zu den technischen und ökonomi-
schen Merkmalen von Netzinfrastrukturen siehe die Kapitel 1.1.2 sowie 2.1. 

198 Vgl. Jasinski (1997), S.91. 
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hat, reicht es eben nicht aus, neue Marktteilnehmer zuzulassen, um Wettbewerb 
auf dem. Markt zu schaffen. 199 

Umfang der 
Regulierungs-

aufgabe 

............ . . . . . . . . . . . . 
..,._. -· -· -· -· -· ·-·-· .. · .. ·--------------1• Zeit 

Monopol Liberalisierung Wettbewerb 

Eigene Darstellung. 

(Reregulierung, Regu- (Deregulierung) 
llerung für Vl/ettbewerb, 
StimulierurJg des Wett-
bewerbs, Ubergangs-

vorschriften) 

Abb. 4-1: Umfang der Regulierungsaufgabe während der Stufen der Deregulie-
rung 

Ein absolutes Minimum stellt die Schaffung von Regulierungsmaßnahmen dar, 
die einen Markteintritt erleichtern und Newcomer vor dem Marktmachtmiss-
brauch des Incumbents (in diesem Fall der TP S.A.) schützen. Nicht minder 
wichtig sind jedoch auch die konsequente Umsetzung der Vorschriften und die 
Sanktionierung von Verstößen. Eine solche Vorgehensweise wird sowohl von 
der Europäischen Union gefordert, als auch in den meisten liberalisierenden 
Ländern umgesetzt. Diese Rahmenbedingungen sollen einerseits in kleinstmög-
lichem Maße (oder gar nicht) in die Bereiche des Marktes eingreifen, wo entwi-
ckelte Marktstrukturen nur einer Überwachung der Einhaltung der ONP-Regeln 
bedürfen.200 Andererseits müssen sie Marktteilnehmer mit wesentlicher Markt-
macht einer strengen Aufsicht unterwerfen und am wettbewerbsschädigenden 
Missbrauch ihrer Macht hindern. 

Entsprechend der Telekommunikationsproblematik und den Gemeinschaftsvor-
schriften wird im neuen polnischen Telekommunikationsgesetz besonders große 
Aufmerksamkeit den Unternehmen gewidmet, die über wesentliche Marktmacht 

199 Siehe dazu Kapitel 3.3 sowie Kapitel 6. 
200 Vor allem einer effizienten Politik im Bereich der Netzzusammenschaltung wird die Funk-

tion, fllr eine harmonische Entwicklung des Wettbewerbs auf dem Telekommunikations-
markt sorgen zu können, zugeschrieben. 
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verfügen.201 Diese werden nun nicht mehr institutionell geschützt, sondern mit 
zusätzlichen Pflichten belegt und im Gebrauch ihrer Marktmacht eingeschränkt. 
Mit dieser Schwerpunktverschiebung setzt der polnische Gesetzgeber die Vorga-
be der Europäischen Union in bezug auf die Einschränkung der Macht des ehe-
maligen staatlichen Monopolisten und die Förderung von Wettbewerb um. 

Wie auch die EG-Richtlinien verwendet das polnische Telekommunikations-
gesetz jedoch viele Begriffe, die sowohl quantitativ als auch qualitativ nicht de-
finiert bzw. eben auch schwer zu definieren sind. Dazu gehören (gemäß dem 
übernommenen Wortlaut der Gemeinschaftsvorschriften): Transparenz, Objekti-
vität, Nichtdiskriminierung, Zumutbarkeit, "gerechtfertigte" Maßnahmen, aus-
reichende Versorgung und "erschwinglicher" Preis.202 Sollte es im weiteren nicht 
zu einer Konkretisierung dieser "Merkmale" kommen, bleiben sie der Ausle-
gung/Interpretation der zuständigen Organe überlassen. Es wird kritisch zu beo-
bachten sein, in welcher Weise und in welchem Umfang sie eingesetzt werden, 
um den Wettbewerb auf dem Telekommunikationsmarkt zu fördern. 

Die Schaffung der Regulierungsbehörde (URT) könnte eine bedeutende Maß-
nahme sein, um der Entstehung des Wettbewerbs in der polnischen Telekommu-
nikation eine Chance zu geben.203 Ungewiss ist jedoch, ob die URT die ihr ge-
stellten Anforderungen bzgl. ihrer Unabhängigkeit und ihres Einsatzes zur Stär-
kung des Wettbewerbs erfüllen kann.204 Es bleibt abzuwarten, inwieweit sie im-
stande sein wird, Unabhängigkeit zu erlangen bzw. zu bewahren, da sie aus zwei 
umgewandelten ehemaligen Ministerialorganen entstanden ist und die persönli-
chen Beziehungen mit der TP S.A. weiterhin vorhanden sind. Der Regulierer 
steht unter diesen Umständen vor dem Problem der Gleichbehandlung aller Un-
ternehmen vs. der Besserstellung der Newcomer zur Förderung der Entstehung 
von Wettbewerbsstrukturen.20s 

201 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.57 Abs.! Pkt.l, Abs.2 und Abs.3 sowie Pkt.2 
Zur Marktanteilsbestimmung siehe Minister Litcznosci (2001a). 

202 Eine weitere Innovation des Telekommunikationsgesetz.es (im Vergleich zum alten Kom-
munikationsgesetz), die den Wettbewerb fürdem und Transparenz des Marktes gewähr-
leisten soll, besteht in der ausdrücklichen Vorgabe, dass alle Register und Verträge (mit 
wenigen Ausnahmen, welche die URT bestimmen wird) öffentlich sein sollen. 

203 Zur Regulierungsbehörde siehe Kapitel 4.3. Das Telekommunikationsgesetz gewährt so-
wohl dem zuständigen Minister als auch dem Vorsitzenden der URT relativ viel Spiel-
raum, der zur weiteren Liberalisierung genutzt werden soll, jedoch auch fUr ihre Ein-
schränkung missbraucht werden könnte. Die entsprechenden Regelungen haben zum Ziel, 
die notwendigen Prozeduren in diesem Bereich zu vereinfachen und, überall wo dies mög-
lich sein wird, die Kräfte des Marktes walten zu lassen. 

204 Vgl. Europäische Kommission (2001), S.87 sowie Sich\ski (2001). 
2os Vgl. z.B. Szablewski (2001). 
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Das Dokument zur offiziellen Verhandlungsposition Polens bei den Beitrittsver-
handlungen im Bereich Telekommunikation und Informationstechnologien bein-
haltete eine Verpflichtung Polens, den acquis communautaire im diesem Be-
reich bis Ende 2002 zu übernehmen und zu implementieren.206 Das Telekommu-
nikationsgesetz ist gewiss ein sehr wichtiger Schritt in Richtung der Erfüllung 
dieses Vorhabens und diente auf der anderen Seite als Vorzeigedokument bei 
den Beitrittsverhandlungen im Bereich Telekommunikation. 

Es bleiben jedoch auch in dem schon in Kraft getretenen Gesetz u.a. drei we-
sentliche nicht oder nicht ausreichend behandelte Bereiche.207 Dazu gehören die 
Entbündelung der TAL, die Netzzusammenschaltung (Interconnection) und die 
Finanzierung des Universaldienstes (bei Verpflichtung zu seiner Erbringung). 

Vor allem im Hinblick auf die Sicherstellung des Universaldienstes wird in 
Europa die Diskussion sowohl um die Schaffung von Anreizen und Ausgleichs-
mechanismen für universaldienstleistende Betreiber geführt, als auch um Rege-
lungen, die Newcomern den Markteintritt erleichtern sollen. Im Hinblick darauf 
ist es ein wenig paradox, dass Polen bei der Liberalisierung des Telekommuni-
kationsmarktes gerade diesen Bereich zuerst (eingeschränkt) geöffnet hat, ohne 
jedoch einen Bruchteil der notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes sind auch die Fortschritte bei der Abfassung 
von ausführenden Rechtsakten trotz der Verpflichtung des damaligen Kommuni-
kationsministeriums sehr langsam.201 Das Vorhaben, bis Ende 2001 diese wichti-
gen Bereiche in entsprechenden Verordnungen behandelt zu haben, ist bereits 
gescheitert. 209 

Der Gesetzgeber erkennt jedoch, dass der polnische Telekommunikationsmarkt 
dem Wettbewerb vollständig geöffnet werden muss, so dass unter Wettbewerbs-
bedingungen zwischen polnischen und ausländischen Unternehmen der Rück-
stand aufgeholt werden und sich der polnische Telekommunikationsmarkt zur 
Europafähigklit weiterentwickeln kann. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob sich 
dieser Eindruck durch die Handlungen des Gesetzgebers und der zuständigen In-
stitutionen in Form der konkret verfolgten Politik bestätigen lassen wird. Um die 
entstandenen Entwicklungsversäumnisse der letzten Jahre aufzuholen, muss spe-

206 Vgl. Rada Ministr6w ( 1998), S. l. 
207 Auch in bezug auf andere genannte Bereiche fehlen weiterhin ausftlhrende Vorschriften. 
208 Vgl. WIK, Cullen (2001), S.189; Europäische Kommission (2001), S.87 sowie Kosielinski 

(2001). 
209 Dies kann z.B. an den sich bis Mitte 2001 hinziehenden Problemen der Fernnetzliberali-

sierung gesehen werden, zu deren Durchfllhrung wesentliche Regelungen schlichtweg 
fehlten. Die Ursache kann unter anderem in den Veränderungen im Bereich des Kommu-
nikationsministeriums und letztendlich dessen Auflösung gesehen werden. 
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ziell eine newcomerfördernde Politik einen wichtigen Teil der weiteren Regu-
lierungsstrategie darstellen.210 

Laut herrschender Ansicht wird die Weiterentwicklung und Zukunft der Tele-
kommunikation in den nächsten Jahren von den folgenden Faktoren geprägt 
werden:211 

1. technologischer Fortschritt 
2. wachsende Nutzeranforderungen 
3. Liberalisierung und Deregulierung 
4. Privatisierung der Netzbetreiber 
5. Globalisierung der Märkte und Unternehmen 
6. Verschmelzung von Branchen (Konvergenz, Medienkonglomerate). 

Eine spezifische optimale Kombination dieser Faktoren zu finden, ist für jedes 
Land - also auch für Polen - eine wichtige Aufgabe der nahen Zukunft.212 Vor 
allem die zwei ordnungspolitischen Faktoren (Punkt 3 und 4) bedürfen einer 
weitsichtigen Politik, welche den Besonderheiten des polnischen Telekommuni-
kationssektors Rechnung trägt, wenn Polen im internationalen Vergleich und 
Wettbewerb bestehen will. 

210 Zum Entwicklungsrückstand der polnischen Telekommunikation im Vergleich zu drei 
weiteren Beitrittskandidaten (Ungarn, Tschechien, Slowakei) und ausgewählten Industrie-
ländern siehe Kapitel 3. 1 (Fazit in Kapitel 3.1.9). 

211 Vgl. Fromm (1997), S.40 und Tarjanne (1996), S.150. 
212 Vgl. Tarjanne (1996), S.150. 
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5 Probleme der Universaldienstversorgung ländlicher 
Regionen in Polen 

Bei der Vorstellung der Telekommunikationslandschaft in Polen sowie in den 
vorhergehenden Überlegungen wurde als eines der wesentlichen Probleme der 
polnischen Telekommunikation die Unterversorgung mit Telefonanschlüssen in 
ländlichen Gebieten identifiziert. Diese Unterversorgung, die einerseits auf der 
bisherigen Telekommunikationspolitik des Staates und andererseits auf der Kos-
ten- und Erlöscharakteristik des ländlichen Ortsnetzes beruht, soll in diesem 
Kapitel näher untersucht werden. Zunächst (Kapitel 5.1) werden allgemein die 
Kosten- und Erlösaspekte des ländlichen Ortsnetzauf- und -ausbaus sowie der 
Inkrementalkostenansatz vorgestellt. In den Kapiteln 5.2 bis 5.5 wird näher auf 
die möglichen Szenarien bzgl. des Einflusses der Marktstruktur und des Regu-
lierungsumfangs auf die Universaldienstversorgung mit Anschlüssen auf dem 
Land eingegangen. Damit sollen zum einen die möglichen, marktlich generier-
ten Auswirkungen auf die ländliche Anschlussversorgung, zum anderen aber 
auch die für die Wirtschaftspolitik typische normative Herangehensweise an das 
Universaldienstproblem untersucht werden. Im Rahmen der Szenarien, die Re-
gulierungseingriffe berücksichtigen, wird auf verschiedene Umfänge der beiden 
Universaldienstziele - des Versorgungsziels und des Preisziels - eingegangen. 

5.1 Kostencharakteristik des Ortsnetzes mit besonderer Berück-
sichtigung ländlicher Ortsnetze 

Im folgenden sollen die Betrachtungen auf die Infrastrukturebene begrenzt wer-
den. Es wird lediglich auf die Kosten des Netzauf- und -ausbaus und deren 
Deckung, nicht aber auf die laufenden Kosten des Netzbetriebs eingegangen. 
Sprachtelephonie- sowie Daten- und Mehrwertdienste werden nicht untersucht 
und nur in begrenztem Ausmaß bezüglich der möglichen Quersubventionie-
rungspotentiale des Netzaufbaus - mit eventuell über den Kosten ihrer Bereit-
stellung liegenden Diensteerlösen - berücksichtigt. In diesem Sinne wird der 
Anschluss als eigenständiges Produkt betrachtet, auch wenn er mit dem Ziel ver-
legt wird, darauf Dienste anzubieten.1 Diese Eingrenzung zielt darauf ab, die 
Überlegungen zu vereinfachen und klar zu strukturieren; eine Einbeziehung aller 
Netzkomponenten und -anwendungen wäre in diesem Fall nicht sinnvoll, da sie 
die eigentliche Fragestellung unnötig komplizieren würde. 

1 Der Anschluss und die Dienste sind als komplementäre Produkte/Leistungen zu sehen, 
sollen jedoch hier gemäß den Zielen des fortschreitenden tariff rebalancing und der Kos-
tentrennung separat betrachtet werden. 
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Für die folgende Analyse wird ferner angenommen, dass die möglicherweise 
konkurrierenden Unternehmen über eine gegebene Technologie verfügen; es 
wird dabei das traditionelle Kupferdoppelader-Anschlussnetz zugrunde gelegt.2 

S.1.1 Produktgruppen im Ortsnetz 

Die technische Struktur der Ortsnetze wurde bereits in Kapitel 1.1.2 charakteri-
siert. Als Grundlage filr die weiteren Überlegungen dienen auch die aus ökono-
mischer Sicht wesentlichen Merkmale der Telekommunikationsinfrastruktur, die 
in Kapitel 2 näher vorgestellt wurden. 

Die bisher allgemein als "ländliche Telefonanschlüsse" zusammengefassten Pro-
dukte unterscheiden sich von ihren Charakteristika her wesentlich, was filr den 
Zweck der Verwendung einer Durchschnittskostenkategorie eine Differenzie-
rung in relativ homogene Produktgruppen erfordert. Die vorgeschlagene Eintei-
lung in zwei wesentliche Produktgruppen, zwischen denen die Kostenmerkmale 
variieren, wird in Abb. 5-1 dargestellt.3 

Anschlüsse, die der Gruppe ( 1) der "Dorfanschlüsse" zugeordnet werden, umfas-
sen einen geographisch definierten Bereich,der in bezug auf Bevölkerungsdich-
te und Fläche festgelegte Kriterien erfüllt.4 In diesem Fall wird in den Schwer-
punkt der Bevölkerungsverteilung die Ortsvermittlungsstelle (OVSt) gesetzt, 
von der aus die Teilnehmeranschlussleitungen {TAL) zu den Teilnehmern hin 
auslaufen. Diese werden bei ausreichender Bevölkerungsdichte aus Kostengrün-
den solange wie möglich zusammen geführt (Sammelleitung). 

Die Gruppe (2) bilden die Anschlüsse der "Einsiedlerhöfe", also solcher, die ver-
einzelt und in größerer Entfernung zur Dorfinitte angeordnet sind und mittels 
einzeln verlegter Leitungen erreicht werden müssen.s 

Die Gruppe (2a) unterscheidet sich davon in der Hinsicht, dass einzelne Höfe in 
großer Entfernung von der OVSt (Dorfmitte) gelegen sind und Enklaven bilden. 

2 Diese Technologie ist zur Zeit noch die am häufigsten verwendete. Zu anderen Möglich-
keiten wie einem funkbasierten Ortsnetz {Rl1L, WLL) oder dem Einsatz des zellularen 
Mobilfunks als Anschlusstechnologie, die in den folgenden Überlegungen jedoch nicht be-
rücksichtigt werden, siehe Kapitel 1.1.5. Der Glasfaseranschluss, der im Fall von Groß-
kunden angeboten wird, wird hier ebenfalls nicht berücksichtigt. 

3 Bei stärkeren Unterschieden der Produkte "Anschlüsse" hinsichtlich Entfernung, Dichte 
u.ä. kann eine noch weitergehende Unterteilung vorgenommen werden, die eine größere 
Anzahl der Produktgruppen hervorbringt. 

4 Die genaue Festlegung dieser Kriterien obliegt dem Regulierer und den Telekommunika-
tionsbetreibern, kann aber auch von Demographen o.a. übernommen werden. 

5 Auch hier muss eine geographische Eingrenzung (in bezug auf die Entfernung von der 
OVSt) vorgenommen werden, damit die einzelnen Anschlüsse als homogene Gruppe dar-
gestellt werden köMen. 
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Sind es nicht genug an der Zahl, dass es lohnenswert wäre, eine eigene OVSt für 
sie zu errichten, und ist in vertretbarer Entfernung eine OVSt bereits vorhanden, 
kann in gleicher Entfernung von diesen Höfen ein Konzentrator platziert wer-
den, der die Leitungen zusammenfasst und zur OVSt führt.6 

© 
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zum -1------1, 
Fernnetz 

Anbindung 
@ zum---..-1 

Fernnetz 

- Fernleitung 

-- Sammelleitung (Verteiler) 

········· TAL 
0 "Dorf'-Gebiet 
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Fernnetz 

2' Teilnehmeranschluss 

''lffi "Einsiedlerhöfe" 

Eigene Darstellung. 
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Abb. 5-1: Mögliche Verteilung der Illndlicben Anscblllsse, Ortsnetzstrukturen 
auf dem Land 

6 Kostenseitig kann dieser Fall jedoch gleich behandelt werden wie die zweite Produktgrup-
pe, da in dem Fall der Konzentrator und die (zusammengefasste) Heranfllhrung an die 
nächstgelegene OVSt eine ähnliche Kostenkategorie bzw. einen ähnlichen Kostenumfang 
darstellen wie die T AL's, die OVSt und die Fernleitung in Fall 2. 
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Eine weitere, jedoch in der Praxis aufwendige und kaum praktikable Möglich-
keit würde die Inkrementalkostenanalyse für jeden Anschluss separat darstellen. 
Dies wäre zwar eine strikt kostenorientierte Variante, da jeder Anschluss tat-
sächlich nur die durch ihn verursachten zusätzlichen Kosten tragen würde, 
scheidet jedoch wegen ihres Aufwands aus. In dem Fall bietet die Zusammen-
fassung von (wenn auch nicht exakt homogenen, so doch vergleichbaren) An-
schlüssen in die vorgeschlagenen Produktgruppen eine etwas einfachere und 
doch akzeptable Methode. 

In den weiteren Überlegungen beziehen sich die generell vorgestellten Produkt-
gruppen jeweils auf ein "Modell"-Dorfbzw. eine "Modell"-Gruppe von Einsied-
lerhöfen, deren Anschluss erwogen wird und die das Inkrement ( die Menge der 
Erweiterung) darstellen. 

5.1.2 Kosten des Ortsnetzauf- und -ausbaus: Anwendung des Inkremental-
kostenansatzes auf das Ortsnetz 

Zu den wesentlichen, aufzubauenden Netzteilen beim Errichten eines neuen 
Ortsnetzes gehören die Fernleitung, die Vermittlungseinrichtungen im Ort und 
die Teilnehmeranschlussleitungen inklusive sämtlicher Einrichtungen, die in 
ihrem Verlauf platziert werden (z.B. Konzentratoren). 

Aufgrund der erwähnten technischen und ökonomischen Besonderheiten stellt 
das Ortsnetz den kostenintensivsten Teil des Telekommunikationsnetzes dar. In 
diesem Bereich fallen rund 70% der Investitionskosten des gesamten Telekom-
munikationsnetzes an, wovon wiederum 70% den letzten paar hundert Metern 
zum Teilnehmer hin zuzuordnen sind.7 

Aufgrund der weiten Streuung der Teilnehmer in ländlichen Ortsnetzen können 
Dichtevorteile beim Aufbau nur sehr eingeschränkt realisiert werden, was in 
Abb. 2-1 (Kapitel 2.1.1) durch den Abschnitt O bis RNDL dargestellt wurde. Nur 
auf kurzen Teilen des Weges, den die individuellen Teilnehmerleitungen über-
winden müssen, können sie zusammengefasst werden, womit sich die Verle-
gungskosten aufteilen würden. Dieses Merkmal ist die Hauptursache für die 
Kostenintensität des ländlichen Ortsnetzes.' 

In den folgenden Überlegungen wird von einer langfristigen Perspektive ausge-
gangen, weshalb sämtliche Kosten des Ortsnetzaufbaus als variabel betrachtet 
werden können. Bei langfristiger Sicht und Information über die Verteilung der 

7 Vgl. Schmoll, Wiest (1997), S.1. Das polnische Kommunikationsministerium spricht so-
gar von einem 90%-igen Kostenanteil tllr das Ortsnetz. Vgl. Schenk et al. ( 1996), S.129. 

8 Auch die geomorphologische Beschaffenheit des Gebietes kann die Kosten der Leitungs-
verlegung steigern. 
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Bevölkerung in der relevanten Region kann die Kapazität des aufzubauenden 
Netzes geplant werden.9 

Fixe Kosten beim Ausbau eines bereits zum Teil bestehenden Ortsnetzes treten 
insofern nicht auf, als dass Gebäude für Vermittlungseinrichtungen und evtl. zu 
nutzende Schächte bereits vorhanden und in diesem Sinne nicht entscheidungs-
relevant sind. Bezüglich der digitalen Vermittlungstechnik wird davon ausge-
gangen, dass ihre Kapazität im Falle des Ausbaus durch Hinzufügen von Bau-
steinen auch in kleinen Schritten erweitert werden kann und auch diese Kosten 
als variabel behandelt werden können.10 

Die Kosten des Netzaufbaus bestehen im Ortsnetz im wesentlichen aus der: 

• Heranführung (Fernleitung): Wegerechte, Leitungsschächte, Tief-
bauarbeiten, Leitungen (Kapazität); 

• Vermittlungsstelle: Gebäude und Grundstück, Vermittlungsanlagen 
(allgemein als Standardgröße, da im Endeffekt Kapazitäten abhängig 
von Teilnehmerzahl); 

• Vermittlungstechnik: Kapazität der Vermittlungseinrichtungen, pro-
zentuale Erhöhung der Vermittlungskapazität als für Spitzenlasten 
vorzuhaltende Kapazitätsreserve; 

• Teilnehmeranschlussleitungen: Anzahl und Kapazität der Leitungen, 
davon abhängig Umfang und Länge der Tiefbauarbeiten zur Heran-
führung, Wegerechte, Hausinstallationen, evtl. Konzentratoren. 

Zur Analyse der zusätzlichen Kosten, die anfallen, wenn eine zusätzliche Leis-
tung/ein zusätzliches Produkt angeboten werden soll, wird im Bereich der Tele-
kommunikation sowohl von der Europäischen Union als auch z.B. von der deut-
schen Regulierungsbehörde für Post und Telekommunikation (RegTP) der 
Inkrementalkostenansatz empfohlen, weswegen er im folgenden kurz vorgestellt 
wird. 11 

9 Die Planung der Kapazität umfasst langfristig auch das standardisierte geplante Wachstum 
des Netzes, so dass keine zusätzlichen Investitionen in die Erweiterung dieser Netzkompo-
nenten in den folgenden Jahren erforderlich sein sollten. Vgl. Mitchell (1990), S.18. 

10 Hier wird auf die bei der digitalen Vermittlungstechnik nicht mehr zutreffende Eigen-
schaft der Erweiterung nur "in großen Sprllngen" (Unteilbarkeiten) bezug genommen. Auf 
vorhandene Schächte u.ä., die mitbenutzt werden können, triffi dies nur bis zum Erreichen 
ihrer maximalen Kapazität zu. Zu Unteilbarkeiten in Netzen siehe Kapitel 2.1.2. 

11 Solch eine Vorgabe ist im deutschen Telekommunikationsgesetz (TKG) in Verbindung 
mit der Telekommunikations-Entgeltregulierungsverordnung (TEntgV) enthalten und be-
zieht sich auf den Ausgleich für Universaldienstleistungen, der nach den "entstandenen 
langfristigen zusätzlichen Kosten der effizienten Bereitstellung der Dienstleistung ein-
schließlich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals, abzüglich der mit 
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Der Inkrementalkostenansatz 

Die inkrementellen Kosten (lnkrementalkosten)12 sind die Kosten, die ein Unter-
nehmen tragen muss, wenn es zusätzlich zu dem bestehenden Leistungs- bzw. 
Produktportfolio eine Leistung oder ein Produkt anbieten will. Es sind mithin 
Kosten, die das Unternehmen nicht hätte, würde es auf die Erzeugung der zu-
sätzlichen Leistung bzw. des Produktes oder der zusätzlichen Produktmenge 
verzichten. Die langfristigen inkrementellen (zusätzlichen) Kosten (IK) sind für 
das Unternehmen ein Kostenmaßstab bei der Entscheidung, ob es sein Angebot 
erweitern soll. Die zusätzlich erzielbaren Erlöse durch den Verkauf der zusätzli-
chen Leistung oder des Produktes milssen zumindest die Inkrementalkosten 
ihrer Bereitstellung decken. 

In einem Unternehmen mit n Produkten ist die Totalkostenfunktion 
TK(XN)=TK(Xa, Xb, ... , Xn) gegeben, was äquivalent ist zu 

TK(¾)=(~) 
Die Inkrementalkosten (IK) von Produkt a sind nun diejenigen, die anfallen, 
wenn a zusätzlich zu den n-1 Produkten hergestellt wird. Es gilt also: 

IK(Xa)= TK(XN)-TK(~-Xa). 13 

Graphisch können Inkrementalkosten (IK) als Integral unter den Grenzkosten 
(GK) dargestellt werden, die durch das Mengen- bzw. Produktinkrement be-
grenzt sind. Der Unterschied zwischen Grenzkosten und Inkrementalkosten be-
steht unter anderem darin, dass sich Grenzkosten auf eine infinitesimal kleine 
Erweiterung des Outputs beziehen, der Umfang des Inkrements bei den Inkre-
mentalkosten jedoch variieren kann. So spricht man bei den Grenzkosten von 
den zusätzlichen Kosten einer zusätzlichen Einheit des Produktes X, bei den In-
krementalkosten kann das Inkrement hingegen eine oder mehrere Einheiten oder 
die ganze Produktreihe X umfassen. Es gilt, dass sich die Inkrementalkosten den 
Grenzkosten annähern, je kleiner das definierte Inkrement ist. 14 Je größer das je-
weilige Inkrement ist, umso mehr Kostenteile sind variabel. 15 

der Universaldienstleistung erzielten Ertrdge" berechnet wird. TKG (1996), §20 Abs.2. 
Siehe auch TEntgV (1996), §3, Abs.2; WIK (1998), S.3f oder Vogelsang (1996), S.3. 

12 Zum Inkrementalkostenansatz siehe z.B. WIK (1998), S.3f; Kruse und Berger (1996), 
S.296ff; Zajac (l 978), S.88ff oder Kruse (2000), S.7. 

13 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.296f. 
14 Vgl. Baumol, Sidak (1994), S.56f. 
15 Vgl. Kahn (1989), S.75/1. 
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Weiter beinhalten die Inkrementalkosten nicht nur die von der Größe des Inkre-
ments abhängigen variablen Kosten, sondern auch dem Inkrement zurechenbare 
Fixkosten.16 

Werden die Inkrementalkosten als langfristige Kategorie gesehen (LIK bzw. 
LRIC17), dargestellt als die Fläche unter den langfristigen Grenzkosten (LGK) -
in Abb. 5-2 die gepunktete Fläche XOXnAC -, so bilden sie zusammen mit den zu 
erwartenden zusätzlichen, langfristigen Erlösen (LIE)18 für das Unternehmen die 
Basis bei Entscheidungen bzgl. einer Erweiterung der Produktion. Sie können 
auch für den Regulierer als Grundlage für die Festlegung von Preisen oder Preis-
spannen angesehen werden. Die LIK werden zusammen mit den stand-alone-
Kosten (SAK) oft als Ober- (SAK) und Untergrenze (IK) der regulierten Preise 
verwendet. 19 Diese beiden Kostenkategorien dienen auch als Test um festzustel-
len, ob konkrete Produkte in einem Unternehmen intern subventioniert werden.20 

Langfristige durchschnittliche Inkrementalkosten (LIDK oder LRAIC21 ) 

Die langfristigen inkrementellen Durchschnittskosten (LIDK) erfassen die 
durchschnittlichen zusätzlichen Kosten pro Output-Einheit des Inkrements, 
wenn das Inkrement aus mehr als einer Einheit besteht. Die LIDK eines zusätzli-
chen Dienstes/Produktes X werden als die Differenz zwischen den Totalkosten 
der Produktion des Unternehmens mit und ohne das Produkt X, dividiert durch 

16 Laut WIK ( 1998) beinhalten die Inkrementalkosten die direkt sowie die indirekt zurechen-
baren Kosten des ganzen Inkrements, also auch solche, die durch Unteilbarkeiten in der 
Produktion der zusätzlichen Leistung entstehen. Treten leistungsmengenneutrale Gemein-
kosten auf, wird vorgeschlagen, auf die IK einen Aufschlag zur anteiligen Deckung der 
nicht zurechenbaren Gemeinkosten zu addieren. Vgl. WIK (1998), S.3f. In der folgenden 
Betrachtung wird davon ausgegangen, dass keine leistungsmengenneutralen Gemeinkos-
ten mit anderen Produkten auftreten. 

17 In der englischsprachigen Literatur als long-run incremental costs (LRIC) bekannt. Vgl. 
z.B. Baumol, Sidak (1994), S.57. 

18 Bzw. den gesamten zusätzlichen inkrementellen Vorteilen (LIV). Vgl. Kapitel 5.1.3 und 
5.1.4. 

19 Die stand-alone-Kosten (SAK) von a wären im Gegensatz zu den Inkrementalkosten alle 
Kosten, die anfallen würden, wenn nur a produziert werden würde. Diese würden die a di-
rekt zurechenbaren Kosten und alle nicht direkt zurechenbaren Gemeinkosten beinhalten 
und kämen in der Gleichung SAK(Xa)=TK(XN)-IK(XN·Xa) zum Ausdruck. Vgl. Kruse, 
Berger (1996), S. 296ff; Baumol, Sidak (1994), S.58f; auch Vogelsang (1996), S.3. 

20 Dabei spricht man von einem subventionierten Produkt dann, wenn sein Preis nicht die IK 
der Herstellung deckt und von einem subventionierenden Produkt, wenn sein Preis über 
seinen SAK liegt. Vgl. Faulhaber (1975), S.966-977; Europäische Kommission (1994a), 
S.32ff; Kruse, Berger (1996), S.296ff; zum Inkrementalkostentest auch Baumol, Sidak 
(1994), S.70ff oder Mitchell (1990), S.3. 

21 In der englischsprachigen Literatur die long-run average incremental costs (LRAIC). Vgl. 
z.B. Baumol, Sidak (1994), S.57. 
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die Ausbringungsmenge von X, definiert. Damit wird der Unterschied zu den 
Grenzkosten deutlich, da in diesem Fall das Inkrement aus dem Angebot einer 
neuen Dienst-/Produktreihe besteht und ein Durchschnitt der Kosten im Hin-
blick auf die vom Inkrement umfasste Output-Menge gebildet wird. Die LIDK 
illustrieren die zusätzlichen Kosten pro Einheit von X, die dem Unternehmen 
entstehen, wenn es den Dienst/das Produkt X mit der definierten Menge produ-
ziert.22 

Bei einer Mehrproduktproduktion der Produkte/Dienste X, Y, Z mit den Total-
kosten der gesamten Produktion TK (X, Y, Z, ... ) werden die Inkrementalkosten 
der einzelnen Verkaufseinheiten von X, also die langfristigen durchschnittlichen 
Inkrementalkosten von X, dargestellt als: 

[TK(X, Y,Z, ... )-TK(Y,Z, ... )] 
LIDKx= x 

wobei x die Ausbringungsmenge von Dienst/Produkt X darstellt. 

Die Beziehung der LIDK zu den LGK und den LIK wird in Abb. 5-2 verdeut-
licht. Die gepunktete Fläche (xoxnAC) in Abb. 5-2 stellt die gesamten Inkremen-
talkosten (IK) dar, die dem Unternehmen entstehen, wenn es sich entscheidet, 
das Inkrement Xn herzustellen. 

Die LIDK werden anhand der Summe der Grenzkosten der jeweiligen Inkre-
mentmenge, geteilt durch die Menge der Einheiten, berechnet:23 

(LGKxt +LKGx2+ ... +LGKxn) 
LIDKxn= Xn 

Auf diese Weise können die LIDK auch fUr die aufeinanderfolgenden Output-
Einheiten des Inkrements berechnet werden. 

Eine wichtige Bedingung für die Verwendung der LIDK als Preissetzungsgrund-
lage besteht darin, dass innerhalb der Ausbringungsmenge (des Inkrements), für 
die die LIDK berechnet werden, die Produkte homogen sein müssen.24 

Im Fall von durchgängig fallenden LGK (Skalenvorteile) entsteht bei Grenzkos-
tenpreissetzung (LGKxn) ein nicht gedeckter Kostenteil im Umfang der Fläche 
LGKxnAC. In diesem Fall stellen die LIDK als Durchschnittskostenkategorie 
eine Preissetzungsgrundlage (second-best-Lösung) dar, die dem Unternehmen 
Eigenwirtschaftlichkeit gewährleistet. 

22 Vgl. Baumol, Sidak (1994), S.57. 
23 Vgl. Baumol, Sidak (1994), S.58 und S.68. 
24 Vgl. Baumol, Sidak (1994), S.65. Eine Vorschlag der Differenzierung der ländlichen An-

schlüsse in relativ homogene Produktgruppen wurde in Kapitel 5.1.1, Abb. 5-1 vorgestellt. 
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Nimmt die langfristige Grenzkostenkurve (LGK) einen durchgängig fallenden 
Verlauf an, so liegen die LIDK oberhalb von ihr und fallen ebenfalls. Steigen 
die LGK, so liegen die LIDK unter den LGK und steigen unterproportional zu 
den LGK. Die LIDK sind gleich den LGK, wenn diese einen horizontalen Ver-
lauf haben. 25 

LGK 
LIDK 

C 

Inkrement 

Eigene Darstellung 

LIDK 

~--LGK 

X (Anschlüsse) 

Abb. S-2: Langfristige Grenzkosten (LGK) und langfristige inkrementelle 
Durchschnittskosten (LIDK) 

Das Konzept der LIDK wird hauptsächlich bei Produktionsinkrementen verwen-
det, die sich aufgrund von Kapazitätsmerkmalen - Unteilbarkeiten26- auf größere 
Mengen von Outputeinheiten beziehen.27 

Verwendung des Inkrementalkostenansatzes im Ortsnetz 

Für den Ortsnetzbereich der Telekommunikation kann der lnkrementalkostenan-
satz in zweierlei Hinsicht herangezogen werden. Zum ersten kann er als langfris-

25 Bei einem zuerst fallenden und ab einer bestimmten Menge steigenden Verlauf der LOK 
nimmt die LIDK bis zum Schnittpunkt mit der LOK einen flacher fallenden Verlauf ober-
halb der LOK an, erreicht im Schnittpunkt mit der LOK ihr Minimum und steigt ab die-
sem Punkt unter der LOK unterproportional zu dieser. Bei einem zunächst fallenden und 
anschließend horizontalen Verlauf der LOK (ausgeschöpfte Skalenvorteile) liegen die 
LIDK oberhalb von ihr und laufen asymptotisch auf die LOK zu. Vgl. Baumol, Sidak 
(1994), S.65 und S.68. 

26 Aufgrund von technischen Unteilbarkeiten (lumpy capacity) können manche Produktions-
faktoren nur in großen Sprllngen erweitert werden. Siehe dazu auch Kapitel 2.1.2. 

27 Vgl. Mitchell (1990), S.13f. 
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tige Planungsgrundlage der zusätzlichen Kosten, die beim Anschluss eines neu-
en Ortes oder dem Ausbau eines bestehenden Ortsnetzes anfallen (gesamter In-
vestitionsumfang), dienen.21 Daran anknüpfend können interessierte Betreiber 
anhand der langfristigen Planung ihrer Inkrementalkosten die LIDK ermitteln 
und entscheiden, ob die von ihnen geplanten Investitionen potentiell durch Erlö-
se - auf Basis der zu schätzenden Zahlungsbereitschaft - gedeckt werden könn-
ten. Dabei wird von einer gegebenen Technologie und ausreichender Informa-
tion über die anzuschließende Region wie z.B. Bevölkerungsdichte und -vertei-
lung, Zahlungsbereitschaft, geplante Anzahl der Anschlüsse u.ä. ausgegangen. 

Zum zweiten kann dieser Kostenansatz zur Bestimmung der Universaldienst-
last29 herangezogen werden, wenn ein Unternehmen Anschlüsse verlegt, die es 
aus den dadurch zusätzlich erzielten Erlösen nicht voll finanzieren kann. Diese 
Vorgehensweise ist dann von Bedeutung, wenn der Regulierer einer Verpflich-
tung unterliegt, die durch die Universaldienstaufgabe dem Unternehmen "aufge-
zwungenen" Verluste (Last) zu decken. In diesem Verfahren werden die zusätz-
lichen Kosten der Leistungsbereitstellung - die Inkrementalkosten der Anschlüs-
se -, die das Unternehmen nicht hätte, würde es auf diese Anschlüsse verzichten, 
den dem Unternehmen dadurch zufließenden Vorteilen (siehe dazu Kapitel 
5.1.3) gegenübergestellt und die Differenz vom Regulierer gedeckt.30 

Im Fall des Ortsnetzaufbaus könnte der potentielle Betreiber seine Inkremental-
kosten langfristig planen und für jede Produktgruppe einen Anschlusspreis (bzw. 
Anschluss- und Nutzungspreis) gleich ihren LIDK ermitteln. Die LIDK bilden 
damit den Preis für eine Output-Einheit des Produktes "Teilnehmeranschluss". 

Im Fall des Ortsnetzausbaus wird das Vorhandensein gewisser Netzteile voraus-
gesetzt, deren Kosten für die Kalkulation nicht mehr relevant sind. Insofern kön-
nen auch hier die LIDK als Preissetzungsbasis verwendet werden und werden 
sich anders gestalten als beim vollständigen Aufbau des Ortsnetzes.31 

28 Dabei kann, muss aber nicht unterstellt werden, dass das investierende Unternehmen be-
reits andere Produkte (Netze) betreibt und diese Investition "zusätzlich" zu dem eigenen 
Portfolio getätigt wird. Auch im Fall eines Unternehmens, das mit dieser Investition erst 
tätig wird, ist der IK-Ansatz als Basis fllr Investitionsplanung und Preisplanung geeignet. 

29 Siehe dazu Kruse (2000), S.2ffund Kapitel 4.4.5. 
3° Für eine Aufgliederung der Inkrementalkosten und -vorteile, die bei der Berechnung der 

Universaldienstlast berücksichtigt werden, siehe WIK, Cullen (2001a), S.32f. Zu Möglich-
keiten der externen Subventionierung siehe Kapitel 5.3.2. 

31 Einen gegensätzlichen Standpunkt vertritt Heyne (1999), demnach man die einzelnen An-
schlüsse nicht als Inkrementaleinheiten des Netzes betrachten kann, da das Netz als sol-
ches durch Unteilbarkeit geprägt ist. Nach Heyne können die zusätzlichen Anschlüsse 
nicht separat betrachtet werden sollen, da sie das Kuppelprodukt "Netz" verändern und 
losgelöst davon keinen Wert darstellen. Heyne vertritt also die Meinung, dass man in dem 
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Sollte eine Situation eintreten, in der die LIDK-basierten Preise eine nach An-
sicht des Regulierers zu geringe32 Flächendeckung gewährleisten, so kann für 
Kunden mit der höchsten Zahlungsbereitschaft (z.B. Unternehmen) auch zuerst 
ein Ortsnetz bereitgestellt werden, da diese voraussichtlich ohnehin kostende-
ckend versorgt werden können. In dem Fall würde der Aufbau des gesamten 
Ortsnetzes aus zwei Inkrementen bestehen: das erste Inkrement (Unternehmens-
anschlilsse) würde z.B. LIDK1-Kosten verursachen, das zweite Inkrement (Pri-
vatanschlilsse) Kosten in Höhe von z.B. LIDK2. Durch diese stufenweise Bereit-
stellung wäre LIDK2<LIDK1, da die LIDK2 nicht mehr den Aufbau von Fern-
leitung und OVSt mitfinanzieren müssten. 

Annahme für die weitere Analyse: Wahl der Kostenkategorien und zugrun-
degelegte Reihenfolge des Ortsnetzautbaus 

Die LIDK werden in den Fällen verwendet, wenn es gilt, die Nettokosten der zu-
sätzlichen Leistung zu ermitteln, bei denen evtl. auftretende und nicht direkt zu-
rechenbare Gemeinkosten des Unternehmens nicht miteinbezogen werden sol-
len. Im Fall der Telekommunikation ist dies insbesondere bei zusätzlichen 
Diensten bzw. beim Ausbau von bestehenden Netzen relevant, d.h. wenn die 
Dienstepalette um den Dienst n+l ergänzt bzw. die Infrastruktur um n zusätzli-
che Anschlüsse erweitert wird. 

Die folgende Analyse beschäftigt sich jedoch jeweils mit der Ergänzung des ge-
samten Telekommunikationsnetzes um ein ganzes (ländliches) Modell-Ortsnetz, 
d.h. das Inkrement wird als vollständiges Zugangsnetz mit Xn Anschlüssen defi-
niert. Aus diesem Grund werden bei einer solchen Erweiterung üblicherweise 
auch fixe Kostenanteile in Form der Heranfilhrung an die Fernleitung und der 
OVSt miteinbezogen.33 

Um die Eigenwirtschaftlichkeit jedes Ortsnetzbetreibers sicherzustellen, wird 
das Modell-Ortsnetz unabhängig von jeglichen sonstigen Unternehmensaktivitä-
ten betrachtet. Aus den genannten Gründen sind bei dieser Herangehensweise 
die Inkrementalkosten des Ortsnetzaufbaus identisch mit seinen Totalkosten 
(TK). Die LIDK sind in dem Fall - bei einem vordefinierten Umfang Xn des 
Ortsnetzes (Inkrement) - gleich den langfristigen Durchschnittskosten (LOK) 
eines Anschlusses. In der Abb. 5-2 stellt bei dieser Betrachtung die gepunktete 
Fläche xoxnAC die Totalkosten des Ortsnetzaufbaus dar, und die LIDKxn sind 

Fall eher von einem neuen Kuppelprodukt "Netz+ n" ausgehen muss. Vgl. Heyne (1999), 
S.170. 

32 "Gering" bedeutet in dem Fall lediglich den Anschluss einer minimalen kostendeckenden 
Teilnehmerzahl, z.B. Geschäftskunden oder Institutionen, was jedoch die Universaldienst-
aufgabe nicht erfüllt. 

33 Das Hinzufügen eines vollständigen Ortsnetzes umfasst alle Kostenfaktoren, die in Kapitel 
5.1.2 aufgeführt wurden. 
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gleich den LDKxn eines Anschlusses im Modell-Dorf mit der Menge Xn an zu 
verlegenden Anschlüssen. Aufgrund dieser Identität der Kostengrößen im vor-
liegenden Fall werden daher bei der Analyse der Anschlusskosten im weiteren 
die üblichen analytischen Kostenkategorien der LGK und der LOK verwendet. 

Für den Ortsnetzaufbau wird im folgenden der (bis zur relevanten Menge) 
durchgängig fallende Verlauf der LGK- und LOK-Kurven unterstellt. Dies ba-
siert auf folgender Annahme bzgl. der Reihenfolge des geplanten Ortsnetzauf-
baus, die unabhängig von der zu behandelnden Region ist. Es wird unterstellt, 
dass das Betreiberuntemehmen die anzuschließende Region und die Verteilung 
der potentiellen Teilnehmer bereits bei der Planung kennt und berücksichtigt. 
Weiter wird angenommen, dass vor der Verlegung des ersten Teilnehmeran-
schlusses (TAL) zuerst die Heranführung an die OVSt sowie ein Skelettnetz aus 
Sammelleitungsschächten, das sich von der OVSt strahlenförmig zu den am 
weitesten entfernten Kunden erstreckt, gebaut werden. Die Höhe dieser fixen 
Kosten stellt in der Abb. 5-2 der Punkt C dar. Diese Kostenteile gehen so als 
Grenzkosten des ersten Anschlusses in die Analyse mit ein. An ein so vorberei-
tetes Zuflihrungsnetz zur OVSt werden letztendlich die einzelnen Kunden ange-
schlossen, d.h. die einzelnen TAL's verlegt. Diese Annahme bzgl. der Aufbau-
reihenfolge erlaubt die Darstellung der langfristigen Grenzkosten und somit der 
langfristigen Durchschnittskosten des Ortsnetzaufbaus als fallend und ist sowohl 
aus ökonomischer als auch aus technischer Sicht plausibel. 

Kostenunterschiede zwischen städtischen und ländlichen Ortsnetzen 

Das ländliche Ortsnetz wird durch verhältnismäßig hohe Anschluss- bzw. Inves-
titionskosten gekennzeichnet. Die Kostenunterschiede zwischen dicht und ge-
ring besiedelten Gebieten in bezug auf die Totalkosten (auch IK) des Aufbaus 
eines Ortsnetzes mit der Menge Xn an Anschlüssen können wie in Abb. 5-3 dar-
gestellt werden. Die LGKL und LDKL stellen die Situation in gering besiedelten 
(Land), die LGKs und LDKs in dicht besiedelten Regionen (Stadt) dar. Die bei-
den Kostenkurven für die ländlichen Anschlüsse werden nur bis zur Menge Xn 

berücksichtigt, da diese Menge als die maximale Größe eines als "Dorf' defi-
nierten Bereichs angenommen wird.34 

In der Abb. 5-3 wird gemäß den getroffenen Annahmen eine bestimmte Netz-
aufbaureihenfolge bzw. eine bestimmte Reihenfolge der ex ante Betrachtung der 
Aufbaukosten vorausgesetzt. Es wird angenommen, dass die Summe der An-
fangskosten des Netzaufbaus (Heranfilhrung an das Fernnetz+ OVSt + Sammel-

34 Das impliziert, dass ein Gebiet, in dem eine Menge an Anschlüssen verlegt werden kann/ 
soll, die über die vereinbarte "Dorfdefinition" hinausgeht, als Stadtgebiet betrachtet wer-
den soll. Die Menge x0 an Dorfanschlüssen kann z.B. der Menge der Haushalte in dem 
Dorf entsprechen. Die Menge an möglichen Stadtanschlüssen ist nahezu unbegrenzt und 
aus dem Grund werden die Kostenkurven LGKs und LDKs weitergefllhrt. 
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leitungs-Skelett u.ä.), die vor der Verlegung des ersten Anschlusses kalkuliert 
werden müssen, für die Stadt und für das Land gleichgesetzt werden kann.35 

Dies erklärt den gemeinsamen Anfangspunkt F der Kostenkurven in Abb. 5-3. 

LGK 
LDK 

F 

Eigene Darstellung. 

Xn X(Menge der 
Anschlüsse) 

Abb. 5-3: LGK und LDK - Unterschiede unter Ausschöpfung von Dichtevortei-
len in der Stadt und auf dem Land 

Der in höherem Maße fallende Verlauf der langfristigen Kostenkurven für städ-
tische Gebiete {LGKs und LDKs) liegt in den Dichtevorteilen begründet, die in 
der Stadt aufgrund der Bevölkerungsmassierung realisiert werden können. Wie 
man der Abb. 5-3 entnehmen kann, wird dasselbe Netzinkrement xoxn aufgrund 
des unterschiedlichen Grades an Dichtevorteilen in der Stadt und auf dem Land 
zu unterschiedlich hohen Totalkosten {TK) realisiert, wobei diese auf dem Land 
höher ausfallen: 

TKLxn(Fläche XOXnBF) > TKsxn(Fläche XOXnDF) 

{Totalkosten des Inkrements x0 
auf dem Land) 

(Totalkosten des Inkrements x0 
in der Stadt) 

35 Dies ist nur eine Approximation, die mit variierender Höhe der einzelnen Kostenfaktoren 
zwischen Stadt und Land begr!lndet werden kann, d.h. die Heranfllhrung des städtischen 
Ortsnetzes kann z.B. günstiger (kürzer) sein als für ein ländliches Ortsnetz, dafür kann je-
doch die OVSt in der Stadt teurer (größer) sein als auf dem Land. 
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Die langfristigen durchschnittlichen Anschlusskosten bei gleicher Inkrement-
(Ortsnetz-) Größe Xn unterscheiden sich zwangsläufig ebenfalls zwischen Stadt 
und Land und sind auf dem Land höher (LDKLxn > LDKsxn), 

Unterschiede der Produktgruppen im ländlichen Ortsnetz im Hinblick auf 
die Kosten des Ortsnetzaufbaus 

Die in Kapitel 5.1.1 vorgeschlagene grobe Einteilung der Anschlüsse des ländli-
chen Ortsnetzes in zwei Produktgruppen wird nun auf die unterschiedlichen 
Kostenmerkmale, die zu dieser Differenzierung geführt haben, untersucht. Abb. 
5-4 zeigt den geschätzten Verlauf der LGK- und ( daraus resultierend) LOK-Kur-
ven für den Ortsnetzaufbau der Produktgruppen Dorfanschlüsse und Einsiedler-
höfe. 

Das Inkrement umfasst in beiden Fällen die Menge xoxn, was einem (beliebigen) 
geschlossenen Dorfgebiet bzw. einer Gruppe von zusammengefassten Einsied-
lerhöfen entspricht. Bei den Dorfanschlüssen wird angenommen, dass aufgrund 
von geographischer Nähe der Anschlüsse an die OVSt und höherer Besiedlungs-
dichte als bei Einsiedlerhöfen gewisse Dichtevorteile auftreten und ausgeschöpft 
werden können, was den (bis zur relevanten Menge) fallenden Verlauf der LGK 
und LOK bedingt. 

LDKxn !----~:::-----=""' .. -fLDK 

LGKxn LGK 

Xn 
"Dorfanschlüsse" 

Eigene Darstellung. 

LDK 
LGK 

A 

LDKxn• ........... ~. ~~=====::ILDK LGKxn" ................... LGK 

"Einsiedlerhöfe" 

Abb. 5-4: Voraussichtliche Unterschiede im Verlauf der LGK- und LDK -Kur-
ven flir die gebildeten Produktgruppen und Inkremente36 

Im Fall der Einsiedlerhöfe fallen die LGK in geringerem Maße, da die Verle-
gung der Leitungen größtenteils einzeln erfolgen sowie größere Entfernungen 
überbrückt werden müssen und der Aufbau dadurch kostenintensiver ist. Auf-

36 Analog zur Stadt/Land-Situation wird die Summe der Anfangskosten (Fernleitung, OVSt, 
Skelettnetz u.ä.) für beide Fälle gleichgesetzt, was am gleichen Niveau des Anfangspunk-
tes A in beiden Graphiken zu sehen ist. 
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grund dessen nimmt die LGK im weiteren einen horizontalen Verlauf an, die 
LOK nähert sich der LGK asymptotisch von oben. 

Aufgrund der unterschiedlichen Kostenstrukturen wird die Inkrementmenge 
(Ortsnetzumfang) Xn zu unterschiedlichen LDKxn angeschlossen, was im linken 
Teil der Abb. 5-4 für die Dorfanschlüsse und im rechten Teil für die Einsiedler-
höfe dargestellt ist. 

In den folgenden Kapiteln wird davon abgesehen, die Aufgliederung des Orts-
netzes in die vorgestellten Produktgruppen weiterzuverfolgen. Es wird lediglich 
auf eine Produktgruppe bezug genommen, die von der Kostencharakteristik her 
den Dorfanschlüssen entspricht. Die vorherige Einteilung sollte die zusätzliche 
Problematik innerhalb der ländlichen Ortsnetze verdeutlichen, wird jedoch 
zwecks Klarheit der Darstellung der Probleme und der folgenden Vergleichsbe-
handlung von städtischen und ländlichen Ortsnetzen nicht fortgeführt. 

5.1.3 Struktur der inkrementellen Erlöse und die nicht quantifizierbaren 
inkrementellen Vorteile im Ortsnetz 

Durch neu hinzukommende Anschlüsse fließen dem Betreiber langfristig zusätz-
liche Vorteile zu. Die langfristigen inkrementellen Vorteile (LIV) können in 
quantifizierbare Vorteile - langfristige, inkrementelle Erlöse (LIE)37 - als auch 
nicht quantifizierbare Vorteile (LIV-LIE) aufgegliedert werden. 

Basierend auf der Annahme der geschlossenen Betrachtung des Modell-Ortsnet-
zes und der daraus folgenden plausiblen Begründung für die Verwendung der 
üblichen langfristigen Durchschnittskostenkategorien anstelle des Inkremental-
kostenansatzes können ebenfalls die LIV (inkl. LIE) als gesamte Vorteile (TV), 
unter Einschluss der gesamten Erlöse (TE) im betrachteten Ortsnetz mit der 
Menge Xn an Anschlüssen, betrachtet werden. Analog dazu können diese beiden 
Größen ebenfalls als Durchschnittskategorien verwendet werden, LDV als lang-
fristige durchschnittliche Vorteile und LDE als langfristige durchschnittliche 
Erlöse, jeweils generiert pro Anschluss.31 

Die im folgenden vorgestellten möglichen Erlösquellen werden im weiteren je-
doch nicht detailliert behandelt, sondern generell als Mittel-Pool für die De-
ckung eventueller Anschlussdefizite des Betreibers in Betracht gezogen. 

37 Vgl. Kruse (2000), S. 7ff. Der lnkrementalerlös (IE) stellt den Erlöszuwachs dar, den das 
Unternehmen durch die Produkt- oder Outputerweiterung zusätzlich zu dem bisherigen 
Gesamterlös erwirtschaftet. Umgekehrt ist er der Vorteils- bzw. Erlösumfang, auf den das 
Unternehmen verzichten müsste, würde es die zusätzliche Produktionsmenge nicht bereit-
stellen. Die LIE umfassen sämtliche Erlöse, die die neuen Anschlüsse generieren. 

38 Der Verlauf der LDE und LDV steht in Abhängigkeit vom Verlauf der langfristigen 
Grenzerlöse (LGE) und Grenzvorteile (LGV) und unterliegt denselben Regeln wie bei 
LGKundLDK. 
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Im Ortsnetz können quantifizierbare Erlöse unter anderem aus solchen Quellen 
stammen wie der Anschluss- und der monatlichen Grundgebühr (Bereitstellung 
des Anschlusses), dem Verkauf von Diensten (Verbindungen), der T AL-Mietge-
bilhr oder den Zusammenschaltungsgebilhren (Terminierung und Zuführung).39 

Anschlussgebühr und Grundgebühr 

Die Basiskategorien Anschluss- und monatliche Grundgebühr gehören, bezogen 
auf die tatsächliche Telefonanschlussnutzung, zu den mengenunabhängigen Ge-
bühren. Sie werden filr die Bereitstellung des Anschlusses erhoben und hängen 
nicht davon ab, ob und wie viel der Anschluss genutzt wird. 

Die Anschlussgebühr ist eine einmalige Gebühr, die bei der Anschlussverlegung 
bzw. Freischaltung des Telefonanschlusses fiillig wird und kann im Idealfall die 
Kosten der Leitungsverlegung decken. Die monatliche Grundgebühr ist ein 
monatlicher Fixpreis für die (technische) Bereithaltung des Anschlusses sowie 
der Rufnummer und für die verwaltungstechnische Bedienung des Anschlusses. 

In der Praxis werden die tatsächlichen Anschlusskosten aus der Anschlussge-
bühr und anteilig aus der monatlichen Grundgebühr gedeckt, womit letztere als 
Ratenzahlung des nach dem Entrichten der Anschlussgebühr verbleibenden Kos-
tenteils durch den Teilnehmer verstanden werden kann. Um dieser üblichen 
Vorgehensweise gerecht zu werden, werden im folgenden diese beiden Gebüh-
ren in eine Bereitstellungsgebilhr40 zusammengefasst, die die Deckung der 
langfristigen durchschnittlichen Anschlusskosten gewährleisten soll. 

Um Anschlusskostendeckung durch diese Bereitstellungsgebühr zu gewährleis-
ten, müsste diese (als Summe der Erlöse aus beiden Quellen) mindestens in 
Höhe der LDK des Anschlusses festgelegt werden. 

Dienstegebühren 

Dienstegebilhren sind mengen- bzw. leistungsabhängige Gebühren. Entspre-
chend den Abrechnungsbedingungen des Anbieters (in diesem Fall auch Netzbe-
treibers) können diese Gebühren pro Verbindung, abhängig von der Verbin-

39 Aufgrund der Einschränkung des Untersuchungsbereichs auf ländliche Ortsnet7.e und der 
Schwerpunktlegung auf die Universaldienstversorgung werden Mietleitungen aus der Be-
trachtung ausgeschlossen. Mietleitungen stellen ein Dienstesegment dar, das überwiegend 
von Geschäftskunden genutzt wird. 

40 Der Anteil der monatlichen Grundgebühr an der Bereitstellungsgebühr sowie der Zeit-
raum, über den sie zur Kostendeckung verwendet wird, kann abhängig von dem jeweili-
gen Betreiber variieren und hängt u.a. von dem veranschlagten Abschreibungszeitraum 
der Investition ab. Dieses Problem wird nicht detaillierter betrachtet. sondern die Bereit-
stellungsgebühr als theoretische Größe unabhängig von den möglichen Betreiberpolitiken 
verwendet. 
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dungszeit41 und der Verbindungsentfernung (exkl. Sonderrufhummern, Daten-
und Mehrwertdienste), berechnet werden. Bezogen auf die Verbindungsentfer-
nung werden drei Hauptkategorien unterschieden: Ortsverbindungen, Fernver-
bindungen und internationale Verbindungen. 

• Ortsverbindungen sind Verbindungen, bei denen die Terminierung in dem-
selben Ortsnetzbereich erfolgt wie der Verbindungsaufbau und lediglich die 
eigene Vermittlungsstelle eingesetzt wird.42 Die Verbindungsgebühr für eine 
Ortsverbindung setzt sich aus der Gebühr für die Vermittlung und für die 
Nutzung der Leitung (meist nach Verbindungsdauer) zusammen.43 

• Fernverbindungen sind Verbindungen, die in einem anderen als dem Ur-
sprungsortsbereich terminieren. Fernverbindungen können in verschiedene 
Entfernungszonen gestaffelt werden. Die Fernverbindungsgebühr besteht aus 
den gleichen Komponenten wie bei den Ortsgesprächen, wobei sich die Ver-
mittlungsgebühr erhöht, da mehrere Vermittlungseinrichtungen in Anspruch 
genommen werden müssen. Die Leitungsnutzungsgebühr erhöht sich unter-
proportional zur Entfernung, was mit erheblichen Skalenvorteilen der Über-
mittlung im Fernverbindungsbereich erklärt werden kann.44 Zusätzliche 
Komponenten der Gebühr können durch die Nutzung von fremden Leitungen 
und die Terminierung im fremden Ortsnetz auftreten. 

• Auslandsverbindungen (internationale Verbindungen) sind Verbindungen, 
die außerhalb der Landesgrenzen des Landes, in dem die Verbindung aufge-
baut wird, terminieren. Die Gebührenkomponenten können durch Abrech-
nungsprozeduren zwischen in- und ausländischem Betreiber beeinflusst wer-
den. 

"Netzgebühren" 

Findet Wettbewerb auf dem Dienstemarkt (lokal, fern, Ausland) statt, ist der 
Ortsnetzbetreiber (ONB) also nicht alleiniger Anbieter von Diensten auf seinem 
Netz, ist seine Gewinnquelle eingeschränkt oder versiegt. In diesem Fall erset-
zen jedoch Erlöse aus Netzleistungen, die der ONB für seine Dienste-Wettbe-

41 Die Abrechnung nach Verbindungszeit kann verschiedene Zeitintervalle umfassen, so z.B. 
einen Dreiminutentakt, minuten- oder sekundengenaue Abrechnung oder einen Zehn-
sekundentakt. 

42 Bei großen Ortsnetzbereichen können einem Bereich mehrere Vorwahlkennziffern zuge-
ordnet sein. Trotzdem können diese Bereiche im Rahmen einer Ortsverbindung kontaktiert 
werden. Es kann auch der Fall auftreten, dass zwei Betreiber in einem Ortsnetzbereich tä-
tig sind. Wird eine Verbindung zwischen Teilnehmern dieser beiden Betreiber innerhalb 
eines Ortsnetzes hergestellt, so können ZusammenschaltungsgebUhren fällig sein. 

43 Ortsgespräche sind im Vergleich die teuersten Verbindungen, da in diesem Bereich nur 
Skalenvorteile der Vermittlung (nicht Übermittlung) realisiert werden können. 

44 Man spricht von sog. Distanzkostendegression. Siehe auch Kapitel 2.1.1 sowie Weiz-
säcker (1997), S.572ff. 
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werber erbringt, die nicht mehr vorhandenen Diensteerlöse. Zu den Gebühren, 
die an den ONB in diesem Fall entrichtet werden, gehören: 

• die Mietgebühr für die Teilnehmeranschlussleitung (Mietgebühr der 
TAL): Freiwillig oder von den Entbündelungsvorschriften erzwungen,45 ver-
mietet der ONB manche oder alle Ortsnetzteile (Zugang zum konkreten Teil-
nehmer) an den Diensteanbieter, der dafür eine Mietgebühr entrichten muss. 

• die Netzzusammenschaltungsgebühren (Interconnection-Gebühren):46 

Wird das Netz des ONB mit einem fremden Netz (z.B. V erbindungsnetz)47 

zusammengeschaltet, so kann der ausgehende Fern- und Auslandsgesprächs-
verkehr, der von den Teilnehmern des ONB generiert wird, teilweise oder 
vollständig vom anderen Diensteanbieter übernommen werden. In dem Fall 
werden für den Ortsnetzbetreiber für die Schaltung der Verbindungen vom 
Teilnehmer zum Netzübergabepunkt Zuf'ührungsgebühren (Originierungs-
gebühren) fllllig. Wird einer der Teilnehmer des ONB von einem fremden 
oder über ein fremdes Netz angerufen, so streicht der ONB Terminierungs-
gebühren für das Durchstellen der eingehenden Verbindung vom Netzüber-
gabepunkt zum ausgewählten Teilnehmer ein. 

Die vorgestellten Gebühren werden flir die Zwecke dieser Arbeit als (künstliche 
Kategorie der) Netzgebühren zusammengefasst, da sie (ähnlich wie die Dien-
stegebühren) lediglich als möglicher Mittel-Pool betrachtet werden, der die De-
fizitdeckungsquelle Diensteerlöse ersetzt. In diesem Sinne können sie in ähnli-
cher Weise der Regulierung unterliegen bzw. weisen abhängig von ihrem Um-
fang ähnliche Auswirkungen auf die Investitionsanreize des Betreibers auf.48 

45 Zu den Arten der Entbllndelung und den entsprechenden Vorschriften in der Europäischen 
Union und in Polen siehe Kapitel 4.4.4. 

46 Aufgrund der Schwerpunktlegung auf Ortsnetze wird lediglich die lokale Netzzusammen-
schaltung berücksichtigt. "Lokale Zufahrung und Terminierung betreffen unmittelbar den 
Zugang des Teilnehmeranschlusses zum Netz bzw. den Zugang vom Netz zum Teilnehmer-
anschluss des Gespriichspartners; insofern sind beide zwingend durch den jeweiligen 
Teilnehmeranschluss-Netzbetreiber zu erbringen." Monopolkommission (2001 ), S.57. 

47 Als Diensteanbieter kann in diesem Fall sowohl ein Verbindungsnetzbetreiber (VNB) auf-
treten, der ein eigenes Fernnetz besitzt, oder ein Diensteanbieter, der die benötigten Kapa-
zitäten der Fernleitung vom VNB angemietet hat. 

41 Die Beziehung zwischen den Dienstegewinnen und den Netzgebühren kann als substitutiv 
charakterisiert werden. Besitzt der Betreiber de facto oder de jure ein Dienstemonopol, 
verfl1gt er über eine Mittelquelle bei den Diensteerlösen. Muss oder will er jedoch Dien-
stenewcomer eintreten lassen, so kann er zwar keine Monopolgewinne aus Diensten erzie-
len, verfügt aber über die Netzgebühren als Erlösquelle. In dem Fall hllngt der Umfang der 
Mittel, die er zur Defizitdeckung daraus erwirtschaften könnte, davon ab, ob und in wel-
cher Höhe diese Gebühr reguliert wird. Die beiden Gebühren, die unter den Netzgebühren 
zusammengefasst werden, können vom Betreiber alternativ erhoben werden, da er entwe-
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Inkrementelle, nicht quantifizierbare Vorteile 

In der direkten Erlösbetrachtung werden nicht quantifizierbare, inkrementelle 
(bzw. gesamte) Vorteile, die dem Betreiber aufgrund des Zuwachses der Teil-
nehmerzahl zufließen, nicht berücksichtigt, stellen aber für den Netzbetreiber 
nicht vernachlässigbare Faktoren dar.49 Die Kategorie der inkrementellen, nicht 
quantifizierbaren Vorteile umfasst dabei im einzelnen: 

• Positive externe Effekte: Der Nutzen des Netzes steigt für alle Teilnehmer 
mit Anschluss eines neuen Teilnehmers, da sich die Gruppe der potentiell zu 
erreichenden Personen erweitert; dies impliziert auch einen Anstieg des 
Wertes des Netzes für den Betreiber;50 

• Sicherung einer dauerhaften Präsenz in der Region: Image als "Betreiber der 
Region" (siehe hierzu auch Kapitel 5.2.2); 

• Anstieg des Ansehens des Betreibers und seines Bekanntheitsgrades durch 
erweiterte Präsenz (Werbeeffekte); 

• erwarteter Anstieg der Verkehrsströme durch zusätzliche Anschlüsse und 
damit bessere Auslastung des Netzes;51 

• die Erwartung, dass sich im Laufe der Zeit die Einkommenshöhe und -struk-
tur und die Gewohnheiten der ländlichen Bewohner dahingehend verändern 
werden, dass der Umfang der Erlöse aus Diensten wachsen wird; 

• die Erwartung, dass der Anschluss einer (noch) "unprofitablen" Region, also 
die Schaffung von Basisinfrastruktur, zu einer wirtschaftlichen Belebung 
dieser Region beitragen kann und somit in Zukunft die Profitabilität dieser 
Region (Zuwanderung von Geschäftskunden) steigen wird. 

5.1.4 Eine integrative Sicht der inkrementellen Kosten, Erlöse und Vorteile 
im ländlichen Ortsnetz 

Aufgrund der in der Praxis vorzufindenden Vorgehensweise wird angenommen, 
dass es im Idealfall dem Betreiber möglich sein sollte, die Anschlusskosten über 
die Bereitstellungsgebühr zu finanzieren.52 Bereiche, die auf diese Weise kosten-
deckend angeschlossen werden können, stellen wirtschaftspolitisch kein Pro-

der seine T AL's vermietet oder selber bedient und Zusammenschaltungsgebühren erheben 
kann. 

49 Die Berücksichtigung der immateriellen Vorteile wird ebenfalls von der Europäischen 
Kommission gefordert. Vgl. Europäische Kommission (2000d), Pkt.6. 

so Zum Anstieg des Netznutzens siehe auch Kapitel 2.2.4. 
51 Da die Erwartungen bzgl. des ausgehenden Verkehrs im Fall von ländlichen Ortsnetzen 

gering sind, sind hier hauptsächlich die eingehenden Ströme relevant, für die der Betreiber 
Terminierungsgebühren erheben kann, falls sie in einem fremden Netz generiert werden. 

52 Unter "Bereitstellungsgebühr" wird die Anschlussgebühr und anteilig die monatliche 
Grundgebühr zusammengefasst. Siehe hierzu Kapitel 5.1.3. 
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blemfeld dar, da die Versorgung unter Wettbewerbsbedingungen sichergestellt 
wird. Gleichzeitig wird weitgehend Kostentransparenz gewährleistet, und es be-
steht keine Notwendigkeit, andere Erlösquellen zur Kostendeckung heranzu-
ziehen. 

Die ländlichen Ortsnetze stellen in diesem Fall ein besonderes Problemfeld dar, 
da sie von relativ hohen Anschlusskosten aufgrund geringer Dichtevorteile ge-
kennzeichnet sind. 53 Auf der anderen Seite stellen ländliche (private) Teilnehmer 
seitens der zu erwartenden Erlöse eine relativ unattraktive Kundengruppe dar, da 
sie aufgrund von Faktoren wie geringerem durchschnittlichen Einkommen, 
höherer Arbeitslosigkeit sowie niedrigerem Lebensstandard und Bildungs-
niveau54 eine (im Vergleich zur Stadt bzw. Geschäftskunden) relativ hohe Preis-
elastizität bei den Bereitstellungsgebilhren (Anschlussgebühr und Grundgebühr) 
und eine relativ geringe Preiselastizität bei den Verbindungsgebühren aufwei-
sen.55 Aus diesem Grund wird auch häufig die Bezeichnung "unprofitable" 
Kunden bzw. "unprofitable" (ländliche) Regionen verwendet. Sollte deswegen 
eine Deckung der Anschlusskosten durch die Bereitstellungsgebühr nicht mög-
lich sein, ist es aber politisch erwünscht,56 Anschlüsse im Rahmen der Univer-
saldienstversorgung bereitzustellen, müssen Erlöse aus anderen Quellen zur De-
ckung der Anschlusskosten umverteilt werden. 

Zur Deckung der Anschlusskosten, die als LDK des Anschlusses verstanden 
werden, stehen dem Betreiber folgende, quantifizierbare Erlösquellen zur Verfü-
gung, die oben detaillierter vorgestellt wurden: 

( a) Bereitstellungsgebühren: 

• Anschlussgebühr 

• Monatliche Grundgebühr 

53 Vgl. Schmoll, Wiest (1997), S.l. 
54 Vgl. Merkt (1998), S.24. Untersuchungen ergaben, dass ebenfalls das durchschnittliche 

Alter hierbei eine Rolle spielt. Für junge und Personen mit einem höheren Bildungsniveau 
ist der Telefonanschluss wichtiger und wird von ihnen als Basisausstattung angesehen. 
Vgl. Ministerstwo L11.cznosci (2000), S.5f. 

55 Die Zahlungsbereitschaft bezüglich der monatlichen Grundgebühr ist laut polnischem 
Kommunikationsministerium auf dem Land bereits höher (die Elastizität geringer) als bei 
der Bereitstellungsgebühr. Der Minutenpreis der Verbindung soll einen unwesentlichen 
Faktor bei Beantragung eines Telefonanschlusses darstellen. Für viele ländliche Bewohner 
ist der Telefonanschluss passiv wichtiger als aktiv. Vgl. Ministerstwo L11_cznosci (2000), 
S.2ff sowie Merkt (1998), S.24 und Kapitel 5.2.1. 

56 Dieser politische Wunsch kann sich auf wirtschafts-, regional- und sozialpolitische sowie 
gesamtwirtschaftliche Ziele und Aufgaben beziehen. Die nichtkostendeckende Preisset-
zung bei der Anschlussgebühr kann auf Preisregulierung, Mengenregulierung bzw. einer 
freiwilligen Entscheidung des Betreibers beruhen und dient im Normalfall einer Ausdeh-
nung der bereitgestellten Menge, um die genannten Ziele und Aufgaben zu erfüllen. 
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(b) Dienstegebühren 

(c) Netzgebühren (von anderen Betreibern bzw. Diensteanbietern): 

• Interconnection-Gebühren (Terminierungs- und Zufilhrungsgebühr) 

• Mietgebühr der Teilnehmeranschlussleitung (bei Entbündelung) 

Die Erlöse aus (b) und ( c) können nur in dem Ausmaß zur Defizitdeckung he-
rangezogen werden, in dem die Gebührenhöhe die tatsächlichen Kosten dieser 
Leistungserstellung übersteigt, d.h. wenn der Betreiber damit Überschüsse er-
wirtschaften kann. Die Verwendung der Überschüsse bei diesen Gebühren zur 
Anschlusskostenmitfinanzierung wäre der unternehmensinternen Quersubven-
tionierung zuzuordnen, die gesondert in Kapitel 5.3.2 betrachtet wird.57 

Darüber hinaus kann sich der Betreiber entschließen, Anschliisse zu verlegen, 
die er nicht vollständig aus den gesamten (quantifizierbaren) Erlösen im Orts-
netz decken kann. In dem Fall können die gesamten Vorteile als Erklärung der 
Verlegung dieser nichtkostendeckenden Anschlüsse dienen, da sie alle quantifi-
zierbaren und nichtquantifizierbaren Gewinne, welche die zusätzlichen An-
schlüsse für den Betreiber mit sich bringen, umfassen. Der Umfang der gesam-
ten Vorteile muss dem Betreiber insgesamt die Anschlusskosten kompensieren, 
um ihn zur Anschlussverlegung zu motivieren, d.h.:51 

LOK (TK) ~ LDV (TV)59 

(Anschlusskosten) (zusätzliche Erlöse und 
nicht quantifizierbare Vorteile) 

Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so wird der Betreiber rationalerweise nicht 
bereit sein, solche Anschlüsse zu verlegen. Die Erwartung in bezug auf die ge-
samten Vorteile der Versorgung eines ländlichen Gebietes ist aufgrund der ange-
sprochenen Merkmale dieser Kundengruppe allerdings relativ gering.60 

57 Diese Vorgehensweise bei der Deckung der Anschlusskosten wird in der Praxis häufig an-
getroffen (z.B. Mobilfunk). Sie wird hier als Quersubventionierung betrachtet, da damit 
die Kosten einer Leistung (Anschluss) nicht direkt durch den damit erzielten Erlös (Bereit-
stellungsgebühr), sondern aus den Erlösen anderer Produkte/Leistungen des Unterneh-
mens mitfinanziert werden. 

58 Vgl. Xavier (1997), S.839ff. Nach OFTEL -Untersuchungen kann das Ausmaß der inkre-
mentellen, langfristigen Vorteile ausreichend sein, um Betreiber dazu zu bewegen, von 
den kurzfristig zu erwartenden Erlösen her unprofitable Regionen anzuschließen. 

59 Die Totalvorteile (TV) und langfristige Durchschnittsvorteile (LDV) werden in Kapitel 
5.1.3 diskutiert. Die Totalerlöse TE (bzw. LDE) bilden eine Teilmenge der TV. 

60 Ländliche Teilnehmergruppen gehören nicht zu den nutzungsintensiven Kunden, d.h. sie 
generieren im Durchschnitt keinen großen zusätzlichen Verbindungsverkehr. Zu den vom 
Betreiber verlässlich kalkulierbaren Elementen der zusätzlichen Vorteile gehören also le-
diglich die Bereitstellungsgebühren. Vgl. Ministerstwo L1tcznosci (2000), S.2ff. 
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Gleichwohl stellt das Universaldienstprinzip die Anforderung der Versorgung 
aller Regionen, darunter auch ländlicher, was möglicherweise nur durch einen 
staatlichen Regulierungseingriff zu erreichen ist.61 Das folgende Kapitel 5.2 
untersucht dabei zuerst, in welchem Umfang eine Versorgung ländlicher Regio-
nen bei freien Marktverhältnissen realisiert werden kann. 

Die anschließenden Kapitel 5.3 bis 5.5 beschäftigen sich mit der Frage, ob und 
inwiefern die flächendeckende Universaldienstversorgung mit Telefonanschlüs-
sen auf dem Land durch Regulierungsmaßnahmen verbessert werden kann. In 
diesen Abschnitten werden verschiedene Marktformen und unterschiedliche 
Szenarien bezüglich des Regulierungsumfangs in Ortsnetzen vorgestellt und ihre 
Wirkung hinsichtlich der Maximierung der Anzahl der Anschlüsse in ländlichen 
Gebieten untersucht. Darunter finden sich zunächst verschiedene Formen von 
Preisregulierung bei der Bereitstellungsgebühr. Des weiteren werden Universal-
dienstauktionen diskutiert, die als eine Art von Mengenregulierung verstanden 
werden können. Abschliessend wird ein Markt mit Lizenzierungspflicht unter-
sucht, die mit der Gewährleistung von Exklusivrechten im Bereich Netz und 
Dienste bzw. ausschließlich dem Netz verbunden ist. Es werden Empfehlungen 
bzgl. der Marktstruktur und des Regulierungsumfangs ausgesprochen, die für 
ländliche Regionen die politisch geforderte Universaldienstversorgung bewirken 
können.62 

5.2 Entwicklung der Anschlussmengen auf dem Land bei freien 
Marktprozessen 

Unter einem "freien" Markt (mit freien Marktprozessen) wird ein Markt verstan-
den, auf dem keinerlei Regulierungseingriffe stattfinden. Es existieren keine 
institutionellen Markteintrittsbarrieren, weder in Form von Lizenzierungspflicht, 
noch in Form von Mengen- oder Preisregulierung. Kein Unternehmen, das in 
den Markt für Telekommunikationsortsnetze eintreten und diese aufbauen will, 
wird auf institutionelle Weise daran gehindert oder diskriminiert. 

5.2.1 Netzauf- und -ausbau abhängig von der Zahlungsbereitschaft 

Im freien Markt richtet sich die zu produzierende Menge nach der Nachfrage, 
die die (marginale) Zahlungsbereitschaft der Kunden widerspiegelt, und nach 
dem Angebot, auch ausgedrückt durch die (Grenz-)Kostenkurve der Produzen-

61 Siehe dazu Kapitel 5.3.2. 
62 Vgl. z.B. Oberender, Christi (1999), S.159. Diese Empfehlungen stützen sich auf der Uni-

versaldienstvorgabe und sind lediglich auf ländliche bzw. andere unterversorgte Problem-
regionen mit ähnlichen Merkmalen zu beziehen. 
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ten. Gibt es einen Schnittpunkt von Nachfrage und Angebot, so determiniert er 
die Marktgleichgewichtsmenge und den Gleichgewichtspreis. 

Das Produkt "Telefonanschluss" muss jedoch - aufgrund des spezifischen Ver-
laufs der LOK oberhalb der LGK - mindestens zu den langfristigen Durch-
schnittskosten der Bereitstellung an diejenigen verkauft werden, deren Zah-
lungsbereitschaft zumindest diesen Kosten entspricht, wenn die Eigenwirtschaft-
lichkeit des Anbieters gewährleistet werden soll.63 

Es wird allgemein angenommen, dass die ländliche Nachfrage nach Anschlüssen 
mengenmäßig eingeschränkter ist als die Nachfrage nach Anschlüssen in der 
Stadt, was sich allein durch den Vergleich der Größen eines "Modell"-Dorfes 
und einer "Modell"-Stadt erklären lässt. Aus dem Grund wird die maximal (zum 
Preis = 0) auf dem Land nachgefragte Menge Xn (Sättigungsmenge) an An-
schlüssen aus Abb. 5-3 übernommen. Die in Abb. 5-5 dargestellten Nachfrage-
kurven dienen lediglich zur Stilisierung der Unterschiede der Nachfrage und 
ihrer Elastizitäten zwischen Stadt und Land. So wird auch plausibel davon aus-
gegangen, dass die ländliche maximale Anschlusszahlungsbereitschaft bezogen 
auf die Bereitstellungsgebühr niedriger und durch eine höhere Preiselastizität 
gekennzeichnet ist (NL in Abb. 5-5). Dies resultiert aus den bereits erwähnten 
Merkmalen dieser "unprofitablen" Nachfragergruppe. 

Bei detaillierter Betrachtung der Anschlussnachfrage auf dem Land müsste wei-
ter zwischen der Zahlungsbereitschaft der geschäftlichen und privaten Nutzer 
differenziert werden.64 Es kann angenommen werden, dass geschäftliche Nutzer 
einen kleineren Anteil aller Teilnehmer auf dem Land ausmachen als in der 
Stadt und die geschäftliche Nachfrage einen steileren, preisunelastischeren Ver-
lauf annehmen wird als die private.65 Aufgrund dessen wäre für die ländliche 
Gesamtnachfrage mit einem geknickten Verlauf zu rechnen. 

Zwecks Vereinfachung der im weiteren verwendeten Abbildungen wird jedoch 
darauf verzichtet, eine solche zusammengesetzte Gesamtnachfrage für das Land 
zu verwenden; es wird also von einem geraden Verlauf der Nachfragekurve für 
das Land ausgegangen, wie in Abb. 5-5 für NL verzeichnet. Um aber das Pro-

63 Die LDK des Anschlusses sollen über die Bereitstellungsgebühr (Anschlussgebühr und 
Grundgebühren) gedeckt werden. Siehe hierzu Kapitel S.1.2 und S.1.3. 

64 Als private Nutzer werden diejenigen verstanden, die den Telefonanschluss in ihrer Woh-
nung bzw. ihrem Haus haben und das Telefon fllr ihre privaten Zwecke nutzen. In die 
Gruppe der Geschäftskunden werden jegliche Unternehmen, Institutionen und kulturelle 
Einrichtungen eingegliedert, die den Telefonanschluss für operative Zwecke nutzen. 

65 Dies liegt darin begründet, dass für geschäftliche Zwecke das Telefon ein unverzichtbares 
Kommunikationsmedium darstellt. Diese Tatsache wird zusätzlich durch die unterstellte 
größere Entfernung zwischen Unternehmen und Kunden bzw. Zulieferern aufgrund des 
ländlichen Standortes verstärkt, wobei das Telefon zur Überbrückung dieser Entfernung 
benötigt wird. 
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blem der geschäftlichen und privaten Anschlüsse auf dem Land zu berücksich-
tigen, kann vereinfachend angenommen werden, dass die Menge x1 in Abb. 5-5, 
die das höchste Niveau an Zahlungsbereitschaft definiert, diejenige der geschäft-
lichen Teilnehmer darstellt. 

HOheder 
Bereit-

stellungs-
gebühr 

Eigene Darstellung. 

-------x 
(Menge 

der Anschlüsse) 

Abb. 5-5: Stilisierte Nachfrage nach Anschlllssen in der Stadt und auf dem 
Land66 

Bei freier Preisbildung richtet sich die produzierte Menge nach der Zahlungsbe-
reitschaft. Für den preiselastischen Verlauf der in Abb. 5-5 stilisiert dargestellten 
Nachfragekurve nach Anschlüssen für das Land sind zwei mögliche Fälle zu 
unterscheiden. 67 

Der Fall 1 wird durch Abb. 5-6, Teil (a) dargestellt. In diesem Fall weist die 
Nachfrage einen Schnittpunkt mit der LDKL auf, d.h. die Versorgung einer ge-
wissen Menge zum kostenbasierten Bereitstellungspreis ist möglich. Nachge-
fragt wird die Menge x2 zum Preis von LDK2. Verliefen die LDKL höher als 
dargestellt, so dass die nachgefragte Menge auf x ~ x1 eingeschränkt würde, so 
würden laut den getroffenen Annahmen lediglich die geschäftlichen Teilnehmer 
auf dem Land bedient werden. 

Fall 2, dargestellt durch Teil (b) der Abb. 5-6, illustriert den Sonderfall der Zah-
lungsbereitschaft gänzlich unter den Kosten der Bereitstellung {LDKL). In ei-

66 Die vorgestellten Nachfragekurven und vor allem deren Prciselastizitllt beruhen nicht auf 
empirischen Daten, sondern drücken lediglich die Tendenz in den Gruppen aus. Zur 
Unterstützung der angenommenen Neigungen der Nachfragekurven siehe Ministerstwo 
Litcznosci (2000), S.Sf. 

67 Der Verlauf der LOK-Kurve fllr das Land wird aus der Abb. 5-3 übernommen. 

264 



nem solchen Fall kommt es c.p. zu keiner kommerziellen Bereitstellung des Pro-
duktes "Telefonanschluss", da kein Nachfrager bereit ist, einen kostendeckenden 
Preis zu zahlen. 

Preis 
LOK 

(a) Fall 1 

Eigene Darstellung. 

Preis 
LOK 

(Me~ge o-"1~-----><n----(M„/nge 
der Anschlüsse) der Anschlüsse) 

(b) Fall 2 

Abb. 5-6: Ländliche Nachfrage nach Anschlüssen und die Anschluss-LDK: Fall 
1 und2 

5.2.2 Monopolisierung des Ortsnetzmarktes bei traditioneller Technologie 
- Irreversibilität und Subadditivität als Marktein- und Marktaus-
trittsbarrieren 

Betrachtet man die Situation des freien Marktes, in der kein Unternehmen am 
Marktein- bzw. Marktaustritt institutionell gehindert wird, müssen die spezifi-
schen Merkmale des jeweiligen Sektors, die Einfluss auf die Marktstruktur ha-
ben können, untersucht werden. 

Der Anschlussbereich als netz- bzw. leitungsgebundener (Teil-) Sektor der Tele-
kommunikation wird in bedeutendem Maße durch die Merkmale seiner Techno-
logie beeinflusst. Die Annahme einer Technologie für alle Unternehmen impli-
ziert, dass die Kostenstrukturen verschiedener Unternehmen (zumindest) ähnlich 
sein sollten. 

Die Netzgebundenheit der (betrachteten) Ortsnetztechnologie resultiert im Auf-
treten verschiedener Merkmale, die Größenvorteile verursachen. Darunter sind 
solche zu nennen wie hohe Dichtevorteile, stochastische Größenersparnisse, 
Mindesteinsatzmengen bei Produktionsfaktoren, Lernkurveneffekte u.ä. Diese 
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Größenvorteile prägen den Charakter des Ortsnetzes und können zum Entstehen 
eines natürlichen Monopols führen. 68 

Ein natürliches Monopol ist dadurch gekennzeichnet, dass ein einziges Unter-
nehmen die am Markt nachgefragte Menge kostengünstiger bereitstellen kann 
als jede größere Anzahl von Unternehmen (Subadditivität der Kosten).69 Aus 
diesen Gründen würde bei freien Marktverhältnissen der erste Anbieter im Orts-
netz einziger Anbieter bleiben. 70 Aufgrund von hoher Irreversibilität der Investi-
tionen im Anschlussnetz und der Subadditivität der Kosten würde er als resisten-
ter Monopolist vor Markteintritten, die ihn disziplinieren könnten, geschützt sein 
(siehe auch Kapitel 2.2.3). 

Diese beiden Merkmale des Ortsnetzes bilden sog. strukturelle Marktbarrieren,71 

die auf den Nachfrage- und/oder Kostenbedingungen auf dem jeweiligen Markt 
beruhen und asymmetrische Bedingungen zwischen Etablierten und Newcomern 
zuungunsten letzterer schaffen. 

Zum einen stellen diese Merkmale des Ortsnetzes eine hohe Marktaustrittsbar-
riere für den etablierten Betreiber dar, der bei eventuellem Marktzutritt zum 
Schutz seiner Position seinen Preis (kurzfristig) solange senken könnte, wie sei-
ne variablen Kosten gedeckt sind. Gleichzeitig wirken sie auf den potentiellen 
Newcomer als Markteintrittsbarriere. Das antizipierte Preisverhalten des Incum-
bents, die vorhersehbaren hohen Überkapazitäten und langfristig nicht kosten-
deckende Preise werden den potentiellen Newcomer voraussichtlich vom Markt-
eintritt abhalten. 72 

S.2.3 Mengenauswirkungen des freien Marktes auf die Anschlusszahl auf 
dem Land 

Aufgrund der natürlichen Monopoleigenschaft des Ortsnetzmarktes, dessen Re-
sistenz durch hohe Irreversibilitäten verstärkt wird, führen regulierungsfreie 
Marktverhältnisse zur Etablierung des ersten Anbieters als resistentes Monopol. 
Unter der Bedingung der gleichen Technologie ist nicht mit weiteren Marktein-

61 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.220ff. Siehe dazu detaillierter Kapitel 2.2. 
69 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.219. Zur Subadditivität siehe auch Kapitel 2.1.2 und 2.2.2. 

Beim Ortsnetz gehen wir von der Einprodukt-Produktion aus, wobei das Produkt der Tele-
fonanschluss ist. 

70 Diese Entwicklung wäre theoretisch die effizienteste, da sie die kostenminimierende Vari-
ante darstellt. In dieser Situation besteht allerdings gleichzeitig die Gefahr von monopoli-
stischer technischer Ineffizienz, monopolistischer Preissetzung bei der Bereitstellungsge-
bühr (>LOK) und damit der Einschränkung der Menge. 

71 Laut den getroffenen Annahmen gibt es keine institutionellen Marktbarrieren. 
72 Zum Verhalten des etablierten und resistenten Monopolisten im Falle eines Marktzutritts 

siehe auch Kruse, Berger (1996), S.250ff. 
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tritten zu rechnen, die den Monopolisten im Hinblick auf Preise, Mengen, Kos-
ten und Qualität disziplinieren könnten.73 

Zu erwarten wäre, dass der Incumbent Monopolpreissetzung anwenden und 
somit die Menge einschränken wird. Im ersten behandelten Fall (Abb. 5-6) wür-
de das zu einer Einschränkung der angebotenen Menge ( <x2) führen. 

Liegt die Zahlungsbereitschaft gänzlich unter den LDK (Fall 2, Abb. 5-6), kann 
der Monopolist also seine Kosten nicht mit einem LOK-basierten Bereitstel-
lungspreis decken, so wird er voraussichtlich davon absehen, diese Region anzu-
schließen. Für ländliche Regionen, die durch hohe LDK und einer niedrige Zah-
lungsbereitschaft gekennzeichnet sind, bedeutet dies im Extremfall keine (weite-
re) Verlegung von Anschlüssen. 

Der Monopolist kann auch bei der Bereitstellungsgebühr auf die Monopolpreis-
setzung verzichten bzw. sogar einen Preis unter den Anschluss-LOK setzen, 
wenn er ausreichend hohe Erlös- oder gesamte Vorteilserwartungen in bezug auf 
die zusätzlichen Anschlüsse hat. Diese Möglichkeit wird weiter in Kapitel 5.3.2 
diskutiert. 

5.3 Preisregulierung bei der Bereitstellungsgebühr als Maßnah-
me zur Umsetzung des Universaldienstes auf dem Land 

Zu den möglichen Regulierungsinstrumenten, die dem Staat zur Verfügung ste-
hen, um in einen Markt einzugreifen, gehört unter anderem die Regulierung des 
Preises. Regulierungseingriffe werden vornehmlich dann erfolgen, wenn beson-
dere Ziele erreicht werden sollen, die durch den Markt nicht gewährleistet wer-
den können. 

Im Bereich der Telekommunikation spricht man dabei vom Universaldienst-
ziel,74 da die Ausstattung mit dem Zugang zu Telekommunikationsdienstleistun-
gen grundlegender Art als jedem zustehende Grundversorgung angesehen 
wird.75 Aus diesem Grund sieht sich der Staat dazu verpflichtet, die Verbreitung 
von Telefonanschlüssen zu fördern und solche auch denjenigen zur Verfügung 
zu stellen, die aufgrund niedriger Zahlungsbereitschaft von dieser Infrastruktur 
ausgeschlossen wären. Damit unterstützt der Staat die Vergrößerung des Netzes, 
was für alle Netznutzer positive Effekte mit sich bringt und die Wirtschafts-

73 Gravierende Ineffizienzen des Ortsnetzbetreibers können in dieser Situation nicht durch 
einen Marktzutritt oder allein das Marktzutrittsrisiko unterbunden werden. Längerfristig 
führt dies zu überhöhten Preisen, Ineffizienzen, mangelnder Kostendisziplin und dem Feh-
len von Orientierung an Kundenpräferenzen. 

74 Siehe dazu Kapitel 4.4.5. 
75 Vgl. z.B. Noam (1994), S.689ff; Xavier (1997), S.829; Cox (1997), S.3ffsowie Cronin et 

al. (1997), S.251. 
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entwicklung vieler (vor allem peripherer) Regionen fördert.76 Mit solchen Maß-
nahmen fördert der Staat gleichzeitig das Wachstum des globalen Telekommu-
nikationsnetzes. 

Im Telekommunikationssektor bestand lange Zeit eine Situation, in der staat-
liche, monopolistische Betreiber die Anschlüsse sowohl in der Stadt als auch auf 
dem Land zu einem regulierten Preis bereitstellten. Etwaige Verluste beim An-
schluss wurden entweder unternehmensintern quersubventioniert oder vom Staat 
gedeckt. 77 Die Preissetzung und die Anschlussstrategie wiesen keine Kosten-
orientierung auf, sondern unterlagen lediglich politischen Vorgaben. 

Bei einer Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte kommen nun diejeni-
gen Länder (die Regionen) in eine Problemsituation, die mit dieser Politik keine 
flächendeckende Anschlussversorgung erreicht haben, aber nun den Markt 
öffnen und Kostenorientierung walten lassen sollen. Gleichzeitig sehen viele 
Entscheidungsträger eine Flächendeckung mit Telefonanschlüssen weiterhin als 
Basisinfrastruktur an und unterstützen das Konzept des Universaldienstes. Uni-
versaldienst in einem freien Telekommunikationssektor bedeutet aber auch, dass 
kein Unternehmen bereit sein wird, Anschlüsse zu verlegen und nichtkosten-
deckend zu verkaufen, soweit die entstehenden Verluste nicht anderweitig (in-
tern oder extern) gedeckt werden können. 

Durch das Niveau der Preisregulierung (unter Annahme von ausreichender In-
formation bzgl. der Zahlungsbereitschaft) kann der Staat indirekt Mengenvorga-
ben setzen. Im Fall von staatlicher Preisregulierung, die die nachgefragte Menge 
erweitern soll, wird der Bereitstellungspreis unter den kostendeckenden Markt-
preis (LOK) gesetzt. Auf diese Weise werden zum Zweck der Universalversor-
gung die lokalen Betreiberunternehmen Verlusten ausgesetzt. Dies führt zum 
Entstehen einer zusätzlichen Markteintrittsbarriere, falls die Defizite nicht aus 
anderen Quellen gedeckt werden können. 

Im folgenden wird mögliche Preisregulierung bei der Bereitstellungsgebühr im 
Hinblick auf ihre Einflüsse auf Anschlussmengen (Investitionsanreize) auf dem 
Land untersucht. 

76 Nach Noam (1994) muss zwischen verschiedenen Etappen der Netzentwicklung unter-
schieden werden wie: Erreichen der kritischen Masse mit externer Hilfe, intern angetriebe-
nes Wachstum, unterstütztes Wachstum und Wachstum durch externe Subventionen. Bei 
diesen Etappen unterscheidet man verschiedene Nettonutzenoptima, wobei das private 
Optimum an Netzwerkgröße jeweils vor dem sozialen Optimum liegt und letzteres aus 
diesem Grund extern angetrieben werden muss. Vgl. Noam (1994), S.689f. 

77 Vgl. z.B. Baumol, Sidak (1994), S.25; Weimann (1996), S.358ff oder Laffont, Tirole 
(2001), S.217. Die Monopolisierung des gesamten Telekommunikationssektors sollte die 
interne Quersubventionierung ermöglichen. Auf dieses Problem wird in den weiteren Ka-
piteln näher eingegangen. 
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S.3.1 Arten der Tarifeinheit im Raum: nationale oder regionale Ebene 

In bezug auf die Bereitstellungsgebühr71 wurde und wird in der Praxis oftmals 
die Methode der Festlegung eines bestimmten Preisniveaus, also eines Einheits-
preises - Tarifeinheit im Raum - für eine ganze Region oder ein Land ange-
wandt. 79 Diese Art der Preisregulierung ist unabhängig davon, ob verschiedene 
Kunden (-gruppen) gleiche oder unterschiedliche Kosten der Versorgung ver-
ursachen.10 Allen Einwohnern soll der Telefonanschluss zum gleichen - regulier-
ten - Preis bereitgestellt werden. 

Diese Art der Regulierung wird in der Telekommunikation im Rahmen des Uni-
versaldienstes81 praktiziert und dient der Förderung von Regionen bzw. Kunden-
gruppen, die bei kostenbasierten Preisen das Gut "Telefonanschluss" nicht nach-
fragen würden/könnten. Dabei kann es sich sowohl um ländliche Einwohner wie 
auch um sozial schwache Kunden handeln.12 Im weiteren wird der Schwerpunkt 
der Betrachtung auf ländliche Einwohner gelegt. 

Nationale Tarifeinheit oder regional unterschiedlicher Festpreis 

Die Preisfestlegung kann national einheitlich oder regional unterschiedlich erfol-
gen. Der in der Praxis anzutreffende national einheitliche Bereitstellungspreis 
konfrontiert alle Kunden in dem jeweiligen Land mit einem einheitlichen Preis-
niveau, ungeachtet dessen, ob sie bereit wären, den kostendeckenden Preis zu 
bezahlen oder nicht. 

In Abb. 5-1 sieht man die Auswirkungen der sog. Tarifeinheit im Raum auf 
ländliche (Teil a) und städtische (Teil b) Regionen.13 Dabei kann diese Abbil-
dung sowohl als national einheitlicher Preis als auch als regional unterschiedli-
cher Preis verstanden werden. Beim letzteren würde eine Region als eine Ver-
waltungseinheit angesehen werden, innerhalb derer sowohl städtische als auch 
ländliche Ortsnetze anzutreffen sind.14 

71 Die Bereitstellungsgebühr beinhaltet laut den getroffenen Annahmen die Anschlussgebühr 
und Teile der monatlichen Grundgebühren. Siehe auch Kapitel 5.1.3. 

79 Da die Preisregulierung auf einem unter den Kosten der ländlichen Anschlüsse liegenden 
Niveau erfolgt, wird die Methode der Festlegung von Preisspannen nicht berücksichtigt. 

80 Vgl. WIK, Cullen (2001a), S.33f. 
11 Dabei wird auch von dem Kriterium der Erschwinglichkeit des Preises für alle gespro-

chen. Siehe hierzu Kapitel 4.4.5. 
12 Vgl. Weimann (1996), S.358fsowie Europäsiches Parlament (1998), Art.3 Abs.l. 
83 Es wird die bisher übliche Situation angenommen, in welcher der regulierte Preis über den 

tatsächlichen Kosten der städtischen Anschlüsse (PRs>LDKRs) und unter den tatsächli-
chen Kosten der Landanschlüsse (PRL <LDKRL) liegt. 

84 In der Betrachtung ist der Preis innerhalb einer Region einheitlich. Auf eine Stadt-/Land-
Differenzierung wird im weiteren Verlauf des Kapitels eingegangen. 
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Basierend auf den in Abb. 5-3 dargestellten unterschiedlichen LOK-Kurvenver-
läufen filr Stadt und Land, bewirkt der einheitlich regulierte Preis PRs=PRL (in 
Abb. 5-1, identisch filr Stadt und Land) eine Ausdehnung der Anschlussmenge 
auf dem Land von XL auf XRL. 85 

Preis 
LOK 

G 

(a) Land 

Pi_ ......... ~ B 
LDKR(°··········· ........... . 

~LI--+---.<"------

Preis 
LOK G 

(b) Stadt 

LDKg 

0 Menge Menge 
der Anschlüsse der Anschlüsse 

Anmerkung: Die Mengenskala In Teil (b) der Abbildung Ist In einem kleineren Maßstab dar-
gestellt als in Teil (a) der Abbildung und in Abb. 5-6. Die Verkleinerung des Maßstabs wurde 
beim Verlauf der LDKs berücksichtigt. 

Eigene Darstellung. 
Abb. 5-7: Nationaler Einheitspreis fflr den Telefonanschluss und seine Auswir-

kung auf Stadt und Land 

Damit werden auf dem Land Kunden angeschlossen (Menge XL bis XRL), deren 
Zahlungsbereitschaft unter den Anschluss-LOK liegt. Für die ländlichen Teil-
nehmer bedeutet diese Mengenausweitung die Ausdehnung der Konsumenten-
rente von PLAG (Preis PL =LDKL) auf PRLCG (bei PRL). Auf diese Weise profi-
tieren ländliche Einwohner vom regulierten Preis. Die damit verursachte Verän-
derung der Wohlfahrt in ländlichen Gebieten wird durch die Differenz der Flä-
chen angezeigt: 

PLAG 
(Wohlfahrt bei PL=Konsumentenrente, 

da Produzentenrente=0) 

(PRLCG - PRLCBLIDKRL) 
(Wohlfahrt bei PRL =Konsumentenrente - negative 

Produzentenrente, Verlust des Betreibers) 

Für den Ortsnetzbetreiber, der diese Anschlüsse anbieten würde, bedeutet dies 
einen Verlust im Umfang PRLCBLDKRL, da die langfristigen Durchschnittskos-

85 Die Menge XL ergibt sich aus dem Schnittpunkt der Zahlungsbereitschaft und der LDK 
und würde zum LOK-basierten Preis PL realisiert werden. 
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ten des Anschlusses (bei Menge XRL in Höhe von LDKRL) von dem Bereitstel-
lungserlös beim Preis PRL (Fläche 0XRLCPRL) nicht gedeckt werden. Aus die-
sem Grund wird der Betreiber, sofern es keine Möglichkeiten zur internen oder 
externen Subventionierung der Verluste gibt, bei solch einer Regulierung des 
Bereitstellungspreises keine Anschlüsse auf dem Land anbieten. 

Der einheitlich regulierte Preis (PRs=PRL) bewirkt in der Stadt, die durch niedri-
gere Anschlusskosten gekennzeichnet ist als ländliche Ortsnetze, eine Ein-
schränkung der Menge von Xs aufXRs, da PRs > Ps gilt (Ps ist der LOK-basier-
te Preis mit Menge Xg). Dadurch werden städtische Kunden zusätzlich belastet, 
da sie einen Preis bezahlen müssen, der über den tatsächlichen Kosten ihrer An-
schlüsse liegt. Als Folge dessen wird in der Stadt die Menge Xs-XRS (auf der 
Nachfragekurve der Abschnitt AC) nicht bedient, obwohl die Zahlungsbereit-
schaft dieser Nachfrager über den tatsächlichen Kosten liegt. 

Darüber hinaus realisiert der Betreiber aufgrund der einheitlichen Preisregulie-
rung in der Stadt einen zusätzlichen Gewinn (zusätzliche Produzentenrente) im 
Umfang LDKRsBCPRs, da die tatsächlichen Anschlusskosten bei XRs unter 
dem regulierten Preis liegen (LDKRs>PRs). Dies hat einen Wohlfahrtsverlust in 
der Stadt im Umfang der Fläche PsDACBLDKRs zur Folge, die sich aus der 
Differenz folgender Flächen ergibt: 

PsAG 
(Wohlfahrt bei Ps=Konsumentenrente, (Wohlfahrt bei PRs=Konsumentenrente + 

da Produzentenrente=O) Produzentenrente, Gewinn des Betreibers) 

Stehen für den Betreiber keine externen Subventionsquellen zur Verfügung, so 
wird er im dargestellten Fall (Abb. 5-7) lediglich städtische Gebiete anschließen, 
da er beim einheitlichen Preis PRs=PRL in diesen Regionen Überschüsse erzie-
len kann. Ländliche Regionen wären für ihn mit Verlusten verbunden und wer-
den aus dem Grund nicht angeschlossen. 

Stadt/Land - Differenzierung 

Das dargestellte Problem des einheitlichen Preises für ländliche und städtische 
Regionen berücksichtigt nicht die Kostenunterschiede der Anschlüsse in dünn 
und dicht besiedelten Regionen. Dieser negative Effekt könnte mit einer anderen 
Variante der Preisregulierung, der Differenzierung des regulierten Preises in be-
zug auf die Besiedlungsdichte in der jeweiligen Region (Stadt/Land) behoben 
werden.86 

86 Vgl. Weimann (1996), S.360. 
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Um die oben angesprochene Belastung der Kunden in der Stadt zu vermeiden,17 

könnte entweder die Regulierung des Preises für städtische Ortsnetze gänzlich 
aufgehoben oder die Höhe des regulierten Preises (PRS) für die Stadt herunter-
gesetzt werden (siehe Abb. 5-8). 
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Menge 
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Eigene Darstellung. 
Abb. 5-8: Differenzierung der Preisregulierung bei der Anschlussgebllhr zwi-

schen Stadt und Land 

Es gilt dabei, dass je näher PRs an den durchschnittlichen Kosten der Anschlüs-
se in der Stadt (LDKs) liegt, umso geringer die mit der Preisregulierung verbun-
dene Mengeneinschränkung der Stadtanschlüsse (Xs-XRs in Abb. 5-8), die Be-
lastung für die Kunden in der Stadt und die zusätzliche Produzentenrente für die 
Betreiber (LDKRsBCPRs) ausfallen.11 Damit verkleinert sich auch der Wohl-
fahrtsverlust in der Stadt ( verglichen mit der Abb. 5-7) auf den Umfang der Dif-
ferenz der Flächen (Abb. 5-8):89 

PsAG 
(Wohlfahrt bei Ps=Konsumentenrente, 

da Produzentenrente=O) 

LDKRsBCG 
(Wohlfahrt bei PRs=Konsumentenrente + 
Produzentenrente, Gewinn des Betreibers) 

17 Diese Belastung wurde in der Abb. 5-7 (feil b) mit der Fläche LDKRSBCPRS und der 
Mengeneinschränkung von Xg zu XRs dargestellt. 

81 Im Hinblick auf die übliche bzw. erwartete Verwendung der Stadtüberschüsse zur De-
ckung der Landdefizite bedeutet diese Einschränkung der Produzentenrente (und des 
Wohlfahrtsverlustes) in der Stadt gleichzeitig eine Einschränkung dieser Subventionsquelle. 

19 Der Umfang des durch die Preisregulierung PRs entstehenden Wohlfahrtsverlustes in Abb. 
5-8 ist kleiner als in Abb. 5-7, da im letzteren Fall der regulierte Preis PRs höher ist als in 
Abb. 5-8. 
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Für Anschlüsse auf dem Land hat diese Differenzierung der Regulierung inso-
fern Bedeutung, als dass das Niveau des regulierten Preises stärker an der Ein-
kommenssituation auf dem Land ausgerichtet werden kann, ohne gleichzeitig 
den Preis in der Stadt zu beeinflussen. Damit kann die Regulierungspolitik zur 
Verbreitung von Landanschlüssen flexibler (also von der Stadt losgelöst) gestal-
tet werden. 90 

Mit dieser Flexibilisierung der Gestaltung des regulierten Preises auf dem Land 
(PRL in Abb. 5-8) könnte somit theoretisch eine Ausweitung der Anschlüsse auf 
dem Land (XRL) betrieben werden. Dabei gilt, dass eine Annäherung von PRL 
an die tatsächlichen Kosten (LOK) eine Einschränkung der Menge, aber auch 
eine Einschränkung des Verlustes (kleiner als PRLCBLDKRL in Abb. 5-8) be-
wirkt. Solange der regulierte Preis niedriger ist als der kostenbasierte Preis PL, 
wird die Anschlussmenge über XL hinaus ausgeweitet. In der Praxis ändert dies 
aber nichts an der Tatsache, dass ein regulierter Preis auf dem Land, der unter 
den tatsächlichen Kosten angesetzt wird, für die Betreiber Verluste bedeutet und 
diese somit im Normalfall davon absehen werden, auf dem Land zu investieren. 

Gebührenformeln abhängig von regionalen Wirtschaftsindikatoren (z.B. 
BIP pro Kopf) 

Eine weitere Möglichkeit stellt die Variante der Preisregulierung dar, die sich an 
einem oder an mehreren regionalen Wirtschaftsindikatoren (z.B. BIP pro Kopf, 
Durchschnittslohn) orientiert und an dem Entwicklungsniveau und den Bedürf-
nissen konkreter Regionen ausgerichtet werden kann. Damit wird einer einheitli-
chen Preisregulierung aller ländlichen und städtischen Gebiete entgegengewirkt, 
und die Preisregulierung kann zielgerichtet nur Problemgebiete betreffen. 

Die Preisregulierung in Abhängigkeit von Wirtschaftsindikatoren berücksichtigt 
Unterschiede zwischen gesamten Regionen, kann aber darunter auch eine 
Stadt/Land-Differenzierung (nach Besiedlungsdichte und Anschlusskosten) be-
inhalten. 

In der Praxis würde diese Art der Preisregulierung bedeuten, dass für jede Re-
gion vom Regulierer ein individueller Preis festgelegt werden würde, der sich 
nach den Werten des gewählten Indikators richtet.91 In gut entwickelten bzw. 
dicht besiedelten Regionen würde dies heißen, dass eine Festlegung des Preises 
entfallen könnte. In Regionen mit einem niedrigeren Entwicklungsniveau könnte 
der Preis unter den LDK festgelegt werden. Abhängig von der Höhe des Preises 

90 Analog zu PRs in Abb. 5-8 kann der Preis in der Stadt von der Preisregulierung befreit 
werden, womit er gleich den LDKs gesetzt werden würde. In dem Fall wäre die Produzen-
tenrente in der Stadt gleich null. Damit wäre auch solch' eine Subventionierungsquelle für 
die Betreiber nicht mehr vorhanden. 

91 Neben dem Vorteil von zielgerichteter Regulierung verursacht die feine Aufgliederung je-
doch zusätzlichen Verwaltungsaufwand und damit Kosten. 
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würde der Umfang des Betreiberverlustes und damit der nötigen (internen oder 
externen) Subvention variieren. 

Sonderfall der Zahlungsbereitschaft gänzlich unter den Anschluss-LOK 

Bei freiem Preis würde eine Region, in der die Zahlungsbereitschaft gänzlich 
unter den Kosten der Bereitstellung (LDK) liegt, nicht versorgt werden. Preisre-
gulierung - unabhängig davon, welcher der drei besprochenen Arten sie wäre92 -

ermöglicht in dem Fall (z.B. bei PRL in Abb. 5-9) zwar theoretisch den An-
schluss einer gewissen Menge an Nachfragern (Xru,), jedoch verursacht sie 
beim Betreiber Verluste im Umfang der Fläche PRLCBLDKRL. Aus dem Grund 
wird er diese Anschlüsse nicht anbieten, solange er durch weitere Regulierungs-
maßnahmen nicht dazu gezwungen wird, bzw. solange es keine Quellen gibt, 
aus denen der Verlust subventioniert werden kann. 

Durch diese Preisregulierung kommt es zu einem Wohlfahrtsverlust, dargestellt 
durch die Differenz der Flächen (in Abb. 5-9): 

PRLCG PRLCBLDKRL 
(durch PRL entstandene 

Konsumentenrente) 

Eigene Darstellung. 

Preis 
LDK 

(negative Produzentenrente, 
Verlust des Betreibers) 

Menge 
der Anschlüsse 

Abb. 5-9: Sonderfall der Zahlungsbereitschaft auf dem Land gllnzlich unter den 
LDK und die Rolle der Preisregulierung 

92 Dies ist in dem Fall nicht relevant, da die Region geschlossen betrachtet wird. Würde die 
Bereitstellungsgebühr fllr eine andere Region (z.B. Stadt) mitberilcksichtigt werden, wä-
ren die Auswirkungen auf die Stadt wie bereits diskutiert. 
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Damit zeigt sich abermals die eher theoretische Wirkung von Preisregulierung in 
ländlichen Regionen in Form des Setzens von Festpreisen unter den Kosten, 
solange sie nicht von anderen Regulierungsmaßnahmen (z.B. Versorgungsver-
pflichtung) begleitet werden. 

5.3.2 Konsequenzen der bei Preisregulierung möglicherweise entstehenden 
Kostenunterdeckung bei ländlichen Anschlüssen 

Eine Preisregulierung, die den Preis unter den tatsächlichen langfristigen Durch-
schnittskosten (LOK) des Anschlusses festlegt und der keine zusätzlichen Regu-
lierungsmaßnahmen folgen,93 hat voraussichtlich den Effekt, dass die verlust-
bringenden Kundengruppen bzw. Regionen nicht versorgt werden.94 Dies würde 
bedeuten, dass die Telekommunikationsinfrastruktur auf dem Land nicht ausge-
baut und das Universaldienstziel nicht erreicht wird. 

Bei drohenden Betreiberdefiziten von geringer Höhe und einer gleichzeitig 
hohen Erwartungen in bezug auf die gesamten Vorteile aus den Anschlüssen 
könnte der Betreiber Verluste beim Anschluss hinnehmen, die aus künftigen 
Erlösen bei den Diensten bzw. Netzgebühren querfinanziert werden würden.9s 

Interne Subventionierung - Quersubventionierung 

Man spricht von unternehmensinterner (Quer-) Subventionierung,96 wenn Defi-
zite in einem Geschäftsbereich/bei einer Leistung aus Überschüssen, die beim 
Verkauf einer anderen Leistung erwirtschaftet werden, finanziert werden. Ge-
mäß den anfangs getroffenen Annahmen wird der Telefonanschluss als ein sepa-
rates Produkt betrachtet und seine Kosten müssten theoretisch aus der Bereitstel-
lungsgebühr gedeckt werden. Reichen diese Erlöse jedoch nicht aus, kann der 
Betreiber auf Überschüsse bei anderen Produkten/Leistungen zwecks An-
schlussdefizitdeckung zurückgreifen. In diesem Fall wären es die Tätigkeitsfel-
der Telefondienste bzw. Netzgebühren (siehe Kapitel 5.1.3). Diese Vorgehens-
weise wird hier zur internen Quersubventionierung gezählt, da die Bereiche 
lnfrastrukturerstellung und Diensteangebot als zwei Geschäftsbereiche betrach-
tet werden. Diese Form der Subventionierung von Verlustgeschäften (z.B. länd-
lichen Anschlüssen) wurde vor der Liberalisierung des Telekommunikations-

93 Dies wären z.B. ein Kontrahierungszwang bzw. die Subventionierung der Verluste. 
94 Vgl. Cox (1997), S.4. 
95 Zusätzlich können die Betreiber einen Anreiz zur internen Defizitdeckung haben, wenn 

die zusätzlichen, nicht quantifizierbaren Vorteile, die sie vom Anschluss dieser zusätzli-
chen Kunden erwarten, ausreichend hoch sind. Vgl. dazu Kapitel 5.1.3, Abschnitt "Inkre-
mentelle, nicht quantifizierbare Vorteile". Die Netzgebühren umfassen in dieser Arbeit die 
Jnterconnection-Gebühren und die Gebühren fiir die Miete der TAL. 

96 Vgl. Cox (1997), S.Sffund Kruse, Berger (1996), S.560ff. 
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marktes von den staatlichen Telekommunikationsbetreibern in der Praxis auch 
angewendet. 

Im Fall von Tarifeinheit im Raum kann der Betreiber Überschüsse, die er bei an-
deren Kundengruppen (z.B. Stadtanschlüssen), in anderen Regionen oder bei an-
deren Diensten (z.B. Fern- und Auslandsgespräche) erwirtschaftet, zur Deckung 
der ländlichen Anschlussdefizite verwenden.97 Die Voraussetzungen für Quer-
subventionierung sind, dass das Unternehmen sowohl die finanzielle Möglich-
keit (Mittelquelle) als auch die Motivation dazu besitzt sowie dass diese Vorge-
hensweise gesetzlich erlaubt ist. 

Die Umverteilung der Überschüsse kann zur vollständigen Deckung verwendet 
werden, wenn diese Mittel mindestens dem Umfang der Verluste entsprechen, 
also (in Abb. 5-7) LDKRsBCPRs ~ PRLCBLDKRL ist. Lediglich anteilig zur 
Verlustdeckung könnten diese Mittel verwendet werden, wenn LDKRsBCPRs < 
PRLCBLDKRL ist.98 In dem Fall ist jedoch im Bereich der Infrastrukturerstel-
lung auf dem Land keine Eigenwirtschaftlichkeit des Betreibers mehr gegeben. 

Die Betreiber können sich zur Quersubventionierung entschließen, wenn sie zur 
Versorgung ländlicher und städtischer Regionen verpflichtet werden. Zum ande-
ren können die Betreiber am Anschluss der "unprofitablen" Kunden interessiert 
sein, wenn die gesamten (quantitativen und qualitativen) Vorteile, die ihnen aus 
diesen Anschlüssen zufließen, ausreichend hoch sind.99 Sind sie es aber nicht, so 
werden keine ländlichen Anschlüsse bei vorhandener, nichtkostendeckender 
Preisregulierung der Bereitstellungsgebühr verlegt. Da mit der Preisregulierung 
jedoch vom Staat das Erreichen des Universaldienstziels angestrebt wird, ent-
steht die Notwendigkeit der Sicherung der Defizitdeckung aus anderen ( exter-
nen) Quellen. 

97 Vgl. dazu z.B. Noam (1994), S.687; Cronin et al. (1997), S.251 und Weimann (1996), 
S.358f. In Abb. 5-7 wäre dies die Verwendung der städtischen Überschüsse, die als Flllche 
LDKRsBCPRs dargestellt werden, zur Deckung des Defizits auf dem Land, das als Fläche 
PRLCBLDKRL dargestellt wurde. Die Erfüllung dieser Annahme wurde (sollte) durch das 
staatliche Unternehmen gewährleistet (werden). 

91 Diese Möglichkeit setzt natürlich voraus, dass derselbe Anbieter sowohl städtische als 
auch ländliche Anschlüsse anbietet und somit diese Quelle fl1r ihn existiert. Besitzt der 
Betreiber diese Möglichkeit nicht oder reichen die GewiMe in der Stadt fl1r die Deckung 
der Verluste auf dem Land nicht aus, müssten zusätzliche Mittelquellen herangezogen 
werden, z.B. GewiMe bei Diensten (Fern- und/oder Auslandsgespräche). Zu den mögli-
chen Quellen siehe Kapitel 5.1.3. 

99 Vgl. Xavier (1997), S.839ff. Zu inkrementellen Vorteilen siehe Kapitel 5.1.3. 
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Externe Subventionierung 

Externe Subventionen sind solche, die dem jeweiligen Unternehmen bzw. Wirt-
schaftszweig von außerhalb, z.B. vom Staat oder aus Fonds zufließen:00 

Zu den externen Subventionen, die in der Telekommunikation zur Finanzierung 
der Universaldienstlast, 101 also der entstehenden Defizite, eingesetzt werden 
können, gehören: 

• staatliche Subventionen: Als Subventionsquelle kann der Staat auftreten, 
der die Mittel für die Subventionierung allgemein aus seinen Einnahmen, 
d.h. aus dem Staatshaushalt bezieht;102 

• zielgerichtete Fonds: Ein Fond sollte durch Betreiberabgaben von allen 
bzw. (nach Größe) ausgewählten Telekommunikationsbetreibern und andere 
Quellen wie z.B. Lizenz- und Frequenzgebühren u.ä. gespeist werden. Das 
Ziel der Finanzierung des Universaldienstes durch einen Fond besteht darin, 
die Universaldienstlast auf alle Betreiber gleichmäßig zu übertragen, um die 
Finanzierung dieses Dienstes vereinbar mit der Liberalisierung des Telekom-
munikationssektors zu gestalten. 103 Die Gründung eines Universaldienstfonds 
wird auch von der Europäischen Union unterstützt bzw. gefordert. 104 Die 
Gründung und Verwaltung eines Fonds könnte durch die Regulierungsbehör-
de erfolgen; 

• Zugangsdefizitgebühren (access deficit charges): Sie wären von den An-
bietern und Betreibern zu zahlen, die keine universellen Dienste erbringen. 
Diese Gebühren wären zusätzlich zu Netzzugangsgebühren (interconnection 
charges) an das den Universaldienst leistende Unternehmen zu zahlen.1°s 

Der Subventionsumfang kann zwischen einer vollständigen Deckung (in den 
Abb. 5-7 und -8, Teil a und Abb. 5-9 der Umfang PRLCBLDKRL) der An-
schlussverluste und einem anteiligen Deckungsbeitrag106 variiert werden. 

100 Im folgenden befassen wir uns lediglich mit direkten Subventionen, da diese für den Tele-
kommunikationssektor dank der Leistungsabhängigkeit und Transparenz der Mittelzutei-
lung am ehesten geeignet zu sein scheinen. Vgl. Kruse, Berger (1996), S. 560ff. 

101 Vgl. Kruse (2000), S.6f. Zur Universaldienstlast vgl. auch Kapitel 4.4.5 und Kapitel 5.1.2. 
102 Zum Vergleich der Vor- und Nachteile von Staatsbudget- und Fondsfinanzierung von Uni-

versaldienstleistungen siehe Cox (1997), S.8ff. 
103 Dies würde dem Ansatz der gleichen Rechte und gleichen Lasten für alle Netzwerkbetrei-

ber entsprechen. Vgl. Noam (1994), S.687foder Xavier (1997), S.830. 
104 Zu Vorstellungen bzgl. eines Universaldienstfonds seitens der Europäischen Union siehe 

Europäisches Parlament (1998), Art.4; Europäisches Parlament (1997), Art.5 und Anhang 
III und Europäische Kommission (1996a), Art.1 Abs.6. 

ios Vgl. Cox (1997), S.5f. Zum Zugangsdefizitausgleich in Polen siehe auch Kapitel 6.1.3. 
106 Dabei würde das Unternehmen jedoch weiterhin Verluste erleiden, was einen ähnlich in-

vestitionshemmenden Einfluss haben dürfte wie ein Fehlen der Subventionierung. 
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Der Subventionsbetrag kann ebenfalls aufgrund einer Aufteilung nach unter-
schiedlichen Subventionsklassen festgelegt werden. 107 Damit würde einerseits 
eine Annäherung des Subventionsbetrags an die tatsächlichen Kosten des jewei-
ligen Anschlusses unterstützt. Andererseits verursacht diese Methode größeren 
Aufwand und höhere Kosten (auch seitens des Regulieres) als die Festlegung 
einer Subventionspauschale. Ebenso aufwendig ist die Subventionierung in 
Höhe der tatsächlichen Kosten des Anschlusses. Die einfachste Möglichkeit ist 
mithin die Festlegung einer Subventionspauschale in Höhe der jeweils regional 
durchschnittlichen Kosten eines "Landanschlusses" abzüglich der zusätzlichen 
Erlöse.101 

5.3.3 Rolle der Preisregulierung - Gewährleistung des Universaldienstes in 
ländlichen Regionen 

Den Erfolg der Preisregulierung - das Erreichen des sozialpolitischen Ziels der 
flächendeckenden Versorgung mit Anschlüssen - bedingen die die Preisregulie-
rung begleitenden Maßnahmen wie die Anschlussverpflichtung (Universal-
dienstverpflichtung) und/oder Subventionszusagen. Wird Preisregulierung nicht 
von diesen und/oder anderen Regulierungsmaßnahmen unterstützt, so wird sie 
voraussichtlich nicht die geplanten Auswirkungen haben, also der Ausbau der 
ländlichen Ortsnetze unterbleiben bzw. nur eingeschränkt möglich sein. 

Werden gleichzeitig auch Stadtanschlüsse mitreguliert und wird der regulierte 
Bereitstellungspreis über den Anschluss-LOK der Stadt gesetzt (PRs>LDKRs), 
dann kommt es lediglich zu einem Ausbau von städtischen Ortsnetzen, da damit 
(erhebliche) Gewinne realisiert werden können (XRs • [PRs-LDKRS] in Abb. 
5-7 und -8). Würde man den städtischen Bereitstellungspreis nicht mitregulie-
ren, würden Stadtkunden trotzdem kostendeckend angeschlossen werden kön-
nen, was allokativ effizient wäre. In Tab. 5-1 wird ein zusammenfassender 
Überblick über die möglichen Auswirkungen von Preisregulierung ohne bzw. in 
Kombination mit begleitenden Regulierungsmaßnahmen (externe Subventionie-
rung und Universaldienstverpflichtung) gegeben.109 

Generell gilt, dass unabhängig davon, ob die Stadt in die Preisregulierung mit-
einbezogen ist, städtische Bereiche von Betreibern bevorzugt werden, da diese 

107 Die jeweiligen Anschlüsse werden z.B. nach Bevölkerungsdichte in der Anschlussregion 
und der Entfernung des Anschlusses von der Vermittlungsstelle in verschiedene Kosten-
klassen gegliedert. 

108 Eventuell kann ein geschätzter Umfang der inkrementellen, nicht quantifizierbaren Vortei-
le mitberücksichtigt werden. 

109 Es wird von einer praxisnahen Preisregulierung ausgegangen, die im Fall von ländlichen 
Ortsnetzen unter den Anschluss-LOK und im Fall von städtischen Anschlüssen über ihren 
LOK liegt: PRs>LOKRs und PRL <LOKRL. 
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mindestens kostendeckend (Ps=LDKs), wenn nicht sogar mit hohen Gewinnen 
(PRs>LDKRs) angeschlossen werden können. Um das "ländliche Ziel" der 
Preisregulierung zu erreichen, wären Maßnahmen wie (Universaldienst-) Ver-
pflichtung und/oder Subventionsmöglichkeiten notwendig, welche die Verlust-
deckung für verpflichtete oder freiwillig das Land anschließende Betreiber ge-
währleisten würden. 

PREIS REGULIERUNG 
ohne Anschlussverpfllchtung mit Anschlussverpflichtung 

ohne externe mltextemer ohne externe mit externer 
Subvention Subvention Subvention Subvention 

Es werden keine Abhängig von Art Anschluss einer Ausbau von Orts-
Landanschlüsse der Subventions- minimalen Menge netzen auf dem 
verlegt, da verlust- zuteilung; wenn an Landkunden, Land; 

Einfluss bringend; volle Verlustde- evtl. geringere abhängig von Art 
auf wenn Stadt mitre- ckung, dann Ver- Qualität, um Um- der Subventions-

guliert und legung auch von fang des Verlus- berechnung; Be-An- Landanschlüssen tes zu minimieren; 
PRs>LDKRs, wer- reitschaft höher, schluss- Anschlussmenge wenn durch Sub-mengen den vorzugsweise 
Stadtanschlüsse mitabhängig von ventionszahlun-

verlegt (Gewinne). zusätzlichen Vor- gen Gewinne rea-
teilen des Betrei- lisiert werden kön-
bers. nen. 

Auf dem Land kei- Abhängig von Art Motivation zur Abhängig von Art 
ne Anreize zur der Subventions- Kostenminimie- der Subventions-
Kostenminimie- berechnung, wenn rung bei den zu berechnung; re-
rung, da kein An- voll nach tatsächli- verlegenden striktive Subven-
schluss (es sei chen Kosten, kein Landanschlüssen tionsberechnung 

Einfluss denn, der Betrei- Anreiz zur Kosten- (um Verluste zu fördert Kostenmi-
auf ber ist stark moti- minlmierung; minimieren = den nimierung, sonst 

Kosten- viert, ländliche An- stärkt lneffizien- Umfang der nöti- keine Anreize und 

mlnlmle- schlüsse zu verle- zen. gen internen Sub- Subventionen 

rung gen); vention einzu- müssen lneffizien-

Im Stadtbereich schränken). zen mitdecken. 

Kostenminimie-
rung möglich, da 
dadurch höherer 
Gewinn. 

Eigene Darstellung. 
Tab. 5-1: Überblick über die Einflüsse von Preisregulierung auf Anschlussmen-

gen und Kostenminimierung (mit oder ohne Subventionen und Ver-
pflichtung) 

In Tab. 5-1 wird auch auf die Abhängigkeit der Kostenminimierungs- bzw. Aus-
bauanreize von der Art der Subventionsberechnung verwiesen. Werden die Sub-
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ventionen in voller Höhe der tatsächlichen Verluste (TK.-TV)'l0 ausgezahlt, so 
wird der Betreiber zwar Anreize haben, auch ländliche Anschlüsse zu verlegen, 
doch werden die Anreize zur Kostenminimierung fehlen. Eventuell entstehende 
Ineffizienzen werden als Teil des tatsächlichen Verlustes von der Subvention 
mit abgedeckt; dem Regulierer fehlen dabei die Möglichkeiten einer disziplinie-
renden Kontrolle. 

Die Festsetzung einer Subventionspauschale (Festbetrag) stellt organisatorisch 
die einfachere Aufgabe dar, da fllr jeden als "subventionsbedürftig" klassifizier-
ten Anschluss die gleiche Pauschale ausgezahlt wird. Es besteht jedoch die 
Gefahr, dass der Betreiber in diesem Fall dazu neigen wird, nur die Anschlüsse 
zu verlegen, bei denen die Pauschale größer ist als der tatsächliche Verlust.1 11 

Dies wäre fllr ihn mit Subventionsgewinnen verbunden. Um diese Gefahr zu 
minimieren, müssten genau definierte (regulierte) Versorgungsverpflichtungen 
an die Auszahlung der Subvention geknüpft werden. 

5.4 Universaldienstauktionen_und ihre Auswirkungen auf die 
Anschlussversorgung auf dem Land 

Neben regulatorischen Maßnahmen wie der Preisregulierung kann vom Staat 
Mengenregulierung in Form der Versteigerung von Versorgungsaufgaben ange-
wendet werden. Man spricht in diesem Fall von Universaldienstauktionen,112 

durch die dem jeweiligen Betreiber eine bestimmte quantitative Aufgabe der 
Anschlussversorgung zugeteilt werden kann. 113 

Die Möglichkeit der Quersubventionierung aus eventuellen Überschüssen bei 
"profitablen" Anschlüssen (Stadtanschlüsse, Geschäftsanschlüsse), auch wenn 
der Netzbetreiber sowohl Stadt- als auch Landanschlüsse anbietet, sowie externe 
Subventionierung werden hierbei ausgeschlossen. Das ländliche Ortsnetz wird 
geschlossen betrachtet und soll Eigenwirtschaftlichkeit gewährleisten. 

5.4.1 Theorie der Auktionen 

Auktionen sind pretiale Rationierungsverfahren; sie können bei Gegenständen 
sowie Rechten und Diensten angewendet werden, bei denen es gilt, eine effi-
ziente Allokation knapper Güter zu erreichen: 14 Ziel der Auktion ist es, den 

110 Totalkosten des Netzaufbaus (Inkrements) minus gesamte Vorteile, die sich aus inkremen-
tellen Erlösen sowie nicht quantifizierbaren Vorteilen der zusätzlichen Anschlüsse (des 
Ortsnetzes) zusammensetzen. 

111 Die Subventionspauschale stellt eine Durchschnittskategorie dar. 
112 Zu einer Diskussion von Universaldienstauktionen siehe Laffont, Tirole (2001), S.243ff. 
113 Vgl. Weimann (1996), S.358. 
114 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.466. 
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Auktionsgegenstand an den Bieter mit der höchsten Zahlungsbereitschaft zu ver-
kaufen. 

Für Auktionen gilt, dass jeder Bieter am Kauf interessiert ist und gleichzeitig 
einen Preis anstrebt, der unter seiner Wertschätzung (maximalen Zahlungsbe-
reitschaft= ZBmax) liegt, da er auf diese Weise eine Rente (pay-ofl) abschöpfen 
kann. Die Rente besteht aus der Differenz seiner maximalen Zahlungsbereit-
schaft und des von ihm endgültig zu zahlenden Preises p: ZBmax - p = pay-off. 
Übersteigen die Gebote die ZBmax des Bieters, hat er die Auktion verloren bzw. 
ist aus der Auktion ausgestiegen. 

Auktionsverfahren und Bedingungen der Teilnahme 

Man unterscheidet vier wesentliche Auktionsverfahren: die Englische Auktion, 
die Holländische Auktion, die verdeckte Auktion zum höchsten Gebotspreis und 
die verdeckte Auktion zum zweithöchsten Gebotspreis. 115 Diese Auktionsmodel-
le unterscheiden sich im Hinblick auf die Abhängigkeit des zu zahlenden Preises 
vom Gebot, die Offenheit der Gebotsabgabe, die Anzahl der möglichen Gebots-
abgaben, die Bekanntheit des Wertes des zu versteigernden Gutes, die Kollu-
sionsanfälligkeit116 (zwischen den Bietern), die Effizienzförderung und den Zu-
gang zu Informationen bzgl. der maximalen Zahlungsbereitschaft (Wertschät-
zung) der Bietgegner. Aufgrund der variierenden Merkmale der Auktionstypen 
können sie bei unterschiedlichen Anforderungen für die Versteigerung der je-
weiligen Gegenstände auch unterschiedlich geeignet sein. 

Die Englische Auktion ist ein mehrstufiges, offenes Verfahren, das mit einem 
Mindestgebot eröffnet wird. Jeder Bieter bietet solange, bis er seine individuelle 
maximale Zahlungsbereitschaft erreicht hat. Der Gegenstand der Auktion wird 
an denjenigen verkauft, der die höchste Wertschätzung des Gegenstandes hat 
und der das letzte und höchste Gebot abgegeben hat. 117 Der zu zahlende Preis ist 
gleich dem abgegebenen Höchstgebot. 

Die Holländische Auktion ist ein offenes, einstufiges Verfahren. Angefangen 
wird mit einem relativ hohen Preis, der automatisch, z.B. pro festgelegter Zeit-
einheit, gesenkt wird. Die Auktion endet, wenn einer der Bieter ein Gebot für 
den gerade gültigen Preis abgibt. Der Bietsieger bezahlt den Preis, der seinem 
Gebot entspricht. 

Die verdeckte Auktion zum höchsten Gebotspreis ist ein einstufiges Verfah-
ren, bei dem jeder Bieter sein Gebot verdeckt (für die anderen Bieter nicht 
zugänglich) abgibt. Den Zuschlag bekommt derjenige Bieter, der das höchste 
Gebot abgegeben hat und zahlt den von ihm gebotenen Preis. 

115 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.470foder Smith (1987), S.138f. 
116 Zu Kollusion siehe Kruse, Berger (1996), S.377-397, S.483ffund S.504. 
117 Damit muss der Bieter mit der zweithöchsten Wertschätzung ausgestiegen sein. 
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Ebenfalls einstufig wird die verdeckte Auktion zum zweithöchsten Gebots-
preis durchgeführt. Sie unterscheidet sich von der letztgenannten Form insofern, 
als dass der Auktionssieger nur einen Preis in Höhe des zweithöchsten abgege-
benen Gebots zahlen muss. 

Besonders bei der Versteigerung von Nutzungsrechten (z.B. Frequenzen) oder 
knappen Input-Faktoren besteht das Bestreben, dass nur seriöse Bieter an der 
Auktion teilnehmen.118 Um dies zu gewährleisten, können verschiedene Aus-
wahlkriterien wie der Nachweis von Leistungsfähigkeit und Fachkunde, Zahlen 
einer Zulassungsgebühr u.ä. angewendet werden.119 

Im Bereich der Telekommunikation könnte hierzu ein Nachweis über die bishe-
rige Tätigkeit und Kompetenzen im Telekommunikationssektor, fachkundiges 
Personal, bereits bestehende Infrastruktur, finanzielle Situation o.ä. verlangt 
werden. 

S.4.2 Gegenstand der Auktionen in der Telekommunikation - der Univer-
saldienst 

Für den Einsatz von Auktionen in der Telekommunikation müsste ein "umge-
kehrtes" Versteigerungsverfahren angewendet werden, solange der Gegenstand 
der Auktion allgemein als "kostengünstigste Versorgung der Region" definiert 
wird. 120 In diesem Fall geht es darum, dem Anbieter den Zuschlag zu geben, der 
nicht das höchste, sondern das niedrigste Gebot abgibt. Die Menge der An-
schlüsse für das zu versteigernde Gebiet bzw. der Versorgungsgrad der Region 
wird als festgelegt betrachtet. Dabei gilt, dass je kleiner das Gebiet, das die Ver-
steigerung betriffi, ist, umso höher auch die Sicherheit ist, dass das Ziel, einen 
bestimmten Versorgungsgrad (und Verteilung der Anschlßsse) zu erreichen, 
realisiert werden kann. 

Anhand der vorhergehenden Kapitel wurde ermittelt, dass in ländlichen Regio-
nen selbst ein LOK-basierter Bereitstellungspreis nicht die Universaldienstver-
sorgung sicherstellen kann. Aus dem Grund wäre es nicht sinnvoll, Auktionen 
zum minimalen Anschlusskostenniveau vorzunehmen. Eine Versteigerung der 
Versorgung zum minimalen Kostenniveau bei freier Bereitstellungsgebühr wür-

111 Unter "seriös" wird verstanden, das die Teilnehmer die erworbenen Faktoren bzw. Rechte 
effizient verwenden (und zu verwenden wissen) und tatsächlich fllr sie bezahlen, da sonst 
ein Wohlfahrtsverlust fllr die Gesellschaft entstehen würde. 

119 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.504f. 
120 Diese Art von Auktionen - Ausschreibungen wird auch Franchise-bidding genannt. Vgl. 

Kruse, Berger (1996), S.360 und S.502f. 
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de im Anschluss einer geringeren Menge resultieren, als die Universalversor-
gung anstrebt. 121 

Eine andere Situation stellt die Versteigerung des externen Subventionsum-
fangs als Auktionsgegenstand dar. An den Subventionsumfang wird eine quanti-
tativ und qualitativ definierte Versorgung der jeweiligen Region geknüpft und 
der Bereitstellungspreis wird reguliert. 

Diese Möglichkeit hat vor allem für die Versorgung von "unprofitablen", ländli-
chen Regionen große Bedeutung. Sie eröffnet den Betreibern die Möglichkeit, 
ein Gebiet anzuschließen und in diesem Gebiet Dienste anzubieten, ohne bei 
dem Anschluss der Teilnehmer Verluste hinnehmen zu müssen. Die Subventio-
nierung hebt die Attraktivität der ländlichen Regionen, auch wenn die zu erwar-
tenden zusätzlichen Erlöse aus den Anschlüssen dadurch unverändert bleiben, da 
sich das Einkommen der Bewohner ja nicht kurzfristig ändert. 

Bei dieser Versteigerung bieten die Teilnehmer "nach unten", d.h. sie bieten um 
den geringsten Subventionsumfang, der bei optimaler Situation für den Regulie-
rer den Saldo der minimalen Totalkosten des Ortsnetzaufbaus und der Höhe der 
gesamten Vorteile annehmen würde.122 Es kann optional um den gesamten Sub-
ventionsbetrag für die Versorgung des definierten Gebietes oder um die Subven-
tion pro Anschluss (basierend auf den LDK) geboten werden. 

Die Auktion beginnt bei einem Niveau der maximalen Subventionshöhe Smax, 
die der Regulierer als Maximalgebot (umgekehrt zum Mindestgebot) ansieht, 
oder das dem ersten Gebot entspricht. 123 Die Teilnehmer bieten "nach unten", bis 
sie ihre jeweilige minimale Subventionsforderung Smin erreicht haben. Das Sub-
ventionsniveau Smin stellt hier die Differenz der tatsächlichen Totalkosten (TK 
oder LDK) des Ortsnetzaufbaus und der Höhe der gesamten Vorteile (TV oder 
LDV) dar,124 d.h. den Verlust, den ein Betreiber machen würde, falls er ohne 
Subvention zum regulierten, nichtkostendeckenden Bereitstellungspreis anbieten 
würde. Smin kann, abhängig vom Gegenstand der Versteigerung, als gesamter 
Subventionsumfang oder Subvention pro Anschluss für Betreiber 1 dargestellt 
werden als: 

121 Im Extremfall läge das Minimalgebot über der maximalen Zahlungsbereitschaft der ländli-
chen Einwohner (analog zu Abb. 5-9). Bei dieser Form der Auktion könnten die Betreiber 
auch ein Minimalgebot unter ihren Anschluss-LOK abgeben, wenn die erwarteten inkre-
mentellen Vorteile hoch genug und von ihnen bereits einkalkuliert wären. In solch einem 
Fall würde jedoch der Anschluss der jeweiligen Region ohne regulatorische Eingriffe er-
folgen können, da er fllr die Betreiber lohnenswert wäre. 

122 Angonommen wird in dem Fall, dass die Subvention die volle Verlusthöhe deckt. 
123 Bei beiden Formen der verdeckten Auktion (einstufig) ist kein Maximalgebot erforderlich. 
124 Zu den zusätzlichen Erlösen und den qualitativen Vorteilen siehe Kapitel 5.1.3 und 5.1.4. 
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Smin 1 = TK.1 - TV 1 (gesamte Kategorien des Betreibers 1) bei TK.1 >TV I oder 

Sminl = LDK1 - LDV1 (Durchschnittskategorien des Betreibers 1) bei 

LDK1>LDV1. 

In den vorhergehenden Abbildungen (Abb. 5-7 bis -9) ist dieser Verlust durch 
die Fläche PRLCBLDKRL bei reguliertem Bereitstellungspreis (PRL) dargestellt. 
Gewinnt ein Teilnehmer mit einem Gebot Sp, das über seinem minimal benötig-
ten Subventionsniveau Smin liegt, erzielt er zusätzlich eine Rente (Sp - Sminl = 
pay-o/f). 
Die Höhe der ermittelten minimalen Subventionsforderung (Smin) variiert zwi-
schen den antretenden Betreibern abhängig von deren Aufbaukosten und evtl. 
der Höhe der geschätzten zusätzlichen Vorteile (TV) aus den Anschlüssen. 125 

Ein Unterschreiten des eigenen Smin-Niveaus wäre für den Betreiber mit Verlus-
ten bei der Anschlussverlegung verbunden. 

Diese Form der Versteigerung der Subventionshöhe ermöglicht es, ein kosten-
minimales Niveau und somit einen minimalen Umfang der nötigen Subvention 
zu erreichen. Es gewinnt der Bieter, der die niedrigsten TK aufweist und die 
höchsten erwarteten TV kalkuliert, d.h. die benötigte Subvention minimiert. 126 

5.4.3 Wirkung von Auktionen auf Kostenminimierung und Versorgung 
ländlicher Regionen 

Der Auktionstheorie nach führen Auktionen im Durchschnitt zum effizienten 
Ergebnis, da der Bieter mit der höchsten Zahlungsbereitschaft die Auktion ge-
winnt. 127 Im Fall von Universaldienstauktionen würde es sich nicht um den Bie-
ter mit der höchsten Zahlungsbereitschaft, sondern um denjenigen mit den nied-
rigsten Totalkosten des Ortsnetzaufbaus und den höchsten Erwartungen bzgl. 
der zusätzlichen Vorteile (TV) handeln. 

Der Betreiber ist bei der vorgestellten Auktion in zweierlei Hinsicht motiviert, 
seine Kosten der Bereitstellung der Anschlüsse zu minimieren. Zum einen muss 
er seine Kosten minimal kalkulieren, um die Auktion gewinnen zu können. Zum 
anderen hat er Anreize, auf seinem kostenminimalen Niveau zu produzieren, da 
der anhand seines Gebotes berechnete Subventionsumfang festgelegt ist. Auftre-
tende Ineffizienzen in der Bereitstellung, die die kalkulierten Kosten steigern 

125 Unter Annahme einer gegebenen Technologie variieren die Kosten der einzelnen Betreiber 
nur geringfügig, abhängig von der Effizienz der Produktion. Größere Unterschiede können 
in dem Fall bei den erwarteten (quantitativen und qualitativen) TV auftreten. 

126 Wird unterstellt, dass der Betreiber bereits bei der Kalkulation jegliche TV (inkl. TE) be-
111cksichtigt hat, so ist die Durchführung einer Auktion, bei der nicht das gesamte Defizit 
(Smin), sondern nur ein Teil davon versteigert wird, nicht sinnvoll. 

127 Vgl. Kruse, Berger ( 1996), S.4 78ff. 
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würden, müsste der Betreiber als Verlust tragen.128 Schafft er es, seine Kosten 
unter das kalkulierte Minimalniveau zu senken, vergrößert er seine Rente. Dabei 
besteht allerdings die Gefahr, dass der Sieger zwecks Kostensenkung und Ein-
streichen einer zusätzlichen (aus der Subvention stammenden) Rente Kosten bei 
der Qualität sparen könnte, weswegen Kontroll- und Sanktionsmechanismen 
geschaffen werden müssen. 129 Die Festlegung eines bestimmten Zeitraumes, in 
dem die Versorgung zu erfolgen hat, ist für die Sanktionierung der Verpflich-
tung empfehlenswert. 

Aufgrund der (voraussichtlich) geringen Zahl der antretenden Bieter könnte je-
doch kollusives Verhalten begünstigt werden. Kommt es zwischen den antreten-
den Betreibern zur Absprache, können sie dem vereinbarten Sieger den Versor-
gungsauftrag auf einem höheren Subventionsniveau als seiner minimalen Sub-
ventionsforderung überlassen. Die Motivation der anderen Bieter kann finanziel-
ler Natur sein, falls sie vom Sieger aus der durch das höhere Siegesgebot abge-
schöpften Rente kompensiert werden. Die Bieter (Betreiber) können aber auch 
die einzelnen Regionen unter sich aufgeteilt haben und sich so gegenseitig zu 
höheren Gewinnen verhelfen. Um dieses Risiko zu minimieren, kann der Regu-
lierer ein Versteigerungsverfahren anwenden, das die Kollusionsgefahr senkt.130 

Das Problem des Erreichens eines gewünschten Versorgungsgrades von ländli-
chen Regionen könnte insofern mittels Universaldienstauktionen gelöst werden, 
als dass die Versorgungsmenge nicht vom Ergebnis der Auktion abhängt, son-
dern einen Teil des definierten Auktionsgegenstandes darstellt. Aus diesem 
Grund kann die wünschenswerte Verbreitung von Anschlüssen auf dem Land 
vor der Auktion vom Auktionator (in der Praxis meist die Regulierungsbehörde) 
festgelegt werden. Diese Möglichkeit gewährleistet zusammen mit Kontroll-
und Sanktionstätigkeiten das Erreichen der sozial- und regionalpolitisch als opti-
mal definierten Flächendeckung.131 Die genaue Definition der Versorgungsan-
forderung und somit die Mengenmaximierung bzw. -optimierung von Anschlüs-
sen auf dem Land hängt somit nicht vom Markt ab, sondern vom Regulierer. 

128 Bestllnde die Möglichkeit, die Subventionshöhe nach der Auktion den tatsächlichen Kos-
ten anzupassen, so könnten beide Fälle vermieden werden. Dies wäre aber (wenn über-
haupt) nur soweit möglich, solange die angepasste Subventionshöhe nicht das Gebot des 
zweitgünstigsten Bieters überschreiten würde. 

129 Vgl. Kruse, Berger (1996), S.503f. 
130 Zu den Merkmalen der Auktionsformen, darunter der Kollusionsverhinderung, siehe 

Kruse, Berger (1996), S.486. 
131 Als Sanktionsmechanismus kann z.B. die Auszahlung der Subvention in Schritten, abhän-

gig vom Erreichen einzelner Versorgungsstufen, angewendet werden. 
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5.5 Auswirkungen von Lizenzierungspflicht mit Exklusivrechten 
auf die Universaldienstversorgung ländlicher Regionen 

Eine weitere Möglichkeit der Regulierung des Ortsnetzbereiches stellt die Li-
zenzierungspflicht mit gleichzeitiger Vergabe von institutionell gesicherten 
Exklusivrechten dar. Es werden zum einen Exklusivlizenzen im Bereich Netz 
und Dienste und zum anderen nur im Bereich der Netzinfrastruktur untersucht. 
Als Lizenzgeber tritt der Staat, vertreten durch die Regulierungsbehörde oder 
ähnliche Institutionen, auf. 132 Die (zeitlich begrenzten) Lizenzen betreffen ein 
vom Regulierer bestimmtes Gebiet133 und die Verpflichtung, einen vordefinier-
ten Grad an Versorgung im betroffenen Gebiet zu erreichen. 134 

Auch hier liegt die normative Vorgabe der Universaldienstversorgung zugrunde, 
nach der entsprechende Regulierung eine ausreichende Versorgung sicherstellen 
soll, was in vielen Fällen wohlfahrtstheoretisch nicht erwünscht wäre. Es werden 
unter diesem Aspekt auch in diesem Fall kostentheoretische Aspekte normativen 
Vorgaben gegenübergestellt. 

Die (zeitweilige) Garantie der Monopolrechte stellt ein Zugeständnis des Regu-
lierers an den Betreiber dar, der im Gegenzug die Versorgung der unprofitablen, 
ländlichen Regionen sicherstellen soll. Ein solcher institutioneller Schutz des 
Ortsnetzbetreibers (ONB), der (bei gegebener Technologie) ohnehin strukturell 
markteintrittsgesichert ist, ist gegenüber alternativen Ortsnetztechnologien von 
Relevanz. Gäbe es diese Exklusivitätszusicherung nicht, könnten unter Umstän-
den Newcomer mit alternativen Zugangsnetztechnologien die Monopolposition 
des Betreibers erodieren.135 

132 Durch die Festlegung von Bewerberkriterien kann eine Vorauswahl der antretenden Un-
ternehmen vorgenommen werden. Um die Seriosität der Bewerber sicherzustellen, köMen 
sie nach ähnlichen Kriterien ausgesucht werden wie bei Universaldienstauktionen. Eine 
institutionelle Vergabe der Lizenzen beinhaltet jedoch das Risiko einer nicht-objektiven 
Zuteilung (Interessengruppen), deren Korrekturmöglichkeit durch die Laufdauer der 
Lizenz beschränkt wird. Vgl. Kruse, Berger (1996), S.504f. 

133 Lizenzgebiete köMen von Fall zu Fall und von Region zu Region unterschiedlich groß 
sein. Dabei gilt, dass die einzelnen Gebiete einheitlich die untersuchten Kostenmerkmale 
aufweisen, d.h. dass ein Lizenzgebiet nur Flächen mit den vorgestellten Merkmalen bein-
haltet (keine Mischung von Stadt und Land). 

134 Es wird davon ausgegangen, dass sich die Lizenznehmer oder -anwarter der besonderen 
Problematik der Lizenzgebiete und der eventuell zu subventionierenden Verluste von 
vornherein bewusst sind. Wird trotzdem eine Lizenz beantragt, so geht man davon aus, 
dass diese Unternehmen fllr die Vorteile, die sie sich aus der Bereitstellung versprechen, 
bereit sind, einen gewissen (vordefinierten) Grad an Versorgung bereitzustellen und even-
tuelle Verluste querzusubventionieren. 

135 Damit wird das Ortsnetz allgemein und nicht nur im Rahmen der traditionellen leitungsge-
bundenen Technologie betrachtet. Das Kupferkabelortsnetz als eine Technologie bleibt ein 
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Durch den in der Lizenz festgelegten Versorgungsgrad mit ländlichen Anschlüs-
sen, den der Betreiber erreichen soll, wird vom Regulierer bei gegebener Zah-
lungsbereitschaft der ländlichen Nachfrager indirekt ebenfalls die Höhe der 
Bereitstellungsgebühr festgelegt. In den Abb. 5-10 bis -13 stellt das Bereitstel-
lungsgebühr-Niveau PR infolgedessen die aus dem zu erreichenden Versor-
gungsumfang XR resultierende Gebührenhöhe dar. Es wird unterstellt, dass die-
se aufgrund der Kosten- und Erlösstruktur ländlicher Ortsnetze136 unter den tat-
sächlichen Bereitstellungskosten (LDK) der Anschlüsse liegt. Auf diese Weise 
wird der Betreiber durch diese Gebühr die entstehenden Kosten nicht decken 
können und verzeichnet ein Defizit, das er aus anderen Quellen decken muss, 
um eigenwirtschaftlich bestehen zu können. Die Sonderrechte sollen den Betrei-
bern dabei die Möglichkeit der Abschöpfung von Skalenvorteilen sowie der Er-
zielung von Überschüssen zur Quersubventionierung des entstehenden Defizits 
sichern.137 

Im Fall des geschützten Netz- und Dienstemonopols stellen die Diensteerlöse 
und -überschüsse für den Ortsnetzbetreiber die Mittelquelle dar, aus der er die 
Anschlussdefizite decken kann. Diese Möglichkeit besteht jedoch nur, wenn die 
erwirtschafteten Überschüsse dem Defizitumfang entsprechen und damit die Ei-
genwirtschaftlichkeit des Unternehmens sichergestellt wird. Eine Abweichung 
davon (Defizit > Quersubventionierungsmittel) kann vom Betreiber dann in 
Kauf genommen werden, wenn die jeweiligen Anschlüsse ausreichende nicht 
quantifizierbare Vorteile mit sich bringen. 

5.5.1 Netz- und Dienstemonopol 

Durch den Lizenzerwerb werden dem Betreiber Monopolrechte sowohl im Be-
reich des Netzaufbaus und -betriebs als auch im nachgelagerten Markt der 
Dienste für die Lizenzdauer zugesprochen, die sein Investitionsrisiko mindern, 

natürliches Monopol, es bestehen aber technologische Alternativen fllr Ortsnetze, die mit 
dem Kupferkabelanschluss in Konkurrenz treten können (vgl. Kapitel 1.1.5). Die LGK's in 
Abb. 5-4 (und aufgrund dessen auch die LDK) würden sich bei möglichen kostengünstige-
ren Technologien nach unten verschieben und somit die natürliche Monopoleigenschaft 
des Kabelortsnetzes erodieren. Vgl. dazu auch Kapitel 2.2.1, insbesondere Abb. 2-4. 

136 Dieses Argument bezieht sich auf die relativ niedrige und preiselastische Nachfrage nach 
Anschlüssen (in bezug auf die Bereitstellungsgebühr). Mit einer LDK-Preissetzung bei der 
Bereitstellungsgebühr und gegebener Nachfragefunktion würde der Betreiber voraussicht-
lich nur einen Teil der geforderten Versorgungsmenge verkaufen können. Zur Kosten- und 
Erlöscharakteristik der ländlichen Ortsnetze siehe auch Kapitel 5.1.4. 

137 Vgl. Laffont, Tirole (2001), S.217f. Durch die Monopolposition im Bereich Dienste bzw. 
Netzleistungen kann der ONB Monopolpreissetzung durchsetzen, wodurch er eine Produ-
zentenrente erwirtschaftet, die den Mittel-Pool fllr die Quersubventionierung darstellt. 
Gleichzeitig bewirkt diese Preissetzung einen Wohlfahrtsverlust, die Verkleinerung der 
Konsumentenrente und eine Einschränkung der Menge. 
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ihm Quersubventionierungsquellen eröffhen und ihn dazu bewegen sollen, den 
vorgeschriebenen Versorgungsgrad zu realisieren. 

Im folgenden sollen zwei Kosten- und Nachfrageflille betrachtet werden: zum 
einen wird die Situation untersucht, in der die langfristige Durchschnittskosten-
kurve (LOK) einen Schnittpunkt mit der Nachfragefunktion nach Anschlüssen 
auf dem Land (NL) aufweist. In den Abb. 5-10 bis Abb. 5-12131 stellt die jeweils 
als XR bezeichnete Menge den Umfang der Versorgungsverpflichtung dar. Da-
bei werden drei verschiedene Versorgungsgrade und die daraus resultierenden 
Preisniveaus PR untersucht, wobei alternativ PR=LGK (first-best-Lösung), 
LGK <PR<LDK und PR<LGK gelten. 

Zum anderen wird der Sonderfall diskutiert, in dem die LOK im gesamten Ver-
lauf oberhalb der Nachfrage liegen, das Gebiet also nicht versorgt werden würde 
(Abb. 5-13). Bei diesem Fall wird die vom Regulierer geforderte Menge eben-
falls als Xit und der daraus resultierende Preis als PR dargestellt. 

Laut der Annahme kann der Betreiber keinen LOK-basierten, kostendeckenden 
Bereitstellungspreis verlangen, der in den Abb. 5-10 bis -12 durch P und An-
schlussmenge X dargestellt ist. 139 Auch kann er aufgrund der Verpflichtung, 
einen bestimmten Versorgungsgrad zu erreichen, keinen Monopolpreis verlan-
gen, der in den Abb. 5-10 bis -12 durch Pc mit der Monopolmenge Xe darge-
stellt wird, da er damit die Menge unter die geforderte einschränken würde. Die 
im folgenden behandelten Situationen stellen in jedem Fall im Vergleich zur 
Monopolpreissetzung und -menge eine Mengenausweitung und eine Senkung 
des Preises dar. 

Universaldienstversorgung Xa1 mit Bereitstellungsgebühr in Höhe der LGK 

In Abb. 5-10 bestimmt die Versorgungsverpflichtung im Umfang XR1 eine zu 
erhebende Bereitstellungsgebühr in Höhe PR1, die gleich den langfristigen 
Grenzkosten (LGKL bei XR1) ist. Durch diese Mengenvorgabe (Mengenregulie-
rung) wird die wettbewerbliche .first-best-Lösung, die Grenzkostenpreissetzung 
"erzwungen". Der Grenzkostenpreis, der als allokativ effizient angesehen wird, 
gewährleistet dem Betreiber jedoch (aufgrund von starken Skalenvorteilen) kei-
ne Kostendeckung.140 

131 Die Abbildungen stellen den Verlauf der Kostenkurven fUr ländliche Ortsnetze dar, der 
aus der Abb. 5-3 übernommen wurde. 

139 Die einzige Möglichkeit, die dem Betreiber Kostendeckung über die Bereitstellungsge-
bühr gewährleisten würde, wllre eine Mengenregulierung, die bei gegebener Nachfrage-
funktion zum Bereitstellungspreis auf dem Niveau der LDK, also in den vorgestellten Ab-
bildungen (Abb. 5-10 bis Abb. 5-13) Preis P, führen würde. 

140 Mit dem Grenzkostenpreisniveau wird bei fallenden LGK nur das Wohlfahrtsmaß W 1 (al-
lokative Effizienz}, nicht jedoch das W2 (Eigenwirtschaftlichkeit) realisiert. In Fall von 
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In der Abb. 5-10 muss der Betreiber bei der Bereitstellung der (vorgeschriebe-
nen) Menge XR1 an Anschlüssen zum Preis PR1=PoK mit einem Defizit im Um-
fang PR1AHJ rechnen, das seiner negativen Produzentenrente entspricht. Die zu 
tragenden Verluste können auch als der bei PR1 nicht gedeckte Totalkostenteil 141 

verstanden werden, der durch die Fläche PR1AU dargestellt wird (PR1AU= 
PR1AHJ). Die Konsumentenrente umfasst die Fläche PR1AF. 

p 
LGK 
LOK 

F 

0 

Eigene Darstellung. 

LDKL 
~------LGKL 

X(Menge 
der Anschlüsse) 

Abb. 5-10: Universaldienstversorgung XR1 mit Bereitstellungsgebühr auf Grenz-
kostenniveau 

Durch das Vorhandensein des Defizits kann das Wohlfahrtsniveau nicht der 
Konsumentenrente entsprechen; die Wohlfahrt wird also durch die Differenz der 
Flächen dargestellt: 

PRtAF PRtAHJ 
(Konsumentenrente) (negative Produzentenrente, Defizit) 

Universaldienstversorgung XR2 mit Bereitstellungsgebühr über den LGK 

Eine Mengenregulierung XR2 mit einem daraus resultierendem Bereitstellungs-
preis PR2 über den langfristigen Grenzkosten (PR2>PoK) wird in Abb. 5-11 dar-
gestellt. In dieser Situation kommt es, verglichen mit der Grenzkostenpreisset-

Skalenvorteilen bilden die langfristigen Durchschnittskosten die kostendeckende Preis-
grundlage. Zu den Wohlfahrtsmaßen siehe Kruse, Berger (1996), S.8f. 

141 Die angebotene Menge XRJ stellt das Inkrement dar, dessen Totalkosten durch das Inte-
gral unter der LGK bis zur Menge XRJ bestimmt sind. 
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zung, zu einer Einschränkung der Menge von XoK (XR1) auf XR2. Damit wird 
die Konsumentenrente von PaKAF (PR1AF) auf PR2OF, also um die Fläche 
PaKAÜPR2 verkleinert. 

Gleichzeitig kommt es zu einer Einschränkung des Umfangs des Produzentende-
fizits mit der Tendenz, dass je näher PR2 am Niveau des kostendeckenden Prei-
ses P liegt, umso kleiner wird das verbleibende Betreiberdefizit. In der Abb. 
5-11 wird die Verkleinerung des Defizits vom Umfang der Fläche PaKAHJ 
(PR1AHJ; bei Grenzkostenpreisniveau) auf PR2OQR dargestellt. 

p 
LGK 
LDK 

0 

Eigene Darstellung. 

Xe X(Menge 
der Anschlüsse) 

Abb. 5-11: Universaldienstversorgung XR2 mit Bereitstellungsgebllhr Ober den 
langfristigen Grenzkosten 

Durch die Preisregulierung über den LGK kommt es zusätzlich zu einem Wohl-
fahrtsverlust, der durch die Differenz der Wohlfahrt bei PaK (PR1) und bei PR2 
zu definieren ist. Dies wird graphisch dargestellt als: 

(PaKAF - PaKAHJ) 
(Wohlfahrt bei PoK=PR1) 

(PR2OF - PR2OQR). 
(Wohlfahrt bei PR2, PR2>PoK) 

Universaldienstversorgung XRJ mit Bereitstellungsgebühr unter den LGK 

Durch die Ausweitung der Mengenvorgabe von XoK zu XRJ (in Abb. 5-12) 
sinkt bei gegebener Nachfragefunktion der Bereitstellungspreis auf das Niveau 
von PR3 (PRJ<PaK)-
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Die Mengenausweitung zu XR3 bringt eine Ausweitung der Konsumentenrente 
im Vergleich zum Grenzkostenpreis mit sich. Diese vergrößert sich vom Um-
fang PaKAF (bei PaK=PR1) auf PR30F (bei PR3) in Abb. 5-12. 

Eine Senkung des Preises unter die LGK der relevanten Versorgungsmenge be-
deutet für den Produzenten eine weitergehende Entfernung von seinen tatsächli-
chen Kosten der Produktion/Leitungsverlegung (LDK). Die LDK bei dieser 
Menge stellt in der Abbildung das Niveau von Punkt R dar. Das Betreiberdefizit 
vergrößert sich (zur Grenzkostenpreissetzung) von PaKAHJ (PR1AHJ in Abb. 
5-10) auf PR30QR. Die Veränderung des Wohlfahrtsniveaus wird durch die 
Differenz der Flächen dargestellt: 

(PaKAF-PaKAHJ) 
(Wohlfahrt bei PRt"'PoK) 

p 
LGK 
LDK 

Xe X Xc3K ~3 

Eigene Darstellung. 

(PR30F-PR30QR) 
(Wohlfahrt bei PR3, PRJ<PoK) 

X(Menge 
der Anschlüsse) 

Abb. 5-12: Universaldienstversorgung XRJ mit Anschlusspreis unter den lang-
fristigen Grenzkosten 

Sonderfall der Zahlungsbereitschaft gänzlich unter den LGK und den LDK 

Aufgrund der niedrigen Zahlungsbereitschaft der ländlichen Bevölkerung ·sowie 
der Kostenmerkmale der ländlichen Ortsnetze kann ebenfalls der Sonderfall auf-
treten, in dem die LGK (respektive die LOK) im gesamten Verlauf über der 
Zahlungsbereitschaft liegen. Diese Situation wird in Abb. 5-13 dargestellt. 
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Aus wohlfahrtstheoretischer Sicht sollte es bei diesen Kosten- und Nachfrage-
bedingungen zu keiner Bereitstellung kommen, da diese nicht dem Prinzip der 
Eigenwirtschaftlichkeit entsprechen kann und in jedem Fall mit Wohlfahrtsver-
lusten verbunden ist. Aufgrund der normativen Vorgabe der Versorgung wird 
jedoch an die Lizenz das Erreichen eines bestimmten Versorgungsgrades, in 
Abb. 5-13 dargestellt durch den Umfang XR, geknüpft. 

PR stellt nun den Preis dar, der aus der Mengenvorgabe im Umfang XR beige-
gebener Nachfragefunktion resultiert. 

Die relevante tatsächliche Kostenhöhe bilden bei dieser Menge XR die LDKL, 
die dem Preisniveau P entsprechen. Entschließt sich ein Betreiber, die vorgege-
bene Menge XR zum Preis PR anzubieten, muss er mit einem Anschlussverlust 
im Umfang PRAEP (gleich PRABU) rechnen. 

Eigene Darstellung. 

LDKL 
----LGKL 

X(Menge 
der Anschlüsse) 

Abb. 5-13: Universaldienstversorgung XR bei Zahlungsbereitschaft gänzlich 
unter den LGK und den LDK (Sonderfall) 

Der Verlust umfasst, bezogen auf den Grenzkostenpreis, den Umfang der Fläche 
PRABPoK, der jedoch den tatsächlichen Betreiberverlust (aufgrund der Skalen-
vorteile) unterschreitet. Der tatsächliche Verlust wird durch die Höhe der LDK 
widergespiegelt und umfasst zusätzlich PoKBEP (gleich PoKBU). Damit erwirt-
schaftet der Betreiber insgesamt ein Defizit im Umfang der Fläche PRABU 
(gleich PRAEP). 

Durch das (erzwungene) Angebot dieser Menge entsteht eine Konsumentenrente 
im Umfang PRAF, der entstehende Wohlfahrtsverlust wird durch die gepunktete 
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Fläche F ABU dargestellt und stellt die Summe aus Konsumenten- und (negati-
ver) Produzentenrente dar: 

PRAF 
(Konsumentenrente) 

(PRABU) 
(negative Produzentenrente, Defizit) 

Wie die Abb. 5-10 bis -13 gezeigt haben, nimmt der Betreiber durch die Exklu-
sivlizenzierung und die Versorgungsverpflichtung Defizite in Kauf, deren 
Umfang von dem festgelegten Versorgungsgrad (und so dem Preisniveau) ab-
hängt. Gleichzeitig hat er die Möglichkeit, diese Verluste durch Überschüsse bei 
(institutionell gesicherten) monopolistischen Diensteerlösen zu decken. 

Gerade diese Möglichkeit, auf dem Gebiet der Dienste Monopolmacht zu besit-
zen, stellt für den Betreiber das verlockendste Argument dar, ihn zu einem Ein-
tritt in den defizitären (da PR<P) Anschlussmarkt zu motivieren. 

S.S.2 Netzmonopol 

Wird dem Ortsnetzbetreiber nur eine Exklusivlizenz im Netzbereich zugespro-
chen, so bleibt er für die Lizenzdauer einziger Netzbesitzer, muss jedoch damit 
rechnen, dass er sein Monopol nicht auf den Dienstebereich erstrecken kann; 
somit ist die Mittelquelle "Überschüsse bei Diensten" für ihn nicht mehr vorhan-
den. Auf dem Dienstemarkt können in dem Fall Diensteanbieter tätig werden, 
die entweder seine TAL's anmieten (bei Entbündelung142) oder als Verbindungs-
netzbetreiber (VNB) über Ca//-by-ca// bzw. Preselection143 die Abwicklung des 
Fern- und Auslandsverkehrs übemehmen.144 Diese beiden Verbindungsarten 

142 Die Entbündelung der TAL bedeutet, dass der ONB verpflichtet ist, jedem gerechtfertigten 
Antrag auf Miete des Netzes oder seiner Bestandteile stattzugeben. Im folgenden wird von 
der vollständigen Entbündelung ausgegangen. Zum Begriff und möglichem Umfang der 
Entbündelung siehe Kapitel 4.4.4. 

143 Bei Ca/1-by-call kann der Teilnehmer vor jedem Fern- und Auslandsgespräch den Anbie-
ter über eine Vorwahl aussuchen. Bei Preselection schließt der Diensteanbieter mit dem 
Teilnehmer einen Vertrag ab, durch den letzterer seine Fern- und Auslandsverbindungen 
ausschließlich über diesen Betreiber abwickelt. Im Fall der Entbündelung kann der die 
Leitung oder ihre Bestandteile anmietende Anbieter oder Betreiber neben den Fern- und 
Auslandsverbindungen auch den lokalen Verbindungsverkehr vom Besitzer der Leitungen 
(ursprünglicher ONB) übernehmen. 

144 Außer Verbindungsnetzbetreibern (Fernnetzbetreibern) - VNB - können auch reine 
Dienstleister in den Markt treten, die keine eigenen Netze besitzen, sondern die benötigten 
Verbindungsnetzkapazitäten von den VNB's anmieten. Um eines dieser Szenarien eintre-
ten zu lassen, müssen natürlich zum einen entsprechende Vorschriften vorhanden sein und 
zudem sowohl die jeweiligen Teilnehmer als auch die Diensteanbieter Interesse daran ha-
ben, diese Möglichkeit auch zu nutzen. Eine Ausnahme davon bildet die Terminierung 
von Gesprächen, also die Schaltung der eingehenden Fern- und Auslandsgespräche zu den 
Teilnehmern des ONB. 
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sind für den ONB in der Praxis die Überschussquelle für die zur Finanzierung 
der Anschlusskosten und der lokalen Verbindungen benötigten Mittel. 

In beiden Fällen werden jedoch bei dem Ortsnetzbetreiber (Netz-) Gebühren145 

filr die Nutzung (bzw. Miete) seines Netzes füllig, die ihm den Wegfall der 
Diensteerlösquelle kompensieren; sie bilden einen vergleichbaren Mittel-Pool 
filr die Anschlussdefizitdeckung. Im folgenden werden diese beiden Arten von 
Gebühren weiterhin zusammen als Netzgebühren behandelt, da sie - als Mittel-
quelle - auf ähnliche Weise die Investitionsanreize des ONB, abhängig von ihrer 
Höhe bzw. ihrem Umfang, steigern bzw. dämpfen können. Da potentielle Dien-
ste-Newcomer auf die Nutzung des bestehenden Anschlussnetzes angewiesen 
sind, wird eine unelastisch verlaufende Nachfrage nach diesen Netzleistungen 
unterstellt. 146 

Aufgrund unveränderter Annahmen in bezug auf die Versorgungsvorgabe, die 
an die Lizenz geknüpft ist, und des daraus resultierenden nichtkostendeckenden 
Bereitstellungsgebührenniveaus wird auf die bereits in den Abb. 5-10 bis -13 
dargestellten Situationen und auf die unterschiedlichen Defizitumfänge bei An-
schluss verwiesen. 

Da laut den getroffenen Annahmen filr den ONB keine externen Subventions-
quellen existieren, die seine (erzwungenen) Anschlussdefizite decken könnten, 
ist die Höhe der Netzgebühren als einzige Mittelquelle der Quersubventionie-
rung für seine Markteintrittsentscheidung von größter Bedeutung. 

S.S.3 Die Netzgebühren und ihr Einfluss auf Investitionsanreize 

Die Höhe der Netzgebühren kann entweder vom Regulierer festgelegt werden 
oder vom Betreiber zu bestimmen sein, und hat einen großen Einfluss auf seine 
Anreize, in die jeweilige Region zu investieren. 

Theoretisch kann das Aushandeln der Netzgebühren den Parteien im Rahmen 
abzuschließender Mietverträge frei überlassen werden. Dies würde jedoch in der 
Situation der asymmetrischen Machtverteilung und der Abhängigkeit des Dien-
steanbieters (Newcomers) von der Netznutzung (wesentliche Einrichtung)147 

wahrscheinlich zu einer Monopolpreissetzung bei diesen Gebühren und der Ab-
schöpfung von Monopolrenten seitens des Betreibers führen. Durch dieses Ver-
halten könnten die Netzgebühren die Wirkung einer Markteintrittsbarriere filr 

145 Zu den Netzgebühren, die sowohl die Inteconnection-Gebühren als auch die Miete der 
TAL umschliessen, siehe detaillierter Kapitel 5.1.3. 

146 Dies triffi zu, solange es fllr sie wirtschaftlich nicht sinnvoll ist, eigene Netze zu errichten 
oder dies nicht erlaubt wird (Exklusivlizenzierung im Bereich Netzaufbau fllr den einzigen 
Betreiber). Voraussetzung dabei ist, dass sie die monopolistische Höhe der Netzgebühren 
nicht davon abhält, in den Dienstemarkt eintreten zu wollen/zu können. 

147 Zur Eigenschaft der TAL als wesentliche Einrichtung (essentialfacility) vgl. Kapitel 4.4.4. 
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potentielle Dienstenewcomer haben und den Betreiber trotz Entbündelung zu 
einem de facto Dienstemonopolisten machen.148 Damit hätte er seine Mittel-
quelle "Diensteerlöse" erhalten. 

Da das Ziel, das hinter den entsprechenden Vorschriften (Entbündelung, Netzzu-
sammenschaltung) steht, die Schaffung von Wettbewerb auf dem Dienstemarkt 
ist, also die Förderung von Markteintritten in diesen Markt, werden damit wohl 
auch die Netzgebühren reguliert werden müssen. Diese Regulierung sollte 
Machtmissbrauch seitens des monopolistischen Netzbetreibers verhindern und 
wäre eine konsequente Folge des Festlegens der genannten Vorschriften.149 

Gleichzeitig wird der Regulierer bemüht sein, die Investitionsanreize des ONB 
nicht zu senken, da er ja die Universaldienstversorgung anstrebt. 

Die Höhe der regulierten Netzgebühren kann dabei Investitionsanreize setzen 
oder vernichten.150 Als relativ "hohe" Netzgebühren werden im folgenden ver-
einfacht diejenigen verstanden, die es dem Netzbetreiber erlauben, nicht nur die 
Kosten der jeweiligen Netzleistung zu decken, sondern darüber hinaus einen Ge-
winn, also Mittel für seine Anschlussdefizitdeckung zu erwirtschaften. m 

Als "niedrige" Netzgebühr ist im folgenden vereinfacht solch eine Höhe der 
Netzgebühren zu verstehen, die nur die laufenden Kosten der Bereitstellung des 
Anschlusses für den Diensteanbieter deckt, bei welcher der Betreiber keine 
Überschüsse erzielt und die vom Regulierer festgelegt wird. 

148 Vgl. Laffont, Tirole (2001), S. 207ff. Um durch freies Aushandeln der Netzgebühren Effi-
zienz und Wettbewerb gewährleisten zu können, wird gefestigter Wettbewerb auf dem 
Markt und eine vergleichbare Verhandlungsposition der Parteien vorausgesetzt. Bei asym-
metrischer Machtverteilung ist sektorspezifische Regulierung notwendig, um Marktmacht-
missbrauch seitens des Incumbents zu verhindern. Vgl. Michalis (2001), S.772. 

149 Sollte fi1r den Regulierer das durch die Lizenzierung vergebene Netz- und Dienstemono-
pol in einer Hand das Verhandlungsargument zur Gewinnung von Betreibern, die gewisse 
problematische Regionen versorgen sollen, darstellen, kann davon ausgegangen werden, 
dass der Regulierer in dem Fall keine Entbtlndelungsvorschriften erlassen wird oder aber 
diese für bestimmte Regionen außer Kraft setzen wird. Es ist nicht realistisch anzuneh-
men, dass der Regulierer zunächst Entbündelungsvorschriften erlässt und dann zulässt, 
dass diese durch die Marktmacht des Monopolisten (Monopolpreissetzung bei den Netz-
gebühren) außer Kraft gesetzt werden. 

150 Im folgenden wird lediglich auf den Einfluss der Höhe der Netzgebühren auf die Investi-
tionsanreize des exklusiv lizenzierten Betreibers eingegangen. Die Netzgebühren üben 
aber, bei Nichtbestehen einer Exklusivlizenzierung, selbstverständlich auch Einfluss auf 
Investitionsanreize von anderen Betreibern/Anbietern aus, die in einen facility-based 
Wettbewerb mit dem etablierten Betreiber treten könnten, also auf das make-or-buy-Di-
lemma dieser Unternehmen. Vgl. Michalis (2001), S.762. 

151 Wird die Höhe der Netzgebühren nicht vom Regulierer festgelegt, so können "hohe" Netz-
gebühren eine Folge der monopolistischen Preissetzung des ONB in diesem Bereich sein. 
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Im folgenden sollen nun kurz die Einflüsse der Höhe der Netzgebühren auf die 
Anreize von Betreibern, die jeweilige Region zu versorgen, diskutiert werden. 

Hohe Netzgebühren (Regulierung oder Monopolpreissetzung) 

Relativ hohe Netzgebühren dämpfen das Wettbewerbspotential des Newcomers 
und können ihn unter Umständen (als Barriere) am Markteintritt hindern. Damit 
wäre der Netzbetreiber de facto als Alleinanbieter auch bei den Diensten institu-
tionalisiert. 

Kommt es dennoch zum Markteintritt auf dem nachgelagerten Markt der Dien-
ste, stellen hohe Netzgebühren die einzige Quelle filr die interne Quersubventio-
nierung der Anschlussdefizite beim Betreiber dar, der die Versorgung der Re-
gion sicherstellen soll. In den, in Abb. 5-10 bis Abb. 5-13 vorgestellten Fällen 
können die Überschüsse aus den hohen Netzgebühren für die Deckung des 
jeweiligen Betreiberdefizits verwendet werden und die nicht mehr vorhandene 
Mittelquelle "Dienste" ersetzen. 1s2 

Würden die Überschüsse aus den hohen Netzgebühren zur Deckung der An-
schlussdefizite ausreichen, wäre das Erreichen des Universaldienstziels der Ver-
sorgung möglich. Solch eine Vorgehensweise entspricht zwar dem normativen 
Ziel der Versorgung, ist aber gleichzeitig wohlfahrtsökonomisch nicht er-
wünscht. 

Niedrige regulierte Netzgebühren 

Niedrig regulierte Netzgebühren haben eine dämpfende Auswirkung auflnvesti-
tionsanreize, da an dieser Stelle keine Überschüsse mehr erzielt werden können. 
Damit versiegt die Mittelquelle für Quersubventionierung der Anschlussdefizite 
bzw. sie wird erheblich geschmälert. Ist sich der Betreiber der Kosten- sowie 
Nachfragebedingungen und der Regulierungssituation auf dem betroffenen 
Markt bewusst, wird er voraussichtlich nicht in den Markt eintreten. Somit wird 
kein Unternehmen an der Versorgungslizenz interessiert sein, und der ländliche 
Markt wird nicht versorgt. Aufgrund der Zielsetzung des Regulierers bei der Ex-
klusivlizenzierung - der Universaldienstversorgung dieses Marktes - ist deswe-
gen mit solch einer Gebührenregulierung kaum zu rechnen. 

5.5.4 Wirkung der Exklusivlizenzen auf Investitionsanreize 

Exklusivlizenzen haben allein, aber auch in Kombination mit der nichtkostende-
ckenden (regulierten) Bereitstellungspreissetzung und der Netzgebührenhöhe 
großen Einfluss auf die Investitionsanreize, also die Mengengestaltung (sowie 

JSl Keine Quersubventionierungsbedeutung hätten die Netzgebühren lediglich dann, wenn 
PR2:P ist, die Bereitstellungsgebühr also kostendeckend wäre. Diese Möglichkeit wurde 
jedoch in den Annahmen ausgeschlossen. 
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-maximierung) bei Anschlüssen in dünn besiedelten, ländlichen Regionen. Die 
Exklusivlizenzierung und die damit verbundenen Vorteile für den Betreiber kön-
nen in diesem Fall als Zugeständnis des Staates an das Unternehmen verstanden 
werden, das sich bereit erklärt, hohe irreversible Investitionen in relativ "unpro-
fitable" Kundengruppen zu tätigen. 

Die wesentlichen Ergebnisse der vorgestellten Situationen werden nun in Tab. 
5-2 im Hinblick auf die Investitions- sowie Kostenminimierungsanreize des 
Betreibers zusammengefasst. Dabei können verschiedene Situationen mit ge-
meinsamen Merkmalen zusammen behandelt werden. 

Kosten-Nachfrage- LGK und LOK gänzlich Ober der 

Kombination möglich maximalen Zahlungsbereitschaft 
(Sonderfall) 

• Steuerung des Bereitstel- • Steuerung des Bereitstellungs-
lungspreises durch Mengen- prelses durch Mengenregulle-

Institutionell gesicherte 
regulierung - Versorgungs- rung - Versorgungsaufgabe 

Monopolrechte bei 
aufgabe • Markteintritt und Ausbau nur, 

Netzaufbau und Dien- • Markteintritt und Anschluss wenn die zu erwartenden 
sten nur, wenn die zu erwarten- zusätzlichen Vorteile (inkl. 

den zusätzlichen Vorteile Bereitstellungs- und Diensteer-
(inkl. Bereitstellungs- und löse oder Erlöse aus Netz-
Diensteerlöse oder Erlöse gebühren) ~ Anschlusskosten 
aus Netzgebühren) ~ An-

Hohe Netz- schlusskosten • Markteintritt unwahrscheinlich 

lnstitutio-
gebühren 

nell gesl-
(Regulierung • Evtl. Anreize zu Effizienz und Kostenminimierung, weil so 
oder Mono-

cherte polpreisset- Einschränkung des intern zu subventionierenden Defizits aus 
Monopol- zung) Gewinnen bei Netzgebühren oder Diensten 
rechte 
bei Netz- Niedrige • voraussichtlich kein Ausbau, da keine Kostendeckung oder 
aufbau Netzgebüh- interne Quersubventionierung möglich (keine Mittelquellen) 

ren (Regu-
• Markteintritt unwahrscheinlich lierung) 

Eigene Darstellung. 
Tab. 5-2: Exklusivrechte, Investitionsanreize und Kostenminimierung bei Netz-

und Dienstemonopol oder Netzmonopol 

Das Ziel der ( definierten) Anschlussversorgung wird voraussichtlich nur unter 
der Bedingung einer existierenden Kosten-Nachfrage-Kombination (also eines 
Schnittpunkts der Kurven im relevanten Bereich) zu erreichen sein. Im Sonder-
fall der Zahlungsbereitschaft gänzlich unter den Anschlusskosten vergrößert sich 
das zu erwartende Defizit, das aufgrund des Nutzungsverhaltens der ländlichen 
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Teilnehmer höchstwahrscheinlich durch Überschüsse bei Diensten oder Netzge-
bühren nicht gedeckt werden kann.1s3 

Die Festlegung des Bereitstellungspreises (resultierend aus der zu erreichenden 
Versorgungsmenge) bestimmt den Umfang des intern zu subventionierenden 
Betreiberdefizits. Von der tatsächlichen Versorgung mit der geforderten Univer-
saldienstmenge XR (XRt, XR2, XRJ in den Abb. 5-10 bis-12) ist auszugehen, 
wenn der festgelegte Preis nahe an den tatsächlichen durchschnittlichen An-
schlusskosten (LOK) liegt, das entstehende Defizit also minimiert und durch die 
zusätzlichen Vorteile kompensiert/gedeckt werden kann.1s4 

Analog dazu ist die Situation bei Zulassung von Diensteanbietern (Entbünde-
lung, Netzzusammenschaltung) zu sehen. Je kleiner das Anschlussdefizit, umso 
wahrscheinlicher ist es, dass eine Versorgung der vordefinierten Menge erfolgen 
wird, wobei eine hohe Regulierung bzw. Monopolpreisfestlegung der Netzge-
bühren notwendig ist, um dem Betreiber Mittel zur Quersubventionierung des 
Defizits zu sichern. Besitzt der Betreiber diese Quelle nicht und kann er keine 
Überschüsse bei Diensten erwirtschaften, wird ein Ausbau des ländlichen Orts-
netzes nicht erfolgen bzw. wird kein Betreiber in den Markt eintreten. iss 

In bezug auf Kostenminimierungsanreize bei stattfindender Versorgung kann 
allgemein gesagt werden, dass das Unternehmen immer dann, wenn es um den 
Fall von querzusubventionierenden Verlusten aus Gewinnen in anderen Berei-
chen geht, einen gewissen Anreiz zur Effizienzsteigerung und Kostenminimie-
rung haben wird, da es auf diese Weise den Umfang der nötigen internen Quer-
subventionierung schmälern kann. 

5.6 Fazit: Universaldienstversorgung auf dem Land 

In den vorhergehenden Kapiteln wurden verschiedene mögliche Marktstrukturen 
und unterschiedliche Regulierungsgrade auf der Ortsnetzebene der Telekommu-
nikation vorgestellt und analysiert. Im weiteren sollen nun die Auswirkungen 
der diskutierten Szenarien auf die Universaldienstversorgung ländlicher Regio-
nen als Erfüllung der normativen Versorgungsvorgabe in einer Zusammenschau 
erörtert werden. Um deren Quintessenz hier schon vorwegzunehmen: Aufgrund 

153 Zum voraussichtlichen Nutzungsverhalten der ländlichen Teilnehmer in Polen siehe Kapi-
tel 3.2.5. 

154 In diesem Sinne stehen die beiden Faktoren, vom Regulierer angestrebte (Ausweitung der) 
Versorgungsmenge mit fortlaufend sinkendem Bereitstellungspreis und die vom Betreiber 
angestrebte Verminderung des Defizits über die Einschränkung der Menge (und Erhöhung 
des Bereitstellungspreises zum LOK-Niveau hin), in Konflikt miteinander. 

155 Laut den getroffenen Annahmen kennt der Betreiber vor dem Markteintritt sowohl seine 
Kosten- als auch die Nachfragemerkmale des Marktes sowie die institutionellen Rahmen-
bedingungen. 
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der besonderen Kosten- und Erlösmerkmale ländlicher Ortsnetze ist es möglich, 
dass das normative Ziel der Anschlussmengenmaximierung am besten durch 
eine wohlfahrtsökonomisch ineffiziente Lösung zu erreichen wäre. 156 

In der Situation des freien Marktes (Kapitel 5.2) ohne jegliche Preisregulierung 
bzw. Mengenvorgaben kommt es zur Monopolresistenz des Erstbetreibers. Die-
se wird durch den natürlichen Monopolcharakter von Ortsnetzen bei einer gege-
benen Technologie begrilndet. Durch die voraussichtliche Monopolpreissetzung 
wird die Menge der Anschlüsse zwecks Gewinnmaximierung auf die Monopol-
menge reduziert. Ländliche Ortsnetze werden nur unter der Voraussetzung einer 
ausreichend hohen Zahlungsbereitschaft der Bevölkerung versorgt. Eine darüber 
hinausgehende Versorgung zum nichtkostendeckenden Preis {<LOK) bzw. bei 
einer unter den Kosten liegenden Nachfrage (Sonderfall) ist nur dann zu erwar-
ten, wenn der Betreiber langfristig mit ausreichend hohen inkrementellen bzw. 
gesamten Vorteilen (TV) der zusätzlichen Anschlüsse rechnet. Diese Vorteile 
müssten ihm zumindest die Defizite oder sogar die (im Vergleich zum Monopol-
preis) entgangenen Gewinne kompensieren können. 

Unter Preisregulierung bei der Bereitstellungsgebühr (Kapitel 5.3) wird der Be-
treiber rationalerweise nur die Anschlüsse verlegen, bei denen der regulierte 
Preis kostendeckend ist bzw. über den tatsächlichen Kosten liegt. Liegt der Preis 
unter den durchschnittlichen Anschlusskosten, dürften nur die Anschlüsse ver-
legt werden, deren Kosten am wenigsten vom regulierten Preis abweichen, d.h. 
bei denen das entstehende Defizit minimiert werden kann. Dabei gilt, dass der 
Betreiber Möglichkeiten zur Quersubventionierung dieser Defizite haben muss 
bzw. dass die erwarteten TV ihm langfristig die entstandenen Defizite kompen-
sieren.157 Bei dem oft angesprochenen Problem der geringen (nicht ausreichen-
den) erwarteten Erlöse in ländlichen Gebieten kann die Motivation des Betrei-
bers, diese Anschlüsse zu verlegen, mithin als relativ gering eingestuft werden. 

Der vom Regulierer erwünschte Umfang des Ausbaus ländlicher Ortsnetze 
könnte durch eine zusätzliche Verpflichtung zur Versorgung erreicht werden. 
Gehen mit dieser Verpflichtung jedoch keine Subventionierung bzw. sonstige 
Zugeständnisse des Regulierers an den Betreiber einher, so ist fraglich, inwie-
weit diese Vorgabe auferlegt und sanktioniert werden kann. Vor allem in kosten-

156 Wird im folgenden allgemein von der "erwünschten" Menge bzw. von der "ausreichen-
den" Versorgung gesprochen, so bezieht sich dies auf den vom Regulierer definierten zu 
erreichenden Versorgungsgrad. Dieser ist als normatives Universaldienstziel zu verstehen 
und unter sozial- und regionalpolitischen sowie unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten zu 
sehen. Als Festlegung der zu versorgenden Menge und der - bei gegebener Nachfrage-
funktion - daraus folgenden Bestimmung des Bereitstellungspreises wurden in den Abb. 
5-10 bis Abb. 5-13 die jeweiligen Mengen XR (und Preise PR) verstanden. 

157 Der Umfang der benötigten Mittel fllr Quersubventionierung hängt infolgedessen von dem 
Niveau der Preisregulierung, d.h. von der Differenz des Preises und des LOK-Niveaus ab. 
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intensiven Gebieten, in denen die erwarteten zusätzlichen Vorteile (als gesamte 
Vorteile des Ortsnetzes) zur Kosten- und Defizitdeckung nicht ausreichend sind, 
wird allein die Preisregulierung zu keinem flächendeckenden Ausbau fllhren. 
Bei vorhandener Preisregulierung in ländlichen Gebieten ist so das Vorhanden-
sein von externer Subventionierung fllr die Durchsetzbarkeit der Mengenvorga-
be bzw. des Anschlusses einer "ausreichenden" Menge an Teilnehmern entschei-
dend. Eine Preisregulierung ohne begleitende Maßnahmen (Zugeständnisse, 
Subventionen u.ä.), die dem Betreiber die Defizite ausgleichen, wird wohl kaum 
zum Erreichen des "erwünschten" Versorgungsgrades der ländlichen Einwohner 
führen (siehe auch Tab. 5-1). 

Eine andere Möglichkeit stellt die Sicherstellung der Versorgung über die Ver-
steigerung von Universaldienstaufgaben dar. Wie in Kapitel 5.4.3 zusammen-
gefasst wurde, ist in bezug auf die Anschlussverlegung in ländlichen Regionen 
und die Erschwinglichkeit des Preises in diesen Gebieten lediglich die Auktion 
des Subventionsumfangs, der die Defizitdeckung sicherstellen soll, bei regulier-
tem Anschlusspreis zielführend. 

Auf diese Weise würde zum einen die Möglichkeit bestehen, den Versorgungs-
grad verbindlich festzulegen, zum anderen wäre gewährleistet, dass dem kosten-
und aufgrund dessen dem subventionsminimierendsten Betreiber der Anschluss 
dieser Region übertragen wird. Die Methode der Versteigerung des Subven-
tionsumfangs ist unter den betrachteten Optionen mit externer Subventionierung 
diejenige, die die Minimierung der Subventionsmittel und zugleich die Sicher-
stellung der Versorgung gewährleistet. 151 Damit kann ebenfalls eine uner-
wünschte Erhöhung der Subventionsmittel aufgrund von Betreiberineffizienzen 
und die Deckung dieser Ineffizienzen über die Subventionen weitgehend ausge-
schlossen werden. Gleichzeitig wird der Betreiber bei der Kalkulation seines mi-
nimal benötigten Subventionsniveaus sowohl die Erlöse aus der regulierten 
Bereitstellungsgebühr, als auch sonstige zusätzliche Erlöse und zusätzliche qua-
litative Vorteile bereits berücksichtigt haben. Die Motivation dazu liegt in der 
Festlegung des absoluten, kostendeckenden Minimums des von ihm erwarteten 
Subventionsumfangs, um bei der Auktion gewinnen zu können. 

Die zuletzt behandelte Situation (Kapitel 5.5) stellt die Exklusivlizenzierung mit 
gleichzeitiger Verpflichtung zum Erreichen eines bestimmten Versorgungsgra-
des dar. In diesem Fall wird die ökonomische Resistenz des Erstbetreibers insti-
tutionell bestätigt. Auch der Bereitstellungspreis wird durch die Mengenvorgabe 
festgelegt. Im Fall von ländlichen Ortsnetzen ist ein damit verbundenes nicht-
kostendeckendes Preisniveau zu erwarten. Das Eintreten eines Betreibers in 
diesen Markt wird unter diesen Bedingungen nur erfolgen, wenn dem Betreiber 
Mittelquellen zur Subventionierung der Anschlussdefizite eröffnet werden. Dies 

158 Siehe auch Laffont, Tirole (2001), S.243f. 
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kann einerseits über ein gleichzeitiges Dienstemonopol oder (bei Wettbewerb im 
Dienstebereich) über hohe Netzgebühren erfolgen. Einen wichtigen Aspekt stel-
len dabei auch die Form der Versorgungsverpflichtung, ihr Umfang und die 
Möglichkeiten der Sanktionierung seitens des Regulierers dar. 

Der Anreiz des Betreibers, in den Markt einzutreten, hängt so zum einen von der 
anzuschließenden Menge ( davon abhängig dem Umfang seiner Defizite) und der 
Möglichkeit der internen Deckung der Anschlussdefizite ab. 159 Zum anderen ist 
er mit dem Regulierungsumfeld und dem Umfang der Exklusivrechte verbun-
den. Bestehender Wettbewerb im Dienstemarkt und niedrig regulierte Netzge-
bühren werden seine Markteintrittsanreize senken. 

Zusammenfassend können (normativ) zwei der vorgestellten Marktszenarien als 
versorgungsfördernd für das Land beurteilt werden. In beiden Fällen wird je-
doch der Erfolg, die erwünschte Flächendeckung auf dem Land zu erreichen, 
von externer Subventionierung abhängig gemacht. Die erste zu empfehlende 
Regulierungsform ist die Preisregulierung der Bereitstellungsgebühr mit gleich-
zeitiger externer Subventionierung des Betreiberdefizits. Hierbei ist allerdings 
problematisch, welche Kriterien und welche Berechnungsweise bei der Festle-
gung der zu zahlenden Subventionen angewendet werden sollen. 

Da der Regulierer meist selbst keine Möglichkeit hat, die genauen Kosten einer 
effizienten Bereitstellung zu ermitteln, muss er auf die Angaben des Betreibers 
vertrauen. Dann kann es natürlich geschehen, dass die Subvention aufgrund von 
technischen Betreiberineffizienzen zu hoch angesetzt wird und eben diese Ineffi-
zienzen mit abdeckt. Diese Gefahr besteht sowohl bei einer ex ante, als auch bei 
einer ex post Festlegung der Subventionshöhe. Eine Hilfe zur Verminderung 
dieses Problems kann die Entwicklung und Anwendung von Kostenmodellen 
durch den Regulierer darstellen. 160 

Eine weitere Möglichkeit der Gewährleistung eines definierten Flächende-
ckungsgrades auf dem Land stellt die Versteigerung des Subventionsumfangs 
für die Versorgung von konkreten Gebieten dar. Diese Methode kann von vorn-
herein nur auf die "problematischen" ländlichen Regionen angewendet werden. 
Damit wären kostendeckend zu versorgende Regionen (Stadt) und (Geschäfts-) 
Kundengruppen nicht von der ländlichen Problematik berührt. Bei der Ver-
steigerung der Subventionshöhe haben die Betreiber einen Anreiz, sich um die 
Versorgung der sonst "unprofitablen" Gebiete zu bemühen, da sie das entstehen-

159 Aufgrund der in Kapitel 5.1.4 beschriebenen Kosten- und Erlösmerkmale ländlicher Orts-
netze ist es fraglich, ob die Anschlussdefizite über Überschüsse aus Diensten finanziert 
werden können, d.h. ob letztere ausreichend hoch~ Defizite) wären. 

160 Das Wissenschaftliche Institut für Kommunikationsdienste in Deutschland fertigte ftlr die 
deutsche Regulierungsbehörde "ein analytisches Kostenmodell für das Ortsnetz" an - eine 
Referenzgrundlage bei der Kalkulation der Kosten des Ortsnetzaufbaus. Vgl. WIK (1998). 
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de Defizit durch die Subvention decken können. Damit ist aus Sicht der Unter-
nehmen ein Aufbau des Netzes kostendeckend möglich. Die Form der Verstei-
gerung liefert zudem dem Regulierer die Information über die tatsächlichen 
zusätzlichen Kosten, die den Betreibern pro Anschluss entstehen. Gleichzeitig 
haben die Unternehmen den Anreiz, kostenminimierend zu kalkulieren, um die 
Auktion zu gewinnen, und kostenminimierend zu produzieren, da sie bei unver-
änderbarer Subventionshöhe (Gebot) ansonsten Defizite zu tragen hätten. 

Weiterhin ist eine Versteigerungslösung im Falle einer Subventionszuteilung 
einer institutionellen Entscheidungslösung vorzuziehen, da sie transparenter und 
objektiver getroffen wird und evtl. bürokratische Mechanismen ausgeschlossen 
werden können. 

Um den Betreiber daran zu hindern, Kosteneinsparungen bei der Produktion 
zulasten der Qualität zu realisieren, müssten allerdings die Qualitätsmerkmale 
der Versorgungsaufgabe (qualitativ und quantitativ) detailliert festgelegt und 
sanktioniert werden. 
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6 Marktliberalisierung in Polen - Marktstruktur und Re-
gulierung 

Bis zum Inkrafttreten des neuen Kommunikationsgesetzes im Jahr 1990, also 
unmittelbar nach der politischen Wende von 1989, war der Telekommunika-
tionssektor in Polen staatlich monopolisiert. Der staatliche Monopolbetreiber -
die TP S.A. - sollte im Gegenzug zu den gewährten Monopolrechten die staatli-
che Telekommunikationspolitik umsetzen. Ein wichtiger Bestandteil dieser Poli-
tik war die Implementierung des Universaldienstes, 1 womit flächendeckende 
Versorgung sichergestellt werden sollte, von der peripher wohnende bzw. ein-
kommensschwache (also kommerziell unprofitable) Kunden nicht ausgeschlos-
sen werden durften. Die monopolistische Stellung der TP S.A. sollte ihr dabei 
die interne Quersubventionierung der Anschlusskosten ermöglichen, die durch 
die Bereitstellungsgebühren2 aufgrund der Vorgabe einer "erschwinglichen" 
Preissetzung nicht vollständig gedeckt werden konnten.3 

In Kapitel 3 .1 der Arbeit wurde die sich im Laufe der Jahre verbessernde, jedoch 
im internationalen Vergleich weiterhin extrem schlechte Situation der polni-
schen Telekommunikation betrachtet. In fast allen behandelten Kategorien 
(Festnetzpenetration, Befriedigung der Nachfrage, Investitionswerte pro Kopf 
und pro Anschluss u.a.) ist Polen auf dem letzten Platz unter den ausgewählten 
Ländern platziert und erfüllt kurz vor dem EU-Beitritt nicht die EU- Forderung 
der Universalversorgung.4 

Die nationale Disaggregation in Kapitel 3.2 hat insbesondere die bei nationalen 
Kennzahlen verdeckte Problematik der Diskrepanzen zwischen unterschied-
lichen Regionen sowie das gravierende Problem des Entwicklungsrückstandes 

1 Zum Universaldienst siehe detaillierter Kapitel 4.4.S. 
2 Weiterführend aus Kapitel 5 wird unter der Bereitstellungsgebühr die Summe aus An-

schlussgebühr und der anteiligen monatlichen Grundgebühren verstanden, die zwecks 
Anschlusskostendeckung erhoben werden und im Idealfall diese Kosten decken sollen. 
Wie bisher wird davon ausgegangen, dass die Anschlussversorgung dem Betreiber Eigen-
wirtschaftlichkeit ermöglichen soll. Aus diesem Grund werden die LDK der Anschlüsse 
als kostendeckende Preissetzungsgrundlage verwendet. Siehe dazu auch Kapitel 5.1.2. 

3 Vgl. z.B. lckenroth (1995), S.4ff oder Schenk et al. (1996), S.128f. Eine gängige Praxis 
war die Querfinanzierung der Defizite (entstehend aufgrund nichtkostendeckender Bereit-
stellungspreise) bei Privatkunden und auf dem Land durch Gewinne bei Geschäftskunden 
sowie die Finanzierung der (erschwinglich) günstigen Lokalverbindungen mit Erlösen aus 
Fern- und Auslandsverbindungen. Zum polnischen ehemals staatlichen Betreiber, der 
TP S.A., siehe detaillierter Kapitel 3.3.l. 

4 Zu den ausgewählten Ländern gehören drei weitere Beitrittskandidaten in Gestalt von Un-
garn, Tschechien, der Slowakei, sowie Deutschland, Norwegen, Spanien, die USA und 
Japan. Zu EU-Richtlinien bzgl. der Universaldienstversorgung siehe Kapitel 4.4.S. 
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der ländlichen Gebiete zur "Stadt" deutlich werden lassen.5 Damit erfüllte der 
nationale Betreiber nicht die Aufgaben, die ihm gestellt wurden, und zu denen 
die Anschlussverlegung in ländlichen, unprofitablen Gebieten gehörte. 6 

Untypisch fiir Telekommunikationsmärkte entschied das polnische Kommunika-
tionsministerium, den Telekommunikationsmarkt schon frilh auf Ortsnetzebene 
zu öflhen. Motiv und Ziel dieser ersten Liberalisierungsschritte in Polen war die 
Verbesserung der Flächendeckung mit Anschlüssen mit Schwerpunkt auf unter-
entwickelten, meist ländlichen Ortsnetzen. Dabei verfolgte das Kommunika-
tionsministerium die Idee der Zulassung jeweils eines zweiten Betreibers 
(neben der TP S.A.) in jeder Region, was offiziell als Betreiber-"Dyopol" be-
zeichnet wurde. Darüber hinaus begleiteten diese eingeschränkte Liberalisierung 
zusätzliche ordnungspolitische Maßnahmen, welche die spezifische Entwick-
lung der Marktstruktur auf der Ortsnetzebene in Polen geprägt haben. 

Im folgenden sollen zunächst eben diese polenspezifische Ausbildung der Orts-
netzmärkte sowie die sie bedingenden Regulierungseingriffe skizziert werden. 
Diese Maßnahmen, die trotz der partiellen Öffnung der Netze als erschwerend 
fiir die Newcomer gewertet werden müssen, werden danach den Förderungs-
maßnahmen seitens des Staates gegenübergestellt. 

Im Anschluss daran wird auf die Frage eingegangen, ob die Zulassung, eines 
zweiten Betreibers in jedem Ortsnetz zwangsläufig zum Entstehen des durch die 
polnischen Behörden unterstellten Dyopols führen musste sowie welche wohl-
fahrtsökonomischen Auswirkungen solch eine Vorgehensweise mit sich bringt. 
Darauf aufbauend wird untersucht, inwiefern diese Szenarien von den polen-
spezifischen Zusatzregelungen beeinflusst worden sind, und es werden die Aus-
wirkungen auf die Ortsnetzmärkte analysiert. 

Abschließend wird das von Polen gewählte Liberalisierungsszenario der "an-
schlussförderndsten" Marktstruktur und dem Regulierungsumfang gegenüberge-
stellt, die in Kapitel 5 (vgl. Kapitel 5.6) ermittelt wurden. Als Grundlage der fol-
genden Überlegungen wird die normative Vorgabe der Universaldienstversor-

s Zu den Kosten- und Erlöscharakteristika der ländlichen Regionen siehe Kapitel 5.1.4. Bis 
zum Anfang der 90er Jahre oblag der TP S.A. als Monopolisten die Anschlussversorgung 
des Landes. Der Betreiber erreichte jedoch nur eine geringe nationale Penetrationsrate, die 
zusätzlich zwischen städtischen und ländlichen Gebieten zuungunsten letzterer stark 
differierte (siehe Kapitel 3.2.3 und 3.2.4). 

6 Bis 1997 besaß der Kommunikationsminister die Kompetenz, den Betreiber zu einer be-
stimmten Anschlussverlegung zu verpflichten. Aufgrund der niedrigen Penetrationsraten 
auf dem Land liegt es auf der Hand, dass diese theoretische Möglichkeit in der Praxis 
nicht umgesetzt und sanktioniert wurde. Im Jahr 1997 wurde die Eigentümerfunktion des 
Staates gegenüber dem Betreiber dann an den Finanzminister übergeben. Vgl. Ustawa o 
Skarbie Panstwa (1996), insbesondere Art.2 Abs.5 und Minister Litcmosci (2001c), S.5. 
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gung angenommen und auf die Verbreitung von Telefonanschlüssen auf dem 
Land in Polen bezogen. 

6.1 Untypischer Liberalisierungsbeginn - Ortsnetze 

Der Liberalisierungsbeginn auf der Ortsnetzebene in Polen ist eine im europäi-
schen Vergleich ungewöhnliche Vorgehensweise, da zur Zeit der polnischen 
Ortsnetzliberalisierung die meisten europäischen Länder in diesem Bereich kei-
ne privaten Betreiber zuließen und die Liberalisierung des Telekommunikations-
marktes dort auf der Ebene der Dienste (Fern- und Auslandsverbindungen sowie 
Mehrwertdienste) ihren Anfang nahm. Erst zur zweiten Phase der EU-Liberali-
sierung gehört die Öffnung der Ortnetze, die einhergeht mit der Entwicklung 
von Entbündelungsvorschriften, welche die Einführung von Wettbewerb in den 
bestehenden Ortsnetzen ermöglichen sollen. Aufgrund der komplexen Proble-
matik schreibt die EU diesem von Subadditivität gekennzeichneten Bereich ei-
nen weitaus größeren Regulierungsbedarf als der Diensteebene zu. 7 

Zusätzlich zu diesem atypischen Liberalisierungsbeginn befand sich die polni-
sche Telekommunikation zu diesem Zeitpunkt in einer anderen (früheren) Ent-
wicklungsphase als die meisten Telekommunikationsmärkte der EU zum Zeit-
punkt der Öffnung des Dienstemarktes. In Polen war der Liberalisierungsbeginn 
von einer unzureichend entwickelten Netzinfrastruktur geprägt.8 Die Newcomer 
sollten die Flächendeckung der Telekommunikationsinfrastruktur verbessern, in-
dem sie die bis dahin von der TP S.A. nicht oder unzureichend angeschlossenen 
Regionen versorgten, d.h. die "fehlenden" Anschlüsse verlegten. Damit beab-
sichtigten die polnischen Entscheidungsträger offensichtlich eine Teilung der 
Netzaufbaukosten bzw. sogar eine Duplizierung der Netze, was aus ökonomi-
scher Sicht zu Wohlfahrtsverlusten führen musste. Anders ausgedrückt, wählte 
das polnische Kommunikationsministerium ein Mittel zum Zweck der Versor-
gung, dessen Vermeidung gerade seitens der EU angestrebt wurde. 

7 Zu dieser Problematik und der Behandlung der Teilnehmeranschlussleitungen (TAL) als 
"wesentliche" Einrichtungen siehe Kapitel 4.4.4. Mit den Entbündelungsvorschriften soll 
Wettbewerb auf dem nachgelagerten Markt der Dienste ermöglicht und einer evtl. ökono-
misch nicht vertretbaren Duplizierung der Netze (Ineffizienzen) entgegengewirkt werden. 

8 Siehe dazu Kapitel 3.1. 
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6.1.1 Frühe Ortsnetz-"Liberalisierung": Genossenschaften als erste priva-
te Ortsnetz-Betreiber 

Bereits vor der Wende (1989) war das Problem der Unterversorgung mit Tele-
fonanschlüssen in Polen virulent. Ein besonders dramatisches Bild zeigten vor 
allem die Anschlusspenetrationsraten auf dem Land.9 

Jahrelange Wartezeiten haben in dieser Situation zur Eigeninitiative der Warten-
den geführt, die in Bürgerkomitees10 zusammengeschlossen begonnen hatten, 
eigene Netze aufzubauen. Solche Initiativen, deren einzige Motivation es war, 
einen Telefonanschluss zu besitzen, waren sowohl gesetzlich zugelassen, als 
auch aus vielen Gründen dem staatlichen Monopolisten willkommen. Die Mit-
glieder der Komitees übernahmen die Kosten der Planung und der Ausfl1hrung 
des Netzaufbaus, der vom staatlichen Monopolisten genehmigt werden musste. 
Die Arbeiten wurden entweder von den Bürgern in Auftrag gegeben oder eigen-
händig (wie z.B. Graben von Schächten) ausgeführt. Nach der Fertigstellung 
ging das so entstandene Ortsnetz ohne Vergütung in den Besitz des staatlichen 
Monopolisten über. In manchen Fällen mussten die Gründer der Ortsnetze trotz-
dem noch jahrelang warten, bis ihr Netzteil an das Telekommunikationsnetz des 
Monopolisten angeschlossen wurde. 11 

Die Änderung des Kommunikationsgesetzes12 im Jahr 1995 erweiterte die Rech-
te der Bürgerinitiativen und gab ihnen die Möglichkeit, das Netz nicht nur auf-
zubauen, sondern das erbaute Netz durch das eigene Netzbetreiberunternehmen 
in eigener Verantwortung und auf eigene Rechnung zu betreiben. Ein Teil der 
Kosten der nach der Änderung des Kommunikationsgesetzes erbauten Netze, die 
trotzdem dem Monopolisten übergeben wurden, wurde den Komitees auch in 
Form von z.B. Freieinheiten wieder vergütet. Im Jahre 1996 gab es mehrere 
Tausend solcher Bürgerkomitees. 13 

Trotz dieser eingeschränkten Liberalisierung auf Ortsnetzebene kann im Falle 
der Bürgerkomitees jedoch nicht von Wettbewerbern des Monopolisten gespro-
chen werden, sondern lediglich von verzweifelten Bürgergruppen mit relativ 
hoher Zahlungsbereitschaft, 14 für die dieser Weg der einzige zur (relativ) schnel-
len Erlangung eines Telefonanschlusses war. Als Beispiele seien hier die Betrei-

9 Siehe dazu die Kapitel 3.2.3, 3.2.4 und 3.2.5. 
10 Solche Bürgerkomitees bestanden meistens aus einigen Dutzend bis einigen Hundert Mit-

gliedern. 
11 Vgl. Prößdorf(l996), S.82 oder Schenk et al. (1996), S.125f. 
12 Ustawa o l~cznosci (1990). 
13 Vgl. Prößdorf(l996), S.82f oder Dornisch (2001), S.387. 
14 Die Investitionskosten wurden von den Komiteemitgliedern (=Teilnehmern) vollständig 

getragen, betrugen also ein Vielfaches dessen, was sie fllr einen regulären Anschluss 
durch den monopolistischen Betreiber hätten bezahlen müssen. 
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herunternehmen (Genossenschaften) "OST Tyczyn" oder "ST Wist" genannt, 15 

die dank finanzieller Hilfe von der NTCA16 funktionieren konnten und nicht 
gewinnorientiert waren. Genossenschaften wie diese haben nicht unwesentlich 
zur wirtschaftlichen Belebung der Regionen (u.a. Agrobusiness und Agrotouris-
tik) beigetragen.'7 

Diese für den Welttelekommunikationsmarkt ungewöhnlichen, für Polen aber 
charakteristischen Anfiinge privater Telekommunikation stellen jedoch heutzuta-
ge kein Rezept für die flächendeckende Versorgung dar, da der Umfang derbe-
nötigten Investitionsmittel national gesehen zu hoch ist und die erwünschte Ent-
wicklung der Festnetzpenetration eine höhere Geschwindigkeit erfordert. Die 
fortschreitenden Zusammenschlüsse der privaten Betreiberunternehmen bedeu-
ten für die ländlichen Regionen, dass die Idee, mit der die kleinen Firmen ur-
sprünglich gegründet wurden, sich als nicht tragfähig erwiesen hat. 11 

6.1.2 Institutionelle Besonderheiten der polnischen Lizenzierungs-Lösung 

In Kapitel 5.5 wurde das Marktszenario der Lizenzierungspflicht mit (befriste-
ten) Exklusivrechten vorgestellt. Die Exklusivrechte gaben dem Betreiber die 
Möglichkeit, innerhalb des Unternehmens querzusubventionieren, um die als 
Gegenleistung eingegangene Verpflichtung der Anschlussverlegung realisieren 
zu können. Der Regulierer konnte unter diesen Umständen vom Betreiber die 
Erfüllung von quantitativen Universaldienstaufgaben (Versorgungsgrad) verlan-
gen, die nur zu nicht kostendeckenden, aber "erschwinglichen" Bereitstellungs-
preisen bei gegebener Zahlungsbereitschaft zu erreichen sind.19 

In Polen wurde eine Lizenzierungs (Konzessionierungs-)20-Lösung gewählt, die 
sich jedoch von dem oben skizzierten Prinzip in drei wesentlichen Punkten 
unterschied. Erstens wurde nicht ein Betreiber in einer Region konzessioniert, 
sondern die Konzession betraf den zweiten Betreiber in jedem Regionalmarkt, 
der als Konkurrent für den Incumbent auf den Markt kam. Zweitens war an die 

15 "Okr~gowa Sp61dzielnia Telekomunikacyjna w Tyczynie" besaß Ende 2000 knapp über 
7,5 Tsd. Teilnehmer, "Sp61dzielnia Telekomunikacyjna - Wist" besaß zur selben Zeit fast 
6,3 Tsd. Teilnehmer. Vgl. URT (2001) und Maciejewski (1999). 

16 NTCA - National Telephone Cooperative Association - ist eine amerikanische, nationale 
Vereinigung, die über 500 kleine, ländliche und unabhängige Telekommunikationsbetrei-
ber repräsentiert. Siehe Internet-Seiten der NTCA unter: http://www.ntca.org, Stand 
09.2001. 

17 Vgl. Pajdowski (1996), S.3. 
11 Zu den Untemehmenszusammenschlusstendenzen siehe auch Kapitel 3.3.2. 
19 In diesem Fall sollten kostendeckende Preise als Preise verstanden werden, die dem Er-

schwinglichkeitsprinzip nicht entsprochen hätten und sich auf Dienste (Anschluss, Grund-
gebühr) beziehen, deren Bereitstellung zu "erschwinglichen" Preisen erwünscht war. 

20 Die Begriffe der Konzession und der Lizenz werden als Synonyme verwendet. 

307 



Konzession keine Zusicherung gebunden, dass (im polnischen Fall) die zwei 
Betreiber über einen Zeitraum hinweg vor weiteren Markeintritten geschützt 
gewesen wären.21 Drittens war die Konzession ftlr die Newcomer an die Ent-
richtung einer Konzessionsgebühr gebunden.22 

Versteigerungsverfahren und Konzessionsgebühr 

Die Novelle (1995) des alten Kommunikationsgesetzes (1990)23 verpflichtete 
den Kommunikationsminister, das ganze (verbleibende) Landesgebiet auf Orts-
netzbetreiberebene im Konzessionsverfahren zu "dyopolisieren" d.h. in jeder 
Woivodschaft24 einen zweiten Betreiber (neben der 1P S.A.) zuzulassen.2s 

Bei mehr als einem neuen Bewerber um die Konzession galt seit 1995 ein drei-
stufiges Versteigerungsverfahren, wobei die vorgelegten Angebote auf jeder 
Stufe mit einem Punktesystem bewertet wurden. Während der ersten Stufe wur-
de das Angebot allgemein, in der zweiten Stufe unter technisch-ökonomischen 
Gesichtspunkten bewertet. In der dritten Stufe wurde der Höhe der gebotenen 
Konzessionsgebühr ein Punktwert zugeordnet.26 Die Höhe der Konzessions-
gebühr hat dabei das de facto wichtigste Auswahlkriterium dargestellt, da diese 
Gebühr eine Einnahme des Staatshaushaltes bedeutete. 

21 Ein weiterer Markteintritt - vorausgesetzt, es gab Interessenten dafür - lag in der Hand des 
Ministers, der eine weitere Konzessionsausschreibung veranlassen bzw. unterlassen konn-
te. So konnte der Minister de facto die Entwicklung bzgl. der Betreiberzahl auf dem jewei-
ligen Markt zugunsten bzw. zuungunsten der zwei bestehenden Betreiber gestalten. Das 
Fehlen einer Exklusivitätszusicherung in der Konzession konnte jedoch, allein aufgrund 
der EU-Beitrittsbemühungen Polens und der damit verbundenen Anpassung an das rechtli-
che Umfeld sowie der Arbeiten an einem neuen Telekommunikationsgesetz, keine Hoff-
nungen bzgl. eines institutionell langfristig unterstützten "Dyopols" wecken. 

22 Dornisch (2001) nennt die Konzessionsgebühr eine start-up penalty, also sozusagen eine 
Markteintrittsstrafe ftlr die Newcomer. Vgl. Dornisch (2001), S.389. 

23 Ustawa o l1tcznosci (1990). Die bis zum Zeitpunkt der Novelle erteilten Genehmigungen 
wurden automatisch in Konzessionen umgewandelt. 

24 Für Telekommunikationszwecke wurde das Landesgebiet in sog. Nummerierungszonen 
eingeteilt, die sich mit den (49) Woivodschaften vor der Verwaltungsreform deckten (vgl. 
Abb. 3-15). Jeder Nummerierungszone wurde eine eigene Vorwahl zugeordnet. 

2s Vgl. z.B. R6zynski (1998), S.3 oder Dornisch (2001), S.387. Die genauen Konzessionsbe-
dingungen sowie die Ausschreibungsdokumentation, die jeder Bewerber erwerben musste, 
sind nicht öffentlich. Vgl. zum Beispiel Minister L1tcznosci (1997b ), §4 Pkt.2. 

26 Vgl. z.B. Minister L@znosci (1997b), §4 Pkt.1 oder R6zynski (1998), S.3. Die ersten zwei 
Stufen llhneln in Wirklichkeit mehr einem Auswahlverfahren als einer Versteigerung, 
werden jedoch vom Kommunikationsministerium als Teil der Versteigerung dargestellt. 
Die minimale Höhe der Konzessionsgebühr wurde anhand einer Formel berechnet, die 
sich auf Bevölkerungszahl und -dichte in der jeweiligen Region stutzte. Siehe dazu Mini-
ster L1tcznosci (l 999f). 
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Laut den Daten über die Höhe der Konzessionsgebühren Geweilige Siegesgebo-
te) für 18 Woivodschaften (inkl. Warschau) variierten diese zwischen 0,6 bis 
140 Mio. EUR pro Woivodschaft.27 Die beiden höchsten Gebote betrafen die 
Warschauer Woivodschaft, die als letztes zu konzessionierendes Gebiet Ende 
1998 versteigert wurde.21 Die verfügbare Konzessionsgebührenhöhe filr die 
restlichen 17 Woivodschaften (exkl. Warschau) hatte eine Spannweite von 0,6 
bis 82,4 Mio. EUR.29 

Um diese Konzessionsgebührenhöhen als Belastung filr die Investitionstätigkeit 
der Newcomer darstellen zu können, müssen die Festnetzpenetration sowie die 
Bevölkerungszahlen filr die jeweiligen Woivodschaften betrachtet werden, und 
es hat eine grobe Umrechnung dieser Gebühren pro zu verlegenden Anschluss 
zu erfolgen. Da im Jahr 1998 die letzten Konzessionierungen stattfanden, wer-
den die Angaben filr dieses Jahr zugrundgelegt. Die OECD-Durchschnittspene-
tration von Festnetzanschlüssen betrug im Jahr 1998 ca. 50%30 und wird für 
diese Kalkulation als Soll-Zustand gewählt. Betrachtet man die Gebührenhöhe 
in den jeweiligen Woivodschaften zusammen mit den genannten Größen und 
wird unterstellt, dass die Newcomer die fehlenden Anschlüsse verlegen sollten, 
um die regionale Penetrationsrate auf 50% zu steigern, so ergibt sich abhängig 
von der Woivodschaft eine konzessionsgebührenverursachte Belastung dieser 
Betreiber von 3,9 bis 535,l EUR pro zu verlegenden Anschluss. Der arithmeti-
sche Mittelwert dieser Belastung liegt bei der Betrachtung der 18 Woivodschaf-
ten bei 140,5 EUR pro Anschluss.31 Es ist keine Frage, dass dies eine gravieren-

27 Vgl. Piotrowski, Tokarz (2001). Das konzessionierte Gebiet und somit die Konzessionsge-
bühr konnte auch weniger als eine ganze Woivodschaft umfassen. Für die genaue regiona-
le Abdeckung der einzelnen Konzessionen siehe Minister L11.cznosci (2000k). 

28 Dabei lag die Konzessionshöhe bei der ersten Runde der Versteigerung bei 245 Mio. EUR 
(Elektrim - El-Net) und wurde vom Kommunikationsministerium infolge einer Klage auf 
140 Mio. gesenkt. Die zweithöchste Konzessionsgebühr (105 Mio. EUR) bezahlte Netia 
ebenfalls fllr die Warschauer Woivodschaft. Warschau bildet dabei einen Sonderfall bzgl. 
der Höhe der Konzession, der mit dem im nationalen Vergleich sehr hoch eingeschätzten 
Wert des Warschauer Marktes erklllrbar ist. Vgl. R6zyilski (1998a), Jadcza (1999b), Mar-
gas (2001) oder Piotrowski, Tokarz (2001). 

29 Vgl. Piotrowski, Tokarz (2001). 
30 Vgl. OECD (2001), S.81. 
31 Für Warschau wurde bei dieser Berechnung die niedrigere der beiden Konzessionsgebüh-

ren (105 Mio. EUR) verwendet. Diese Umrechnung ist natürlich als starke Vereinfachung 
zu sehen und schon aufgrund des bei 50% festgelegten Versorgungsgrades und der An-
nahme, dass die Newcomer allein diese Versorgungsverbesserung herbeiflihren sollten, 
mit Vorsicht zu interpretieren. In der Praxis haben die privaten Betreiber bis zum heutigen 
Zeitpunkt weit weniger Anschlüsse verlegt, als durch die o.g. Annahme festgelegt wurde, 
womit die Gebührenbelastung pro Anschluss bei einem Vielfachen des Berechnungser-
gebnisses liegen dürfte. Schließt man bei der Mittelwertbildung die "teuerste" Region 
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de Benachteiligung der Newcomer bedeutete, deM die TP S.A. durfte ohne 
Konzessionsgebühren im gesamten Landesgebiet tätig sein. 

Einschränkung der Gebiete 

Wie schon angedeutet wurde, durften die zu versteigernden Konzessionen das 
Gebiet einer W oivodschaft nicht überschreiten. Oftmals wurden Lizenzen ledig-. 
lieh für einzelne Gemeinden bzw. zusammenhängende Gruppen von Gemeinden 
ausgeschrieben.32 Das Ergebnis davon war, dass sehr viele, meist nur lokal oder 
regional agierende Betreiber (mit anfangs maximal ein paar Tausend Kunden) 
zugelassen wurden, die nicht über die nötigen finanziellen Reserven verfügten, 
die zum Aufbau von größeren Netzen notwendig sind, und keine Gefahr für den 
teuren und qualitativ schlechten staatlichen Betreiber darstellen koMten.33 

In den jeweiligen Lizenzregionen befanden sich sowohl ländliche als auch 
städtische Gebiete. Die neuen Betreiber traten zu einem Zeitpunkt in den Markt, 
zu dem die profitabelsten (Geschäfts-) Kundengruppen vom nationalen Betrei-
ber bereits angeschlossen worden waren.34 Der anfängliche Ausschluss der 
Großstädte aus den Konzessionen35 schützte die Position und die besten EiMah-
mequellen der TP S.A. und verwehrte den Newcomern den Zutritt zu möglichen 
Finanzierungsquellen der bei unprofitablen Anschlüssen entstehenden Defizite. 

Diensteebene und Preissetzung 

Weitere Einschränkungen ·der Tätigkeit der neuen, privaten Betreiber bezogen 
sich auf den nachgelagerten Markt der Dienste sowie auf ihre Preissetzungsmög-
lichkeiten und verstärkten zusätzlich das vorhandene Ungleichgewicht zwischen 
ihnen und dem Incumbent. 

Die Dienste, die Newcomer anbieten durften, beschränkten sich auf die Orts-
netzebene, also auf lokale Verbindungen. Die TP S.A. hingegen bot alle Arten 
von Verbindungen an und hatte zusätzlich im Fernbereich ein rechtlich bis Mitte 

Warschau aus, so liegt die mittlere Gebührenhöhe in den übrigen 17 Regionen c.p. bei 
117,2 EUR pro Anschluss. 

32 Vgl. R6zynski (2000a) oder Dornisch (2001 ), S.3 87. 
33 Vgl. R6:zynski (2000a), S.2. Die begrenzten Mittel und gleichzeitig hohen Investitionskos-

ten (inkl. Konzessionsgebühren) führten im Laufe der Zeit entweder zum Untergang die-
ser Unternehmen oder zum Zusammenschluss (Holding) bzw. Übernahme durch größere 
Betreiber (siehe Kapitel 3.3.2). 

34 Nach Schätzungen bringt ein 20%-iger Anteil der Geschäftskunden rund 80% der Erlöse 
ein. Vgl. R6:zynski (2000a), S.3. 

35 Vgl. z.B. Minister Litcznoki (1997b), §1 sowie Dornisch (2001), S.387f. Konzessionen 
ftlr ganze Woivodschaften umfassten meist nicht die jeweiligen Hauptstädte (Großstädte) 
der Regionen, die im Zuge einer weiteren Ausschreibung zu einem späteren Zeitpunkt ver-
geben wurden. 
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2000 und de facto bis Mitte 2001 gesichertes Monopol.36 Auf der Ebene der in-
ternationalen Verbindungen bleibt die TP S.A. laut Telekommunikationsgesetz 
bis Ende 2002 alleiniger Anbieter.37 Damit besaß/besitzt das Unternehmen zu-
sätzlich zu seiner stärkeren und privilegierten Position zwei Dienstebereiche, in 
denen es Monopolanbieter war/ist, und die damit gesicherte Finanzierungsquel-
len für die Defizitdeckung der Anschlussverluste darstellen. 

Bei der Preissetzung für Ortsgespräche galt wiederum das gleiche Prinzip der 
Erschwinglichkeit wie für Bereitstellungsgebühren, d.h. die Preise für lokale 
Verbindungen wurden unter ihren tatsächlichen Kosten angesetzt. Eine regional 
(Stadt/Land) differenzierte Preissetzung in bezug auf die Anschluss-, Grund-
und Ortsverbindungsgebühren war wegen der institutionell vorgegebenen Be-
treibertarifeinheit38 nicht möglich. Trotz der unterschiedlichen Kostenmerkmale 
beider Gebietsarten galten städtische und ländliche Anschlüsse als das gleiche 
Produkt. 

Aus diesem Grund gab die eigentlich gegebene Preissetzungsfreiheit (Bereitstel-
lungsgebühr, lokale Verbindungen) den privaten Betreibern nicht die Möglich-
keit, die Preise für ihre Dienste oder Produkte an den tatsächlichen Kosten der 
Bereitstellung auszurichten. Um mit der TP S.A. um Kunden konkurrieren zu 
können, mussten sie ihre Preise an denen des Incumbents ausrichten.39 Diese 
Preise mussten wiederum für ihr gesamtes Tätigkeitsgebiet übernommen wer-
den. 

6.1.3 (Eingeschränkte) Förderungsmaßnahmen des Staates in bezog auf 
ländliche Anschlüsse 

Neben den vorgestellten Maßnahmen, welche die neuen Ortsnetzbetreiber in 
ihrer Tätigkeit einschränkten und den Sinn ihrer Zulassung, nämlich die Verbes-
serung der Anschlussversorgung auf dem Land, untergruben, gab es ab 1999 
eingeschränkte Förderungsmaßnahmen für auf dem Land investierende Betrei-
ber. In den offiziellen Dokumenten des Kommunikationsministeriums bzw. den 
rechtlichen Vorschriften wird das Problem der Netzunterentwicklung ländlicher 

36 Siehe dazu Kapitel 3.3.3 zu Problemen beim Wettbewerbsbeginn im Fernbereich. 
37 Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.135. Bereits Ende 2001 stellt jedoch VolP 

(Voice over Internet Protoco/) eine Bedrohung der monopolistischen Position der TP S.A. 
bei internationalen Verbindungen dar. Die Anflinge der Erodierung dieses monopolisti-
schen Marktes werden in Kapitel 3.3.4 behandelt. 

38 Jeder Betreiber musste in seinem gesamten Tätigkeitsgebiet filr gleiche Dienste gleiche 
Preise verlangen. 

39 Vgl. Schenk et al. (1996), S.128f und S.136 sowie Minister L11.cznosci (2000m). Es wird 
unterstellt, dass bei diesen beiden Gebühren die Preise der Newcomer sowie der TP S.A. 
aufgrund der Vorgabe der Erschwinglichkeit unter den tatsächlichen Kosten der Bereit-
stellung liegen. 
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Regionen und der Förderung dieser Regionen erst ab 1999 erwähnt und mit-
behandelt. 

In der Verordnung des Kommunikationsministers vom 9.09.199940 wird auf die 
Möglichkeit der Betreiber hingewiesen, einen Zugangsdefizitausgleich zu for-
dern, wenn sie eine ausreichende Anzahl an Anschlüssen auf dem Land verlegt 
haben. Laut der Verordnung vom 29.09.200041 besteht die Möglichkeit der 
Ratenzahlung der Konzession und der Senkung der Ratenhöhe für Unterneh-
men, die diese Bedingung erfllllen.42 Die dritte Erwähnung von ländlichen 
Regionen ist in der Verordnung des Wirtschaftsministers vom 11.09.200143 zu 
finden und bezieht sich auf die Nutzung der Ressourcen des analogen Mobil-
funknetzes NMT-450 als festen Netzzugang auf dem Land (siehe Kapitel 6.4). 

Von diesen drei expliziten Erwähnungen des Problems der ländlichen An-
schlussversorgung ist die Regelung bzgl. des Zugangsdefizitausgleichs am be-
deutendsten.44 Diese gibt Betreibern, die tatsächlich auf dem Land investieren, 
die Möglichkeit, die dabei entstehenden Defizite auszugleichen, und könnte bei 
Unsicherheit in Entscheidungssituationen für einen Ausbau der ländlichen Infra-
struktur sprechen.45 

Zugangsdefizitausgleicb46 

Ein Zugangsdefizit entsteht, wenn der Betreiber aufgrund nicht kostenorientier-
ter Tarifstrukturen keinen (anschluss-) kostendeckenden Bereitstellungspreis 

40 Vgl. Minister L11_cznosci (1999c). 
41 Vgl. Minister L11_eznosci (2000d). 
42 50% der Konzessionsgebühr muss innerhalb von 14 Tagen ab Ausstellung entrichtet wer-

den, der Rest darf auf maximal 6 Raten und 6 Jahre aufgeteilt werden. Eine Ausnahme bil-
den UMTS -Konzessionen. Vgl. Minister L11_eznosci (2000d), § 1 Abs.1 Pkt 2a-c. 

43 Vgl. Minister Gospodarki (2001). 
44 Ein genereller Bezug (unter anderem) auf ländliche Regionen kann auch im neuen Tele-

kommunikationsgesetz gefunden werden, wonach es keiner Genehmigung fllr den Aufbau 
eines Telekommunikationsnetzes bedarf, dessen sämtliche Anschlüsse auf dem Gebiet 
einer Gemeinde lokalisiert sind. Es kann jedoch hier nicht beurteilt werden, in welcher 
Form eine Zusammenschaltung eines solchen Gemeindenetzes mit dem nationalen Netz 
erfolgt und in welcher Weise dies die Bedingungen verändern könnte. Das Telekommuni-
kationsgesetz behandelt das Problem des Zugangsdefizits nur am Rand, indem es auf noch 
zu erfolgende Verordnungen verweist. Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.5, 
Art.81 Pkt.2 und 3. 

45 Es kann nicht beurteilt werden, in welcher Form, in welchem Ausmaß und Zeitraum diese 
Zahlungen in der Praxis eingefordert werden (können) und ausgezahlt werden, da diese In-
formationen nicht öffentlich sind. 

46 Anstelle eines Zugangsdefizitausgleichs können vom jeweiligen Land auch andere Mecha-
nismen wie z.B. die Einrichtung eines Universaldienstfonds angewendet werden, der von 
der Europäischen Union als eine der Möglichkeiten aufgeführt wurde. Vgl. Europäisches 
Parlament (1997), Anhang III und Minister L11_cznosci (2001e). 
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vom Endkunden verlangen kann.47 Das Defizit kann der Betreiber unterneh-
mensintern quersubventionieren, wenn die zusätzlichen Vorteile (inkl. Erlöse) 
aus diesen Anschlüssen hoch genug sind, d.h. er imstande ist, genug Mittel zu 
erwirtschaften, um den Verlust decken zu können. Die Möglichkeit der internen 
Quersubventionierung der entstehenden Defizite besteht nicht, wenn 

• Wettbewerb auf demjenigen Markt herrscht, der als Finanzierungsquelle 
dient (dienen könnte), z.B. dem nachgelagerten Markt der Dienste; 

• rechtliche Einschränkungen der Tätigkeit vorhanden sind, die den Betreiber 
von anderen Märkten ausschließen, die als Finanzierungsquelle dienen könn-
ten (z.B. Beschränkung der Dienste auf die lokale Ebene); 

• asymmetrische Machtverteilung zwischen Betreibern mit zusätzlicher asym-
metrischer Zuweisung von Rechten gegeben ist, die in der Benachteiligung 
mancher Unternehmen (ungleiche Quersubventionierungsquellen) resultiert. 

Bis zum Erreichen einer kostenbasierten (balancierten) Tarifstruktur ist es laut 
der Europäischen Union (befristet) zulässig, einen Zugangsdefizitausgleich an 
die Betreiber auszuzahlen, deren Defizit aus der Bereitstellung universeller 
Dienste herrührt.48 Der Zugangsdefizitausgleich soll einem Investitionsstop auf-
grund fehlender Rentabilität der Investitionen entgegenwirken bzw. defizitäre 
(doch politisch erwünschte) Investitionen mittragen. 

Im Jahr 1999 wurden vom Kommunikationsministerium insgesamt 25 lokale 
Betreiber zur Erhebung eines Zugangsdefizitausgleichs zugelassen.49 

In Polen wurde das Prinzip des Zugangsdefizitausgleichs ausschließlich an 
unrentable Anschlussinvestitionen auf dem Land bzw. in schwer zugänglichen 
Regionen gebunden.50 Bei der Berechnung des Zugangsdefizitausgleichs, der 
aufgrund der nicht vollständigen Neuausrichtung der Tarife seit 1999 erhoben 
werden darf, müssen folgende Faktoren berücksichtigt werden: 

• Die Differenz zwischen den getragenen und begrilndeten Investitions- und 
Bereitstellungskosten der Anschlüsse auf dem Land und den Einnahmen aus 
der Anschlussbereitstellung sowie aus Diensten (pro Anschluss), die diese 
Anschlüsse generieren ( exkl. der Ausgleichseinnahmen); 

47 Vgl. URT (2001c), S.16. Die nichtkostendeckenden Preise werden durch die Bedingung 
der erschwinglichen Preissetzung erzwungen, die dem Universaldienstprinzip zugrunde 
liegt. Siehe auch Kapitel 4.4.5. 

41 Vgl. Europäische Kommission (1998), Anhang I, Pkt.l. Das Defizit wird als Nettokosten 
des Universaldientes bzw. als Universaldienstlast bezeichnet. Siehe dazu Kapitel 4.4.5. 

49 Für die Liste der im Jahr 1999 zugelassenen Unternehmen siehe Minister L11_cznosci 
(2000n). Analoge Daten für 2000 sind nicht publiziert. 

so Vgl. Minister L11_cznosci (1999c), §10 Pkt.l und Pkt.2. 
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• das Verhältnis zwischen der Anzahl der auf dem Land angeschlossenen Teil-
nehmer und den Teilnehmern, die insgesamt von diesem Betreiber im Vor-
jahr angeschlossen wurden;51 

• der Grad der Nicht-Rebalancierung der Tarife.52 

In Polen betrug die vom Kommunikationsminister für 2000 empfohlene Höhe 
des Ausgleichs 0,05 PLN (ca. 0,012 EUR) pro Minute, was zusammen mit den 
Forderungen des polnischen Incumbents TP S.A. in Tab. 6-1 dargestellt wird. 

Die TP S.A. bemühte sich auch im Jahr 2001 um einen Zugangsdefizitausgleich, 
trotz der im Mai 2001 erfolgten 40%-igen Erhöhung der monatlichen Grundge-
bühr3 und gleichzeitigen Senkung der Anschlussgebühr um 35%.54 Die Forde-
rung eines Zugangsdefizitausgleichs von einem Unternehmen, das die An-
schlussgebühr senkt und gleichzeitig einen Ausgleich von Anschlussverlusten 
fordert, wurde als gezielte Wettbewerbsbehinderung in Ortsnetzen beurteilt.55 

Wie in Tab. 6-1 zu sehen ist, hat die TP S.A. bei der Festlegung der Ausgleichs-
höhe in kurzer Zeit hohe Abschläge vorgenommen, was auf eine anfänglich star-
ke Überhöhung des Wertes schließen lässt. 56 

51 Vgl. Minister Lllcmosci (1999c), §10 Pkt.8 und Pkt.10. Der Zugangsdefizitausgleich, der 
auf jede Abrechnungseinheit aufgeschlagen wird, kann nur verlangt werden, wenn der An-
teil der auf dem Land verlegten Anschlüsse mindestens 20% der gesamten Neuanschlüsse 
des jeweiligen Betreibers im jeweiligen Jahr beträgt. Der die Zuzahlung verlangende Be-
treiber ist verpflichtet, die Kalkulation dem Kommunikationsminister und dem Betreiber, 
von dem die Zuzahlung verlangt wird, vorzulegen. Die Zugangsdefizitausgleichszahlun-
gen sind dabei klar von den Zusammenschaltungsentgelten zu trennen. 

52 Vgl. MinisterLllcmosci (1999c), §10. 
53 Die Grundgebühr bildet einen wichtigen Bestandteil bei der Kalkulation der Universal-

dienstlast. Veränderungen ihrer Höhe müssen bei der Kalkulation berücksichtigt werden. 
54 Vgl. Nowak (2001). Ungeachtet dessen berücksichtigte das Unternehmen in der vorgeleg-

ten Analyse fllr 2001 nicht vollständig die Einnahmen, die ihm aus dem zusätzlich gene-
rierten Verkehr zuflossen, sondern lediglich die fixen Bereitstellungsgebühren. Auch wur-
den die Kosten der lokalen Infrastruktur nicht aufgegliedert, sondern als "gesamte lnfra-
strukturkosten" behandelt. In die Kalkulation wurden ebenfalls die laufenden Bereitstel-
lungskosten miteinberechnet. Die Definition des Verkehrs, der das Defizit finanziert, wur-
de begrenzt, wobei internationaler Verkehr, der im TP S.A.-Netz durchgeleitet oder termi-
niert wird, unberücksichtigt blieb. Diese Kalkulationsweise sowie die Annahme, dass die 
Anschlussgebühr und die Grundgebühr unverändert blieben (keine Rebalancierung), 
konnte die URT nicht von der Richtigkeit und der Genauigkeit der Angaben überzeugen. 
Vgl. URT (2001c), S.l 7fund Kapitel 3.3.1. 

55 Die Senkung der Anschlussgebühr und gleichzeitige Anwendung zahlreicher Promotions-
maßnahmen im Anschlussbereich kämen einer Verlagerung dieser freiwilligen Werbungs-
kosten auf die Mitbewerber mittels des Zugangsdefizitausgleichs gleich. 

56 Der ursprünglich von der TP S.A. geforderte Ausgleich in Höhe von 0,0892 EUR wich 
von der Empfehlung des Ministers fllr 2000 um 644% ab. Fraglich bleibt, ob die TP S.A. 
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Kommunlka- TP S.A.-Forderung 

(in Eurocent)57 tlonsmlnlste- TP S.A. für in % des ministeria-
rlum für len Ausgleichs 

2000 2001 1999 2000* 2001 2000 2001 

Ausgleich des Zugangs-
defizlts pro Abrech- 1,2 0,79 8,92 3,44 1,21 286,7% 153,2% 

nungseinheit 

*Die Forderung der TP S.A. für 2000 stellt den vom Unternehmen angeglichenen Wert dar. 

Quelle: Minister Lqcznoscl (2000j); URT (2001c), S.13 und S.17 sowie Minister lqcznosci 
(20001). 
Tab. 6-1: Höhe des Zugangsdefizitausgleichs; Empfehlung des Kommunika-

tionsministeriums und Forderung der TP S.A., 2000-200151 

Die Einführung eines Zugangsdefizitausgleichs wird an dieser Stelle nicht im 
Hinblick auf seine Vor- und Nachteile als Ausgleichsmechanismus analysiert.59 

Sie stellt jedoch als ( ein) mögliches Instrument ein wichtiges Element dar, das 
den Betreibern zu Eigenwirtschaftlichkeit verhelfen und so den Ausbau der 
ländlichen Netze fördern könnte. 

Ratenzahlung der Konzessionsgebühr und Senkung der Ratenhöhen 

Auch diese Möglichkeit besteht nur für Betreiber, die im jeweiligen Jahr einen 
20%-igen Anteil an ländlichen Einwohnern unter ihren Jahresneuanschlüssen 
aufweisen können.60 In diesem Fall darf der Betreiber eine Senkung der Gebüh-
renrate in Höhe von 1.000 EUR für jeden angeschlossenen Teilnehmer auf dem 

trotz der Ausnahmerechte, die sie in manchen Bereichen noch genießt, und ihrer oben dar-
gestellten Handlungsweise weiterhin ein Recht auf den Defizitausgleich haben sollte. 

57 Die Umrechnung der Werte des Kommunikationsministeriums 2000 und die TP S.A. 1999 
und 2000 erfolgt zum Wechselkurs 1 EUR= 4,17 PLN, der für diesen Zeitraum vom Kom-
munikationsministerium angenommen wurde. Der Betrag für die TP S.A. und das Kom-
munikationsministerium für 2001 wird nach dem für 2001 von der URT vorgegebenen 
WechselkUJS von 1 EUR=3,79 PLN umgerechnet. Vgl. Minister L11_cmosci (2000j); URT 
(2001 c ), S.13 und S.17 sowie Minister L11_cmosci (20001). 

51 Die URT gibt keinen eigenen Vorschlag bzgl. der Höhe des Ausgleichdefizits an, sondern 
beruft sich lediglich auf den Wert des Kommunikationsministeriums für 2001. Vgl. URT 
(2001c), S.16f. Eine EU-Empfehlung für die Höhe des Zugangsdefizitausgleichs besteht 
nicht. Es ist davon auszugehen. dass die Zahlungen eines Zugangsdefizitausgleichs bis 
zum geplanten Erreichen einer kostenbasierten Tarifstruktur in Polen weiterhin gesenkt 
und zum Ende 2003 vollständig aufgehoben werden. 

59 Zu den Vor- und Nachteilen der Ausgleichs- bzw. Fondslösung siehe z. B. Ickenroth 
(1995), S.2lff. 

60 Vgl. Minister L11_cmosci (2000d), §1 Abs.3. Als "Land" werden hier ländliche Gemeinden 
und Orte mit bis zu 20 Tsd. Einwohnern verstanden. Der Betreiber muss dabei mindestens 
500 ländliche Teilnehmer angeschlossen haben. 

315 



Land verlangen. 61 Die Senkung der Ratenhöhe bedeutet allerdings keinen Erlass 
in diesem Umfang, sondern lediglich eine Verlängerung der Abzahlungsfrist 
dieses Betrages um 10 Jahre.62 Kurzfristig könnte dies einen hilfreichen Faktor 
beim laufenden Ausbau der Netze darstellen, da die Bürde der Investitionsträger 
im entscheidenden Moment gemindert wird. Ob jedoch die Senkung der Raten-
höhe, in bezug auf die absolute Höhe mancher Konzessionsgebühren, in der 
Praxis ausbaufördernde Effekte haben könnte, ist fraglich. Zudem bedeutet die 
Regelung, dass die jeweiligen Betreiber die Belastung der hohen Konzessions-
gebühr auch dann noch mit sich tragen, wenn der Markt bereits liberalisiert sein 
würde und neue Mitbewerber keine Gebührenbelastung hätten. 63 

Zusammenarbeit der Bevölkerung/der Gemeinden mit der TP S.A. 

Zwecks Förderung der Anschlussverbreitung bestand in den Jahren bis 1998 
ebenfalls die Möglichkeit der Zusammenarbeit des nationalen Betreibers mit der 
ländlichen Bevölkerung. In Form von "Gesellschaftlichen (Genossenschaftli-
chen) Telefonisierungskomitees" (Spoleczne Komitety Telefonizacji - weiterhin 
SKT) arbeiteten die Landbewohner, repräsentiert durch die Gemeindeverwaltun-
gen, mit der TP S.A. zusammen. Diese Form der Eigeninitiativen, die auf das 
Wohlwollen des Betreibers angewiesen war, verfolgte das Ziel, den Anschluss 
ihrer eigenen Regionen zu fördern und zu beschleunigen. Die SKT's hatten 
allein im Jahr 1998 einen Investitionsbeitrag in Höhe von 8% der gesamten 
"ländlichen" Investitionsmittel der TP S.A. filr dieses Jahr aufgebracht. 

Im Jahr 1999 wurde die Zusammenarbeit mit den SKT's durch die TP S.A. been-
det. 64 Die Versorgung der ländlichen Regionen blieb so in der Hand der TP S.A. 
und der privaten Betreiber,65 die zum Teil ihren Ursprung in den erwähnten Bür-
gerinitiativen hatten. 

61 Gesamte Senkung der Ratenhöhe = Anzahl der angeschlossenen, ländlichen Teilnehmer • 
1.000 EUR. 

62 Vgl. Minister L1tcznosci (2000d), §1 Abs.3. 
63 Zu den Höhen der Konzessionsgebühr siehe Kapitel 6.1.2, Abschnitt "Versteigerungsver-

fahren und Konzessionsgebühr". Ab dem 1.01.2002 beträgt die Höhe der Genehmigungs-
gebühr fllr das Festnetz 2.500 EUR, im Mobilfunk 5.000 EUR. Dies dürfte vor allem fllr 
auf dem Land investierende Betreiber eine wesentliche Investitionserleichterung darstel-
len. Vgl. Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.3 Abs. l und 2 und Minister LI\Cznosci 
(2000b ), §2. 

64 Vgl. MinisterL1tcznosci (2001c), S.31. 
65 Im Fall der privaten Betreiber wurden in der Ko=ssion Anforderungen bzgl. der anzu-

schließenden Menge an Teilnehmern festgehalten. Da die Koll7.Cssionen nicht öffentlich 
waren, kann nicht mit Bestimmtheit gesagt werden, ob ebenfalls der Bezug auf anzu-
schließende Teilnehmer auf dem Land enthalten war. 
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Im folgenden wird nun die Frage untersucht, ob die Zulassung eines zweiten 
Netzbetreibers in einem Ortsnetz zwangsläufig zum Entstehen eines Dyopols 
führt, was von den polnischen Entscheidungsträgern a priori unterstellt wurde. 
Im Anschluss daran werden die polenspezifischen Zusatzregelungen, die oben 
skizziert wurden, in die Analyse miteinbezogen und ihre Auswirkungen auf die 
Ortsnetzmärkte untersucht. 

6.2 Bestand und ökonomische Bedeutung eines Betreiber-Dyopols 
im Ortsnetz 

Die Idee der Etablierung eines "Dyopols" seitens des Kommunikationsministe-
riums führt bei kritischer Betrachtung zu dem Ergebnis, dass aufgrund der be-
sonderen technischen und ökonomischen Eigenschaften von Ortsnetzinfrastruk-
turen (siehe Kapitel 2) der Markteintritt eines zweiten Betreibers in ein Gebiet 
nicht zwingend zum Entstehen eines Dyopols führen muss. Da der betrachtete 
Ortsnetzmarkt stark von seinem leitungsgebundenen Charakter beeinflusst wird, 
muss die Untersuchung der entstehenden Marktstrukturen unter räumlichen As-
pekten erfolgen. Die verschiedenen möglichen Marktformen, die sich aus dem 
Markteintritt eines zweiten Ortsnetzbetreibers entwickeln können, werden ver-
einfacht in Abb. 6-1 dargestellt. 66 
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Duplizierung der 

Anschlüsse) 

Abb. 6-1: Mögliche Marktstrukturen in einem Ortsnetz bei zwei Netzbetreibern 

66 In der Abbildung wird das Fehlen von Entbündelungsvorschriften gemllß der polnischen 
Situation unterstellt. 
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Es wird dabei von zwei zeitlich unterschiedlichen Situationen ausgegangen: zum 
einen ist eine Region noch gar nicht angeschlossen (links- kein Anschluss), zum 
anderen sind bereits Anschlüsse eines Betreibers verlegt (rechts - Anschluss 
besteht). 

Ist die Region noch gar nicht angeschlossen, so kann zumindest theoretisch von 
einem Dyopol der ·Anbieter, die um zukünftige Kunden konkurrieren, gespro-
chen werden. Die Konkurrenz zielt auf das Erhalten von verbindlichen Kunden-
zusagen (bzw. Anschlussverträgen) ab. Die effektive Marktstruktur ist praktisch 
gesehen dann aber eine Funktion der Anschlussstrategien. Werden also An-
schlüsse verlegt, so ergeben sich im Prinzip drei Varianten der Marktstruktur. 

Entscheidet sich nur einer der zwei Betreiber, das jeweilige Ortsnetz aufzubau-
en, wird er zum Monopolisten in diesem Ortsnetz, auch wenn in der lizenzierten 
Region (in anderen Ortsnetzen) ein weiterer Betreiber tätig ist. Diese Möglich-
keit wird als Pfeil ( 1) dargestellt. 

Rollen beide Betreiber im selben Ortsnetzbereich ihre Netze aus, überlappen 
sich diese jedoch nicht (keine Duplizierung der Anschlüsse), so erhalten beide 
in ihrem Ortsnetzteil eine räumliche Monopolstellung. Die beiden Unterneh-
men konkurrieren nicht miteinander um dieselben Kunden, da nicht gleichzeitig 
beide den Zugang zu denselben Kunden besitzen, so dass ein einfacher Wechsel 
filr die Teilnehmer von Betreiber zu Betreiber unmöglich ist. In Abb. 6-1 Pfeil 
(2) werden aufgrund der räumlichen Betrachtung eines Ortsnetzes zwei Situa-
tionen unterschieden, die filr die folgende Analyse von Bedeutung sind. Die 
Netze der beiden Betreiber können "nebeneinander" liegen, wodurch jeder Be-
treiber - vereinfachend - z.B. die Hälfte des Ortsnetzes bedient, Betreiber A also 
den westlichen Teil und Betreiber B den östlichen Teil des Ortes. Eine andere 
Situation tritt auf, wenn sich die Netze der beiden Betreiber innerhalb der Orts-
fläche "überkreuzen", ohne dass die Anschlüsse dupliziert werden. Diese Mög-
lichkeit kann man sich dann vorstellen, wenn die OVSt's der beiden Betreiber in 
unmittelbarer Nähe zueinander aufgestellt sind und jeder von ihnen sowohl Teil-
nehmer im westlichen als auch im östlichen Teil des Ortes bedient. In dem Fall 
überkreuzen sich z.B. die Sammelleitungsschächte, die Anschlüsse zu einzelnen 
Teilnehmern sind jedoch weiterhin nur einmal vorhanden. 

Von einem Dyopol nach erfolgter Netzausrollung, also von der Situation, die 
das polnische Kommunikationsministerium ex ante angenommen hat, kann nur 
dann gesprochen werden, wenn sich die Netze der beiden Betreiber überlappen, 
das Netz also als ganzes oder als einzelne Teilnehmeranschlüsse doppelt vorhan-
den ist. Tritt ersteres ein, so konkurrieren die Betreiber im ganzen Ortsnetz, was 
in Abb. 6-1 Pfeil (3) durch die Summe A+B dargestellt wird. In der zweiten 
Situation konkurrieren sie nur um die Teilnehmer, zu denen beide Leitungen 
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verlegt haben. Diese doppelt vorhandenen Anschlüsse werden in Abb. 6-1 Pfeil 
(3) als die gemeinsame Menge (Durchschnittsmenge) beider Betreiber verdeut-
licht.67 

Aufgrund dieser hier vorgestellten möglichen Marktstrukturen kann also nicht 
davon ausgegangen werden, dass die Zulassung eines zweiten Betreibers in ei-
nem Ortsnetz zwangsläufig zum Entstehen eines Dyopols führt. Vielmehr ist da-
von auszugehen, dass abhängig von dem jeweiligen Ortsnetz mit seinen Merk-
malen (z.B. Bevölkerungszahl und -dichte, Profitabilität der Kunden u.ä.) sowie 
den Betreiberpolitiken die entstehenden Marktstrukturen innerhalb der gesamten 
konzessionierten Region von Ort zu Ort zwischen den vorgestellten Möglichkei-
ten variieren werden und sich auch im Laufe der Zeit verändern können. 

Für die folgende Analyse wird nun angenommen, dass beide betrachteten Unter-
nehmen über dieselbe leitungsgebundene Technologie verfügen und aus diesem 
Grund für beide Betreiber der Aufbau des ländlichen Ortsnetzes mit den glei-
chen Kosten verbunden ist.61 Um die Darstellung der denkbaren Kostensituatio-
nen klarer zu gestalten und die allgemeinen Implikationen eines netzgebundenen 
lokalen Marktes mit zwei Anbietern einfacher skizzieren zu können, wird eine 
völlig unelastische Nachfragefunktion unterstellt, die der vorgegebenen (maxi-
malen) Versorgungsmenge an Anschlüssen Xn im jeweiligen Ort entspricht.69 

Unterstellt wird hierbei ebenfalls, dass keiner der Betreiber gewillt bzw. imstan-
de ist, die von ihm produzierte Menge auszudehnen oder einzuschränken. 

6.2.1 Zwei Betreiber in einem Ortsnetz: räumliche Monopolisten in ihrem 
Ortsnetzteil; gleiche Verteilung der zu produzierenden Anschluss-
mengen 

Die Situation von zwei Betreiberuntemehmen auf einem von Skalenvorteilen 
geprägten Markt wird vereinfacht in Abb. 6-2 dargestellt. 

Wollte ein Unternehmen alle Anschlüsse im Ort verlegen, würde es die Menge 
Xn (in Abb. 6-2) kalkulieren. In dem Fall wären die gesamten Kosten des Netz-

67 Die Betreiber können in dieser Situation um diese Kunden konkurrieren, da ein Wechsel -
vorausgesetzt er ist nicht vertraglich eingeschränkt - (technisch) möglich ist. 

61 Bei der Unterstellung gleicher Kostenstrukturen beider Unternehmen wird angenommen, 
dass jeder von ihnen eine eigene Ortsvermittlungsstelle sowie eine Heranfllhrung an das 
Fernnetz errichtet. 

69 Das steht zwar in Kontrast zu den Elastizitätsannahmen bezüglich des ländlichen Raums 
von zuvor (Kapitel S), erleichtert aber die Analyse beträchtlich und ändert nichts an den 
grundsätzlichen Aussagen. Die maximale Menge Xn kann als Sättigungsmenge verstanden 
werden, die z.B. der Zahl der Haushalte im Ort entspricht. Plausibel ist auch die Interpre-
tation dieser Menge als des vom Regulierer vorgegebenen Versorgungsgrades, der im 
Rahmen der Universaldienstversorgung erreicht werden soll. 
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aufbaus durch die gepunktete Fläche 0x0AC dargestellt. Die (kostendeckenden) 
langfristigen Durchschnittskosten {LDK) eines Anschlusses nähmen das Niveau 
von LDKxn ein.70 

Sind jedoch zwei Betreiber in einem Ortsnetz tätig, wird die anzuschließende 
Menge x0 von beiden Betreibern zusammen bereitgestellt. Zur Vereinfachung 
wird angenommen, dass sich die Menge der Anschlüsse Xn auf die beiden Be-
treiber gleichmäßig verteilt und so jeder von ihnen ½ Xn=x2 produziert. Jedes 
dieser beiden Unternehmen schließt somit den halben Ort an, was für jeden Be-
treiber mit Gesamtkosten in Höhe der Fläche 0x2DC und mit langfristigen 
Durchschnittskosten (pro Anschluss) von LDKx2 verbunden ist. 

Eigene Darstellung. 

LGK 
LDK N 

Abb. 6-2: Unausgesch6pfte Skalenvorteile bei zwei Betreibern in einem llndli-
chen Ortsnetz- gleiche Verteilung der Anschlussmenge 

Der Eintritt eines weiteren Betreibers führt zu einer Situation, in der beide Un-
ternehmen höhere LDK zu tragen haben als ein Alleinversorger, da keines von 
ihnen die bei der maximalen Menge x0 vorhandenen Skalenvorteile, die sowohl 
in Form von Dichtevorteilen als auch horizontalen economies of scale auftreten, 
voll ausschöpfen kann. Die horizontalen economies of scale werden in dem Fall 
nicht ausgeschöpft, wenn angenommen wird, dass die Betreiber das Ortsnetz 

70 Die langfristigen Durchschnittskosten werden (analog zu Kapitel 5) als relevante Kosten-
kategorie angesehen, da Eigenwirtschaftlichkeit der Betreiber zugrunde gelegt wird. Zu 
der Bedeutung von langfristigen Grenzkosten (LOK) und den langfristigen Durchschnitts-
kosten (LOK) in einem Markt, der durch Skalenvorteile geprägt ist, sowie dem Kriterium 
der Eigenwirtschaftlichkeit siehe Kapitel 5.1.2. 
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räumlich "nebeneinander" versorgen. Diese Situation wurde unter Abb. 6-1 Pfeil 
(2) als Aufteilung des zu versorgenden Ortsgebietes in einen westlichen und öst-
lichen Teil stilisiert berücksichtigt. Eine geographische Ausdehnung der Versor-
gung auf das gesamte Ortsnetz durch einen der Betreiber würde in dieser Situa-
tion zu geringeren Gesamtkosten des Ortsnetzaufbaus führen als die Versorgung 
durch zwei Betreiber. 

Die vorhandenen Dichtevorteile werden auch dann nicht voll ausgeschöpft, 
wenn der zweite - Pfeil (2) - Fall eintritt, d.h. wenn sich die Netze der beiden 
Betreiber überkreuzen. In dieser Situation werden von unterschiedlichen Betrei-
bern Teilnehmeranschlüsse verlegt, die räumlich nebeneinander liegen, was man 
sich als Versorgung zweier Nachbarhäuser durch unterschiedliche Betreiber vor-
stellen kann. Würde ein Betreiber alle diese Anschlüsse bereitstellen, so könnte 
er größere Dichtevorteile realisieren, da er eine höhere Anschlussmassierung in 
dem jeweiligen Ortsnetzteil hätte. 

Die Verteilung der Produktionsmenge auf zwei Unternehmen (bei Skalenvortei-
len bis zur relevanten Menge) führt somit zum Anstieg der LOK eines Anschlus-
ses von LDKxn ( ein Unternehmen) auf LDKx2. Die Gesamtkosten, die für den 
Anschluss des Ortes mit der Menge Xn an Anschlüssen benötigt werden, steigen 
ebenfalls durch die Verdoppelung der Betreiberzahl von 0xnAC (gepunktete Flä-
che) auf das Doppelte von 0x2DC (bzw. 2"' 0x2ELDKx2). Dies bedeutet eine 
technische (Skalen-) Ineffizienz im Umfang der Summe der Flächen LGKx2DC 
undDFA. 

Die in Abb. 6-2 getroffene Annahme der gleichen Verteilung der bereitzustel-
lenden Anschlussmenge Xn auf beide Betreiber (xn=2"'x2) führt zum gleichen 
Niveau der LOK beider Unternehmen (LDKx2). Beide Betreiber produzieren so 
in gleichem Maße technisch ineffizient (LDKx2>LDKxn), könnten jedoch zu-
mindest bei (kostendeckender) LOK-basierter Bereitstellungspreissetzung (vor 
dem Anschluss) miteinander konkurrieren. 

6.2.2 Zwei Betreiber in einem Ortsnetz: räumliche Monopolisten in ihrem 
Ortsnetzteil; ungleiche Verteilung der zu produzierenden Anschluss-
mengen 

In der Realität kann jedoch eher angenommen werden, dass sich die Menge ins-
gesamt zu verlegender Anschlüsse ungleich auf die beiden Unternehmen ver-
teilt. Dies ist umso wahrscheinlicher, wenn ein Betreiber bereits einen Teil des 
Ortsnetzes aufgebaut hat und der zweite Betreiber zu einem späteren Zeitpunkt 
in den Markt eintritt und die "restlichen" Teilnehmer bedient. 

Die Situation der ungleichen Verteilung der anzuschließenden Anzahl an Kun-
den wird in Abb. 6-3 dargestellt. Angenommen wird, dass der erste Betreiber die 
Menge XJ anschließt, womit seine Gesamtkosten für den Ortsnetzteil XJ (=xn-x2) 

321 



durch die Fläche 0x1GC abgebildet werden. Angenommen wird ebenfalls, dass 
der erste Betreiber nicht imstande oder nicht gewillt ist, die "restliche" Menge x2 
mitzuversorgen. 

Seine langfristigen Durchschnittskosten (LOK) bei der Menge XJ erreichen die 
Höhe von LDKxJ• Dem zweiten Betreiber verbleibt die Menge x2 (=Xn-XJ) an 
Kunden, denen er einen Anschluss anbieten kann. Da x2<x1 ist, kann er in noch 
geringerem Ausmaß seine Skalenvorteile ausschöpfen als der erste Betreiber, 
womit seine LOK auf einem höheren Niveau liegen (LDKx2>LDKx1). Die 
Gesamtkosten des zweiten Betreibers filr den Anschluss der Menge x2 an Teil-
nehmern entsprechen dann der Fläche 0x2DC. 

Mit dieser Verteilung der Anschlussmenge Xn (Versorgung des Ortes) auf zwei 
Betreiber nehmen die Gesamtkosten des Ortsnetzaufbaus die Summe der Flä-
chen 0x1GC und 0x2DC ein. Damit ist solch ein Anschluss der gesamten Teil-
nehmermenge Xn um die Summe der Flächen LGKx1HDC und GFA insgesamt 
kostenintensiver (teurer), als wenn nur ein Betreiber die Menge Xn zu Total-
kosten im Umfang 0xnAC bereitstellen würde. Die Summe dieser Flächen stellt 
die technische (Skalen-) Ineffizienz dar, die diese Verteilung der Anschlussmen-
ge (bei Skalenvorteilen im relevanten Umfang) verursacht. 

Eigene Darstellung. 

LGK 
LDK 

LDK 

LGK 

Abb. 6-3: Unausgeschöpfte Skalenvorteile bei zwei Betreibern in einem llndli-
chen Ortsnetz- ungleiche Verteilung der Anschlussmenge 

Wäre der erste Betreiber jedoch (entgegen der getroffenen Annahme) grundsätz-
lich bereit, die restliche Menge Xn-XJ an Anschlüssen zu verlegen, und tritt Be-
treiber 2 als zweiter in den Markt, wird er keinen Bereitstellungspreis in Höhe 
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seiner LIDK,a verlangen können, sondern maximal denselben Preis wie der 
etablierte Betreiber, womit er einen Verlust erleiden würde.71 

Es sei unterstellt, dass der erste Betreiber einen Preis in Höhe seiner LDKx1 flir 
den Anschluss verlangt. Wählt der zweite Betreiber den gleichen Anschlusspreis 
(LDKx1), so erleidet er einen Verlust im Umfang der Fläche LDKx1KDC, da 
seine langfristigen Durchschnittskosten (LDK,a) höher als der geforderte Preis 
sind (LDKx2>LDKx1). Ein solches Defizit könnte der zweite Betreiber in Kauf 
nehmen, wenn er diesen Verlust aus anderen Finanzierungsquellen decken kann, 
oder er hohe zusätzliche Vorteile (inkl. TE72) durch die neuen Teilnehmer erwar-
tet, die ihm den Anschlussverlust zusätzlich kompensieren könnten. 

Eine weitere, mögliche Entwicklung der Marktsituation wurde in der Abb. 6-1 
als Dyopol bei bestehendem Anschluss beschrieben und bezieht sich auf die 
Möglichkeit einer Duplizierung des ganzen Netzes bzw. der Netzteile. 

6.2.3 Dyopol der Betreiber: vollständige Duplizierung des Ortsnetzes 

Eine vollständige Duplizierung des Ortsnetzes, d.h. aller Anschlüsse, ist als 
nicht-rational und unwirtschaftlich anzusehen und wird in der Praxis aufgrund 
mehrerer Faktoren nicht eintreten. 

Betrachtet man einen eventuellen gleichzeitigen Markteintritt zweier Betreiber, 
so werden diese, bevor sie Teilnehmeranschlussleitungen verlegen, um verbind-
liche Kundenzusagen (-verträge) konkurrieren, was in Abb. 6-1 im linken Teil 
skizziert wurde. Aufgrund dessen wird sich vor einem Netzaufbau die bereitzu-
stellende Menge Xn in dem unterstellten Modell-Ort unter den Betreibern auftei-
len, bzw. es wird im Extremfall ein Betreiber alle Zusagen bekommen.73 Es 
kommt also zu keiner vollständigen Duplizierung des Ortsnetzes, sondern zu ei-
nem ergänzenden Aufbau durch die zwei Betreiber (siehe Kapitel 6.2.1) bzw. zu 
einem Monopol. Der Wettbewerb vor dem Netzaufbau ist durch die hohen und 
irreversiblen Kosten der Netzausrollung bedingt. Da diese im Extremfall vom 
Betreiber vollständig als Verlust zu tragen wären und somit sein Investitionsrisi-
ko erheblich steigern, wird er zunächst Kunden werben und danach die "bestell-

71 Dies könnte widerlegt werden, wenn der zweite Betreiber einen hohen Bekanntheitsgrad 
und/oder einen guten Ruf geniesst. Diese beiden Faktoren des eintretenden Betreibers sind 
insofern von Bedeutung, als dass Kunden bereit sein könnten, einen höheren als den vom 
anderen Unternehmen verlangten Preis zu bezahlen, wenn ihre Erwartung bzgl. der Quali-
tät des Anschlusses höher wäre als beim anderen Unternehmen. 

72 Zu den Kategorien der gesamten Erlöse (TE) und gesamten Vorteile (TV) siehe Kapitel 
5.1.3 und 5.1.4. Die TE sind gleich den TV, wenn aufgrund des Anschlusses keine qualita-
tiven Vorteile für den Betreiber vorhanden sind. 

73 Dabei wird unterstellt, dass jeder Kunde nur an einem Anschluss interessiert ist. 
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ten" Anschlüsse verlegen. Nicht-rational und unwirtschaftlich wäre es, wenn 
beide Betreiber zuerst das vollständige Ortsnetz aufbauen und danach erst ver-
suchen wilrden, die Teilnehmeranschlüsse zu vermieten. Da eine Duplizierung 
des gesamten Ortsnetzes im (angenommenen) Sättigungsumfang Xn zwangsläu-
fig eine Überkapazität in Höhe dieser Menge bedeutet, ist vorherzusehen, dass 
der vollständige Aufbau des Ortsnetzes von jedem dieser zwei Betreiber unaus-
weichlich zu erheblichen Verlusten führen wilrde und aus diesem Grund unter-
bleiben wird. 

Ein sukzessiver Markteintritt mit dem Ziel, das gesamte Ortsnetz zu duplizie-
ren, bedeutet, dass bereits ein komplettes Ortsnetz im Umfang Xn vorhanden ist, 
d.h. dass alle Teilnehmer im jeweiligen Ort schon einen Anschluss besitzen. 
Unter Berücksichtigung der Ortsnetzmerkmale mit der Irreversibilität der Inves-
titionen im Vordergrund sowie der durch den Markteintritt theoretisch zu erwar-
tenden Überkapazität im Umfang des gesamten Ortsnetzes Xn ist auch dieses 
Szenario nicht-rational und wird aus diesem Grund nicht eintreten. Es besteht 
kein rationaler Grund, warum sich alle Teilnehmer im Ortsnetz entschließen 
sollten, zum zweiten Betreiber wechseln zu wollen. 74 

6.2.4 Dyopol der Betreiber: teilweise Duplizierung des Ortsnetzes 

Auch wenn nicht gänzlich auszuschließen ist, dass trotz netzspezifischer Kosten-
bedingungen die Netzinfrastruktur dupliziert werden könnte, so ist es doch 
höchst wahrscheinlich, dass es im Zuge eines ergänzenden Ausbaus des Netzes 
durch den Newcomer nur zu einer Duplizierung mancher Anschlüsse kommt. 

Von der möglicherweise zu erreichenden Produktionsmenge (Menge der An-
schlüsse) hängt das LOK-Niveau jedes Betreibers ab, das als kostendeckende 
Preissetzungsgrundlage betrachtet wird. Eine Grenzkostenpreissetzung wird 
weiterhin ausgeschlossen, da sie aufgrund der Skalenvorteile (horizontale eco-
nomies of scale sowie Dichtevorteile) beim Netzaufbau dem Betreiber keine 
Eigenwirtschaftlichkeit gewährleistet. 

Die differierenden Produktionsmengen beider Betreiber bzw. der Umfang der 
Duplizierung sowie der zeitliche Aspekt des Markteintritts lassen viele mögliche 
Situationen zu. Vor allem der Zeitaspekt ist in diesem Fall entscheidend und 
kann durch einen gleichzeitigen oder sukzessiven Markteintritt geprägt sein. 

74 Das Problem der Wechselbereitschaft wird im folgenden Kapitel diskutiert. Es birgt ftlr 
den zweiten Betreiber zunächst Anschlussverluste in sich, da keiner der Teilnehmer, die 
bereits Anschlüsse des ersten Betreibers besitzen, bereit sein wird, aufgrund des Wechsels 
erneut eine Bereitstellungsgebühr zu zahlen. Damit müsste der abwerbende Betreiber sei-
nen Anschluss ohne Bereitstellungsgebühr zur Verf'Ugung stellen. 
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Wollen beide Unternehmen gleichzeitig in den Markt eintreten, so konkurrieren 
sie um verbindliche Kundenzusagen. Dabei gilt, dass der Betreiber B, der die 
geringere Menge an Teilnehmern anzuschließen plant bzw. der weniger Kun-
denzusagen bekommt und damit höhere LDK pro Anschluss aufweist, seine Be-
reitstellungsgebühr zumindest auf das Niveau des günstiger produzierenden 
Unternehmens A senken muss (unter die eigenen LDK), um konkurrenzfähig zu 
sein. Damit wird die Preisführerschaft des größeren Unternehmens bzw. des Be-
treibers mit größeren Investitionsplänen von Betreiber B anerkannt. Dies bedeu-
tet für B Verluste beim Anschluss, die aus anderen Quellen ausgeglichen werden 
müssen. Der Umfang der Anschlussverluste wird von der Höhe der LDK bei der 
jeweiligen Anschlussmenge und der Höhe der Bereitstellungsgebühr bestimmt. 

Bei dieser Betrachtung muss ebenfalls zwischen den unterschiedlichen Kunden-
gruppen unterschieden werden. Da die sog. profitablen75 Kunden höhere Erlöse 
bei Diensten, die auf dem Anschluss angeboten werden, erwarten lassen, haben 
beide Betreiber ein großes Interesse daran, diese Kunden für sich zu gewinnen. 
Es kann angenommen werden, dass beide Betreiber zwecks Gewinnung dieser 
Kundengruppe bereit wären, die Bereitstellungsgebühr unter ihr LOK-Niveau zu 
senken, um die Zusage dieser Kunden zu bekommen. Die dabei entstehenden 
Anschlussdefizite würde derjenige Betreiber, der den Anschluss bereitstellt, über 
die erwarteten und hohen zusätzlichen Durchschnittsvorteile (inkl. LDE) decken 
können. 

Im Fall von unprofitablen76 Kunden kann angenommen werden, dass keiner der 
Betreiber bereit sein wird, seine Bereitstellungsgebühr unter seine Anschluss-
LDK zu senken, da keiner von ihnen bei dieser Kundengruppe hohe Erlöse aus 
Diensten erwartet. Es kann auch nicht unterstellt werden, dass die zusätzlichen 
LDV das dabei entstehende Defizit kompensieren könnten. Die Konkurrenz-
plattform werden in dem Fall (in eingeschränktem Maße) Sonderbegünstigungen 
in Form von z.B. Freiminuten darstellen. 

Bei der Betrachtung des gleichzeitigen Markteintritts (bzw. der Absicht, in den 
Markt einzutreten) gilt jedoch für beide betrachteten Kundengruppen, dass die 
Konkurrenz um den Kunden vor der Verlegung der Leitungen stattfindet (Abb. 
6-1, linker Teil), und es aus diesem Grund nicht zu einer tatsächlichen Doppel-
verlegung von Leitungen kommt. 

75 Zu den (allgemein) profitablen Kunden zählen solche, die relativ niedrige Anschlussverle-
gungskosten verursachen und/oder hohe Erlöse aus Diensten (hohe Verkehrsgenerierung) 
erwarten lassen. Zu dieser Gruppe werden z.B. Geschäftskunden ge7.ählt. 

76 Unprofitable Kunden sind allgemein solche, die hohe Anschlusskosten verursachen und 
aus verschiedenen Gründen geringe zusätzliche Vorteile (inkl. Erlöse), unter anderem 
durch geringe Verkehrsgenerierung, erwarten lassen. 
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Einen anderen Fall stellt die zeitliche Aufeinanderfolge des möglichen Markt-
eintritts dar. In dieser Situation ist Betreiber A bereits auf dem Markt tätig und 
hat alle (in diesem Fall in Frage kommenden) Teilnehmer angeschlossen. Plant 
nun der zweite Betreiber B den Markteintritt und eine Duplizierung von man-
chen Anschlüssen, wird er damit rechnen müssen, vollständig auf die Bereitstel-
lungsgebühr zu verzichten, um die Teilnehmer zu einem Betreiberwechsel be-
wegen zu können. Da alle von ihnen bereits einen Anschluss besitzen, werden 
sie nicht bereit sein, ein zweites Mal für den Anschluss zu bezahlen.77 

Im Fall von profitablen Kunden könnte der zweite Betreiber B bereit sein, den 
Anschluss gebührenfrei zur Verfügung zu stellen, um die Kunden zum Wechsel 
zu bewegen. Die erwarteten, hohen zusätzlichen Vorteile (inkl. Erlöse) bei die-
ser Kundengruppe würden ihm die Quersubventionierung des Anschlussdefizits 
(in Höhe der Anschluss-LOK) erlauben können. 

Im Fall von unprofitablen Kunden, die bereits einen Anschluss besitzen, wird 
der zweite Betreiber nicht bereit sein, auf seine Bereitstellungsgebühr zwecks 
Kundengewinnung zu verzichten bzw. diese weit unter seine Bereitstellungskos-
ten zu senken. Diese Kundengruppe lässt im Regelfall keine hohen, zusätzlichen 
Erlöse (bzw. LDV) erwarten und ist andererseits oft mit höheren Investitions-
kosten, d.h. höheren potentiellen Anschlussdefiziten verbunden. Aus diesen 
Gründen wird es bei dieser Kundengruppe (z.B. ländlichen Einwohnern) zu kei-
ner Anschlussduplizierung kommen. 

Das Auftreten von mehreren Unternehmen sowie die mögliche Duplizierung der 
Leitungen im Ortsnetz führt aufgrund der Kostenmerkmale dieser Infrastruktur 
(horizontale economies od scale und Dichtevorteile, Kostensubadditivität) auch 
hier zwangsläufig zu technischen Ineffizienzen und Ressourcenverschwendung. 
Wohlfahrtsökonomisch gesehen ist der Eintritt eines weiteren Netzbetreibers, 
der das Ortsnetz dupliziert oder ergänzt, aufgrund dieser Merkmale nicht er-
wünscht. Hinzu kommt, dass lediglich in der Situation von gleichen Kosten-
strukturen, gleicher Angebotsmenge, freier Preissetzung und ergänzendem Aus-
bau beide Unternehmen die Möglichkeit haben, ihre Anschlüsse kostendeckend 
(da gleiche LOK) an die Teilnehmer zu vermieten. Besteht eine der Bedingun-
gen nicht, so ist das Unternehmen mit der geringeren Menge (höheren Kosten) 
aufgrund der Skalenvorteile immer in einer benachteiligten Position und kann 
seine Anschlusskosten (LOK) nicht über den Verkaufserlös (Bereitstellungsge-
bühr) decken. 

77 Eine eventuelle zweite Entrichtung der Bereitstellungsgebühr sowie jegliche sonstigen 
Umstände des Wechsels (z.B. Mindestvertragslaufzeiten) würden ihren Wechselkosten 
entsprechen. Die Wechselbereitschaft und die Bereitschaft, noch einmal eine Anschlussge-
bühr zu bezahlen, könnte steigen, wenn der Teilnehmer mit der Servicequalität des bishe-
rigen Betreibers nicht zufrieden ist. 
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6.3 "Dyopolpolitik" im polnischen Telekommunikationsortsnetz-
markt 

Durch die vom polnischen Kommunikationsministerium gewählte Form der Li-
zenzierung entstand auf jedem lokalen Markt eine sehr ungleichgewichtige 
Struktur. Auf der einen Seite stand der nationale, ehemals staatliche Betreiber -
die TP S.A. -, auf der anderen ein kleines, regionales Unternehmen.71 

Der Newcomer fand meistens bereits von der TP S.A. (teilweise) aufgebaute 
Netze vor, die jedoch (Indikator Warteliste) zumeist nicht alle Interessenten be-
dienten. Für das neue Unternehmen bedeutete der Anschluss der "restlichen" 
Kunden, also eine Ergänzung des jeweiligen Ortsnetzes, gleichzeitig den Aufbau 
einer eigenen OVSt und ihrer Heranfilhrung an das Fernnetz, was die Kosten der 
zusätzlichen "x Anschlüsse im Ort A" ansteigen ließ. Zudem handelte es sich bei 
den fehlenden Anschlüssen meist nicht um fehlende Geschäftsanschlüsse, son-
dern um Privatanschlüsse, die mit geringeren Erlöserwartungen als erstere ver-
bunden waren. 

Im lizenzierten Gebiet trafen die privaten Betreiber auch ganze Orte (Dörfer) an, 
die gar keinen Anschluss an das Telefonnetz hatten.79 Somit blieben dem New-
comer an neu anzuschließenden Kunden hauptsächlich die von der TP S.A. "un-
gewollten" Kunden, d.h. die "unprofitable" Gruppe an Teilnehmern. In den fol-
genden Überlegungen wird von ländlichen Ortsnetzen mit der zuvor definierten 
Versorgungsmenge Xn ausgegangen.80 

6.3.1 Kostennachteile der Newcomer aufgrund der Konzessionsgebühren-
belastung 

Durch die hohen Konzessionsgebühren wurden die privaten Betreiber im Ver-
gleich zur TP S.A. zusätzlich mit wesentlichen Kostennachteilen beim Ortsnetz-

78 Vgl. z.B. Dornisch (2001), S.386f. 
79 Es kann davon ausgegangen werden, dass die TP S.A. diese Kunden (bzw. Dörfer) nicht 

aufgrund fehlender Kapazitäten, sondern aus fehlendem Interesse nicht angeschlossen hat-
te, da die Kosten des Anschlusses im Vergleich zu den erwarteten Erlösen unverhältnis-
mäßig hoch waren. 

80 Ländliche Gebiete in Polen weisen die größten Versorgungsrückstände auf und sollten 
durch die neuen Betreiber angeschlossen werden. Durch die Eingrenzung der folgenden 
Untersuchung auf diese Gebiete (Kunden) kann die Höhe des (implizit) regulierten Bereit-
stellungspreises als nicht kostendeckend (<LDK) angenommen werden. Dies ist konform 
mit der in der Praxis anzutreffenden Vorgehensweise, dernach der regulierte "erschwingli-
che" Preis aufgrund der bereits aufgeführten Ortsnetzkostenmerkmale von Stadt und Land 
zumeist auf dem Land unter den Anschluss-LOK lag und in der Stadt evtl. die Anschluss-
kosten decken konnte. 
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aufbau konfrontiert. Eine vereinfachte Darstellung dieser Situation wird in Abb. 
6-4 vorgenommen. 

LGK 
LOK 

TPS.A. 
(konzesslonsgebührenfrel) 

Eigene Darstellung. 

LGK 
LOK 

Newcomer 
(konzesslonsgebührenbelastet) 

Abb. 6-4: Kostenvorteile der TP S.A. beim lllndlichen Netzaufbau im Vergleich 
zum Newcomer mit Konzessionsgebllhrenbelastung81 

In der Abbildung wird der steilere Verlauf der LGK- und LOK-Kurve im Fall 
der Newcomer (rechts) durch die zusätzliche Konzessionsgebühr verursacht, die 
einen zusätzlichen Kostenbestandteil der fixen (anschlusszahlunabhängigen) Ka-
tegorie bildet und so zu einer "konzessionsbedingten" stärkeren Kostendegres-
sion führt. 82 Analog zu den vorherigen Abbildungen (Abb. 6-2 und Abb. 6-3) 

11 Auf die Einfügung einer elastischen Nachfragefunktion wird zwecks Klarheit der Abbil-
dung verzichtet. Mit dieser Abbildung soll lediglich die zusätzliche Belastung durch die zu 
tragende Konz.essionsgebühr, nicht jedoch der tatsächliche Umfang der Defizite bei ver-
schiedenen Mengen dargestellt werden. Mit dem Preisniveau PE wird die vom Staat "er-
wünschte" Menge Xn an Anschlüssen bereitgestellt. Insofern wUrde die hypothetische, 
aber elastische Nachfragefunktion durch den Punkt R verlaufen müssen. Da gemäß den 
Annahmen, die in Kapitel 5.2. l getroffen wurden, die ländliche Nachfragefunktion einen 
relativ elastischen Verlauf hat, kann angenommen werden, dass in beiden Fällen die 
PE-Preissetzung zu einer Ausweitung der Menge ft1hrt. Die Ausweitung ist aufgrund der 
höheren Kosten des Newcomers im Verhältnis zum kostendeckenden LOK-Preis größer 
als bei der TP S.A. 

12 Dieser (im Vergleich zum linken Teil der Abb. 6-4) veränderte Verlauf der Kostenkurven 
dient lediglich der allgemeinen Berücksichtigung der konzessionsbedingten Kostendegres-
sionsproblematik und ist nicht an konkrete Werte (Konz.essionsgebührenhöhe, Investi-
tionshöhe) gebunden. Das Verhältnis dieser beiden Größen ist ebenfalls schematisch dar-
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wird angenommen, dass beide Betreiber über dieselbe Technologie (Kupferdop-
pelader) verfügen und so beim Aufbau eines Ortsnetzes im Umfang Xn ohne 
Vorhandensein der Konzessionsgebühr gleiche Kostenstrukturen aufweisen.13 

Das aufzubauende Ortsnetz bzw. die Ortsnetzteile milssen vom Betreiber kos-
tendeckend bereitgestellt werden können, ihm also Eigenwirtschaftlichkeit ge-
währleisten. 

Dem eingezeichneten Anschlusspreis PE liegt keine explizite Preisregulierung 
zugrunde, sondern das Prinzip der Erschwinglichkeit eines Anschlusses, das von 
den nationalen sowie internationalen Institutionen gefordert wird.84 Dieser 
Gedanke der Erschwinglichkeit ist die Basis für die nicht kostendeckende Preis-
setzung bei der Bereitstellungsgebühr (in bezug auf ländliche Ortsnetze), die 
sowohl in Polen als auch in anderen europäischen Ländern praktiziert wurde und 
zum Teil noch wird. 

Der linke Teil der Abb. 6-4 stellt die LDK und die LGK der TP S.A. bzw. eines 
Betreibers dar, der ein ländliches Ortsnetz mit der Anschlussmenge Xn ohne die 
Belastung durch eine Konzessionsgebilhr aufbaut. Der rechte Teil der Abbildung 
spiegelt die veränderte Situation des Ortsnetzaufbaus im Falle des Vorhanden-
seins einer Konzessionsgebilhr wider, die typisch für die Newcomer in Polen ist. 

Ein Betreiber, der keine Konzessionsgebilhr tragen muss, würde die Menge Xn 
(Ortsumfang) an Anschlilssen zu einem kostendeckenden Preis, der seinen lang-
fristigen Durchschnittskosten LDKxnl (linker Teil) entspricht, anbieten. Damit 
wären seine gesamten Kosten für den Ortsnetzaufbau mit Xn Anschlüssen im 
Umfang 0xnHL gedeckt. 

Wird aufgrund des Erschwinglichkeitskriteriums der Bereitstellungspreis auf das 
Niveau von PE gesetzt, wird das Unternehmen bei der Menge Xn ein Defizit im 
Umfang der gepunkteten Fläche PERGLDKxnl (linker Teil) erwirtschaften. Da-
mit milsste der ungedeckte Kostenteil aus anderen Quellen finanziert werden. 
Der Defizitumfang wird sich vergrößern, je weiter unter dem LOK-Niveau der 

gestellt und basiert nicht auf konkreten Zahlenangaben, was jedoch nicht den generellen 
Sachverhalt der folgenden Analyse beeinträchtigt. 

83 In der Abb. 6-4 wird analog zu den vorhergehenden Abbildungen angenommen, dass die 
Menge x0 vom Regulierer vorgegeben wird und dem erwünschten Versorgungsgrad ent-
spricht. Diese Menge kann als maximal benötigte Kapazität des Ortsnetzes bzw. als unel-
astische Nachfrage verstanden werden. Aufgrund der impliziten oder expliziten Preisregu-
lierung PE verändert die Darstellung der Nachfrage als völlig unelastisch nicht den Tatbe-
stand der Kostennachteile des Newcomers bzw. der technischen (Skalen-) Ineffizienz, die 
bei einer elastischen Nachfragefunktion lediglich ausgeprägter wären. 

84 Vgl. Europäisches Parlament (1998), Art.8 und Prawo telekomunikacyjne (2000), Art.49. 
Die Höhe von PE wurde gemäß der Annahme des aus politischen Gründen nichtkosten-
deckenden Preises in ländlichen Gebieten bestimmt. 
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Preis PE angesetzt wird und verkleinern, je näher PE an den LDKxnl liegt. Bei 
einem Preis über den LDKxnl würde der Betreiber Überschüsse erzielen. 

Die rechte Grafik in Abb. 6-4 unterscheidet sich von der linken durch die zusätz-
liche Konzessionsgebühr, die das Unternehmen entrichten muss. Dies vergrößert 
den gesamten Kostenblock, was in Abb. 6-4 als vertikale Verschiebung der Kos-
tenkurven sowie der stärker kostendegressive Verlauf der beiden Kostenkurven 
dargestellt wird. Die Höhe der Konzessionsgebühr wird durch die Strecke LM 
(linker Teil) widergespiegelt.15 

Da sich in diesem Fall der Newcomer an dem Bereitstellungspreis des Incum-
bents bzw. den regulatorischen Vorgaben orientieren muss, wird er seinen Preis 
maximal in gleicher Höhe (P8) setzen können. Da er jedoch aufgrund der Kon-
zessionsgebühr für die gleiche Menge an Anschlüssen Xn höhere Kosten tragen 
muss, vergrößert sich damit sein Defizit. Ein kostendeckender Preis wäre für ihn 
LDKxn2, wobei LDKxn2>LDKxnl (des unbelasteten Betreibers) gilt. Damit 
wächst sein Defizit aufgrund der Gebühr über das Defizit des Incumbents (hier: 
TP S.A.), denn es gilt: 

(Newcomer-Defizit) PERGLDKxn2 > PERGLDKxnl (TP S.A.-Defizit). 

Der Newcomer muss also Deckungsquellen für das Defizit im Umfang der (im 
rechten Teil der Abbildung) gepunkteten Fläche PERGLDKxn2 finden, da seine 
Gesamtkosten 0XnHM durch die Einnahmen aus der Bereitstellungsgebühr 
(0xnRPE) nicht gedeckt werden können. 

Wie man in Abb. 6-4 sehen kann, verursacht die Belastung durch die Konzes-
sionsgebühr einen Anstieg im Kostenniveau des Newcomers.16 Dies schmälert 
zum einen seine verfügbaren Investitionsmittel und erhöht zum anderen seine 
langfristigen Durchschnittskosten der Anschlüsse, womit er bei nichtkostende-
ckenden, einheitlichen Bereitstellungspreisen mit höheren Anschlussdefiziten 
als die TP S.A. rechnen muss. Wäre eine Preissetzung auf LOK-Niveau mög-
lich, so wäre er allein durch die Konzessionsgebühr im Vergleich mit der 
TP S.A. bereits benachteiligt.17 

85 Die Höhe der Kosten bei einer Menge von O Anschlüssen (Punkt L oder M) stellt den Teil 
der Investition dar, der aufgrund der Entscheidung zum Ortsnetzaufbau und unabhängig 
von der Anzahl der zu verlegenden Anschlüsse getätigt werden muss. In der kurzfristigen 
Betrachtung würde dies den fixen Kosten entsprechen. Dazu zählt z.B. die Heranfllhrung 
an die OVSt, die OVSt, evtl. ein Backbone-Netz in dem anzuschließenden Gebiet sowie 
ggf. die Konzessionsgebühr. 

16 Zur Konzessionsgebühr siehe Kapitel 6.1.2, Abschnitt "Versteigerungsverfahren und Kon-
zessionsgebühr". 

87 Zudem fehlen ihm die Quersubventionierungsquellen, welche die TP S.A. in der oben be-
schriebenen Form besitzt. Dazu zählen u.a. die fast flächendeckend angeschlossenen profi-
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6.3.2 Kostennachteile des Newcomers aufgrund der Konzessionsgebühr 
und des ergänzenden Aufbaus der ländlichen Ortsnetze 

Der Newcomer kann sich ebenfalls in der Situation wiederfinden, in der er nicht 
ein gesamtes Ortsnetz aufbauen muss/kann, sondern lediglich die Versorgungs-
lücke eines Ortes schließen soll. Mit dieser Situation beschäftigt sich Abb. 6-5. 
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Abb. 6-5: Kostennachteile des Newcomers beim "ergänzenden" Ausbau des 
ländlichen Ortsnetzes 

Hierbei wird analog zur letzten Abbildung angenommen, dass die nachgefragte 
Menge an Anschlüssen bei einer Preissetzung in Höhe von PE den gesamten 
Ortsumfang Xn umfasst. Zusätzlich wird die Annahme getroffen, dass der In-
cumbent (TP S.A. im linken Teil der Abbildung) aufgrund seiner Unterneh-
menspolitik81 nicht die gesamte Menge Xn, sondern nur den Teil x1 an Anschlüs-
sen bereitstellt oder bereitgestellt hat. Bei diesem Umfang der Bereitstellung und 
dem Preis PE erwirtschaftet er ein Defizit in Höhe der gepunkteten Fläche 
PEBALDKxi• 

tablen Kunden (Geschäftskunden, Stadtkunden) sowie Gewinne aus monopolistischen 
Dienstebereichen (Fern- und Auslandsverbindungen). 

88 Diese Herangehensweise des Unternehmens findet sich z.B. in der Aussage des Presse-
sprechers der TP S.A. wieder, der den Anschlussstop in ländlichen Regionen mit den Kos-
ten der Bereitstellung, die in keinerlei Verhältnis mit den zu erwartenden Erlösen stehen, 
begrllndete. Vgl. Piotrowski, Tokarz (2001). 
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Kommt in dieser Situation ein Newcomer in das Ortsnetz (rechter Teil der Ab-
bildung) und wird keine Duplizierung des Netzes geplant, so verbleibt filr ihn 
die Menge x2 (=xn-XJ im linken Teil der Abbildung), die er versorgen kann/soll. 
Um dies tun zu können, muss der Newcomer trotz der geringen Menge eine 
eigene OVSt und eine Heranflihrung aufbauen. Die Menge x2 stellt die bei dem 
Anschluss durch die TP S.A. "fehlenden" Anschlüsse dar und wird im rechten 
Teil (der Abb. 6-5) als die Menge x2 des Newcomers mit gesamten Aufbaukos-
ten im Umfang der Fläche 0x2EM dargestellt. 

Da der Newcomer eine geringere Menge an Anschlüssen bereitstellt (x2<x1), 
treten allein aufgrund dessen Kostennachteile auf, die mit den Skalenvorteilen 
der Produktion zusammenhängen. Bereits aus diesem Grund kann also von 
technischen Ineffizienzen der Bereitstellung der Menge Xn durch zwei Betreiber 
gesprochen werden (siehe hierzu auch Abb. 6-3). Zusätzlich ist der Newcomer 
mit einer Konzessionsgebühr belastet, die seine Gesamtkosten insgesamt auf ein 
höheres Niveau anhebt.89 

Bei der Bereitstellung der Menge x2 an Anschlüssen zum (vorgegebenen) Be-
reitstellungspreis PE erwirtschaftet der Newcomer ein Defizit (negative Produ-
zentenrente) im Umfang der gepunkteten Fläche PEFDLDKx2• 

Eine Erweiterung der Versorgungsmenge durch die TP S.A. auf Xn, also eine 
Vergrößerung der bereitgestellten Anschlussmenge von XJ auf Xn, würde eine 
Erhöhung der Totalkosten des Incumbents auf 0xnHL und die Versorgung des 
ganzen Ortes aus einer Hand bedeuten. Damit würde der Kostenteil filr die sonst 
nicht von ihm angeschlossene Menge Xn-XJ (=x2) die Fläche XJXnHC (im linken 
Teil der Abb. 6-5) einnehmen. Die Totalkosten (TK) des Newcomers für den 
Anschluss dieser Menge belaufen sich dagegen auf die Fläche 0x2EM im 
rechten Teil der Abb. 6-5. 

Eine solche zusammengesetzte Verlegung der Anschlussmenge Xn führt zu einer 
technischen Ineffizienz der Bereitstellung im Umfang von: 

0xnHL (0x1CL + 0x2EM). 
(TK des Netzaufbaus von 1 Betrei-

ber ohne Konzessionsgebühr) 
(fK. der Menge x1 TK der Ortsnetzergän-

des Incumbents zung x2 durch den 
Newcomer) 

In diesem Fall sieht man, dass die Kostennachteile, die ein Newcomer allein auf-
grund der Skalenvorteile im Ortsnetz mit dem Anschluss einer geringeren Men-

19 Die gebllhrenbesierte Differenz der Kosten wird auch hier durch die vertikale Verschie-
bung der Kurven um die Höhe der geschlitzten Konzessionsgebühr (LM bzw. M-L) sowie 
den steileren Verlauf der beiden Kurven des Newcomers, der durch die stllrkere Kostende-
gression verursacht wird, dargestellt. Zu den tatsächlichen Höhen der Konzessionsgebüh-
ren siehe Kapitel 6.1.2, Abschnitt "Versteigerungsverfahren und Konzessionsgebühr". 

332 



ge hat (vgl. auch Abb. 6-3), durch die hinzukommende Konzessionsgebühr ver-
stärkt werden. Gleichzeitig verursacht die Belastung des Newcomers mit der 
Konzessionsgebühr einen Anstieg der "technischen" Ineffizienz,90 die ohnehin 
bei der Aufteilung des Ortsnetzversorgungsmenge Xn auf zwei Betreiber auftritt. 

6.3.3 Ineffizienz dieser 2-Betreiber-Lösung im Ortsnetz 

In Kapitel 6.2 wurde gezeigt, dass eine Zwei-Betreiber-Lösung in einem Orts-
netz bei gleichen Kostenstrukturen (gleicher Technologie) beider Betreiber 
zwangsläufig zu technischen Ineffizienzen beim Ortsnetzauf- und -ausbau filh-
ren muss. Diese treten aufgrund der natürlichen Monopoleigenschaft der "letzten 
Meile" - des Ortsnetzes (mit Skaleneffekten beim Auf- und Ausbau)- auf. 

Unterscheidet sich die von beiden Betreibern aufzubauende Menge in einem 
Ortsnetz (ungleiche Verteilung), so ist zusätzlich zu der technischen Ineffizienz 
des gesamten Aufbaus der Betreiber mit der geringeren Menge aufgrund der 
geringeren Ausschöpfung der Skalenvorteile (horizontale economies of scale 
und Dichtevorteile) benachteiligt. Wird einer der Betreiber mit einer zusätzli-
chen Kostenbelastung (z.B. Konzessionsgebühr) belegt, so ist er meist91 unab-
hängig von der angebotenen Menge dem unbelasteten Betreiber gegenüber in 
bezug auf die Kosten des Auf- und Ausbaus zusätzlich im Nachteil. 

In beiden Fällen wird der die höheren Kosten tragende Betreiber (auch ohne 
Preisregulierung) keine kostendeckenden Preise verlangen können. Sein maxi-
males Preisniveau wird er an den Preisen des kostengünstiger produzierenden 
Unternehmens ausrichten müssen, um mit ihm konkurrieren zu können. 

Besteht direkte Preisregulierung oder eine indirekte Preisvorgabe auf dem 
Markt, so vergrößert sich das Ausmaß der Ineffizienz der Bereitstellung um die-
se allokative Ineffizienz, da nicht von optimalen Preisen und Mengen ausgegan-
gen werden kann. Die Anbieter können bei einer nicht kostendeckenden Preis-
vorgabe keine Eigenwirtschaftlichkeit erreichen. Der Incumbent kann aufgrund 
der "Erschwinglichkeits"-Preisvorgabe oder Anschlussmengenverpflichtung die 
Preise filr seine Leistungen nicht kostendeckend setzen. Der aufgrund geringerer 
Skalenvorteile teurer produzierende Betreiber muss ebenfalls durch die nicht 
kostenbasierte Preissetzung (Preisvorgabe und/oder Ausrichtung an den Preisen 

90 Wobei der Begriff der "technischen" Ineffizienz hier natürlich nicht ganz adäquat ist, da 
sich die Ineffizienz ja aus der Skalenineffizienz (technisch) und der Konzessionsgebühr 
(finanziell) zusammensetzt. 

91 Eine Ausnahme davon könnte die Situation bilden, in der die Gebührenbelastung niedrig 
ist und dieser Betreiber eine größere Menge als der unbelastete Betreiber anbietet. Im Ex-
tremfall könnten die LOK des gebührenbelasteten Betreibers aufgrund der größeren Men-
ge und damit der besseren Ausschöpfung der Skalenvorteile unter den LOK des unbelaste-
ten Betreibers liegen. 
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des Erstanbieters) mit Defiziten rechnen.92 Diese Situationen wurden in den 
Abb. 6-4 und Abb. 6-5 mit dem Preis PE (erschwinglicher Preis) dargestellt. In 
diesem Fall treten bei dem Betreiber mit der kleineren Menge und/oder 
zusätzlicher (Konzessions-) Gebührenbelastung größere Defizite pro Anschluss 
auf.93 

In Polen wurde die Zwei-Betreiber-Lösung gewählt, um zu einer Vermehrung 
der Anschlüsse zu kommen. Dieses Ziel hätte unter (zumindest) technischer 
Effizienz und allokativer Ineffizienz (aufgrund der Preisvorgabe und der Betrei-
bertarifeinheit) erreicht werden können, falls die Newcomer lediglich gar nicht 
versorgte Regionen angeschlossen hätten, denn damit wären sie in den jeweili-
gen Ortsnetzen zu lokalen Monopolisten geworden. Bei einer geschlossenen Be-
trachtung der Ortsnetze und ihrer Aufbaukosten hätte die Monopolbetreiber-
situation zur technischen Effizienz des Aufbaus geführt.94 Der ergänzende Aus-
bau von Ortsnetzen ("Restanschlüsse") aber, die zusätzlichen Konzessions-
gebühren und die (erschwingliche) Preisvorgabe haben sowohl zu technischen, 
als auch zu allokativen Ineffizienzen geführt. 

Durch die Preisvorgabe sowie die ungleichen Bedingungen für die Betreiber 
haben die Newcomer ihre Investitionsvorhaben einschränken müssen. Die höhe-
ren Kostenstrukturen des Anschlusses ländlicher Ortsnetze, die für sie eine Ver-
größerung der beim Ausbau entstehenden Defizite bedeuteten, ermutigten sie 
eher dazu, in Städten bzw. bei Geschäftskunden Anschlüsse zu verlegen, als auf 
dem Land private Anschlüsse bereitzustellen. Damit konnten sie zum einen die 
Investitionsumfänge reduzieren und somit (unter gegebenen Bedingungen) die 
Defizite verringern. Zum anderen waren diese Anschlüsse mit höheren Erlöser-
wartungen verbunden, die zur Defizitdeckung verwendet werden konnten. Dies 
bedeutete jedoch gleichzeitig ein Scheitern der ministerialen Erwartung (des po-

92 Aufgrund der (zumindest teilweisen) Konkurrenz des Newcomers mit der TP S.A. in der 
jeweiligen Region sowie des Erschwinglichkeitskriteriums des Bereitstellungspreises, 
kann der Newcomer seine Bereitstellungsgebühr maximal auf TP S.A.-Niveau setzen. 
Zwecks KundengewiMung und Steigerung der eigenen Attraktivität köMte der Betreiber 
sogar gezwungen sein, seinen Bereitstellungspreis unter TP S.A.-Niveau zu senken, was 
sein Anschlussdefizit vergrößern wilrde. 

93 Durch den Einheitspreis muss der Betreiber in seinem gesamten Tätigkeitsgebiet von allen 
Kunden denselben Preis verlangen. Damit war und ist er gezwungen, seinen Preis an dem 
Preis des Incumbents und nicht an seinen tatsächlichen Anschlusskosten auszurichten. 
Eine Differenzierung der Preise zwischen den Gebieten ist damit nicht erlaubt. Vgl. WIK, 
Cullen (2001), S.210. 

94 Dabei wird die Möglichkeit nicht berücksichtigt, dass die Gebietsmonopolisten monopoli-
stische Ineffizienzen aufweisen köMen. 
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litischen Ziels) bzgl. der Verbesserung der Anschlusssituation auf dem Land 
durch diese Betreibergruppe. 

Aufgrund dieser ökonomischen und regulatorischen Rahmenbedingungen muss 
die Zwei-Betreiber-Lösung als Mittel zum Erreichen des gestellten Ziels der 
Versorgungsverbesserung als nicht geeignet beurteilt werden.95 

6.3.4 Auswirkungen der eingeschränkten Ortsnetzliberalisierung: Erfolg 
und Misserfolg bei widersprüchlicher Strategie 

Über die Zulassung von neuen Unternehmen in Ortsnetzen sollte die Verbrei-
tung von Telefonanschlilssen verbessert werden. Ein besonderes Problemfeld 
stellten die extrem unterversorgten ländlichen Gebiete dar. Gleichzeitig wurde 
eine disziplinierende Wirkung der Newcomer auf den lncumbent erwartet, der 
selber seine Versorgungsverpflichtung nur in unzureichendem Maße erfilllte.96 

Aufgrund des Fehlens eines entsprechenden regulatorischen Rahmens und der 
zusätzlichen Belastungen befanden sich die Ortsnetz-Newcomer jedoch in einer 
ökonomisch und regulatorisch benachteiligen Position.97 Betrachtet man die 
Rahmenbedingungen dieser atypischen Form der Liberalisierung des Telekom-
munikationsmarktes, fällt der grundsätzliche Konflikt von Ziel und gewählter 
Methode auf. 

Erstens hatten die Newcomer aufgrund der ökonomischen Merkmale von Orts-
netzen und der (meist) geringeren Menge an Anschlüssen, die sie anbieten konn-
ten, ohnehin eine ungünstigere Ausgangsposition bzgl. der Aufbaukosten (Kos-
tennachteile) als der etablierte Betreiber. 

Zweitens waren sie meistens mit einer relativ hohen Konzessionsgebühr98 belas-
tet, die ihre Investitionsmöglichkeiten stark einschränkte und ihre Kostenstruk-
turen verschlechterte. In dieser Hinsicht hatte das Kommunikationsministerium 
mit der Konzessionsgebühr eine zusätzliche Markteintrittsbarriere geschaffen. 

95 Betrachtet man die dargestellte Problematik zusammen mit den Informationen über die 
polnische Betrcibcrlandschaft in Kapitel 3.3, so erkennt man, dass die finanziellen Proble-
me der meisten Betreiber aufgrund dieser Kostennachteile entstanden sind. Nicht zuletzt 
hat auch die Höhe der Konzessionsgebühr die Defizite der Unternehmen vergrößert. 

96 Vgl. Piotrowski, Tokarz (2001); Wroclawski (2000a) oder Dornisch (2001), S.387. Der 
Betreiber sah sich ab einem gewissen Zeitpunkt nicht mehr dazu verpflichtet, die nationale 
Infrastruktur flächendeckend auszubauen und konzentrierte sich auf die gewinnbringend-
sten Gebiete/Gruppen bzw. Dienste. Das jahrelang institutionell gesicherte Monopol der 
TP S.A. bei Fern- und Auslandsverbindungen sowie die bereits angeschlossenen Ge-
schäftskunden sicherten ihr die gewinnbringendsten Märkte. 

97 Vgl. WIK, Cullen (2001), S.l sowie Dornisch (2001), S.388 und S.397. Dornisch (2001) 
bezeichnet die Telekommunikationspolitik der staatlichen Institutionen als kontinuierlich 
strategisch inkonsistent. 

98 Siehe dazu Kapitel 6.1.2, Abschnitt "Versteigerungsverfahren und Konzessionsgebühr". 
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Drittens konnten sie aufgrund der "Einheitstarif'-Vorgabe keine differenzierten, 
kostendeckenden Gebühren verlangen, sondern mussten sich bei der Festlegung 
der Bereitstellungsgebührenhöhe in jedem Gebiet an den "erschwinglichen" 
Tarifen des Incumbents orientieren, um konkurrenzfähig zu sein. 

Viertens wurden sie zusätzlich in ihrer Tätigkeit eingeschränkt, was ihre Posi-
tion gegenüber dem lncumbent weiter verschlechterte. Die Einschränkungen be-
standen zum einen aus der feinen Aufgliederung und Eingrenzung der Konzes-
sionsgebiete, zum anderen aus der Einengung der erlaubten Dienstepalette. Bei-
de Elemente verwehrten ihnen den Zugang zu Ressourcen, die sie für die Quer-
finanzierung der defizitären Anschlüsse benötigten. Dabei wurde gerade der 
Anschluss der ländlichen, unprofitablen Kunden von ihnen erwartet, was mit ho-
her Investitionsbelastung und geringen Erlöserwartungen verbunden war. Erst 
im Jahre 1999 wurden für diese Betreiber geeignete Mechanismen eingeführt, 
die sie (in allerdings beschränktem Maße) bei der Anschlussverlegung unterstüt-
zen sollten.99 

Fünftens wurden die Newcomer vor Machtmissbrauch durch den Incumbent 
weder gesetzlich noch faktisch geschützt. Wettbewerbsschädigende Praktiken 
der TP S.A. wurden in keiner Weise vom Kommunikationsministerium unter-
bunden.100 

Hinzu kommt die Ausrichtung der Liberalisierungsgeschwindigkeit an der 
TP S.A.-Privatisierung, für welche die Öffnung des Marktes und die Einführung 
von Wettbewerb "geopfert" wurden.101 Das gewählte Liberalisierungsmodell des 
Marktes hat in den letzten Jahren der Leitgedanke geprägt, keine Schritte zu 
unternehmen, die den Wert des staatlichen Telekommunikationsunternehmens 
vor dessen Privatisierung senken könnten. 102 

99 Siehe dazu Kapitel 6.1.3. 
100 Als Beispiel seien hier sog. "Pilotprojekte" der TP S.A. genannt. Der Incumbent fllhrte 

oftmals zusätzliche Preissenkungen in den Gebieten durch, in denen seine größten priva-
ten Rivalen tätig waren, womit deren Defizite weiter vergrößert wurden. Vgl. Swiderek 
(2001) und Wroclawski (2001a). 

101 Diese Annahme wurde direkt vom ehemaligen Kommunikationsminister bestätigt, der die 
Verzögerung bei der Öffnung der Märkte als gezielte Regierungsmaßnahme mit dem Na-
men "kontrollierte Liberalisierung" belegte. Demnach sollte diese Verzögerung ein Zuge-
ständnis an den künftigen Hauptinvestor der TP S.A. sein, um die erwarteten und fllr den 
Staatshaushalt dringend notwendigen Mittel realisieren zu köMen. Vgl. Tr~bski (2001), 
MinisterLitcznosci (2001b) und Wroclawski (2000a). 

102 Die TP S.A.-freundliche Politik des Kommunikationsministeriums ist unter anderem auch 
in der Zurllckhaltung der Warschauer Konzession zu sehen. Diese wurde im letzten Schritt 
der Konzessionierung Ende 1999 versteigert, womit das Monopol der TP S.A. in diesem 
strategischen Gebiet längstmöglich geschützt worden war. Es wird geschätzt, dass War-
schau als Verwaltungs- und Wirtschaftszentrum des Landes bis zu 40% des nationalen 
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Sechstens war die Möglichkeit der privaten Betreiber, für den kostenintensiven 
Ausbau von Netzen um ausländisches Kapital zu werben, beschränkt. 103 

Siebtens beruhten die ungünstigen Bedingungen des Markteintritts der privaten 
Betreiber nicht zuletzt auf dem Fehlen vieler notwendiger Vorschriften, die 
sowohl ihren Markteintritt, als auch die Handhabung der auftretenden Probleme 
erleichtert hätten. Aufgrund dessen und der Nichtvorhersehbarkeit der zukünfti-
gen Regelungen erhöhte sich das Investitionsrisiko und verzögerten sich die 
Problemlösungen. 

Das Kommunikationsministerium hat offensichtlich in der Kurzsichtigkeit der 
angewandten Politik sowohl das Prinzip des Universaldienstes, als auch die 
langfristigen Vorteile eines weitgehenden Netzausbaus außer acht gelassen. Da-
runter sind sowohl jährliche zusätzliche Einnahmen für den Staatshaushalt, als 
auch die sozial-, regional- und wirtschaftsfördernden Aspekte des Netzausbaus 
zu verstehen. 

Überraschenderweise zeigen polnische Erfahrungen jedoch, dass die Anwesen-
heit der kleinen Konkurrenten der TP S.A. mit ihren stark eingeschränkten Mög-
lichkeiten trotzdem disziplinierend auf den Incumbent gewirkt hat. In Regionen, 
die noch nicht bzw. unzureichend angeschlossen waren, führte nicht selten der 
Anfang von Bauarbeiten des Newcomers zu einer sofortigen Bauaufnahme sei-
tens der TP S.A. So wurden in Regionen, die bereits 10 Jahre auf einen TP S.A.-
Anschluss warteten, der bis dahin angeblich aus technischen Gründen nicht er-
folgen konnte, parallel Bauarbeiten von zwei Bautrupps begonnen, wortwörtlich 
auf beiden Seiten der Strasse:04 

Die angewandte Liberalisierungspolitik beeinflusste jedoch die Marktentwick-
lung und resultierte zum einen in relativ geringen zusätzlichen Anschlusszahlen 
der privaten Betreiber, zum anderen in einer sich verschlechternden finanziellen 
Situation der Unternehmen. 

Gesprächsverkehrs generiert. Ein Grossteil davon entfiillt sicherlich auf die vielen Ge-
schäftskunden, doch auch private Kunden bringen durchschnittlich höhere Einnahmen als 
im Rest des Landes. Vgl. Kulisiewicz (2001a) sowie Domisch (2001), S.398f. 

103 Es galt die Vorgabe einer polnischen Kapitalmehrheit von mind. 51 %. Vgl. Ustawa o htcz-
nosci (1990), Art.16 Abs.2 Pkt.4. 

104 Vgl. Kulisiewicz (2001b); o.V. (1999), S.4 und TD S.A. (2001). Die offenbare Bedrohung 
dürfte auf der Eigenschaft der Ortsnetzstruktur basieren, demach der Besitz des Zugangs 
zum Kunden die Position des Betreibers im jeweiligen Gebiet sichert. Der Aufbau einer 
duplizierenden Leitung ist in dem Fall mit viel höherem Risiko verbunden, da auch die 
Wechselwilligkeit der potentiellen Kunden berücksichtigt werden muss. 
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Erwartete und erreichte Teilnehmerzahlen der privaten Betreiber 

Der Dyopol-Gedanke der staatlichen Institutionen hat so zusammen mit den 
Rahmenbedingungen seiner Umsetzung nicht die erwarteten Resultate in bezug 
auf die Anschlussvermehrung gebracht. Wie man in Kapitel 3.1.2 sehen kann, 
hat sich die Penetrationsrate Polens seit 1989 zwar verbessert, bleibt jedoch 
immer noch stark unter dem europäischen Niveau. 

1500 -,----------==:--=--------
1250 -+--------f 

1000 +------1 

750 +------1 

500 

250 

04-----1--~ 
1998 1999 2000 2001 

o erwartete Neuansch Osse n Tsd. 
• tatsächliche Neuanschlüsse in Tsd. 

2002 

Anmerkung: Angaben mit ,,.,. beziehen sich auf Prognosen der CA 1B, die In der Quelle 
angegeben werden. Als Werte bzgl. der tatsächlichen Anschlusszahlen werden diejenigen 
verwendet, die in Kapitel 3.3.2 ermittelt wurden (Tab. 3.3.2-1), da die Angaben aus der o.g. 
Quelle von den ermittelten Werten stark abweichen und nicht bestätigt werden können. 

Eigene Darstellung anhand von Piotrowski, Tokarz (2001). 
Abb. 6-6: Vom Kommunikationsministerium erwarteter und tatsächlicher jähr-

licher Teilnehmerzuwachs bei den privaten Netzbetreibern 10s 

Das Ausmaß der Überschätzung des Kommunikationsministeriums in bezug auf 
die durch die Zwei-Betreiber-Lösung erwarteten Anschlusszuwächse zeigt, zu-
sammen mit den tatsächlich durch die privaten Betreiber erreichten Anschluss-
zahlen, die Abb. 6-6. 

Trotz der behandelten Probleme und Einschränkungen der neuen Betreiber und 
der Vorgehensweise des Ministeriums diesen Unternehmen gegenüber schien 

ios Die steigende Zahl der für 2001 (und möglicherweise auch 2002) geschätzten, tatsächli-
chen Anschlüsse dOrfte haupts!ichlich auf den Anschlusserfolgen des Betreibers Telefonia 
Lokalna S.A. - DIALOG basieren. Wie in Kapitel 3.3.2 beschrieben wurde, bildet dieser 
Betreiber jedoch aufgrund seiner klaren Eigentümerstruktur eine Ausnahme unter den pri-
vaten Betreibern. Anzumerken ist auch, dass der Eigentümer des Betreibers ein staatliches 
Unternehmen ist. 
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die Institution eine weiterreichende Versorgung zu erwarten, ohne jedoch ent-
sprechende Markteintrittsbedingungen für die Newcomer zu schaffen. Als Re-
sultat der verfolgten Liberalisierungspolitik wurden jedoch weitaus weniger Ein-
wohner angeschlossen, als möglich gewesen wäre. 

Im dargestellten Zeitraum (vgl. Abb. 6-6) sollten laut den Erwartungen des 
Ministeriums über 4,3 Mio. neue Anschlüsse durch die Newcomer verlegt wer-
den. Tatsächlich waren bis Ende 2001 nur ca. 850 Tsd. Anschlüsse von den neu-
en Betreibern installiert worden. Damit hatten die privaten Betreiber lediglich 
6,5% des Zugangsmarktes gewinnen können.106 Unter den gegebenen Liberali-
sierungsumständen sind jedoch die in Abb. 6-6 dargestellten tatsächlichen Zu-
wächse an Anschlüssen der privaten Betreiber sowie die in Kapitel 3.3.2 be-
schriebenen Erfolge der Unternehmen als durchaus beachtenswert anzusehen. 

Die somit erfolgte Einschränkung des geplanten Ausbaus haben hauptsächlich 
ländliche Regionen zu spüren bekommen. Diese Regionen bilden ebenfalls die 
Mehrheit unter den Anschlussanwärtern. Die in den Jahren 2000 und 2001 zu 
beobachtende Verlangsamung des Anschlusstempos der TP S.A. hängt mit einer 
"weitgehenden Sättigung" des Marktes der profitablen Anschlüsse zusammen. 
Das Unternehmen plant, die unprofitablen Gebiete nicht weiter auszubauen, da 
die extrem hohen Investitionskosten in keinerlei Verhältnis zu den erwarteten 
Erlösen in diesen Regionen stehen.1°7 

Struktur der Landanschlüsse nach bereitstellendem Betreiber 

Trotz der ungünstigen Kosten- und Erlöscharakteristika betrug der Zuwachs der 
ländlichen Anschlüsse im Jahr 1999 (in Relation zu 1998) bei den privaten Be-
treibern 101%, bei der TP S.A. im gleichen Zeitraum lediglich 28%. 101 Der von 
privaten Betreibern gewonnene Marktanteil bei ländlichen Teilnehmern sowie 
die Proportionen der ländlichen und städtischen Anschlüsse dieser Betreiber und 
der TP S.A. werden in Abb. 6-7 präsentiert. 

Die Anteile der ländlichen Anschlüsse, die von den Newcomern verlegt wurden, 
sind zwischen den einzelnen privaten Unternehmen sehr unterschiedlich.109 Auf-
grund des Unterschieds in der Teilnehmer-Struktur zwischen der TP S.A. und 
den anderen Betreibern entsteht der Eindruck, dass für letztere ländliche Regio-
nen eine höhere Priorität gehabt haben mussten als für den Incumbent. Anderer-
seits gehörten hauptsächlich ländliche Regionen zu den Märkten, die gar nicht 

106 Siehe dazu auch Kapitel 3.3.2. 
107 Vgl. Piotrowski, Tokan (2001); R6zynski (2001); CA 18 (2001), S.26 und WIK, Cullen 

(2001), S.211. 
101 Vgl. WIK, Cullen (2001), S.200. 
109 So beträgt der Anteil der ländlichen Anschlüsse bei der PTO 74,1% aller verlegten An-

schlüsse, bei der Netia dagegen 20,3%. Von DIALOG's Kunden sind nur 4,8% ländliche 
Teilnehmer. Vgl. URT (2001) Siehe auch Kapitel 3.3.2. 

339 



bzw. unvollständig versorgt waren. Der Markteintritt in diese Gebiete war für 
die Newcomer mit geringeren Risiken (keine Netzduplizierung), jedoch gleich-
zeitig mit höheren Investitionen (und höheren Defiziten) verbunden.110 

Struktur der Ulndllchen 
Teilnehmer 

Private 
Betreiber 

8,3% 

TPS.A 

•

91 ,7% 

Struktur der Teilnehmer der 
privaten Betreiber 

Stadl 
70,6% 

Eigene Darstellung anhand von URT (2001). 

Struktur der Teilnehmer der 
TPS.A. 

Stadt 
77% 

Abb. 6-7: Struktur der Teilnehmer (Stadt/Land) bei den Betreibern, Ende 2000 

Anhand der linken Graphik der Abb. 6-7 und des Marktanteils der privaten Be-
treiber am nationalen Anschlussmarkt von 6,5% sieht man, dass im Bereich 
ländlicher Anschlüsse die privaten Unternehmen bis Ende 2000 einen etwas 
größeren Marktanteil gewinnen konnten als in der Stadt.111 In absoluten 
Anschlussmengen besteht jedoch der 8,3%-ige Marktanteil der Newcomer an 
Anschlüssen auf dem Land aus lediglich knapp über 209 Tsd. Anschlüssen. Die 
gesamte Zahl der Anschlüsse auf dem Land lag Ende 2000 bei ca. 2,5 Mio. Der 
Anteil der auf dem Land lebenden Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung hin-
gegen beträgt 38%, was ca. 14,7 Mio. Personen entspricht.112 Aus diesem Grund 
kann nur in beschränktem Maße von einer absoluten Verbesserung der Situation 
der ländlichen Telekommunikationsinfrastruktur aufgrund des Vorhandenseins 
von privaten Ortsnetzbetreibern gesprochen werden. 

Trotz der (angeblich) beschleunigten Bemühungen um die Rebalancierung der 
Tarife in den letzten Jahren ist die vom Ministerium implementierte Lokalbetrei-
berpolitik ökonomisch ineffizient geblieben. Das im internationalen Vergleich 
langsame rebalancing tariffs, die hohen Konzessionsgebühren und Probleme bei 
der Kapitalgewinnung auf dem nationalen und internationalen Markt haben die 

110 Nicht zuletzt spricht der Ursprung vieler privaten Betreiber (als genossenschaftliche Ei-
geninitiativen der Bevölkerung) ftlr einen Anschluss ländlicher Teilnehmer. Siehe auch 
Kapitel 6. 1.1. 

111 Vgl. URT(2001). 
112 Siehe Kapitel 3.2.3 und 3.2.4. 
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Expansions- und Investitionspläne vieler lokaler Betreiber vereitelt. 113 Hoch ver-
schuldet aufgrund der defizitären Ausbauinvestitionen und der Konzessionsge-
bühren fokussieren diese Betreiber nun auch verstärkt auf die Geschäftskunden-
gruppen und schränken ihre Investitionen in bezug auf ( vor allem ländliche) 
Privatanschlüsse stark ein.114 

Einfluss der Konzessionsgebührenhöhe auf die Betreiberkondition 

Eine Konsequenz der Konzessionsgebührenbelastung, welche die Asymmetrie 
zwischen den privaten Betreibern und der TP S.A. vergrößert, ist auch die ste-
tige Verschlechterung der ohnehin schwachen, finanziellen Position der privaten 
Unternehmen, gekennzeichnet durch Firmenuntergänge sowie sich häufende 
Unternehmenszusammenschlüsse. 115 

Die Belastung durch die Konzessionsgebühren spiegelt sich in der Höhe der 
bestehenden Verschuldung der Betreiber dem Staat gegenüber wider. Bis Mitte 
2001 standen noch ca. 1 Mrd. PLN (ca. 273 Mio. EUR) an Konzessionsgebüh-
ren aus. Die gesamte Summe der Konzessionsgebühren betrug ca. 3 Mrd. PLN 
( ca. 819 Mio. EUR).116 

Nach Aussage des Wirtschaftsministers kommt ein Erlass der ausstehenden 
Konzessionsgebühren bzw. eines Teils davon aufgrund der schwierigen Situa-
tion der Staatshaushaltes nicht in Frage.117 Das derzeitige Angebot des Wirt-
schaftsministers beschränkt sich auf eine Verlängerung der Abzahlungsfrist, be-
lastet mit Verzugszinsen, was zweifelsfrei die ohnehin schlechte Finanzsituation 
der Unternehmen langfristig nicht verbessern wird. 

Es ist fraglich, ob ein Verzicht auf die Konzessionsgebühr oder eine Verlänge-
rung der Abzahlungsfrist die Anreize der Newcomer, in ländlichen Gebiete zu 
investieren, gesteigert hätte. Die Versorgung dieser Regionen bliebe ohnehin de-
fizitär.111 Damit wären jedoch zumindest die finanzielle Belastung der Unterneh-
men und die entstehenden Defizite nicht unnötig zusätzlich vergrößert worden. 

Der Verzicht auf die Konzessionsgebühr hätte zudem zu einem Einsatz dieser 
Mittel für Investitionen führen können, was dem Staat längerfristig größere Vor-

113 Vgl. Damisch (2001), S.389 und Ustawa o 11\_cmosci (1990), Art.16 Abs.2 Pkt.4. 
114 Vgl. CA 1B (2001), S.26. 
115 Vgl. Mincer(2001). 
116 Vgl. Piotrowski, Tokarz (2001). Zum verwendeten Wechselkurs (2001) der Polnischen 

Staatsbank siehe Tab. 3-18. 
117 Erste Klagen der betroffenen Betreiberuntemehmen sind bereits eingereicht worden. Sie 

berufen sich auf die laut Telekommunikationsgesetz ab 1.01.2002 auf 2,5 Tsd. EUR (Fest-
netz) verringerte Gebührenhöhe. Vgl. o.V. (2001g), Prawo telekomunikacyjne (2000), 
Art.3 Abs. l und 2 und Minister Ll\_cmosci (2000b ), §2. 

118 Vgl. WIK, Cullen (2001), S.189 und S.210 sowie Kosielinski (2001). 
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teile und Einnahmen gebracht hätte als die Konzessionszahlungen. Anders aus-
gedrückt, wäre es für den Staat vorteilhafter gewesen, wären die für die Konzes-
sion aufgewandten Mittel in Teilnehmeranschlüsse investiert worden: 19 Schät-
zungen zufolge kann ca. 1 Mio. EUR, die in Telekommunikation investiert wer-
den, innerhalb von 15 Jahren ca. 3,3 Mio. EUR direkter Staatseinnahmen (Steu-
ern) und 34 Mio. EUR indirekter Einnahmen generieren. 120 

Rechnet man allein den arithmetischen Mittelwert der Konzessionsgebührenhö-
he für 17 Woivodschaften (exkl. Warschau), fast 23 Mio. EUR;21 auf die dafür 
mögliche zu verlegende Anzahl von Anschlüssen um, so ergibt das den Gegen-
wert von ca. 20,4 Tsd. Anschlüssen.122 Eine solche pauschale Berechnung sug-
geriert zumindest, dass es im Interesse des Ministeriums (also des Staates) lie-
gen sollte, den schnellen Aufbau der privaten Netze zu fordern, um zum einen 
die Prinzipien des Universaldienstes zu verwirklichen, zum anderen die Haus-
haltseinnahmen zu steigern. Die vom Ministerium angewandte Politik zog 
jedoch die einmaligen Einnahmen in Form der Konzessionsgebühren vor und 
schränkte damit den Ausbau privater Netze ein. 

Bei der Betrachtung der Unternehmensseite kann jedoch auch die Bietstrategie 
der zumeist kleinen und finanziell schwachen Betreiber nicht ganz nachvollzo-
gen werden, die ihre geringen Mittel für die Konzession ausgaben und oftmals 
aus diesem Grund die Menge der anzuschließenden Teilnehmer stark einschrän-
ken mussten. 123 Die Betreiber scheinen sich bei der Einschätzung der Tragbar-

119 Vgl. R6zytiski (1998), S.3. 
120 Vgl. Swiderek (2001a). Zu den direkten und indirekten Einnahmen würden z.B.: Steuern, 

Sozialversicherungsbeiträge, Zölle, lokale Gebühren u.11. gehören. Zu einer weiteren 
Schätzung der generierten zuslltzlichen Einnahmen siehe z.B. Pajdowski (1996) Schlltzun-
gen der Einnahmen aus Telekommunikationsinvestitionen können aufgrund unterschiedli-
cher Berechnungsmethoden und Zeiträume differieren. Die Vorstellung einer der Schät-
zungen dient hier nur dem Zweck der Darstellung des Ausmaßes des Problems und ist we-
niger als absolute Angabe zu verstehen. 

121 Die durchschnittliche Kostenhöhe eines Anschlusses wird nach Minister LI\_Czno§ci 
(2001c), S.20 bei ca. 1.000 USD (ca. 1.130 EUR) angenommen. Für die Umrechnung die-
ser Kostenhöhe in EUR wird der mittlere Tageswechselkurs vom 28.11.2001 verwendet, 
demnach 1 USD=l,13212 EUR. Zu den Wechselkursen siehe Internet-Quelle: 
http://wechselkurse.laenderservice.de/, Stand 11.2001. 

122 Mit dieser einfachen Umrechnung soll lediglich die Größenordnung der Gebühren ver-
deutlicht werden. Zur Höhe der Gebühren siehe auch Kapitel 6.1.2, Abschnitt "Versteige-
rungsverfahren und Konzessionsgebühr". 

123 Den Unternehmen waren der Umfang der benötigten Investitionsmittel sowie der Ein-
schränkungen ihrer Tätigkeit bekannt. Eventuell nicht vorhersehbare Faktoren bzw. Fakto-
ren, deren Ausmaß nicht planbar war, können die Verzögerungen durch die TP S.A. und 
ihre Gegenmaßnahmen sowie die TP S.A.-freundliche und -schützende ministeriale Politik 
darstellen. Diese Vorgehensweise des Ministeriums ist vor allem im Zuge der fortschrei-
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keit der Höhe der Gebühren oft verschätzt zu haben, da sie (unter anderem auf-
grund dessen) die deklarierten, zu erreichenden Teilnehmerzahlen (Investitions-
ziele) meist vom ersten Jahr an nicht realisieren konnten.'24 

6.4 Die geplante zukünftige Vorgehensweise zur Förderung des 
Netzausbaus auf dem Land 

Die verbleibende, extrem schlechte Situation der Telekommunikation in ländli-
chen Regionen wird sowohl in Polen, als auch von externen Organisationen als 
eines der größten Probleme dieses Marktes gesehen. 125 

Aufgrund dieses Problems wurde im Jahre 1997 die Position des "Regierungsbe-
auftragten in Sachen Telekommunikation auf dem Land" geschaffen (weiterhin 
Beauftragter), der Konzepte zur Unterstützung der Telekommunikationsinfra-
strukturentwicklung auf dem Land erarbeiten sollte.126 Im Jahre 2000 wurde von 
dem Beauftragten die "Strategie der Entwicklung der Telekommunikation auf 
dem Land"127 (weiterhin "Strategie") verfasst. 

Aus der in der "Strategie" erfolgten Beschreibung der Situation der ländlichen 
Ortsnetze resultiert die unausweichliche Erkenntnis der extrem schlechten An-
schlussversorgung. Es werden mögliche Entwicklungsrichtungen der Flächende-
ckung präsentiert und Ziele des zu erreichenden Versorgungsgrades formuliert. 
Trotzdem bleibt die Strategie jedoch sehr oberflächlich, spricht pauschal von 
der Notwendigkeit einer Verbesserung der Netzentwicklung und ihrer Bedeu-
tung im regionalen und nationalen Ausmaß. 

Es wird betont, dass dem Staat bei der Entwicklung der ländlichen Netze die 
Pflicht der Unterstützung des Ausbaus und der Gewährleistung der Erschwing-

tenden Privatisierung des lncumbents zu sehen gewesen. Vgl. dazu Kapitel 3.3.1 sowie 
Dornisch (2001), S.390. 

124 Verpflichtungen bzgl. der Investitionshöhe und einer zu erreichenden Anzahl an Teilneh-
mern in den jeweiligen Jahren sind an die Konzession geknüpft. Faktisch werden diese 
Verpflichtungen jedoch nicht sanktioniert. Vgl. R6zynski (2000b ). 

125 Vgl. Europäische Kommission (2000), S.65 sowie Internet-Seiten der Telekommunika-
tionsabteilung im Infrastrukturministerium, die dem Problem der ländlichen Telekommu-
nikation gewidmet sind unter: http//www.ml.gov.pl/polski/telnawsi/index.html, Stand 
11.2001. 

126 Die Position wurde im Jahr 2001 wieder aufgelöst und die Aufgaben einer Abteilung des 
lnfrastrukturministeriums übertragen. Vgl. Rada Ministr6w (1997) und Rada Ministr6w 
(2001b), §1 Pkt.5. 

127 Minister L11.cznosci (2000) und Minister L11.cznosci (2001c). Diese Herangehensweise an 
das Problem der unterentwickelten ländlichen Festnetzinfrastruktur wurde wohlwollend 
von der Europäischen Kommission zur Kenntnis genommen. Vgl. Europäische Kommis-
sion (2000), S.65. 
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lichkeit der Bereitstellungsgebühren obliegt. 121 Ein verstärkter Anschluss der 
Landbewohner auf kommerzieller Basis wird erst zum Zeitpunkt der völligen 
Sättigung der profitablen Märkte erwartet, wenn die Betreiber zusätzliche Teil-
nehmer nur auf dem Land gewinnen können. Bei den langen Investitionszeiträu-
men würde dies jedoch eine weitere, jahrelange Verzögerung für ländliche Ge-
biete bedeuten, während der sie immer mehr zur wirtschaftlichen Peripherie 
werden würden. 129 

Die Ansicht der Notwendigkeit der staatlichen Förderung von ländlichem Netz-
ausbau wird auch von der Europäischen Union vertreten, und entsprechende 
Maßnahmen werden von den staatlichen Organen erwartet.130 Im Sinne der ge-
forderten staatlichen Unterstützung stellt die "Strategie" einen möglichen Lö-
sungsansatz dar, der die tatsächliche Entwicklung der ländlichen Netze mit ge-
zieltem staatlichen Engagement fördern sollte/könnte. 

6.4.1 PP-P als mögliche Lösung für unterentwickelte Regionen? 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen beziehen sich auf die Zusammenarbeit von 
privaten Unternehmen und staatlicher Verwaltung. Das Programm der "öffent-
lich-privaten Partnerschaft" ("Partnerstwo Publiczno-Prywatne" - weiterhin PP-
P) sieht eine gemeinsame Umsetzung von Investitionsprojekten durch private 
Firmen (Betreiber, Technikunternehmen u.ä.), die ländliche Bevölkerung und 
Gemeindeverwaltungen vor. Dabei sollen sowohl private als auch öffentliche Fi-
nanzmittel eingesetzt werden und so zur Steigerung der Geschwindigkeit und 
des Umfangs des Ausbaus beitragen.131 Gleichzeitig soll die Gründung von ge-
meinsamen Aufbau-Unternehmen (als GmbH's)132 den Erhalt von EU-Fördermit-
teln ermöglichen. 133 Nach abgeschlossenem Netzaufbau würde die GmbH ent-

121 Vgl. Minister L1tcmosci (2001c), S.6. Ohne diese Maßnahmen wird ein völliger An-
schlussstop in ländlichen Regionen und eine Fokussierung der Betreiber nur auf gewinn-
bringende und weniger kostenintensive Gebiete befürchtet. 

129 Vgl. Minister L1tcmosci (2001c), S.16. 
130 Vgl. z.B. Europäisches Parlament (1998), Art.3 Pkt.1. 
131 Vgl. Minister L1tcmosci (2001c), S.30f. Bei gemeinsam gegrllndeten Netzbauunterneh-

men würde sich aufgrund der verschiedenen Mittelquellen das Investitionsrisiko verteilen. 
132 Der Vorschlag des Beauftragten zur Umsetzung der PP-P umfasst auch einen Musterver-

trag zwischen den Gesellschaftern und eine Begrllndung der Wahl der Gesellschaftsform. 
Vgl. Minister L1tcmo§ci (2001f). 

133 Vgl. Minister L1tcmosci (2001c), S.31. Laut des Dokuments soll die EU solche Projekte 
mit direkter Hilfe in Höhe von 20 Tsd. EUR pro Projekt aus dem Fonds fllr die Entwick-
lung ländlicher Regionen unterstützen. 
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weder das Netz an den Betreiber (Gesellschafter) vermieten oder es an densel-
ben verkaufen und sich auflösen. 134 

Im Hinblick auf dieses Projekt wurde vom Kommunikationsministerium der 
Versuch unternommen, diejenigen Regionen zu definieren, die insbesondere von 
einer langfristigen Nichtversorgung unter Marktverhältnissen betroffen wären. 
In diesen Gebieten sollten sowohl zusätzliche staatliche Interventionen als auch 
die PP-P's die Versorgung sicherstellen. 

Die Unterteilung der ländlichen Regionen, basierend auf der alten Woivod-
schaftsaufteilung (Nummerierungszonen), berücksichtigt die Faktoren Bevölke-
rungsdichte, Durchschnittseinkommen und bestehende Anschlussdichte.135 Die 
Zuordnung der einzelnen Regionen zu den einzelnen (von drei) Gruppen wird in 
Abb. 6-8 dargestellt und bedeutet: Gruppe I (weiß) - Notwendigkeit der staatli-
chen Unterstützung bei gleichzeitiger Anwendung des PP-P -Programms, Grup-
pe II (fein gepunktet) - Anwendung des PP-P-Programms, Gruppe III (grob ge-
punktet) - keine Unterstützungsnotwendigkeit. Zu der Gruppe I (weiß) gehören 
Regionen, die am meisten von Ausbaueinschränkungen bzw. vom Ausbaustop 
bedroht sind. 

Trotz dieses Ansatzes bleibt die "Strategie" jedoch sehr allgemein und definiert 
nicht, in welcher Höhe oder auf welche Weise diese staatliche Finanzierung oder 
Förderung erfolgen sollte, obwohl dies einen entscheidenden Punkt der Zielset-
zung dieses Dokuments darstellen müsste. Es wird nicht überzeugend begründet, 
wieso diese Form vor allem für Betreiberuntemehmen, aber auch für die sonsti-
gen privaten Firmen attraktiver sein sollte als das 1999 von der TP S.A. einge-
stellte SKT-Modell.136 

Auch wird nicht darauf eingegangen, in welchem Umfang die Beteiligung der 
Gemeinden erfolgen sollte, deren Finanzierungsbeitrag wahrscheinlich für die 
Partizipation der privaten Unternehmen entscheidend wäre. Dass das Engage-
ment und die (begrenzten) Mittel der interessierten Bevölkerungsgruppen als 
Anreiz für Unternehmen nicht ausreichend sein dürften, wurde eben durch das 
Scheitern des SKT-Modells bestätigt. 

Solange also keine konkrete Umsetzung der möglichen staatlichen Förderung 
entwickelt und vorgelegt bzw. die Vorteile der teilnehmenden Privatunterneh-

134 Im ersten Fall würden die Einnahmen der PP-P-Gesellschaft aus der Vermietung des Net-
zes und die des Betreibers aus dem abgewickelten Verbindungsverkehr stammen. 

135 Vgl. Minister L11.cznosci (2001 c ), S.21 f. Das Durchschnittseinkommen hat Einfluss auf die 
Höhe der akzeptierten (erschwinglichen) Bereitstellungsgebühr und die zu erwartenden 
Einnahmen aus dem generierten, ausgehenden Verbindungsverkehr. 

136 Siehe dazu Kapitel 6.1.3, Abschnitt "Zusammenarbeit der Bevölkerung/der Gemeinden 
mit der TP S.A.". 
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men überzeugend präzisiert werden, muss das Projekt als bloße Wunschvorstel-
lung der staatlichen Institutionen gesehen werden. 

mi Gruppe III 
[JJ Gruppall 
D Gruppal 

Eigene Darstellung anhand von Minister lqcznosci (2001 c), S.23. 
Abb. 6-8: Zuordnung der lllndlichen Regionen zu den vom Kommunikations-

ministerium definierten Problemgruppen137 

6.4.2 GSM-Mobilfunk und NMT-4S0 als Alternative zum Festnetz-
anschluss? 

Mobilfunk 

In der "Strategie" wird ebenfalls die Möglichkeit des Einsatzes der Mobilfunk-
kommunikation als Substitut zum leitungsgebundenen Zugangsnetz in Betracht 
gezogen. Der momentane Einsatz von Mobilfunk als einzigem Telefonanschluss 
für die Landbevölkerung ist aufgrund der wesentlich höheren Kosten des Mobil-
funks und des im Verhältnis dazu relativ geringen Einkommens dieser Teilneh-
mergruppen nicht möglich. Für Einwohner, die einer selbständigen landwirt-
schaftlichen Tätigkeit nachgehen, würde der Einsatz von Mobilfunk zur Zeit 
noch eine bedeutende Verteuerung ihrer Produktion bedeuten. Dabei ist zu be-
achten, dass die Kostenbarriere nicht nur auf seiten der potentiellen ländlichen 
Mobilfunkteilnehmer läge, sondern aufgrund des calling-party-pays-Systems 

137 Zur Verteilung der Großstädte (Wirtschaftszentren) auf die einzelnen Woivodschaften und 
zu den Woivodschaftsnamen siehe Abb. 3-15. Zur Festnetzpenetration auf dem Land in 
den einzelnen Woivodschaften siehe Kapitel 3.2.4. 
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auch aufseiten der diese Teilnehmer anrufenden Personen.138 Um ökonomische 
Substituierbarkeit zu ermöglichen, sind also zunächst bedeutende Senkungen der 
Mobilfunkpreise sowie der Festnetzpreise bei Anrufen in Mobilfunknetze abzu-
warten. Unabhängig davon stellt der Mobilfunk zur Zeit noch kein vollwertiges 
technisches Substitut des Festnetzanschlusses dar. 139 

Ein sich möglicherweise in Zukunft entwickelnder substitutiver Einsatz des Mo-
bilfunks zum (nicht vorhandenen) Festnetzanschluss auf dem Land wäre jedoch 
als marktbedingt zu sehen und nicht als Erfolg staatlicher Telekommunikations-
politik.'40 

NMT-450 als radiobasiertes, festes Zugangsnetz 

Der älteste polnische Mobilfunkbetreiber (PTK Centertel) verfügt weiterhin über 
ein flächendeckendes 141 analoges Mobilfunknetz, das in der Technologie NMT-
450 betrieben wird. Da PTK Centertel seit 1999 im GSM-Markt tätig ist und das 
analoge Netz nur noch von wenigen Teilnehmern genutzt wird, erwägt der 
Eigentümer des Unternehmens (TP S.A.) den Einsatz des vorhandenen NMT-
450 Netzes als radiobasiertes Zugangsnetz (WLL).142 

Es ist davon auszugehen, dass die Kosten der notwendigen Umrüstung des be-
stehenden NMT-450 Netzes für WLL-Zwecke und der Montage der Anlagen bei 
den ländlichen Teilnehmern geringer wären als im Falle der Verlegung von Teil-
nehmeranschlussleitungen (Kupferdoppelader). 143 

Solch ein Einsatz dieses analogen Mobilfunknetzes wird vom Gesetzgeber seit 
dem 11.09.2001 144 zugelassen; bei der Nutzung wird kleinen Orten und länd-
lichen Regionen der Vorrang eingeräumt.145 

138 Calling-party-pays bezieht sich auf die gültige Praxis der Gesprächsgebührenübemahme 
durch den Anrufenden. 

139 Vgl. Burr (1995), S.111. Der fehlende technische Substitutionscharakter basiert haupt-
sächlich auf eingeschränkten Übertragungsmöglichkeiten (Fax, Daten, u.ä.). Siehe dazu 
z.B. Abb. 1-3. Der Anteil der zur Zeit tatsächlich den Mobilfunk nutzenden Landbevölke-
rung ist aufgrund des mobilen Charakters dieses Anschlusses nicht verlässlich feststellbar. 

140 Vorausgesetzt, der Staat würde nicht in diesen Markt eingreifen, um durch Regulierung 
die Preise zwecks Erschwinglichkeit beeinflussen zu wollen. 

141 Die Abdeckung des Landesgebietes beträgt 95%, der Bevölkerung rund 99%. Vgl. 
Zwierzchowski (2001). 

142 Vgl. Zwierzchowski (2001). Zu WLL-Wireless Local Loop siehe auch Kapitel 1.1.5. 
143 Ein radiobasiertes Netz könnte vor allem filr Gebiete, in denen die Verlegung von Leitun-

gen technisch unmöglich oder erschwert bzw. ökonomisch nicht sinnvoll ist, eine Mög-
lichkeit des (alternativen) Teilnehmeranschlusses bieten. 

144 Vgl. Minister Gospodarki (2001). 
145 Vgl. Minister Gospodarki (2001), insbesondere §12 Abs.2 Pkt.3 und Anhang. Laut der 

Verordnung des Wirtschaftsministers (11.09.2001) soll ein solcher Einsatz des NMT-450-
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Laut der TP S.A. würde jedoch solch eine Nutzung des NMT-450 Netzes auf-
grund der beschränkten Übertragungskapazitäten lediglich den Anschluss von 
maximal 200 Tsd. neuen Teilnehmern ermöglichen.146 Es bleibt abzuwarten, ob, 
wann und in welchem Umfang dieses Netz fUr ländliche Einwohner den An-
schluss an das Telefonnetz mit sich bringen könnte und inwiefern dieses vermut-
lich geringe Ausmaß eine Verbesserung der ländlichen Versorgungssituation be-
deuten könnte. 

6.5 Fazit - Die Ortsnetz-"Dyopolisierung": Förderung der länd-
lichen Anschlussversorgung? 

Mit der Verstaatlichung des Telekommunikationssektors und der Vorgabe der 
Erschwinglichkeit der Preissetzung entschied der Staat zugunsten einer allokativ 
ineffizienten Lösung, die jedoch das Erreichen von sozial- und regionalpoliti-
schen sowie gesamtwirtschaftlichen Zielen ermöglichen sollte. Die folgende ab-
schließende Analyse ist insofern im Hinblick auf die bestmögliche Realisierung 
dieses normativen Ziels der Versorgung, nicht jedoch die wohlfahrtsökonomi-
sche Effizienz zu sehen. 

In Polen wurde zunächst die Monopollösung mit einem staatlichen Betreiber ge-
wählt. Diese Marktform sollte die Ausschöpfung der Skalenvorteile beim Netz-
aufbau aus einer Hand ermöglichen. Aufgrund der Versorgungsaufgabe konnte 
vom Betreiber keine Monopolpreissetzung bei Anschluss- und Grundgebühr an-
gewendet werden. Es kam zu indirekten Preisvorgaben des Staates, die sich in 
öffentlichen Texten lediglich als "erschwingliche Preissetzung" wiederfinden147 

und die erwünschte Anschlussverbreitung bewirken sollten.141 

Aufgrund der Monopolisierung des gesamten Sektors sollte der Betreiber 
(TP S.A.) die Möglichkeit bekommen, die bei Versorgung der unprofitablen, 
ländlichen Regionen entstehenden Defizite aus Gewinnen in anderen monopolis-
tischen Bereichen (profitable Kunden, Dienste u.a.) zu decken.149 Trotz dieser 
Quersubventionierungsmöglichkeit brachte die Monopollösung in Polen nicht 

Netzes hauptsächlich in Ortschaften mit bis zu 100 Tsd. Einwohnern erfolgen. In der Ver-
ordnung werden ebenfalls genaue Leistungsanforderungen an das analoge Mobilfunknetz 
gestellt, falls es als radiobasiertes Zugangsnetz verwendet werden sollte. 

146 Vgl. Zwierzchowski (2001). 
147 Siehe Kapitel 4.4.5. 
141 Da das Unternehmen zu der Zeit in staatlicher Hand war, kann davon ausgegangen wer-

den, dass auch in anderer, direkter Form staatlicher Einfluss auf die Preissetzung unter den 
Kosten geübt worden ist. 

149 Vgl. z.B. Schenk et al. ( 1996), S.128f. 
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den erwarteten Netzausbau ländlicher Gebiete, da der Monopolbetreiber die 
Menge der unprofitablen Anschlüsse stark einschränkte.150 

Als zweite Etappe in der Entwicklung des polnischen Telekommunikationssek-
tors kann die Einführung des sog. Betreiber-"Dyopols" auf Ortsnetzebene gese-
hen werden. 1s1 Durch diese lizenzierte Zulassung jeweils eines zweiten Betrei-
bers in jedem Gebiet entschied sich der Staat für eine technisch höchst ineffi-
ziente Lösung. Die technische (Skalen-) Ineffizienz beruht dabei auf den Kos-
tenmerkmalen der Ortsnetze. 

Aufgrund der fehlendenden Begleitmaßnahmen resultierte auch diese Lösung 
nicht in der erwarteten Verbesserung des Versorgungsgrades auf dem Land, was 
anhand der Diskrepanz zwischen den tatsächlichen Anschlusszahlen der neuen 
Betreiber und den vom Kommunikationsministerium erwarteten in Abb. 6-6 
dokumentiert werden konnte. 

Die relativ niedrigen Anschlusszahlen der privaten Betreiber müssen als Resul-
tat der tatsächlich verfolgten, staatlichen Liberalisierungspolitik gesehen wer-
den. Diese war in vielen Punkten mit dem Ziel bzw. Sinn der eingeschränkten 
Ortsnetzöffnung nicht vereinbar. Die neuen Betreiber wurden in ihrer Tätigkeit 
eingeschränkt und mit hohen Konzessionsgebühren belastet. Es wurde ihnen we-
der Schutz vor dem marktmächtigen Incumbent gewährleistet, noch konnten sie 
eigenwirtschaftlich anbieten. 152 Allein aufgrund der gegebenen Kostenstrukturen 
des Ortsnetzes als natürliches Monopol muss das Betreiber-"Dyopol" als eine in-
adäquate Marktstrukturvorgabe des Kommunikationsministeriums beurteilt wer-
den. Die Begleitmaßnahmen und die Form der Liberalisierung haben statt einer 
Förderung der Anschlussversorgung ländlicher Gebiete zum Gegenteil, nämlich 
zu starker Einschränkung der möglichen Investitionsumfänge geführt. 

Auf diese Weise haben weder die ursprüngliche Exklusivstellung des staatlichen 
Betreibers, noch das eingeführte "Dyopol" zum Erreichen des "erwünschten" 
Versorgungsgrades auf dem Land geführt: 

• Die erste Form aufgrund der fehlenden Sanktionierung der Anschlussvorga-
ben trotz geschützter Stellung des Betreibers und zahlreicher Sonderrechte; 

150 Siehe hierzu Kapitel 3.2.3 und 3.2.4. Oftmals wurde der langsame, nicht ausreichende 
Ausbau der ländlichen Regionen mit "technischer Unmöglichkeit" bzw. mit fehlenden Ka-
pazitäten begründet. Das damalige Kommunikationsministerium, noch als Eigentllmerver-
treter gegenüber der TP S.A., schien jedoch keine entsprechenden Mechanismen einsetzen 
zu können/wollen, um den Betreiber zur Versorgung von ländlichen Regionen zu bewegen 
bzw. zu zwingen. 

151 Zu Überlegungen bzgl. der Zwei-Betreiber-Lösung und ihres möglichen Dyopol-Charak-
ters siehe Kapitel 6.2. 

152 Zur staatlichen Liberalisierungspolitik und den Kostennachteilen der Newcomer siehe Ka-
pitel 6.1 und 6.3. 
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• die zweite Form aufgrund technischer Skalenineffizienz des gewählten Mo-
dells, der Schaffung von zusätzlichen Markteintrittsbarrieren (Konzessions-
gebühren) und fehlendem Schutz vor Machtmissbrauch seitens des Incum-
bents. 

Im Laufe der Zeit ist eine Fokussierung der Betreiber auf gewinnbringende Re-
gionen/Kundengruppen zu beobachten, womit eine bedeutende Verbesserung 
des Vorsorgungsgrades auf dem Land bei bestehenden Regulierungs- und 
Marktverhältnissen immer unwahrscheinlicher wird. Deshalb steht die polnische 
Telekommunikation zum heutigen Zeitpunkt nicht weniger vor dem Problem 
des Einsatzes entsprechender Maßnahmen zur Erfüllung der Universaldienst-
versorgung in ländlichen Ortsnetzen als zur Zeit der politischen Wende und der 
An:flinge der Telekommunikationsliberalisierung. 

In den Kapiteln 5.2 bis 5.5 wurden verschiedene Szenarien des Telekommunika-
tionsmarktes und unterschiedlicher Regulierungsumfänge auf Ortsnetzebene 
vorgestellt. Es wurde untersucht, welche dieser Alternativen am besten geeignet 
wäre, das normative Ziel der Anschlussmengenmaximierung auf dem Land zu 
erfüllen. Wie bereits in Kapitel 5.6 argumentiert wurde, kann davon ausgegan-
gen werden, dass bei den für ländliche Regionen gegebenen Kosten- und Nach-
fragemerkmalen das Erreichen des politisch erwünschten Versorgungsgrades 
mit Telefonanschlüssen des Einsatzes staatlicher Subventionen bedarf. Dies 
dürfte umso mehr auf Polens Situation zutreffen, weil bereits viele Jahre ohne 
ausreichende Verbesserung der Situation dieser Regionen vergangen sind und 
das Aufholen der Entwicklungsrückstände nun beschleunigt geschehen sollte. 

In Kapitel 5.6 wurde eine Empfehlung zum Einsatz von zielgerichteter Subven-
tionierung der Problemregionen (z.B. durch Universaldienstauktionen) ausge-
sprochen.153 Dies dürfte zum einen den schnelleren Ausbau der Netze in diesen 
Regionen fördern. Zum anderen könnten durch diese Abgrenzung der "profitab-
len" und "unprofitablen" Gebiete erstere von der Partizipation an der Kostende-
ckung letzterer losgelöst und damit die marktverzerrende Quersubventionierung 
aufgehoben werden. Auch eine Tarifrebalancierung in den "profitablen" Regio-
nen wäre damit möglich. Die marktverzerrende Wirkung von staatlicher Inter-
vention wäre durch den zielgerichteten Eingriff zudem auf ein Minimum ein-
geschränkt. 

Es muss davon ausgegangen werden, dass allokative Effizienz bei Anschlüssen 
auf dem Land allein aufgrund der expliziten oder impliziten Preisregulierung zu-
nächst nicht erreicht werden kann. Eine freie Preissetzung und Ausrichtung des 

153 Bei externer (staatlicher) Subventionierung müsste gleichz.eitig die Möglichkeit der Kon-
trolle und Sanktionierung der definierten Versorgungsvorgaben gewährleitet werden. Dies 
köMte durch vom Fortschritt der Versorgung abhängige Subventions7.llblungen erfolgen. 
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Versorgungsangebotes an der Nachfrage wilrde im Fall der ländlichen Regionen 
nicht zum Erreichen der erwünschten Anschlussversorgung führen. Damit wäre 
das sozial- und regionalpolitische sowie gesamtwirtschaftliche Ziel der Univer-
salversorgung der ländlichen Gebiete verfehlt. 

Setzt der Staat (bzw. die EU) die normative Vorgabe eines bestimmten Versor-
gungsgrades, so sollte zur Erfüllung dieser Vorgabe ein Mechanismus gewählt 
werden, der zielführend ist und gleichzeitig in geringstmöglichem Maße den 
Markt verzerrt. Die angesprochene Form der Versteigerung von Subventionen 
unter definierter Versorgungsaufgabe ist den anderen hier vorgestellten, insbe-
sondere den in Polen eingesetzten Formen offensichtlich überlegen, wobei als 
bedeutende Eigenschaften eines solchen Vorgehens vor allem die Kostenmini-
mierungsanreize und die daraus resultierende Tendenz zur Subventionsminimie-
rung anzusehen sind. Die Durchführung eines solchen Vorhabens würde aller-
dings gleichzeitig die Schaffung eines klaren rechtlichen Umfeldes sowie eine 
konsequente Umsetzung ihrer Aufgaben seitens der staatlichen Institutionen 
(z.B. URT) erfordem.154 

154 Vgl. Domisch (2001), S.391. 
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7 Schlussbetrachtung 

Der bevorstehende Beitritt Polens zur Europäischen Union sowie der sich auf-
grund technologischen Fortschritts verändernde Stellenwert der Telekommuni-
kation führt zu grundlegenden Veränderungen im polnischen Telekommunika-
tionssektor. Allein die Mitgliedsanwärterschaft begründet die Notwendigkeit 
einer kritischen Beurteilung des erreichten Entwicklungs- und Anpassungsstan-
des der polnischen Telekommunikation an die Bedingungen und Verhältnisse 
der Europäischen Union. Doch auch ohne den Beitrittsdruck ist die Entwicklung 
der Telekommunikation in Polen aufgrund ihres besonderen Stellenwerts in 
Wirtschaft und Gesellschaft und als unverzichtbarer Stützpfeiler der Wirtschaft 
von entscheidender Bedeutung für die regionale und nationale wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes. 

In der vorliegenden Arbeit wurden der Telekommunikationsmarkt allgemein 
und insbesondere die polnische Telekommunikation in vielerlei Hinsicht präsen-
tiert und untersucht. Es wurde auf die Bedeutung des Bestehens einer funktio-
nierenden modernen Telekommunikationsinfrastruktur eingegangen, die eine 
conditio sine qua non der weiteren Entwicklung von Volkswirtschaften und ins-
besondere der Wettbewerbsentwicklung auf den liberalisierten Telekommunika-
tionsmärkten darstellt. Besondere Aufmerksamkeit wurde dabei der Ortsnetz-
ebene gewidmet, da sie einerseits als einzige Kundenanbindung (Zugang zum 
Netzabschlusspunkt) die Bedingung für Wettbewerb auf dem nachgelagerten 
Dienstemarkt darstellt und andererseits aufgrund ihrer technisch bedingten be-
sonderen ökonomischen Merkmale nicht dupliziert werden kann bzw. sollte.1 

Aufgrund des besonderen Stellenwerts dieses Netzteils wurden in Kapitel 1 die 
bestehenden bzw. potentiellen Substitutionsmöglichkeiten der Teilnehmeran-
schlussleitungen, darunter leitungsgebundene (Kabel-TV-Netze und Stromnetze) 
und funkgestützte Technologien (WLL, GSM-Mobilfunk) diskutiert. Die tat-
sächlichen technischen Substitutionsmöglichkeiten der bestehenden Ortsnetzlei-
tungen oder die zum Aufbau neuer Ortsnetze verwendbaren alternativen Tech-
nologien sind jedoch zur Zeit nur beschränkt vorhanden. Das traditionelle Tele-
kommunikationsnetz behält weiterhin seine dominante Stellung in bezug auf 
Sprach- und vor allem Datenübertragung. Technologische Neuerungen wiede-
rum steigern die Leistungsflihigkeit und erweitern die Nutzungsmöglichkeiten 
des bestehenden Netzes. 

1 Aufgrund dieser Charakteristika und der Bedeutung der T AL's sowie der fortschreitenden 
Liberalisierung der Telekommunikation widmet die EU der Ortsnetzebene besondere Auf-
merksamkeit und schreibt die Nutzungsmöglichkeit der bestehenden Teilnehmeran-
schlussleitungen fUr andere Unternehmen als die Netzbetreiber vor (Entbündelung). 
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Um die Problematik des Auf- und Ausbaus der leitungsgebundenen Infrastruktu-
ren, insbesondere dabei der Ortsnetzebene, in den sich entwickelnden Telekom-
munikationssektoren zu verdeutlichen, wurden in Kapitel 2 die besonderen öko-
nomischen und die sie bedingenden technischen Merkmale von Telekommuni-
kationsnetzen präsentiert, die gleichzeitig auf das Regulierungsumfeld der Tele-
kommunikation Einfluss nehmen. Die dort dargestellten ausgeprägten Skalen-
vorteile (Dichte- und Verbundvorteile sowie horizontale economies of scale), die 
dem Ortsnetz die natürliche Monopoleigenschaft verleihen, bewirken in Kombi-
nation mit hoher Irreversibilität der Investitionen die Resistenz der Monopolisie-
rung dieser Netzebene. Gleichzeitig nimmt der technologische Fortschritt gro-
ßen Einfluss sowohl auf die Bereitstellungskosten der Netze wie auf die Nach-
frage nach Telekommunikationsdienstleistungen. Bei hoher Irreversibilität so-
wie der typischen Langlebigkeit der Infrastrukturen steigert er das wirtschaftli-
che Risiko der Investitionen. Ein wichtiges Merkmal stellen in der Telekommu-
nikation ebenfalls positive externe Effekte dar, die aufgrund der Erweiterung der 
Netzkapazitäten i.S. von Teilnehmerzahlen zu einem Anstieg des Netznutzens 
für alle Teilnehmer führen. 

Dieses Merkmalsprofil, das insbesondere auf das Ortsnetz zutrifft, führte dazu, 
dass weithin Marktversagen im Telekommunikationssektor antizipiert wurde 
und dieses in der Folge als hinreichende Bedingung für die staatliche Bereitstel-
lung ausgegeben wurde. Dabei wurde nicht berücksichtigt, dass Marktversagen 
zwar eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für eine Staatsinter-
vention darstellt - diese wäre allein dann gegeben, wenn das diagnostizierte 
Marktversagen wohlfahrtsmäßig größer wäre als das bei der Staatsintervention 
zu erwartende Staatsversagen. Die real ablaufenden Prozesse zeigen aber das 
Gegenteil: der nach Jahren der Sektorverstaatlichung einsetzende weltweite Li-
beralisierungstrend deutet auf komparativ höheres staatliches Versagen in die-
sem Bereich in der Vergangenheit hin, da der Staat als Netzbereitsteller in ver-
schiedener Hinsicht die zu erreichenden Ziele verfehlt hat. 

Das Versagen des staatlichen, institutionell gesicherten Betreibers im Hinblick 
auf die Gewährleistung einer flächendeckenden Versorgung mit Telefonan-
schlüssen wird insbesondere in Polen sichtbar. In Kapitel 3 wurde die Situation 
der polnischen Telekommunikation zunächst im internationalem Vergleich ana-
lysiert, was ein deutliches Bild des Entwicklungsverzuges des nationalen Tele-
kommunikationsnetzes im Vergleich zu ausgewählten industrialisierten Ländern 
sowie drei weiteren EU-Beitrittskandidaten (Ungarn, Tschechien, Slowakei) er-
gab. Trotz der sichtbar werdenden enormen Bemühungen Polens, die Altlasten 
der jahrzehntelangen sozialistischen Wirtschaftspolitik im Bereich der Telekom-
munikation abzuschütteln, wurde der Rückstand im Bereich der flächendecken-
den Versorgung mit Telefonanschlüssen nach über einer Dekade seit der politi-
schen Wende von 1989 zwar verringert, Polen bleibt jedoch weiterhin bedeutend 
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hinter dem Entwicklungsstand der industrialisierten Länder sowie der drei an-
deren Beitrittskandidaten zurück. Polens Performance der letzten Jahre muss un-
ter diesem Aspekt als nicht ausreichend beurteilt werden. 

Die anschließende regionale Aufgliederung hob zusätzlich die Ungleichmäßig-
keit der Anschlussversorgung hervor, die sowohl zwischen verschiedenen Re-
gionen sichtbar wurde, aber auch gravierende Versorgungsdiskrepanzen zwi-
schen städtischen und ländlichen Gebieten zulasten letzterer offenbarte. Auf 
dieser Grundlage kristallisierte sich als bedeutendes Problem die Unterversor-
gung mit Telefonanschlüssen in Polens ländlichen Regionen heraus, das die 
national niedrige Penetrationsrate mit Anschlüssen mitbegründet. Um die Hin-
tergründe dieses Problems zu beleuchten, wurden im dritten Teil des Kapitels 
die polnischen Telekommunikationsbetreiber, darunter der ehemalige staatliche 
Betreiber, inklusive ihrer wichtigsten Unternehmensdaten vorgestellt, und es 
wurden die Auswirkungen des polenspezifischen Liberalisierungsbeginns auf 
der Ortsnetzebene auf den Markt und die Betreiber herausgearbeitet. Diese unty-
pische Vorgehensweise bei der Öffnung des Marktes resultierte in einer Vielzahl 
kleiner regionaler Betreiberunternehmen und wurde eingehender in Kapitel 6 
analysiert. Das skizzierte Bild legt die schlechte Unternehmenssituation der 
meisten privaten Betreiber offen, die sich neben der wachsenden Verschuldung 
ebenfalls in den, im Vergleich zu den Plänen und Erwartungen des Kommunika-
tionsministeriums, niedrigen Anschlusszahlen widerspiegelt. Diese sich ver-
schlechternde Kondition der Unternehmen ist sowohl als Resultat des damaligen 
Rechtsrahmens und der angewandten Newcomer-unfreundlichen staatlichen Te-
lekommunikationspolitik, als auch des damit stillschweigend unterstützten 
Machtmissbrauchs seitens der TP S.A. zu sehen. Anhand der kurz skizzierten 
Fernnetzliberalisierung und ihres problematischen Verlaufs konnte die auch in 
anderen Telekommunikationsbereichen allgegenwärtige wettbewerbsbehindern-
de Vorgehensweise des lncumbents sowie der staatlichen Institutionen zusätz-
lich nachgewiesen werden. 

Abschließend wurde in Kapitel 3 die äußerst dynamische Entwicklung des pol-
nischen Mobilfunkmarktes dargestellt, dessen Teilnehmerzahlen bereits im Jahr 
2002 die Anzahl der Festnetzanschlüsse übersteigen sollten. Die weite Verbrei-
tung des Mobilfunks in Polen könnte bei einer Verbesserung der Leistungsmerk-
male und der zu erwartenden weitgehenden Preissenkungen den Mobilfunkan-
schluss zu einem vollwertigen Substitut des Festnetzanschlusses werden lassen. 
Dies böte vor allem für den nicht durch das Festnetz flächendeckend ange-
schlossenen polnischen (ländlichen) Markt die Möglichkeit, den entstandenen 
Entwicklungsverzug mit niedrigeren Kosten und in kurzer Zeit zu überwinden. 

Der Grad der Anpassung der polnischen Rechtsvorschriften an den acquis com-
munautaire wurde in Kapitel 4 behandelt. Die Telekommunikationsvorschriften 
bilden einerseits die Grundlage und die Rahmenbedingungen der Veränderung 
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und Entwicklung der polnischen Telekommunikation und dienen andererseits 
während der Beitrittsverhandlungen sowie im Zuge der Beurteilung der Anpas-
sungsfortschritte durch die EU als Teil des Beurteilungsmaßstabes. 

Wie die Analyse der Angleichung des polnischen Rechtsrahmens ergeben hat, 
ist mit der Verabschiedung des neuen Telekommunikationsgesetzes ein bedeu-
tender Schritt in Richtung der Unionsforderungen gemacht worden. Gleichzeitig 
wirkt sich das Fehlen zahlreicher ausführender Vorschriften besonders erschwe-
rend auf die Marktdynamik aus, die die Umsetzung des Telekommunikationsge-
setzes, also die Verfeinerung des rechtlichen "Gerüsts" ermöglichen würden. 
Der polnische Gesetzgeber lässt sich beim Entwurf dieser ausführenden Rechts-
akte jedoch viel Zeit, was bereits dynamische Entwicklungsprozesse auf dem re-
gionalen und nationalen Telekommunikationsmarkt unnötig erschwert hat und 
weiterhin erschweren könnte. Hierzu sei unter anderem auf die rechtlich unvor-
bereitete Fernnetzliberalisierung, die geplatzte UMTS-Versteigerung sowie 
zahlreiche andere Probleme verwiesen, die in den Kapiteln 3 und 6 diskutiert 
wurden. 

Darüber hinaus wird der äußerst wichtige Bereich der Entbündelung der Teil-
nehmeranschlussleitung im Telekommunikationsgesetz gänzlich ausgelassen. 
Weitere Bereiche wie z.B. die Netzzusammenschaltung oder die Finanzierung 
des Universaldienstes, die vor allem für den unterversorgten Markt Polens mit 
vielen Betreiberuntemehmen relevant sind, werden nicht in ausreichendem 
Maße im Gesetz präzisiert; auch hierzu fehlen entsprechende Verordnungen. 

Eine Chance für die Entwicklung des Telekommunikationsmarktes stellt die neu 
gegründete Regulierungsbehörde (URT) dar, falls es ihr gelingt, den gestellten 
Anforderungen bzgl. Unabhängigkeit und Wettbewerbsförderung gerecht zu 
werden. Doch auch ihre Möglichkeiten zur Förderung der Telekommunikations-
liberalisierung hängen von dem ihrer Tätigkeit zugrundeliegenden Rechtsrah-
men ab, der in nächster Zeit vervollständigt und wettbewerbsfreundlicher gestal-
tet werden sollte. 

In Kapitel S wurden im Hinblick auf das als spezifisch polnisch identifizierte 
Problem der Unterversorgung mit Anschlüssen auf dem Land unterschiedliche 
Marktstrukturen und Umfänge des möglichen Regulierungseingriffs auf ihre an-
schlussfördemden Auswirkungen in ländlichen Gebieten untersucht. Die Sicher-
stellung einer ausreichenden Versorgung der ländlichen Bevölkerung wurde da-
bei als normative Universaldienstvorgabe zugrunde gelegt. 

Von der Anwendung des Inkrementalkostenansatzes bei der Untersuchung, die 
mit den Vorgaben der Europäischen Union konform wäre, wurde nach einer 
Vorstellung dieses Ansatzes abgesehen, da die Inkrementalkosten unter den ge-
troffenen Annahmen den Totalkosten bzw. die langfristigen inkrementellen 
Durchschnittskosten den LOK entsprechen. Der Inkrementalkostenansatz dient 
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dem Zweck, lediglich die zusätzlichen Kosten des Auf- und Ausbaus von Net-
zen bzw. Netzteilen zu berücksichtigen. Auf diese Weise können diese Kosten 
von der sonstigen Tätigkeit des Unternehmens getrennt kalkuliert werden. Da in 
der vorliegenden Untersuchung auf ganzen Ortsnetzen basiert wurde, die eigen-
wirtschaftlich aufgebaut werden sollten und alle Kosten des Ortsnetzaufbaus 
miteinbezogen wurden sowie die Existenz von Gemeinkosten ausgeschlossen 
wurde, schien die übliche Kategorie der TK und LOK für die Analyse besser ge-
eignet zu sein. 

Bei der Untersuchung wurde als wichtige Bedingung der Versorgung ländlicher 
Gebiete die Notwendigkeit der externen Subventionierung dieser Anschlüsse de-
finiert. Diese Notwendigkeit resultiert aus den Kosten- und Erlösmerkmalen 
ländlicher Ortsnetze, berücksichtigt die Versorgungsziele und soll die (durch die 
Subventionierung indirekte) "Eigenwirtschaftlichkeit" der Betreiberunternehmen 
gewährleisten. Die besondere Problematik der ländlichen Gebiete, die durch 
eine geringe Anschlussversorgungsdichte gekennzeichnet sind, liegt in den ho-
hen Investitionskosten, die meist in keinerlei Verhältnis zu den erwarteten zu-
sätzlichen Erlösen aus diesen Anschlüssen stehen, begründet. Um der ländlichen 
Bevölkerung unter den Bedingungen des Universaldienstes (u.a. erschwinglicher 
Preis) aber Telefonanschlüsse zur Verfügung zu stellen, bedarf es staatlicher In-
terventionen, da kommerziell bereitgestellte kostendeckende Anschlüsse nicht 
zur erwünschten Versorgung dieser Regionen führen können. 

Untersucht wurden die Szenarien des regulierungsfreien Marktes, der Preisregu-
lierung in bezug auf die Bereitstellungsgebühren, der Mengenregulierung in 
Form von Universaldienstauktionen, d.h. der Versteigerung von Subventionszu-
sagen bei definierter Versorgungsmenge, sowie der Exklusivlizenzierung mit 
Versorgungsgradverpflichtung. Es wurde nach einem Modell gesucht, das 
gleichzeitig die Versorgung sicherstellt sowie Kostenminimierungsanreize setzt 
und somit den Umfang der nötigen staatlichen Intervention und die entstehende 
Marktverzerrung minimiert. Als geeignete Modelle, um die Anschlussmengen 
zu maximieren, wurden dabei die Preisregulierung mit externer Subventionie-
rung des Anschlussdefizits sowie die Universaldienstauktion herausgearbeitet. 

Von den beiden ausgewählten Modellen erfüllt das Verfahren der Universal-
dienstauktion (Versteigerung des Subventionsumfangs) die gesetzten Ziele und 
Bedingungen am besten und erleichtert gleichzeitig die Sanktionsmöglichkeiten 
des Regulierers. Darüber hinaus ermöglicht es eine an den regional differieren-
den Anschlusskosten ausgerichtete Behandlung der Versorgung, bei der andere 
Regionen (oder Teile von Regionen) unbeeinflusst bleiben können. Auch das 
dem Universaldienst entstammende Prinzip der Tarifeinheit im Raum kann vom 
Regulierer weiterhin umgesetzt werden, da sich die regional differierenden tat-
sächlichen Anschlusskosten lediglich in dem regional ersteigerten Subventions-
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umfang niederschlagen und damit auf die Versorgung anderer Regionen keinen 
Einfluss haben. 

Kapitel 6 widmet sich abschließend der Analyse der bisherigen polnischen 
Marktstruktur sowie des polnischen Regulierungsrahmens. In diesem Kapitel 
wurde unter Beachtung der zuvor diskutierten ökonomischen und technischen 
Merkmale von Anschlussnetzen, der in Polen vorzufindenden Marktsituation 
sowie der polnischen Rechtsvorschriften versucht, das Misslingen der flächen-
deckenden Versorgung im Hinblick auf die Anschlusssituation ländlicher Gebie-
te zu analysieren. 

Aufgrund der von Polen gewählten Methode der Einführung jeweils eines zwei-
ten privaten Betreibers in jeder Region wurde häufig von einer Dyopolisierung 
der polnischen Ortsnetze gesprochen. Aufgrund der besonderen technisch-öko-
nomischen Merkmale von Ortsnetzen und eines deshalb nicht zwingend aus der 
Zwei-Betreiber-Lösung entstehenden Dyopols wird auf den Bestand und die 
ökonomische Bedeutung eines Ortsnetz-Dyopols eingegangen. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung sind unter mehreren Aspekten zu interpretieren. 

Zum ersten kann eine solche Vorgehensweise zu einem Dyopol oder aber zu ei-
nem Nebeneinander zweier Monopolisten im Ortsnetz führen. Bei dieser Unter-
scheidung ist das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von duplizierten 
Netzteilen von entscheidender Bedeutung. Zum zweiten muss zwischen ver-
schiedenen Zeitpunkten des Netzaus- bzw. -aufbaus unterschieden werden, de-
ren Aufeinanderfolge die Marktstruktur verändern kann. Die in Abb. 6-1 darge-
stellten Formen können meist in gemischter Form in Ortsnetzen vorgefunden 
werden. Zum dritten führt die in Polen gewählte Methode aufgrund der natürli-
chen Monopoleigenschaft des Ortsnetzes einerseits zur technischen (Skalen-) In-
effizienz der Anschlussversorgung der jeweiligen Region, sobald mehr als ein 
Betreiber den Markt bedient; andererseits weist der Betreiber mit der geringeren 
Versorgungsmenge Kostennachteile auf, was unter anderem in einer nicht kos-
tendeckenden Preissetzung und entstehenden Defiziten resultiert. 

Zusätzlich zu dieser höchst ineffizienten Lösung, die meist die privaten Betrei-
ber aufgrund der geringeren Möglichkeit auszuschöpfbarer Skalenvorteile be-
nachteiligte, begleiteten diesen Liberalisierungsabschnitt in Polen weitere Maß-
nahmen, die die Position der Newcomer darüber hinaus verschlechterten. Er-
wähnt seien hier nur die Einschränkung der Gebiete (maximal eine Woivod-
schaft unter anfänglichem Ausschluss der Großstädte) sowie der Dienste, die 
von den Newcomern angeboten werden durften, und die Höhe der zu entrichten-
den Konzessionsgebühr, welche die ohnehin vorhandenen Kostennachteile die-
ser Unternehmen verstärkte. Gleichzeitig wurden die neuen Betreiber in keiner 
Weise vor Machtmissbrauch des lncumbents geschützt und letzterer ihnen ge-
genüber von staatlicher Seite weiterhin favorisiert. 
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Die in Polen gewählte Liberalisierungsprozedur wirft zahlreiche Probleme auf, 
die mit dem angeblichen Ziel und der Art der Umsetzung des Liberalisierungs-
projekts sowie mit dem lückenhaften Rechtsrahmen des Prozesses zusammen-
hängen. Die Zielanalyse lässt zumindest die Schlussfolgerung zu, dass der An-
stoß zur Liberalisierung vom Fortschrittswillen sowie dem Willen nach Verbes-
serung der Flächendeckung geprägt war. Im Zeitablauf war die geplante Vorge-
hensweise jedoch nicht mit den hinzukommenden bzw. sich verändernden 
Regierungsinteressen vereinbar und fiel damit diesen zum Opfer. Die Interessen 
der TP S.A., die anfänglich mit den Regierungsinteressen gleichgesetzt werden 
dürften, traten im Verlauf der Liberalisierung des Marktes und der Privatisie-
rung des Unternehmens nicht zurück, sondern wurden direkt und indirekt wei-
terhin von staatlicher Seite unterstützt, was zum Großteil auf die bestehenden 
personellen Verflechtungen zurückzuführen ist. 

Mit der angewandten Marktregulierung wurde der ursprüngliche Liberalisie-
rungsgedanke den aktuellen Bedürfnissen (und Plänen) des Staates und nicht 
denen des Marktes, der Betreiber und der Endnutzer untergeordnet und somit 
der tatsächliche Liberalisierungsprozess "geopfert". Neben der mit dem Ziel der 
Liberalisierung in Konflikt stehenden faktischen Vorgehensweise der staatlichen 
Institutionen ist die Wahl der polnischen Zwei-Betreiberlösung mit den gegebe-
nen, technikabhängigen ökonomischen Ortsnetzmerkmalen ohnehin nicht nach-
vollziehbar. Diese technisch und ökonomisch höchst ineffiziente Lösung hat im 
Zusammenspiel mit der faktisch verfolgten Telekommunikationspolitik im na-
tionalen Rahmen zu keiner wesentlichen Verbesserung der Anschlusssituation 
ländlicher Gebiete geführt. Zusätzlich hat sie die Unternehmenslage der neu zu-
gelassenen privaten Betreiber erheblich belastet. 

Der EU-Beitritt Polens rückt schnell näher. Die Vorbereitungen darauf sind je-
doch im Bereich der Telekommunikation bisher erst auf der rechtlichen Ebene 
weitgehend (wenn auch noch nicht ausreichend) erfolgt. Immer noch nicht ge-
währleistet ist das entsprechende Entwicklungsniveau des Telekommunikations-
marktes im Sinne der flächendeckenden Versorgung mit Anschlüssen. Als Bei-
trittskandidat und auch aus Eigeninteresse muss Polen jedoch auch dieses Krite-
rium erfüllen, also der Unionsforderung nach flächendeckender Universaldienst-
versorgung nachkommen, wenn es dem Wettbewerb in der Europäischen Union 
gewachsen sein will. 

Die Anschlussversorgung der ländlichen Regionen stellt dabei aufgrund ihrer 
spezifischen Kosten- und Erlösmerkmale ein besonderes Problemfeld dar und 
ihre kommerzielle Ausdehnung kann unter den gegebenen Bedingungen weit-
gehend ausgeschlossen werden. Da sie jedoch ein wichtiges Ziel der Unionspoli-
tik bildet, muss sie bei nicht vorhandener Möglichkeit der Bereitstellung im 
Wettbewerb staatlicher Förderung sowie Kontrolle unterliegen. 
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In Bereich der Anschlussabdeckung ländlicher Regionen weist Polen 12 Jahre 
nach der politischen Wende und aufgrund partiell ziel- und konzeptionsloser 
Telekommunikationspolitik enorme Versorgungsdefizite auf. Um diese endlich 
überwinden zu können, sollte dieser Problembereich von nun an eines der wich-
tigsten Regulierungsziele in der polnischen Telekommunikation darstellen. Dazu 
bedarf es jedoch nicht nur eines verlässlichen, klaren und vollständigen recht-
lichen Rahmens, sondern vor allem seiner zielstrebigen und zügigen Umsetzung 
seitens der zuständigen Institutionen, deren Augenmerk auf die Entwicklung des 
Netzes und des Wettbewerbs gerichtet sein sollte. Wie die vergangenen Jahre 
gezeigt haben, ist dabei die konsequente Abschirmung der Handlungen der 
zuständigen Institutionen (z.B. der URT), aber auch des gesamten Telekommu-
nikationsmarktes von den politischen Einflüssen einzelner Interessengruppen, 
seien sie nun staatlicher oder privater Art, von größter Wichtigkeit. Sollen diese 
klar definierten Ziele nun ohne weitere Verzögerung erreicht werden, dürfen sie 
nicht wieder von partikularen Interessen beeinflusst und ihnen untergeordnet 
werden. 

Wird keine solche institutionelle und prozessuale Umsteuerung der Telekommu-
nikationspolitik vorgenommen und sich die Versorgungssituation nicht massiv 
verbessern, so droht Polen in der Gruppe der Beitrittskandidaten trotz der zwei-
felsohne erreichten Entwicklungserfolge die Rolle des Schlusslichts zu behalten. 
Nach dem Beitritt könnte dies der Zuordnung zur wirtschaftlichen Peripherie der 
Europäischen Union gleichkommen mit allen möglicherweise negativen Folgen 
hinsichtlich der Behandlung durch die EU-Institutionen - eine Rolle, welche 
Polen wohl kaum anstreben und aus eigenen Kräften verhindern sollte. 
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